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Präambel

Deutschlands Zukunft gestalten

Die Koalition aus CDU, CSU und SPD will dafür Sorge 
tragen, dass die Grundlagen für unseren Wohlstand und 
den Zusammenhalt gesichert und ausgebaut werden. 
Wir wollen, dass alle Menschen in Deutschland – Kin-
der, Frauen und Männer, Junge und Alte, in Ost und 
West – ein gutes Leben führen können und unser Land 
auf seinem guten Weg weiter vorankommt. 

Deutschland hat sich in den letzten Jahren wirtschaft-
lich so gut entwickelt wie kaum ein anderer Staat in Eu-
ropa. Die Wirtschaft geht in das fünfte Wachstumsjahr 
in Folge, die Beschäftigung liegt auf Rekordniveau, die 
Einnahmen von Staat und Sozialversicherungen sind 
gestiegen und haben die öffentlichen Finanzen spürbar 
entspannt, die Neuverschuldung im Bund konnte fast 
auf null reduziert werden. Deutschland ist in guter Ver-
fassung – auch dank einer gezielten Reformpolitik in der 
Vergangenheit. Unser Land konnte auf die internationa-
le Finanzmarktkrise und den darauf folgenden Konjunk-
tureinbruch sowie die Schuldenkrise in Europa entschie-
den reagieren. Die Politik hat dabei die Rahmenbedin-
gungen geschaffen, die die Menschen in Deutschland 
entschlossen genutzt haben. Die Tarifpartner haben 
durch verantwortungsvolles Handeln Arbeitsplätze gesi-
chert. Gemeinsam haben wir es geschafft, dass unser 
Land gestärkt aus der Krise herausgekommen ist. Das 
ist Grund für Zuversicht.

Nicht alle Menschen haben jedoch an dieser positiven 
Entwicklung teilhaben können. Mit unsicheren Beschäf-
tigungsverhältnissen und Einkommen, die nicht zum Le-
ben reichen, mit der sich nur langsam schließenden 
Schere der Einkommensungleichheit sowie mit der gro-
ßen Zahl von Familien und älteren Menschen, die nicht 
ohne Grundsicherung auskommen, finden wir uns nicht 
ab. Das gilt auch für die zu geringe Zahl von Frauen in 
Führungspositionen und den Lohnabstand zwischen 
Frauen und Männern. Bildungs- und Zukunftschancen 
junger Menschen dürfen nicht mehr von ihrer sozialen 
Herkunft abhängen. Steigende Energiepreise dürfen 
weder private Haushalte noch Unternehmen überfor-
dern. All das ist ein Grund für politische Anstrengungen.

Wir wollen in den nächsten Jahren die guten Entwick-
lungen fortführen und Missstände überwinden. In vier 
Jahren soll unser Land noch besser dastehen als heute. 
Diese Aufgabe ist groß. Unsere exportorientierte Wirt-
schaft ist auf vielfältige Weise international verflochten 

und steht im Wettbewerb mit anderen Industrieländern 
sowie einer wachsenden Zahl dynamisch, aufstreben-
der Volkswirtschaften in den Schwellenländern. Globale 
Ungleichgewichte, Klimawandel und der Verbrauch 
knapper Ressourcen erfordern ein neues, nachhaltiges 
Wohlstandsmodell. Die Weltwirtschaft erholt sich nur 
langsam von den Folgen der großen Finanzkrise. Jeder 
Erfolg muss hart erarbeitet werden. Die europäische 
Schuldenkrise ist noch nicht überwunden und fordert 
auch in den kommenden Jahren Anstrengungen von 
uns.

Gleichzeitig stehen wir mit dem demografischen Wan-
del, dem Fachkräftemangel und der fortschreitenden Di-
gitalisierung unseres Lebens vor neuen tiefgreifenden 
Herausforderungen. Von hundert Menschen auf der 
Welt lebt nur einer in Deutschland, unsere Bevölkerung 
ist die älteste in Europa und unsere Gesellschaft wird 
vielfältiger, weil der Anteil der Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte wächst. Das Internet und digitale Tech-
nologien verändern nicht nur unseren Alltag, sondern 
führen auch in Wirtschaft und Arbeitswelt zu umwälzen-
den Veränderungen. Nach der Erfindung der Dampfma-
schine, der Industrialisierung und dem Start des Com-
puterzeitalters, sind wir jetzt mit dem „Internet der Din-
ge“ schon mitten in der vierten industriellen Revolution. 
Wir wollen die damit verbundenen Chancen nutzen, um 
den Menschen in unserem Land gute Perspektiven zu 
eröffnen.

Die Soziale Marktwirtschaft ist ein wesentlicher Teil un-
serer freiheitlichen, offenen und solidarischen Gesell-
schaft. Mit ihr haben wir einen bewährten Kompass, der 
Wohlstand und Vollbeschäftigung ermöglicht und zu-
gleich den sozialen Ausgleich und den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt in unserem Land festigt. Wir wollen 
die Soziale Marktwirtschaft stärken, ihre Prinzipien in 
Europa und darüber hinaus verankern und die Rahmen-
bedingungen so gestalten, dass unser Land allen Men-
schen faire Chancen auf eine gute Zukunft eröffnet. Da-
zu wollen wir: 

Neuverschuldung stoppen  
und Schuldenstandsquote senken

Solide Finanzen mit ausgeglichenen Haushalten sind für 
uns unerlässlich. Die Neuverschuldung wollen wir dau-
erhaft stoppen, die Schuldenstandsquote senken und 
dabei die Investitionskraft von Bund, Ländern und Kom-
munen sicherstellen. Nur so werden wir unserer Verant-
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wortung gegenüber unseren Kindern und Enkeln ge-
recht. Wir sind uns einig, dass die Bekämpfung von 
Steuerhinterziehung, ein wirksamer Steuervollzug und 
die konsequente Einhaltung der Schuldenbremse für die 
Sicherung der Einnahmen und der Handlungsfähigkeit 
des Staates unerlässlich sind. Mit einer soliden und ge-
rechten Haushaltspolitik schaffen wir auch weiter die 
Voraussetzungen für eine stabile Währung, für Wachs-
tum und sichere Arbeitsplätze. 

Wettbewerbsfähigkeit stärken  
und Investitionen erhöhen

Wir sehen Deutschlands Chancen in einer mittelstän-
disch geprägten und international wettbewerbsfähigen 
Wirtschaft, deren Kern auch weiterhin eine moderne, 
dynamische Industrie ist. Unser Land braucht Export-
stärke und eine von Investitionen und Kaufkraft getrage-
ne wirtschaftliche Entwicklung. Wir wollen verlässliche 
Rahmenbedingungen schaffen, damit die Innovations-
kraft und die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft 
gestärkt wird und sie mit gut qualifizierten Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern hochwertige Produkte 
und Dienstleistungen entwickeln und anbieten kann. Es 
ist uns gelungen, die Lohnzusatzkosten unter 40 Pro-
zent zu halten.

Regeln für die Finanzmärkte –  
Schutz für Steuerzahler und Sparer

Unser Grundsatz heißt: „Kein Finanzmarkt, kein Finanz-
produkt, kein Finanzmarktakteur ohne Aufsicht“. Wer 
große Risiken eingeht, muss auch die Haftung überneh-
men – das sind die Spielregeln der Sozialen Marktwirt-
schaft. Wir wollen daher die vorrangige Haftung von Ei-
gentümern und Gläubigern der Banken. Das besondere 
deutsche Modell mit Sparkassen, Genossenschaftsban-
ken und Privatbanken hat in der Finanzkrise zur Stabili-
tät beigetragen. Wir wollen es sichern. Die Einführung 
einer Finanztransaktionssteuer auf europäischer Ebene 
stärkt die Beteiligung des Finanzsektors an den Kosten 
der Krise und an den Zukunftsaufgaben von Wachstum 
und Beschäftigung.

Mindestlohn einführen, Missbrauch  
von Werkverträgen und Leiharbeit 
verhinder n

Wir wollen: gute Arbeit für alle – sicher und gut bezahlt. 
Dazu setzen wir auf den Ideenreichtum und die Tatkraft 

der Menschen in unserem Land. Wir vertrauen auf ver-
antwortungsbewusste und risikobereite Unternehmerin-
nen und Unternehmer und auf gut ausgebildete, leis-
tungsstarke Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Mit 
einer klugen Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik wollen 
wir die Rahmenbedingungen für ein gutes Investitions-
klima, für sichere und gute Arbeit mit einer fairen Be-
zahlung und für eine starke Sozialpartnerschaft von Ar-
beitgebern und Gewerkschaften schaffen. Mit einem ge-
setzlichen Mindestlohn und allgemein verbindlichen Ta-
rifverträgen sorgen wir für faire Löhne. Tarifautonomie, 
Tarifeinheit und Mitbestimmung sind für uns ein hohes 
Gut. Den Missbrauch von Werkverträgen und Leiharbeit 
werden wir verhindern. 

Chancengerechtigkeit durch Bildung 
 stärken

Bildung, Wissenschaft und Forschung sind Kernanlie-
gen der Koalition. Sie sind die Grundlage, um Teilhabe, 
Integration und Bildungsgerechtigkeit zu verwirklichen 
und unseren Wohlstand auch für künftige Generationen 
zu erhalten. Deshalb wollen wir die Mittel für Bildung im 
Zusammenwirken von Bund und Ländern nochmals er-
höhen. Ausbau und Qualität von Kitas und Ganztags-
schulen verbessern den Bildungserfolg der Kinder. Für 
Forschungsinvestitionen werden wir drei Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts bereitstellen. Wir wollen, dass die 
Ergebnisse unserer Forschungsanstrengungen in 
Deutschland und Europa neuen Wohlstand schaffen. 
Dafür wollen wir ein technikfreundliches Land bleiben, 
das Ja sagt zu neuen Ideen und Innovationen und ver-
antwortungsvoll mit Risiken umgeht.

Standortvorteil Infrastruktur  
mit mehr Investitionen stärken

Eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur ist die Grund-
lage für die Wettbewerbsfähigkeit unserer Volkswirt-
schaft. Deshalb werden wir besondere Anstrengungen 
unternehmen, um zusätzliche Ausgaben für eine moder-
ne, sichere und leistungsstarke Verkehrsinfrastruktur 
auf den Weg zu bringen. Damit wollen wir Straßen, Bah-
nen und Wasserwege erhalten und, wo nötig, ausbauen. 
Diesem Ziel dient auch eine Ausweitung der LKW-Maut 
sowie eine europarechtskonforme PKW-Maut, mit der 
wir Halter von nicht in Deutschland zugelassenen PKW 
an der Finanzierung zusätzlicher Ausgaben für das Au-
tobahnnetz beteiligen wollen, ohne im Inland zugelasse-
ne Fahrzeuge höher als heute zu belasten.
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Energiewende voranbringen – 
 Wirtschaftsstandort sichern

Für die Lebensqualität heutiger und zukünftiger Genera-
tionen sowie für den wirtschaftlichen Erfolg unseres 
Landes ist die Energiewende eine der größten Heraus-
forderungen. Sie schützt Umwelt und Klima, macht uns 
unabhängiger von Importen und sichert Arbeitsplätze 
und Wertschöpfung in Deutschland. Wir wollen sie zu 
einer Erfolgsgeschichte machen und Deutschland zu ei-
nem der modernsten Energiestandorte der Welt entwi-
ckeln. Wir wollen bei ihrer Umsetzung Bezahlbarkeit, 
Versorgungssicherheit und Umweltverträglichkeit mitei-
nander in Einklang bringen und die wirtschaftliche 
Wettbewerbs fähigkeit sichern. Dazu werden wir zügig 
das Erneuerbare Energien Gesetz mit dem Ziel refor-
mieren, den Kostenanstieg wirksam zu begrenzen, den 
Leitungsausbau der Trassen zu beschleunigen und Aus-
baukorridore für die erneuerbaren Energien festzule-
gen. Höhere Effizienz ist ein wesentlicher Faktor eines 
modernen Industrielandes, das international Vorbildcha-
rakter hat.

Flächendeckendes Breitbandangebot  
und WLAN-Ausbau

Das Internet und die digitalen Technologien sind heute 
unverzichtbar und Wachstumstreiber für unser Land. 
Damit jeder in unserem Land die Vorteile des schnellen 
Internets nutzen kann, wollen wir es bis 2018 flächende-
ckend in allen Teilen unseres Landes verfügbar ma-
chen. Netzneutralität sichern wir. In den Städten wollen 
wir außerdem die Voraussetzungen für kostenlose 
WLAN-Angebote schaffen. Wir wollen die Chancen auf 
Innovation, Fortschritt und neue Beschäftigung nutzen 
und Deutschland zum führenden digitalen Standort in 
Europa ausbauen. 

Altersarmut verhindern – Lebensleistung 
würdigen

Die Menschen in unserem Land müssen sich auf die 
 sozialen Sicherungssysteme verlassen können. Sie  
sind entscheidend für die gerechte Anerkennung der 
vielfältigen Leistungen der Menschen, ob in der Arbeit 
oder für die Familie. Sie leisten Vorsorge, sichern 
 Menschen mit Benachteiligungen die Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben, schützen vor Armut und sind 
Ausdruck des Zusammenhalts unserer Gesellschaft.  
Die Erfolgsgeschichte der steigenden Beteiligung  

Älterer am Erwerbsleben infolge der Rentenreformen 
wollen wir fortschreiben. Wir wollen, dass sich Lebens-
leistung und langjährige Beitragszahlung in der Rente 
auszahlt. Wir werden daher eine solidarische Lebens-
leistungsrente einführen. Angesichts verlängerter Le-
bensarbeitszeit ermöglichen wir langjährig Beschäftig-
ten einen um zwei Jahre früheren abschlagsfreien Ren-
tenzugang. Die Erziehungsleistung der Mütter und Vä-
ter, deren Kinder vor 1992 geboren wurden, werden wir 
stärker würdigen. Unsere Gesundheits- und Pflegesys-
teme müssen allen Versicherten gleichermaßen überall 
und jederzeit eine gute Versorgung auf hohem Niveau 
sichern. Dazu werden wir die Leistungen der Pflegever-
sicherung ausweiten und so den Bedürfnissen pflege-
bedürftiger Menschen und ihrer Angehörigen besser 
entsprechen.

Starke Kommunen – zukunftsfeste Finanz-
beziehungen von Bund und Ländern

Wir treten für eine lebenswerte Heimat und gute Zu-
kunftsperspektiven überall in Deutschland ein – in der 
Stadt und auf dem Land. Mit einem Bundesteilhabege-
setz wollen wir die Kommunen bei der Eingliederung 
von Menschen mit Behinderung stärker als bisher fi-
nanziell unterstützen. Auch die Länder brauchen eine 
vernünftige Finanzausstattung, um gemeinsam mit  
ihren Kommunen die vielfältigen Aufgaben erfüllen zu 
können. Handlungsfähigkeit in Bund und Ländern,  
Städten und Gemeinden, in allen Regionen Deutsch-
lands, das ist unser Ziel. In einer Kommission wollen wir 
die Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern 
neu  ordnen.

Zusammenhalt sichern und Bürgerrechte 
stark machen

Wo Menschen dauerhaft Verantwortung füreinander 
übernehmen, wollen wir sie unterstützen. Unsere Ge-
sellschaft braucht starke Familien. Deshalb wollen wir 
Ehe und Familie stärken. In einer von Vielfalt geprägten 
Gesellschaft wollen wir gleiche Rechte für alle Bürgerin-
nen und Bürger. Wir unternehmen neue Anstrengungen 
für die Gleichstellung der Frauen, etwa durch die Ein-
führung einer Frauenquote und durch das Recht, aus 
 einer Teilzeitbeschäftigung wieder in eine Vollzeitstelle 
zurückzukehren. Gleichgeschlechtliche Partnerschaften 
sollen Respekt und Anerkennung erfahren. Zuwanderer 
sollen Staatsbürger werden. Wer in Deutschland gebo-
ren und aufgewachsen ist, soll seinen deutschen Pass 
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nicht verlieren und keiner Optionspflicht unterliegen. Zi-
vilgesellschaftliches Engagement für die Demokratie 
fördern wir. Wir pflegen den Dialog mit den christlichen 
Kirchen, Religionsgemeinschaften und religiösen Verei-
nigungen. Sie bereichern das gesellschaftliche Leben 
und vermitteln Werte, die zum Zusammenhalt unserer 
Gesellschaft beitragen. Die Rechte und Beteiligungs-
möglichkeiten der Bürger sind uns ein zentrales Anlie-
gen. Wir werden auch im digitalen Zeitalter Sorge für 
Datensicherheit und Datenschutz tragen.

Kriminalität bekämpfen und Sicherheit 
 gewährleisten

Wir wollen einen Staat, der Freiheit und Sicherheit für 
die Menschen überall gewährleistet. Zur Lebensqualität 
gehört, dass die Menschen sicher und vor Kriminalität 
geschützt leben können. Wir wollen Kinder und Frauen 
vor Menschenhandel und Zwangsprostitution besser be-
schützen. An Kriminalitätsschwerpunkten, wie etwa auf 
Bahnhöfen, soll der Einsatz von Videokameras verstärkt 
werden. Der Schutz vor Wohnungseinbrüchen soll ver-
bessert werden. Polizisten und andere Einsatzkräfte 
brauchen einen stärkeren Schutz bei gewalttätigen 
Übergriffen. Extremistischen, rassistischen und demo-
kratiefeindlichen Handlungen treten wir entschieden 
entgegen. 

Starkes und stabiles Europa – 
 Deutschlands Zukunft 

Gerade Deutschland – als größte Volkswirtschaft in Eu-
ropa – kommt eine besondere Verantwortung für unse-
ren Kontinent zu. Wir wissen, dass es Deutschland nur 
gut gehen kann, wenn auch Europa eine gute Zukunft 
hat. Unser Ziel ist es, Europa gestärkt aus der Krise zu 
führen – als ein Europa der Stabilität und des nachhalti-
gen Wachstums. Der Euro als starke und stabile Wäh-
rung ist dafür eine zentrale Voraussetzung. Unser 
Grundsatz ist dabei: Solidarität und Eigenverantwortung 
gehören zusammen. Dieser Weg wäre mit einer Verge-
meinschaftung von Schulden unvereinbar. Vielmehr 
brauchen wir mehr Wettbewerbsfähigkeit durch Struk-
turreformen und neue Wachstumsimpulse in allen Mit-
gliedstaaten. Das soziale Europa ist für uns von gleich-
rangiger Bedeutung wie die Marktfreiheiten im Binnen-
markt. Wir helfen, die hohe Jugendarbeitslosigkeit in 
Europa gezielt zu bekämpfen. Wir werden mit unseren 
Partnern dafür arbeiten, dass jeder junge Mensch eine 
Chance und Perspektive bekommt.

Verantwortung in der Welt für Frieden  
und Menschenrechte übernehmen

Auch international ist sich Deutschland seiner Verant-
wortung bewusst. Wir stellen uns den internationalen 
Herausforderungen: der Sicherung von Frieden und 
Freiheit und der Wahrung von Menschenrechten, der 
Unterstützung der Entwicklung von Staaten und Regio-
nen und dem Schutz des Klimas und der Umwelt. Stabi-
lität wollen wir nicht zuletzt durch neue Initiativen der 
Abrüstung und durch eine zurückhaltende Rüstungsex-
portpolitik fördern. Gemeinsam mit unseren Partnern in 
Europa wollen wir die globale Ordnung mitgestalten und 
zur Lösung von Krisen und Konflikten beitragen. Dabei 
leiten uns die Werte und Interessen unseres Landes. 

Deutschlands Zukunft gestalten

Gemeinsam mit den Menschen in unserem Land wollen 
wir Deutschland in eine gute Zukunft führen. Unser 
Maßstab für eine erfolgreiche Politik ist die Lebensquali-
tät der Menschen in Deutschland und Europa und die 
Wirksamkeit unseres Handelns. Die Aufgabe der von 
uns getragenen Bundesregierung ist es, die Weichen 
richtig zu stellen und Rahmenbedingungen zu schaffen, 
in denen sich unser Land gut entwickelt und die Men-
schen ihr Leben frei und sicher gestalten können. In die-
sem Koalitionsvertrag haben wir beschrieben, welche 
Grundsätze uns leiten, welche Ziele wir haben und wie 
wir sie bis 2017 erreichen wollen.
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Wachstum, Innovation und Wohlstand

1.1.  Deutschlands Wirtschaft  
stärken

Die Koalition aus CDU, CSU und SPD sieht Deutsch-
lands Chancen in einer mittelständisch geprägten und 
international wettbewerbsfähigen Wirtschaft, deren 
Kern auch weiterhin eine moderne, dynamische Indus-
trie ist. Die Fundamente der Sozialen Marktwirtschaft 
wollen wir mit Blick auf neues Wachstum und mehr Be-
schäftigung stärken. Wir werden unternehmerische Ver-
antwortung und gute Sozialpartnerschaft gleicherma-
ßen stärken. Auf den Finanzmärkten wollen wir uns wei-
terhin für eine wirksame Regulierung einsetzen und das 
Prinzip von Risiko und Haftung sicherstellen. Wir wollen 
stärkere Anreize für nachhaltiges Handeln innerhalb von 
Unternehmen setzen. Dazu werden wir im Dialog mit 
der Wirtschaft wirksame Maßnahmen zur Langfristori-
entierung der Vergütungs- und Bonisysteme prüfen.

Wir bekennen uns zum Industrie- und Wirtschaftsstand-
ort Deutschland, in dem große und kleine Unternehmen 
ihre Chancen nutzen können. Wir setzen auf eine Dop-
pelstrategie aus Haushaltskonsolidierung und Wachs-
tumsimpulsen – in Deutschland und Europa.

Unser Land braucht eine „Neue Gründerzeit“. Wir wollen 
Unternehmertum und Gründungsgeist stärken und zu 
mehr gesellschaftlicher Anerkennung verhelfen. Wir wer-
den die Rahmenbedingungen für Innovationen und Inves-
titionen insbesondere für kleine und mittlere Unterneh-
men verbessern. Wir erhalten die bewährte Flexibilität 
auf den Arbeitsmärkten und passen die soziale Siche-
rung den demografischen Notwendigkeiten an – es geht 
um sichere und gute Arbeitsplätze, wirtschaftliche Dyna-
mik, gerechte Teilhabe und eine hohe Lebensqualität. 

Unsere Strategie für nachhaltigen Fortschritt

Verschärfte internationale Konkurrenz, auch aus den 
schnell wachsenden Schwellenländern, ein rasanter 
wissenschaftlicher und technischer Fortschritt, insbe-
sondere die Digitalisierung, der demografische Wandel, 
unter anderen mit dem Fachkräftemangel, und die 
Knappheit natürlicher Ressourcen stellen uns vor neue 
Herausforderungen. Deshalb stellen wir in den kom-
menden Jahren Innovation, Investitionen, Integration in 
gute und produktive Arbeit und Internationalisierung in 
den Mittelpunkt unserer Strategie. Auf diesen vier Hand-
lungsfeldern wollen wir eine vorausschauende und 
wachstumsorientierte Wirtschaftspolitik gestalten:

Innovation: Für neue Produkte, Verfahren und Beschäf-
tigung braucht unsere Wirtschaft Innovationen. Wir wol-
len mit unseren privaten und öffentlichen Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung zu den globalen Spitzenrei-
tern gehören. Deshalb wollen wir drei Prozent des Brut-
toinlandsprodukts in Forschung und Entwicklung inves-
tieren. Wir wollen die Chancen der Digitalisierung zur 
Modernisierung unserer Volkswirtschaft nutzen. Nur so 
bleibt Deutschland ein wettbewerbsfähiger Industrie- 
und Produktionsstandort und erschließt gleichzeitig die 
Potenziale für neue Arbeitsplätze in industriebezogenen 
und stärker wissensbasierten Dienstleistungen – vor al-
lem im Mittelstand.

Investitionen: Innovationen brauchen Investitionen. Nur 
mit einem Investitionsschub in Deutschland sichern wir 
Wachstum und Beschäftigung. Das schafft auch die 
Grundlage für eine robuste Einkommensentwicklung. 
Die deutsche Wirtschaft braucht eine saubere, sichere 
und bezahlbare Energieversorgung. Wachstum in 
Deutschland erfordert eine nachhaltige Modernisierung 
der Infrastruktur. Wir setzen sowohl auf mehr Investitio-
nen der öffentlichen Hand als auch auf bessere Rah-
menbedingungen für private Investitionen. Unser Ziel ist 
eine Gesamtinvestitionsquote, die oberhalb des Durch-
schnitts der OECD liegt.

Integration in gute und produktive Arbeit: Die Sicherung 
einer qualifizierten Fachkräftebasis wird angesichts des 
demografischen Wandels zur zentralen Aufgabe. Die 
berufliche und die akademische Bildung spielen dabei 
eine entscheidende Rolle. Alle Qualifizierungsreserven 
in Deutschland müssen genutzt werden. Mit einer Alli-
anz für Fachkräfte wollen wir das Thema noch stärker 
bündeln und in den Mittelpunkt der Diskussion von Poli-
tik, Wirtschaft und Gewerkschaften stellen. Wir wollen 
Tarifeinheit, Tarifbindung und Tariftreue stärken. Unser 
Ziel ist Vollbeschäftigung mit guten und produktiven Ar-
beitsplätzen. 

Internationalisierung: Ein zentraler Pfeiler unseres Er-
folgs ist die Stärke der deutschen Unternehmen auf den 
internationalen Märkten. Ihre internationale Wettbe-
werbsfähigkeit entscheidet maßgeblich über unseren 
Erfolg und Wohlstand. Deshalb setzen wir uns für glo-
bale Märkte und stabile Finanzsysteme ein, weil sie Vor-
aussetzung für ein wachstumsfreundliches Investitions-
klima sind. Dafür müssen wir internationale Regeln kon-
sequent umsetzen und weiterentwickeln. Die Wachs-
tumschancen, die sich aus dem Freihandel ergeben, 



12

Wachstum, Innovation und Wohlstand

wollen wir durch eine intensivere internationale Koordi-
nation nutzen. Im Kreis der größten Industriestaaten 
(G8 und G20) – insbesondere im Zuge der deutschen 
G8-Präsidentschaft 2015 – wollen wir eine bessere Ab-
stimmung in der internationalen Wirtschaftspolitik errei-
chen. Bei allen neuen Chancen der deutschen Wirt-
schaft auf den wachsenden Märkten außerhalb unseres 
Kontinents bleiben die europäischen Absatzmärkte von 
zentraler Bedeutung für die deutschen Exporte. Unser 
Land braucht Exportstärke, eine starke Binnenwirtschaft 
und eine von Investitionen und Kaufkraft getragene In-
landsnachfrage.

Mit dieser Strategie geben wir die richtigen Antworten 
auf die wirtschaftlichen Herausforderungen unserer 
Zeit. Die erste Große Koalition vor fast 50 Jahren hat als 
Antwort auf die damalige wirtschaftspolitische Heraus-
forderung das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz verab-
schiedet. Wir wollen im Lichte der heutigen Herausfor-
derungen – des demografischen Wandels, der Internati-
onalisierung, der Digitalisierung und der Ressourcen-
knappheit – eine neue wirtschafts- und wachstumspoliti-
sche Strategie entwickeln. Wir werden deshalb gemein-
sam mit dem Sachverständigenrat das bestehende Sta-
bilitäts- und Wachstumsgesetz überprüfen.

Für die Bewältigung der großen ökonomischen Heraus-
forderungen setzen wir dabei auf ein intelligentes Zu-
sammenspiel von Markt und Staat in Kooperation mit 
Unternehmern und Arbeitnehmern, Unternehmen und 
Gewerkschaften. Wir setzen auf nachhaltigen Fort-
schritt.

Fortschritt, Lebensqualität und Wohlstand haben viele 
Facetten: Gute Arbeit, ein gutes Einkommen, Gesund-
heit, aber auch immaterielle Werte wie Familie, Freunde 
und Freiheit. Wir wollen unser Regierungshandeln stär-
ker an den Werten und Zielen der Bürgerinnen und Bür-
ger ausrichten und führen daher einen Dialog mit ihnen 
über ihr Verständnis von Lebensqualität durch. Die vor-
liegenden Gutachten und Indikatorensysteme, z. B. der 
entsprechenden Enquete-Kommission des Deutschen 
Bundestages und des Sachverständigenrates zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, be-
ziehen wir mit ein.

Auf dieser Basis werden wir ein Indikatoren- und Be-
richtssystem zur Lebensqualität in Deutschland entwi-
ckeln. Es soll im regelmäßigen Abstand in verständli-
cher Form über Stand und Fortschritt bei der Verbesse-

rung von Lebensqualität in Deutschland Auskunft ge-
ben. Wir wollen damit die Information über die sozialen, 
ökologischen und ökonomischen Dimensionen von Le-
bensqualität und Fortschritt verbessern.

Wir wollen die Erkenntnisse in einen ressortübergreifen-
den Aktionsplan „gut leben“ zur Verbesserung der Le-
bensqualität in Deutschland einmünden lassen.

Europäische Wirtschaftspolitik

Wir treten für die Vollendung des europäischen Binnen-
marktes ein. Für den gemeinsamen Markt ist der Aus-
bau grenzüberschreitender Infrastrukturen unabdingbar. 
Noch bestehende Hindernisse müssen beseitigt wer-
den, insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen. 
Innerhalb der Europäischen Union wollen wir Steu-
erdumping verhindern, Steueroasen austrocknen und 
die Steuerharmonisierung voranbringen. Bürokratieab-
bau muss auch auf europäischer Ebene stattfinden. Wir 
wollen EU-Vorgaben „eins zu eins“ umsetzen – das si-
chert auch Chancengleichheit im europäischen Binnen-
markt. Europäische Gesetzgebung darf sich in den ver-
schiedenen Politikfeldern nicht widersprechen. Sie 
muss kohärent sein, um Europas Rolle im globalen 
Wettbewerb langfristig zu stärken.

Außenwirtschaft

Die überragende Bedeutung der Außenwirtschaft für die 
deutsche Volkswirtschaft, die zunehmende Verflechtung 
mit Auslandsmärkten, aber auch der zunehmende Staats-
einfluss auf die Wirtschaft in vielen Ländern, verlangt ei-
nen stärkeren Einsatz der Politik für die internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen. Der kluge Einsatz vertrauens-
bildender Maßnahmen, vertraglicher Vereinbarungen, 
wirtschafts- und entwicklungspolitischer Instrumente so-
wie menschenrechtlicher Prinzipien kann auch dazu 
beitragen, außenpolitische Spannungen abzubauen. 

Stärkung des Freihandels und Handelsabkommen

Wir sehen mit Sorge die zunehmende Zahl von Maß-
nahmen, mit denen der freie Handel begrenzt oder so-
gar verhindert wird. Auch die wachsenden Verstöße ge-
gen die Regeln der Welthandelsorganisation WTO erfül-
len uns mit Sorge. Ein freier und fairer Welthandel muss 
im multilateralen Rahmen der Welthandelsorganisation 
WTO verlässlich geregelt werden. Das erleichtert auch 
die weitere Einbeziehung der Entwicklungsländer in das 
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globale Handelssystem nach Grundsätzen, die für alle 
Beteiligten gleichermaßen gelten. Wir streben deshalb 
eine Stärkung der WTO an und setzen uns weiterhin für 
einen vollständigen Abschluss der laufenden Doha-
Runde ein.

Genauso wie den Erfolg der Verhandlungen der Euro-
päischen Union über ein Freihandelsabkommen mit den 
USA (TTIP) streben wir auch den zügigen Abschluss 
weiterer Handelsabkommen mit dynamisch wachsen-
den Schwellenländern an. Unser Ziel ist eine Vertiefung 
der Wirtschafts- und Handelsbeziehungen. Dabei set-
zen wir auf multilaterale Handelsregeln. Bei EU-Han-
delsabkommen soll die Einhaltung der Kernarbeitsnor-
men der internationalen Arbeitsorganisation (ILO) be-
rücksichtigt werden, damit der Freihandel nicht zum Ein-
fallstor für Lohn- und Sozialdumping wird.

Außenwirtschaftsförderung

Mittelständische Unternehmen wollen wir bei ihren 
Schritten ins Ausland gezielt unterstützen. Die bewähr-
ten Instrumente der Außenwirtschaftsförderung (Ger-
many Trade and Invest, deutsche Auslandsvertretun-
gen, Auslandshandelskammern, Messeförderung, Bera-
tung und andere) werden wir fortentwickeln und vorran-
gig an den Zielen Wohlstand und Beschäftigung aus-
richten. Antrags- und Prüfverfahren für Exportgenehmi-
gungen wollen wir verbessern. Wir werden die internati-
onalen Regeln für Exportkredite sachgerecht weiterent-
wickeln und uns dafür einsetzen, dass alle internationa-
len Wettbewerber diese anwenden. Künftige europäi-
sche Investitionsschutzabkommen müssen den bewähr-
ten hohen Schutzstandards entsprechen. Insgesamt 
setzen wir in der Außenwirtschaftspolitik auf ein „level 
playing field“ und internationale Standards.

Rüstungsexporte

Bei Rüstungsexportentscheidungen in sogenannte Dritt-
staaten sind die im Jahr 2000 beschlossenen strengen 
„Politischen Grundsätze für den Export von Kriegswaf-
fen und sonstigen Rüstungsgütern“ für unser Regie-
rungshandeln verbindlich. Über ihre abschließenden 
Genehmigungsentscheidungen im Bundessicherheitsrat 
wird die Bundesregierung den Deutschen Bundestag 
unverzüglich unterrichten. Die Entscheidung darüber, 
wem gegenüber die Unterrichtung erfolgt, liegt beim 
Deutschen Bundestag. Darüber hinaus werden wir die 
Transparenz gegenüber Parlament und Öffentlichkeit 

durch Vorlage des jährlichen Rüstungsexportberichtes 
noch vor der Sommerpause des Folgejahres und eines 
zusätzlichen Zwischenberichts verbessern.

Wir setzen uns für eine Angleichung der Rüstungsex-
portrichtlinien innerhalb der EU ein. Europäische Har-
monisierungen müssen so umgesetzt werden, dass sie 
die Mindestanforderungen des Gemeinsamen Stand-
punkts der EU aus dem Jahr 2008 nicht unterschreiten.

Verantwortungsvolle Unternehmensführung 
auf internationalen Märkten 

Zu unserem Leitbild des verantwortlichen Unternehmer-
tums gehört es auch, freiwillig und aus eigenem Interes-
se gesellschaftliche Verantwortung für soziale, kulturelle 
und ökologische Belange zu übernehmen. Um das ver-
antwortliche unternehmerische Handeln der deutschen 
Wirtschaft im Ausland weiter zu stärken, werden wir uns 
für eine möglichst breite Wahrnehmung und Anwendung 
der OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen 
einsetzen.

Wettbewerbsrecht

Fairer Wettbewerb und der Schutz vor wettbewerbsver-
zerrenden Absprachen sind für das Funktionieren der 
Sozialen Marktwirtschaft unabdingbar. Die Weiterent-
wicklung des Europäischen Wettbewerbs- und Kartell-
rechts ist maßgeblich für die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit Deutschlands und Europas. Das Wettbe-
werbsrecht ist so zu optimieren, dass Wettbewerbsver-
stöße weitgehend ausgeschlossen sind. 

Wir werden die Wirkungen der Regelungen der achten 
GWB-Novelle auswerten und weitere Schritte zur Straf-
fung des behördlichen und gerichtlichen Verfahrens bei 
Kartellverstößen prüfen. Außerdem werden wir uns so-
wohl auf europäischer als auch auf nationaler Ebene für 
eine Stärkung der Kartellrechtsdurchsetzung einsetzen. 
Durch eine Reform des Kartellrechts werden wir die Mög-
lichkeiten der betriebswirtschaftlichen Zusammenarbeit 
von Verlagen unterhalb der redaktionellen Ebene erleich-
tern. Damit wollen wir den Gefahren für die Pressevielfalt 
im Umbruch der digitalen Medienlandschaft begegnen.

Post: Wir werden eine qualitativ hochwertige, flächende-
ckende und bezahlbare Versorgung der Bürgerinnen 
und Bürger mit Postdienstleistungen sicherstellen. Am 
Postuniversaldienst werden wir festhalten.
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Transparenz bei Managergehältern

Um Transparenz bei der Feststellung von Managerge-
hältern herzustellen, wird über die Vorstandsvergütung 
künftig die Hauptversammlung auf Vorschlag des Auf-
sichtsrats entscheiden.

Rohstoffsicherung

Deutschland ist bei vielen wichtigen Rohstoffen wie Sel-
tenen Erden und Metallen auf Importe angewiesen. An-
gesichts der weltweit steigenden Nachfrage sowie der 
wachsenden Zahl staatlicher Eingriffe in Rohstoffmärkte 
und damit verbundener Wettbewerbsverzerrungen ist 
gezieltes Handeln geboten, um mögliche negative Aus-
wirkungen auf die Wertschöpfung in Deutschland zu 
vermeiden. Es ist zuallererst Aufgabe der Unternehmen 
selbst, ihren Bedarf an Rohstoffen am Markt zu decken 
und sich vorausschauend auf künftige Entwicklungen 
einzustellen. Wir werden diese Anstrengungen mit politi-
schen Initiativen flankieren, um verlässliche rechtliche 
und institutionelle Rahmenbedingungen für einen fairen 
Wettbewerb auf den internationalen Rohstoffmärkten zu 
gewährleisten. Wir werden eine integrierte Rohstoffstra-
tegie verfolgen, die die gesamte Rohstoffkaskade um-
fasst, von der Steigerung der Rohstoffeffizienz, der 
Substitution und dem Recycling wertvoller Stoffe, der 
Nutzung heimischer Rohstoffvorkommen bis hin zur Si-
cherung der Rohstoffversorgung auf den Weltmärkten.

Rohstoffförderung im Inland

Wir werden den wirtschaftlichen und umweltverträgli-
chen Abbau heimischer Rohstoffe sowie deren Verarbei-
tung in Deutschland unterstützen. Wir werden für mehr 
Bürgerakzeptanz gegenüber der heimischen Rohstoffge-
winnung werben und uns entschieden für die Sicherheit 
und Umweltverträglichkeit der heimischen Rohstoffförde-
rung einsetzen. Es gilt, die Raumordnung stärker auf die 
Berücksichtigung verschiedener Nutzungskonkurrenzen 
auszurichten und dabei der Rohstoffgewinnung einen 
angemessenen Stellenwert im Rahmen der Abwägung 
beizumessen. Zudem wollen wir die Datengrundlagen für 
die Rohstoffgewinnung weiter verbessern.

Kooperationen und strategische Partnerschaften 
ausbauen

Wir werden uns dafür einsetzen, dass keine Wettbe-
werbsverzerrungen zu Lasten deutscher oder europäi-

scher Unternehmen in der Rohstofflieferkette entstehen. 
Wir werden die deutsche Wirtschaft dabei unterstützen, 
wieder international in der gesamten Rohstoffwert-
schöpfungskette präsent zu sein und begleiten daher 
neue Initiativen der deutschen Wirtschaft zur Rohstoffsi-
cherung. Rohstoffpartnerschaften zwischen Staaten 
und Rohstoffallianzen zwischen Unternehmen sind eine 
sinnvolle Ergänzung eines gemeinsamen europäischen 
Ansatzes zur internationalen Rohstoffsicherung. Im 
Rahmen einer Internationalen Rohstoffkonferenz in 
Deutschland werden wir den globalen Dialog von Politik, 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft organisieren. Dabei 
werden wir unter Einbeziehung aller Beteiligten verbes-
serte freiwillige Zertifizierungssysteme erarbeiten.

Abbau von Handelshemmnissen

Wir werden auf eine starke Rohstoffstrategie auf euro-
päischer Ebene und die aktive Vertretung deutscher und 
europäischer Rohstoffinteressen in der WTO und G20-
Runde hinwirken. Es gilt, tarifäre und nicht-tarifäre  
Handelshemmnisse bei Rohstoffen abzubauen und im 
Rahmen der Entwicklungspolitik Umwelt- und Sozial-
standards im ausländischen Rohstoffabbau zu verbes-
sern. 

Monitoring ausbauen

Wir werden die Deutsche Rohstoffagentur beauftragen, 
ein Monitoring kritischer Rohstoffe durchzuführen und 
regelmäßig über die Verfügbarkeit der für die deutsche 
Wirtschaft kritischen Rohstoffe zu berichten. Die Au-
ßenwirtschaftsinstrumente zur Unterstützung der Roh-
stoffbezugssicherung wie ungebundene Finanzkredite 
wollen wir weiterentwickeln, um den Unternehmen lang-
fristige Lieferverträge für Rohstoffe zu erleichtern. Wei-
terhin werden wir prüfen, wie das Antragsverfahren ver-
bessert werden kann, um das Instrument für mehr Un-
ternehmen nutzbar zu machen.

Industrie

Deutschland verdankt seine starke wirtschaftliche Rolle 
einer besonders leistungsfähigen Industrie, die weltweit 
einen hervorragenden Ruf genießt. Während in anderen 
Ländern der Anteil der Industrie in den letzten Jahr-
zehnten weiter zurückging, hat Deutschland seine In-
dustrie nicht aufgegeben, sondern weiterentwickelt. 
Dank einer vorausschauenden Politik und eines guten 
Zusammenspiels der Sozialpartner bildet der industriel-
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le Sektor mit einem starken Mittelstand das Fundament 
für Wachstum, Wohlstand und Arbeitsplätze. Die Güter-
produktion ist der Anker für die industrielle Wertschöp-
fungskette, die Zulieferer und zahlreiche Dienstleister 
miteinander verbindet. Gleichzeitig aber nimmt das öf-
fentliche Bewusstsein für die Bedeutung der Industrie 
ab. Wir werden deshalb einen Dialog über die Rolle und 
das Selbstverständnis sowie die gesellschaftliche Ak-
zeptanz einer zukunftsorientierten Industrie anstoßen.

Strategische Innovationspolitik

Wir treten für eine strategische Innovationspolitik ein, 
die von Deutschlands traditionellen industriellen Kern-
kompetenzen ausgeht. Wir werden neue branchenüber-
greifende Netzwerke und die Bildung von Innovations-
clustern stärker als bisher unterstützen. Wir wollen Ver-
fahrensinnovationen fördern, die das Zusammenspiel 
von Industrie und industrienahen Dienstleistungen (etwa 
IT und Logistik) weiter verbessern. Wir wollen, dass  
sich Partner aus Wirtschaft, Gewerkschaft, Wissen-
schaft und Bildung in Innovationsbündnissen zusam-
menschließen. Die Initiierung von Innovationsprozes-
sen, z. B. durch Spitzenclusterwettbewerbe oder durch 
Netzwerke wie die Nationale Plattform Elektromobilität 
wollen wir auf alle Leitmärkte – auch in Europa – aus-
weiten. 

Zu diesen Leitmärkten gehören vor allem: 

•  der Maschinen- und Anlagenbau sowie die Produk-
tionstechnik als wesentliche Innovationstreiber für 
systemische, energie- und ressourcensparende Pro-
duktionsprozesse

•  die Neuen Werkstoffe, mit besonderem Potenzial für 
die Vernetzung klassischer Branchen mit den Schlüs-
seltechnologien Nanotechnologie, Mikrosystemtech-
nik, Photonik und Biotechnologie

•  Mobilität und Logistik mit ihren breiten Wertschöp-
fungsketten

•  die Informations- und Kommunikationswirtschaft als 
Querschnittstechnologie

•  die Energie- und Umweltwirtschaft mit ihren zahlrei-
chen Schnittmengen zu anderen Clustern und der ho-
hen weltweiten Nachfrage nach nachhaltigen System-
lösungen

•  die Medien- und Kreativwirtschaft mit ihrem wichtigen 
Beitrag für die zukunftsweisende Gestaltung materiel-
ler und immaterieller Produkte und Dienstleistungen

•  die Gesundheitswirtschaft und Medizintechnik, denen 
durch den demografischen Wandel eine besondere 
Bedeutung zukommt.

Die Querschnittsbereiche Industrie 4.0, Leichtbautechnolo-
gien und Elektromobilität sind von besonderer Bedeutung: 

•  Das Internet der Dinge hält Einzug in die Fabriken. 
Durch die intelligente Vernetzung innerhalb von Wert-
schöpfungsketten kann auch der Ressourcenver-
brauch reduziert werden. Um die Technologieführer-
schaft im Maschinenbau zu erhalten, wollen wir das 
Feld Industrie 4.0 aktiv besetzen. 

•  Die Förderung von Leichtbautechnologien ist ein 
wichtiger Beitrag zur Ressourceneffizienz. Wir wollen 
Deutschland zum Leitanbieter in diesem Sektor entwi-
ckeln. Wir werden deshalb branchenübergreifend die 
material- und technologieoffene Industrialisierung von 
Leichtbaukonzepten weiter fördern und ausbauen.

•  Wir halten an dem Ziel fest, Deutschland zum Leit-
markt und Leitanbieter für E-Mobilität zu machen. Da-
bei verfolgen wir einen technologieoffenen Ansatz in-
klusive der Wasserstoff-, Hybrid-, Batterie- und 
Brennstoffzellentechnologie. Wir werden aus vorhan-
denen Eigenmitteln der KfW ein Programm mit zins-
günstigen Krediten zur Anschaffung besonders um-
weltfreundlicher Fahrzeuge auflegen und damit insbe-
sondere auch Elektrofahrzeuge fördern.

Schlüsselindustrien weiter unterstützen

Unser Ziel ist es, bei Schlüsseltechnologien und IT-
Kern kompetenzen (IT-Sicherheit, Netzwerktechnik, Em-
bedded Systems, Prozess- und Unternehmenssoftware, 
Kryptografie, Machine-to-Machine-Kommunikation etc.) 
eigene Technologieplattformen und Produktionslinien in 
Deutschland bzw. im europäischen Verbund zu halten. 
Als Alternative zu den geschlossenen digitalen Ökosys-
temen unterstützt und fördert der Bund im Software-Be-
reich gerade auch die Entwicklung von offenen Plattfor-
men und Open-Source-Lösungen und setzt sich dafür 
auch auf europäischer Ebene ein. Wir wollen im globa-
len Wettbewerb „Software made in Germany“ als Quali-
tätsversprechen bzgl. Sicherheit, Datenschutz, Design 
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und Nutzerfreundlichkeit stärken. Wir unterstützen Pro-
zesse der Standardisierung, Interoperabilität und Zertifi-
zierung als wichtige Parameter für den Markterfolg 
deutscher Produkte.

Auch die Mikroelektronik wollen wir mit Blick auf die Di-
gitalisierung unserer Industrie und der Sicherung eige-
ner Fähigkeiten in diesem Sektor als eine der Schlüssel-
industrien für die Zukunft sichern und die Rahmenbe-
dingungen am Standort Deutschland weiter verbessern. 

Die Luft- und Raumfahrt spielt eine wichtige strategische 
Rolle für unseren Wirtschaftsstandort und ist ein Eckpfei-
ler der europäischen Kooperation. Sie ist Vorreiter für die 
Entwicklung und Erprobung neuer Technologien und wirkt 
über den Technologietransfer als Innovationstreiber in an-
dere Wirtschaftsbereiche. Wir werden daher die Förde-
rung entsprechend der Hightech-Strategie fortsetzen und 
die nationalen Förder- und Begleitstrukturen konsequent 
weiterentwickeln. Das Luftfahrtforschungsprogramm des 
Bundes werden wir weiterentwickeln und ausbauen.

Der Bereich Sicherheits- und Verteidigungsindustrie ist 
nicht nur aus wirtschaftlicher Sicht, sondern auch aus 
technologie- und sicherheitspolitischer Sicht von natio-
nalem Interesse. Daher werden wir sicherstellen, dass 
Kernkompetenzen und Arbeitsplätze in Deutschland er-
halten bleiben sowie Technologien und Fähigkeiten wei-
terentwickelt werden. 

Wir werden die maritime Wirtschaft stärken, Deutsch-
land weiter zu einem maritimen Hightech-Standort aus-
bauen und die Nationalen Maritimen Konferenzen fort-
führen. Die Zukunftsstrategie „LeaderSHIP Deutsch-
land“ wird weiterentwickelt. An den bestehenden Finan-
zierungsinstrumenten, insbesondere den CIRR-Zins-
ausgleichsgarantien und Exportgarantien (Hermesde-
ckungen), für den Schiffbau halten wir fest. Die Schiff-
bau- und Meerestechnik wird in die Hightech-Strategie 
einbezogen, die Vernetzung der maritimen Wirtschaft 
mit der Offshore-Windenergie-Branche vorangebracht. 

Mittelstand, Handwerk, Handel  
und Freie Berufe 

Mittelstand

Der Mittelstand ist der innovationsstarke Beschäfti-
gungsmotor für Deutschland. Er verbindet regionale 
Verbundenheit und Internationalisierung. Er leistet einen 

wesentlichen Beitrag zum Erhalt der Wertschöpfungs-
kette am Wirtschaftsstandort Deutschland. Mittelständi-
sche Unternehmen, insbesondere das Handwerk, ha-
ben auch als „Ausbilder der Nation“ eine zentrale Rolle. 
Wir wollen die Rahmenbedingungen zur Entfaltung von 
Mittelstand, Selbstständigkeit und Existenzgründungen 
verbessern. 

Mittelstandsförderung: Wir werden die Mittelstandsför-
derung zielgerichtet fortsetzen. Wir wollen die Thesau-
rierungsregelungen für Einzelunternehmen prüfen. Das 
Programm „Unternehmen Region“ führen wir fort. Wir 
werden Förderprogramme bündeln und Antragsverfah-
ren vereinfachen, damit noch mehr kleine und mittlere 
Unternehmen daran teilhaben können.

Das Zentrale Innovationsförderprogramm Mittelstand 
(ZIM) stößt als Instrument zur Förderung innovations-
starker kleiner und mittlerer Unternehmen auf eine gute 
Akzeptanz. Es soll auch nach 2014 fortgeschrieben 
werden, um noch mehr Innovationen aus dem Mittel-
stand zu ermöglichen. 

Mittelstandsfinanzierung: Hemmnisse bei der Mittel-
standsfinanzierung werden wir abbauen und dafür sor-
gen, dass keine neuen entstehen. Wir werden uns für 
die Sicherstellung der klassischen Mittelstandsfinanzie-
rung über Sparkassen, Volks- und Genossenschafts-
banken, Privatbanken und Förderbanken sowie Bürg-
schaftsbanken stark machen. Exportorientierte deut-
sche Unternehmen brauchen auch in Zukunft die Un-
terstützung bei der Absicherung des Außenhandels 
durch Hermesdeckungen. Die Export- und Projektfi-
nanzierung der staatseigenen KfW-Bank für mittel-
ständische Unternehmen muss fortgeführt werden.  
Wir werden die Einführung von Basel III kritisch beglei-
ten und uns gegebenenfalls für Nachbesserungen ein-
setzen. Die aktuell guten Finanzierungskonditionen 
müssen von den Banken an den Mittelstand weiterge-
geben werden. 

Handwerk

Wir wollen ein starkes Handwerk. Deutschland wird die 
europäische Diskussion über eine verstärkte Öffnung 
des Dienstleistungsbinnenmarktes konstruktiv beglei-
ten. Wir werden allerdings unverändert darauf hinwir-
ken, dass der Meisterbrief nicht durch Maßnahmen des 
europäischen Binnenmarktes beeinträchtigt wird und er-
halten bleibt.
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Wir bekennen uns zu den Kammern. Wir bestärken sie 
darin, ihre Dienstleistungsfunktion für die Mitgliedsun-
ternehmen weiterzuentwickeln. Die Kammern müssen 
einen spürbaren Beitrag für ihre Akzeptanz bei den Mit-
gliedsunternehmen leisten, indem sie sich noch stärker 
am Gedanken der Selbstverwaltung und der Interessen-
wahrnehmung, vor allem für kleine und mittlere Unter-
nehmen orientieren. Transparenz von Entscheidungen 
ist dabei ein wichtiger Bestandteil des demokratischen 
Prinzips. 

Die Tarifautonomie macht einen großen Teil der Erfolgs-
geschichte des Handwerks aus. Damit das Handwerk 
zukunftsfähig bleibt, wollen wir die Sozialpartnerschaft 
und die Tarifbindung stärken. Wir appellieren an die In-
nungen als Körperschaften des öffentlichen Rechts, die 
wichtige gesellschaftliche Aufgabe und Verantwortung 
zu übernehmen, als Tarifpartner zur Verfügung zu ste-
hen.

Einzelhandel

Der Einzelhandel befindet sich derzeit in einem Struk-
turwandel. Wir werden gemeinsam mit den Unterneh-
men und Verbänden, den Kommunen und den Gewerk-
schaften eine Plattform ins Leben rufen, um neue Pers-
pektiven für den Einzelhandel aufzuzeigen – sowohl um 
die Verödung unserer Innenstädte zu verhindern als 
auch um die Versorgung im ländlichen Raum zu ge-
währleisten.

Freie Berufe

Selbstständige und Freiberufler stehen als wesentlicher 
Teil des Mittelstands im Fokus unserer Wirtschaftspoli-
tik. Wir werden uns für den Erhalt der Selbstverwaltung 
von Kammern und Verbänden in den Freien Berufen auf 
europäischer Ebene einsetzen.

Existenzgründer und Wachstums-
finanzierung 

Die Existenzgründer von heute sind der Mittelstand von 
morgen. Deshalb wollen wir Existenzgründungen för-
dern. Wir wollen eine zielgerichtete Förderung des be-
währten Gründercoachings, insbesondere für Gründun-
gen aus Arbeitslosigkeit. 

Wir wollen die Attraktivität von Beteiligungsinvestitionen 
insbesondere bei neu gegründeten Unternehmen stei-

gern. Dazu werden wir entsprechend der vorhandenen 
Mittel die Rahmenbedingungen für Investoren verbes-
sern, die mit ihrem Geld junge, wachstumsstarke Unter-
nehmen vor allem im High-Tech-Bereich unterstützen. 
Mit dem High-Tech Gründerfonds steht ein gutes Instru-
ment für die Frühphasenfinanzierung zur Verfügung, 
das auskömmlich fortgesetzt werden soll. Wir wollen die 
rechtlichen und steuerlichen Rahmenbedingungen für 
Wagniskapital international wettbewerbsfähig gestalten 
und Deutschland als Fondsstandort attraktiv machen. 
Hierfür ist ein eigenständiges Regelwerk erforderlich. 
Auch neue Finanzierungsformen wie Crowdfunding 
(„Schwarmfinanzierung“) brauchen einen verlässlichen 
Rechtsrahmen.

Wir werden die Gründung von Genossenschaften wie 
andere Existenzgründungen fördern. Dazu werden wir 
geeignete Förderinstrumente entwickeln und bestehen-
de anpassen. Wir werden Genossenschaften die Mög-
lichkeit der Finanzierung von Investitionen durch Mitglie-
derdarlehen wieder eröffnen.

Regionale Strukturpolitik –  
Deutsche Einheit stärken

Regionale Strukturpolitik

Wir erhalten die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) als eigen-
ständiges Instrument zur Förderung strukturschwacher 
Regionen. Die unterschiedlichen Gemeinschaftsaufga-
ben „Verbesserung der Agrarstruktur und Küstenschutz“ 
(GAK) sowie die GRW müssen miteinander koordiniert 
werden. 

Angesichts des Rückgangs der Mittel aus den europäi-
schen Strukturfonds und durch den vorgesehenen Weg-
fall der Investitionszulage Ende 2013 wird die Bedeu-
tung der GRW zur Reduzierung regionaler ökonomi-
scher Unterschiede wachsen. Wir wollen sie auf dem 
Niveau von 2009 durch ressortinterne Haushaltsum-
schichtung erwirtschaften.

Ab 2020 ist ein weiterentwickeltes System der Förde-
rung strukturschwacher Regionen erforderlich. Ein sol-
ches System muss sich auf die strukturschwachen Re-
gionen in den jeweiligen Bundesländern konzentrieren 
und daher die Differenzierung zwischen Ost und West 
beseitigen. Die Grundlagen für ein solches System wol-
len wir in dieser Legislaturperiode erarbeiten, damit Pla-
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nungssicherheit für die Zeit nach 2019 für die Länder 
und Regionen herrscht. Unser Ziel sind gleichwertige 
Lebensverhältnisse in ganz Deutschland.

Deutsche Einheit stärken

Durch große finanzielle Anstrengungen und das Engage-
ment der Menschen in Ost und West ist es gelungen, die 
neuen Länder zu lebenswerten und attraktiven Regionen 
zu entwickeln. Die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit 
hat zugenommen. Dabei hat die gute wirtschaftliche Ent-
wicklung unseres Landes dazu geführt, dass die Arbeits-
losigkeit in den neuen Ländern auf dem niedrigsten Ni-
veau seit der Wiedervereinigung liegt. Trotz aller Fort-
schritte sind aber immer noch deutlich mehr Menschen 
arbeitslos als in Westdeutschland. Zugleich sind die Aus-
wirkungen des Bevölkerungswandels im Osten stark zu 
spüren. Vor diesem Hintergrund ist die Schaffung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse eine große gesamtstaatli-
che Herausforderung, der sich die Koalition bewusst ist.

Wir wollen eine stabile und gute wirtschaftliche sowie 
soziale Entwicklung Ostdeutschlands erreichen. Investi-
tionen in die gewerbliche Wirtschaft, in Forschung und 
Entwicklung sowie in die Chancen des ländlichen 
Raums haben einen hohen Stellenwert, um dieses Ziel 
zu erreichen.

Wir wollen die Förderung im Solidarpakt II vereinba-
rungsgemäß umsetzen. Ob und wie wir die speziellen 
Förderprogramme der ostdeutschen Bundesländer nach 
und nach in ein gesamtdeutsches System für struktur-
schwache Regionen überführen, berät die einzurichten-
de Bund-Länder-Finanzkommission. Die Bund-Länder-
Gemeinschaftsaufgabe GRW soll hierbei als Ausgangs-
punkt dienen.

Die Investitionsförderung wollen wir auf hohem Niveau 
fortführen und weiterentwickeln. Wir wollen die Antrags-
verfahren vereinfachen und ihre Abwicklung verstärkt 
elektronisch anbieten. Wir werden uns auf europäischer 
Ebene dafür einsetzen, dass der Aufbau Ost weiterhin 
unterstützt wird. Das in Ostdeutschland bewährte Inst-
rument der Forschungs-GmbH wollen wir fortführen. 

Die Wirtschaftsfördergesellschaften der ostdeutschen 
Länder sollen bei der Erschließung internationaler 
Märkte und der Gewinnung geeigneter Investoren sei-
tens der Germany Trade & Invest Gesellschaft weiterhin 
unterstützt werden. 

Die Erfolgsgeschichte „Wissenschaftsstandort Neue 
Länder“ wollen wir fortschreiben. Wir wollen die For-
schung und insbesondere den Transfer der gewonne-
nen Erkenntnisse in neue Produkte und Verfahren wei-
ter unterstützen, weil nur so ein selbsttragender Auf-
schwung mit höherer Produktivität und Einkommenszu-
wächsen erreicht werden kann.

Wir erinnern an den Beschluss der Föderalismuskommis-
sion, demzufolge neue Bundeseinrichtungen bevorzugt 
in den ostdeutschen Ländern angesiedelt werden sollen.

Die Energiewende ist für die neuen Länder sowohl als 
Produktionsstandort für Anlagen als auch für die Erzeu-
gung erneuerbarer Energien eine große Chance. Auch 
die Braunkohle spielt nach wie vor eine bedeutende 
Rolle für die Wirtschaftsstruktur.

Kaum eine Region in Europa war und ist so stark von 
Bevölkerungsveränderungen betroffen wie die ostdeut-
schen Länder. Vor allem in den ländlichen, struktur-
schwachen Regionen sind die Folgen deutlich zu spü-
ren. Wir wollen zeigen, wie eine Gesellschaft mit gerin-
gerer Bevölkerungszahl und einem höheren Anteil älte-
rer Menschen dennoch eine leistungsfähige Infrastruk-
tur erhalten kann. Dazu wollen wir weitere Pilotprojekte 
auf den Weg bringen, bei denen Erkenntnisse gewon-
nen werden, die auch für andere Regionen unseres 
Landes, die in den kommenden Jahren und Jahrzehn-
ten vor gleichen Entwicklungen stehen, hilfreich sind.

Eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur ist die Grund-
lage für eine gute wirtschaftliche Entwicklung. Die An-
bindungen der Ostseehäfen und Flughäfen an die natio-
nalen und europäischen Verkehrsrouten ebenso wie die 
Schienenverkehrsverbindungen nach Polen und Tsche-
chien wollen wir verbessern. Dies gilt gerade mit Blick 
auf die dynamische wirtschaftliche Entwicklung und die 
damit verbundenen großen Chancen einer engeren Zu-
sammenarbeit mit unseren östlichen Nachbarn. Dazu 
gehört auch die Realisierung der von der Ostsee bis an 
die Adria und das Schwarze Meer reichenden transeu-
ropäischen Achse, die wir weiter unterstützen werden.

Kultur- und Kreativwirtschaft

Die Kultur- und Kreativwirtschaft eröffnet große wirt-
schaftliche und kulturelle Chancen für unser Land. Um 
sie entsprechend ihrer Bedeutung und ihres Potenzials 
zu fördern und weiterzuentwickeln, bedarf es eines um-
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fassenden Konzepts. So wird die Koalition die Unter-
stützung im Rahmen der „Initiative Kultur- und Kreativ-
wirtschaft“ der Bundesregierung fortsetzen und intensi-
vieren. Programme der Wirtschaftsförderung sind stär-
ker auch für Kulturbetriebe zu öffnen. Gleichzeitig sollte 
der in den Förderprogrammen des Bundes zugrunde 
gelegte Innovationsbegriff für die Kultur- und Kreativ-
wirtschaft geöffnet und erweitert werden. Neben besse-
rer Beratung bedarf es neuer Modellprojekte und Förde-
rung von Forschung, Entwicklung und Technologie. För-
dermöglichkeiten für die Kultur- und Kreativwirtschaft 
sollten in einer Datenbank dargestellt werden. Die Betei-
ligung Deutschlands an EU-Förderprogrammen muss 
durch bessere Beratung erhöht werden.

Tourismus

Der Tourismus in Deutschland ist ein wichtiger Wirt-
schaftsfaktor, der vielen Menschen Beschäftigung gibt, 
gerade auch in ländlichen Regionen. Dazu benötigt der 
Tourismus ein gutes Preis-Leistungsverhältnis, Qualität 
und Freundlichkeit im Service und weitere Anstrengun-
gen mit Blick auf die Barrierefreiheit. Um qualifizierte 
Fachkräfte muss sich das Gastgewerbe, etwa durch ver-
besserte Ausbildungsanstrengungen, verstärkt bemühen. 
Der Ausbau der touristischen Infrastruktur muss mit den 
vorhandenen und bewährten Förderinstrumentarien wei-
ter unterstützt werden. Die Deutsche Zentrale für Touris-
mus (DZT) soll die internationale Vermarktung des Rei-
selands Deutschlands auf dem bisherigen Niveau weiter 
unterstützen und auch dazu beitragen, die Bekanntheit 
von bislang weniger frequentierten Tourismusgebieten zu 
erhöhen. Wir wollen eine „Initiative Kulturtourismus“ ins 
Leben rufen und in Zusammenarbeit mit den Ressorts 
Kultur und Wirtschaft gestalten. Wesentliche Ziele sind 
Akteure aus den Feldern Kultur und Tourismus in ihrem 
Zusammenwirken zu qualifizieren sowie Modellprojekte 
und innovative Kooperationsformen zu fördern.

Unternehmensnachfolge

Um die Unternehmensnachfolge zu erleichtern, werden 
wir Vermittlungsplattformen wie die von den Kammern 
betriebene „nexxt change“ unterstützen und weiter aus-
bauen. Unternehmensnachfolge soll auch künftig durch 
die Erbschaftsbesteuerung nicht gefährdet werden. Not-
wendig ist daher eine verfassungsfeste und mittelstands-
freundlich ausgestaltete Erbschafts- und Schenkungsteu-
er, die einen steuerlichen Ausnahmetatbestand bei Erhalt 
von Arbeitsplätzen vorsieht.

Rechtsrahmen

Im Gewährleistungsrecht wollen wir dafür sorgen, dass 
Handwerker und andere Unternehmer nicht pauschal auf 
den Folgekosten von Produktmängeln sitzen bleiben, die 
der Lieferant oder Hersteller zu verantworten hat.

Im Interesse mittelständischer Unternehmen setzen wir 
uns dafür ein, eine Europäische Privatgesellschaft („Eu-
ropa-GmbH“) zu schaffen. Wir werden dabei sicherstel-
len, dass die nationalen Vorschriften über die Mitbestim-
mung sowie das Steuer- und Handelsregisterrecht nicht 
umgangen werden.

Insolvenzen in einem Unternehmensverbund sollen 
künftig durch intensivere Abstimmung der Einzelinsol-
venzverfahren effizienter bewältigt werden. Zudem wer-
den wir das Insolvenzanfechtungsrecht im Interesse der 
Planungssicherheit des Geschäftsverkehrs sowie des 
Vertrauens der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 
ausgezahlte Löhne auf den Prüfstand stellen.

Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung

Der Abbau von unnötiger Bürokratie stärkt die Wettbe-
werbsfähigkeit unserer Unternehmen, insbesondere 
kleiner und mittlerer Unternehmen. Eine leistungsfähige 
öffentliche Verwaltung und geringer Erfüllungsaufwand 
sind ein wesentlicher Standortvorteil. Wir wollen Wirt-
schaft und Bürger weiter spürbar von unnötiger Büro-
kratie entlasten. Dazu wollen wir Projekte fördern, in de-
nen Unternehmen und Verbände, Normenkontrollrat 
und Bundesministerien, Landesbehörden und Kommu-
nen gemeinsam Vereinfachungsmöglichkeiten identifi-
zieren und für eine entsprechend bessere Rechtsetzung 
sorgen. In geeigneten Fällen werden wir Regelungen 
praktisch erproben, bevor sie beschlossen werden. Ge-
setze müssen einfach, verständlich und zielgenau aus-
gestaltet werden, damit Bürokratielasten vermieden 
oder so gering wie möglich gehalten werden.

Notwendig sind auch Initiativen für eine unternehmens-
freundliche Verwaltung etwa durch eine konsequente Um-
setzung von E-Government zur elektronischen Kommuni-
kation zwischen Unternehmen und Behörden. Wir wollen 
bei den Informations- und Nachweispflichten zu einer Ent-
lastung kommen und den Erfüllungsaufwand verringern. 

Wir setzen uns für einen wirksameren Normenkontroll-
mechanismus auf europäischer Ebene ein. Die Europäi-
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sche Union muss sich bei der Normsetzung selbst zu-
rücknehmen. Dies betrifft sowohl bereits bestehende 
als auch die Verabschiedung neuer Regelungen. Wei-
terhin werden wir darauf hinwirken, dass in allen künfti-
gen EU-Gesetzgebungen geprüft wird, ob kleine und 
mittlere Unternehmen von bestimmten Regelungen aus-
genommen werden können.

1.2.  In Deutschlands Zukunft 
 investieren: Bildung und  
Forschung

Hochschulen

Bildung, Wissenschaft und Forschung sind von überra-
gender Bedeutung für die gesellschaftliche Entwicklung, 
gleiche Lebenschancen der Menschen und die internati-
onale Wettbewerbsfähigkeit unserer Volkswirtschaft. 
Die klare Prioritätensetzung zugunsten von Bildung, 
Wissenschaft und Forschung, die im 10-Prozent-Ziel 
zum Ausdruck kommt, haben Bund, Länder und Ge-
meinden in den letzten Jahren erfolgreich umgesetzt. 
Sie muss in den nächsten Jahren fortgeführt und ver-
stärkt werden. Wir wollen die Investitionen in Bildung, 
Wissenschaft und Forschung im Zusammenwirken von 
Bund, Ländern und Gemeinden verstärken, damit in un-
serer Gesellschaft Teilhabe, Integration und Bildungsge-
rechtigkeit verwirklicht werden und unser Wohlstand 
auch künftigen Generationen erhalten bleibt.

Zukunft des Wissenschaftssystems

Das deutsche Wissenschaftssystem leistet einen entschei-
denden Beitrag zur Zukunftsfähigkeit unseres Landes und 
unserer Gesellschaft. Im Zentrum dieses Wissenschafts-
systems stehen die Hochschulen, die in einzigartiger Form 
Forschung und Lehre vereinbaren. Sie sind von besonde-
rer Bedeutung und erbringen herausragende Leistungen 
in der Bildung, Ausbildung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses sowie der Wissenschaft und Forschung.

Wir wollen die Dynamik der Exzellenzinitiative, des 
Hochschulpakts und des Pakts für Forschung und 
 Innovation erhalten, deren Leistungen für das Wissen-
schaftssystem weiterentwickeln und die Wissenschafts-
förderung insgesamt ausbauen. Unsere Kernanliegen 
sind die Stärkung der Hochschulen, die Stärkung der 
Wissenschaftsorganisationen und die Förderung strate-
gischer Profile und Kooperationen im Wissenschafts-

system. Wir gewährleisten Planungssicherheit und 
schaffen eine nachhaltige Perspektive für das deutsche 
Wissenschaftssystem. 

Fortsetzung des Hochschulpakts

Wir wollen den Hochschulpakt fortsetzen und zügig die 
Verhandlungen über die dritte Phase aufnehmen. Dabei 
sollen Hochschulen für gute Lehre und Angebote, die 
mehr Studierende qualitätsgesichert zu einem erfolgrei-
chen Abschluss führen, stärker honoriert werden. Das 
Ziel, mehr beruflich Qualifizierten den Zugang zur 
Hochschule zu eröffnen, werden wir ebenfalls im Hoch-
schulpakt verankern.

Weiterentwicklung der Exzellenzinitiative

Die Exzellenzinitiative von Bund und Ländern hat in sehr 
erfolgreicher Art und Weise eine neue Dynamik in das 
deutsche Wissenschaftssystem gebracht, die wir erhal-
ten und ausbauen wollen. Wir werden dabei auch die 
Förderlinien, die sich besonders bewährt haben, in wis-
senschaftsgeleiteten Verfahren weiterentwickeln und in 
neue Förderformate überführen. Dabei wollen wir die be-
sondere Situation erfolgreicher Projekte aus der zweiten 
Runde der Exzellenzinitiative berücksichtigen. Darüber 
hinaus werden wir regionale Verbünde stärker fördern.

Fortsetzung des Pakts für Forschung  
und Innovation

Mit dem Pakt für Forschung und Innovation (PFI) konnten 
die internationale Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit 
der deutschen Forschungslandschaft deutlich gesteigert 
werden. Wir werden die Förderung der fünf Wissen-
schaftsorganisationen: Deutsche Forschungsgemein-
schaft, Max-Planck-Gemeinschaft, Helmholtz-Gemein-
schaft, Fraunhofer-Gesellschaft und Leibniz-Gemein-
schaft durch verlässliche Aufwüchse über das Jahr 2015 
hinaus fortführen. Wir werden mit den Wissenschaftsor-
ganisationen konkrete Ziele beispielsweise zur Gleich-
stellung, Nachwuchsförderung und zu mehr Kooperation 
insbesondere im Wissenschaftssystem vereinbaren. 

Verbesserung der Grundfinanzierung  
der Hochschulen

Die Hochschulen stehen im Zentrum des Wissen-
schaftssystems. Ihnen verlässliche Perspektiven und 
Planungssicherheit zu geben, muss im Zentrum der 
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Wissenschaftspolitik der nächsten Jahre stehen. Wir 
werden in den nächsten vier Jahren seitens des Bundes 
den Hochschulen mehr Geld zur Grundfinanzierung zur 
Verfügung stellen.

Planbare und verlässliche Karrierewege  
in der Wissenschaft

Befristete Beschäftigungsverhältnisse aufgrund von 
Qualifizierungsphasen, zeitlich befristeten Forschungs-
projekten und anderen Sachgründen liegen in der Natur 
des Wissenschaftsbetriebs; ihr Anteil – insbesondere 
über sehr kurze Zeiträume – hat in den letzten Jahren 
ein Maß erreicht, das Handlungsbedarf entstehen lässt. 
An erster Stelle ist ein aktives Gegensteuern Aufgabe 
der Hochschulen und Forschungseinrichtungen in ihrer 
Rolle als Arbeitgeber. Wir begrüßen entsprechende Ak-
tivitäten der Wissenschaftsorganisationen und werden 
deren Bemühungen durch eine Novellierung des Wis-
senschaftszeitvertragsgesetzes flankieren. Wir wollen 
für den wissenschaftlichen Nachwuchs planbare und 
verlässliche Karrierewege schaffen. Der Bund wird im 
Rahmen seiner Förderung und bei Vereinbarungen zu 
neuen Instrumenten auf angemessene Laufzeiten der 
Anstellungsverträge achten. 

Chancengleichheit im Wissenschaftssystem

Frauen sind trotz wichtiger Fortschritte in den letzten Jah-
ren auch im deutschen Wissenschaftssystem noch immer 
strukturell benachteiligt. Vom Studium über die Promotion, 
die Post-Doc-Phase und weitere Qualifizierung bis hin zur 
Professur nimmt ihr Anteil kontinuierlich ab. Zukunftsori-
entierte Politik muss die Voraussetzungen dafür schaffen, 
dass Frauen auf allen Ebenen des Wissenschaftssys-
tems, vor allem auch in Führungspositionen, angemessen 
vertreten sind. Deshalb werden wir bei Vereinbarungen 
über neue Förderinstrumente für die Wissenschaft künftig 
verstärkt die Einhaltung von Gleichstellungsstandards und 
die Festlegung konkreter Ziele für mehr Frauen in Füh-
rungspositionen verankern. Die Festsetzung von Zielquo-
ten über das Kaskadenmodell ist unerlässlich, ihre konse-
quente Umsetzung bei den Forschungsorganisationen 
werden wir nachdrücklich einfordern. 

Das erfolgreiche Professorinnen-Programm führen wir 
fort. Zur Förderung der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf wollen wir Hochschulen und Wissenschaftsorga-
nisationen bei der Etablierung familienfreundlicher 
Strukturen weiter unterstützen.

Durchlässigkeit des Bildungssystems stärken – 
akademische und berufliche Bildung besser 
verzahnen

Wir nehmen besonders die Übergänge zwischen beruf-
licher und akademischer Bildung in den Blick, bei denen 
es in Deutschland trotz mancher Fortschritte nach wie 
vor Nachholbedarf gibt. Wir werden die Akteure beider 
Bereiche bei der Entwicklung und Verbreitung von Brü-
ckenangeboten unterstützen, die beruflich Qualifizierten 
den Zugang zu einem Hochschulstudium und zu akade-
mischen Weiterbildungsangeboten eröffnen. Durch die 
Ausweitung des Wettbewerbs „Aufstieg durch Bildung – 
offene Hochschule“ werden wir die Hochschulen bei der 
Entwicklung passgenauer Angebote für die Zielgruppe 
der beruflich Qualifizierten unterstützen. Ebenso wer-
den wir die Akteure unterstützen, ihre Angebote für 
Menschen, die aus einem Studium in eine berufliche 
Bildung wechseln, weiterzuentwickeln und zu systemati-
sieren.

Geistes-, Kultur- und Gesellschaftswissen-
schaften stärken

Wir werden die Förderung der Geistes-, Kultur- und Ge-
sellschaftswissenschaften in Deutschland insbesondere 
mit interdisziplinären und sektorübergreifenden Initiati-
ven ausbauen. Bei der Förderung der Geistes-, Kultur- 
und Gesellschaftswissenschaften in Deutschland wer-
den wir europäische und internationale Aspekte in den 
Vordergrund rücken, Nachwuchs gezielt fördern, Infor-
mationsinfrastrukturen ausbauen und im außereuropäi-
schen Ausland internationale Kollegs für Geistes- und 
Sozialwissenschaften etablieren. Die erfolgreiche För-
derung der „Kleinen Fächer“ wird durch neue Initiativen 
zur Vernetzung erweitert.

Digitalisierung und Infrastruktur  
in der Wissenschaft

Wir werden eine Strategie für den digitalen Wandel in der 
Wissenschaft initiieren, z. B. um Zugang und Nutzbarkeit 
von komplexen Forschungsdaten zu verbessern. Ge-
meinsam mit den Ländern werden wir einen Rat für  
Informationsinfrastrukturen gründen, in dem sich die  
Akteure des Wissenschaftssystems über die Erarbeitung 
diszi plinen- und institutionenübergreifender Strategien 
und Standards verständigen. Zudem wollen wir virtuelle 
Forschungsumgebungen stärken, die es Forscherinnen 
und Forschern erlauben, mithilfe digitaler Medien über 
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disziplinäre, institutionelle und geografische Grenzen  
hinweg zusammenzuarbeiten und daraus auch neue  
Forschungsmethoden und -gegenstände zu entwickeln.

Den Nationalen Roadmap-Prozess für große For-
schungsinfrastrukturen wollen wir unter Berücksichti-
gung neuer Kooperationsmöglichkeiten zwischen Bund 
und Ländern weiterentwickeln. Dabei sollen – auch vor 
dem Hintergrund der Bedeutung der Nutzung solcher 
Infrastrukturen insbesondere für Hochschulen – alle 
Wissenschaftseinrichtungen und Forschungsorganisati-
onen einbezogen werden. 

Wir werden weiterhin auf europäischer und internationa-
ler Ebene aktiv an der Gestaltung von Forschungsinfra-
strukturen von europäischer und globaler Bedeutung 
mitwirken.

Internationalisierung der Wissenschaft

Wir wollen eine neue Qualität der internationalen Wis-
senschaftszusammenarbeit erreichen und die Internati-
onalisierungsstrategie weiterentwickeln. Dabei werden 
wir mit den deutschen Wissenschafts- und Forschungs-
organisationen eine verstärkte Vernetzung ihrer Aktivi-
täten der Internationalisierung vereinbaren und sie hier-
bei unterstützen.

Zudem werden wir die Forschungszusammenarbeit mit 
den Schwellen-, Entwicklungs- und Transformationslän-
dern strategisch weiterentwickeln. 

Deutschland ist bereits heute nach den USA und Groß-
britannien das drittwichtigste Gastland für Studierende 
aus dem Ausland. Bis zum Ende des Jahrzehnts wollen 
wir dafür sorgen, dass die Zahl ausländischer Studie-
render um rund ein Drittel auf etwa 350 000 gesteigert 
wird. Die Mobilität deutscher Studierender wollen wir 
gezielt erweitern. Wir wollen, dass jeder zweite Studien-
absolvent und jede zweite Studienabsolventin studien-
bezogene Auslandserfahrung gesammelt hat. 

Zentrale Impulsgeber für das Thema Mobilität an Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen sind der Deut-
sche Akademische Austauschdienst und die Alexander 
von Humboldt Stiftung mit ihren zahlreichen Außenstel-
len, die im Rahmen des Internationalen Hochschulmar-
ketings für den Bildungs- und Wissenschaftsstandort 
Deutschland werben. Ihre Schlagkraft wollen wir erhö-
hen und Synergien nutzen. 

Begabtenförderung

Mit Erfolg fördert der Bund seit Jahrzehnten begabte 
junge Leute, indem er die Begabtenförderwerke und die 
Stiftung Begabtenförderung Berufliche Bildung unter-
stützt. Um den hochqualifizierten Nachwuchs zu si-
chern, werden wir dieses Engagement fortführen. Das 
Deutschlandstipendium werden wir mit der Zielmarke 
von zwei Prozent der Studierenden in dieser Legislatur-
periode fortführen.

Allgemeine Bildung

Kulturelle Bildung in die Breite tragen

Kulturelle Bildung erschließt neue Welten und trägt 
maßgeblich zur Persönlichkeitsbildung bei. Alle Kinder 
und Jugendlichen müssen deshalb Zugang zu kulturel-
ler Bildung haben. Mit dem Programm „Kultur macht 
stark“ leisten wir einen Beitrag dazu, dass kulturelle Bil-
dung in der Breite ankommt. 

Politische Bildung

Die Politische Bildung ist ein zentrales Element zur 
Stärkung unserer Demokratie. Auch die außerschuli-
sche politische Bildung, nicht zuletzt durch die politi-
schen Stiftungen, wollen wir stärken.

Für die Fachkräfte von morgen:  
MINT-Bildung ausbauen

Wir werden die MINT-Bildung stärken, Innovationsfähig-
keit fördern und dem Fachkräftemangel im MINT-Be-
reich früh entgegenwirken. Wir unterstützen gemeinsam 
mit Wissenschaft und Wirtschaft die Stiftung „Haus der 
kleinen Forscher“. Wir wollen 80 Prozent aller Kinderta-
gesstätten bis 2015 erreichen. 

Digitale Bildung 

Wir werden mit den Ländern und Akteuren aus allen Bil-
dungsbereichen eine gemeinsame Strategie „Digitales 
Lernen“, die die Chancen der neuen Medien für gute Bil-
dung entschlossen nutzt, entwickeln und umsetzen.

Die digitale Lehrmittelfreiheit muss gemeinsam mit den 
Ländern gestärkt werden. Grundlage hierfür ist ein bil-
dungs- und forschungsfreundliches Urheberrecht und 
eine umfassende Open-Access-Politik. Schulbücher 
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und Lehrmaterial auch an Hochschulen sollen, soweit 
möglich, frei zugänglich sein, die Verwendung freier Li-
zenzen und Formate ausgebaut werden. 

Nicht nur in Schulen und Kitas möchten wir die IT-Fertig-
keiten und den Umgang mit den Medien vermitteln. Eine 
starke digitale Wirtschaft braucht starke Fachkräfte, des-
halb werden wir in einem kooperativen Miteinander von 
Bund und Ländern die Bildung und Ausbildung in den Be-
reichen IT und Technologie praxisorientiert stärken.

Wir unterstützen die Förderung von Wissenschaftskom-
petenz von der Grundschule bis zur Hochschule. Dabei 
fördern wir Programme und Wettbewerbe in den MINT-
Fächern und einen zeitgemäßen Informatikunterricht ab 
der Grundschule. Damit das Wissen entsprechend ver-
mittelt werden kann, sind Fortbildungsmöglichkeiten für 
Lehrerinnen und Lehrer zur Medienkompetenz dringend 
notwendig. Wir streben außerdem die Verfügbarkeit aus-
reichender Master-Studienplätze im Bereich IT an. Ziel-
gerichtet sollen vor allem Mädchen und junge Frauen für 
diese Berufsfelder begeistert werden. Der Aufbau eines 
Mentorinnen-Netzwerks in der digitalen Wirtschaft ist da-
bei eine geeignete Maßnahme. Der Anteil von Studentin-
nen, z. B. bei Informatik und Elektrotechnik soll erhöht 
werden. Auch in den MINT-Fächern legen wir den Fokus 
verstärkt auf die jungen Schülerinnen und Studentinnen. 

Nach dem Vorbild der Eliteschulen des Sports werden 
wir mit den Ländern Gespräche aufnehmen, um die Ein-
führung von Profilschulen IT/Digital mit dem Schwer-
punktprofil Informatik anzuregen. Dabei ist die Koopera-
tion mit Hochschulen oder Forschungseinrichtungen so-
wie gegebenenfalls privaten Partnern obligatorisch. 

Bildungsforschung

Die empirische Bildungsforschung liefert wichtige Er-
kenntnisse über Bildungsverläufe und die Wirksamkeit 
von Maßnahmen. Neue Schwerpunkte wollen wir in den 
nächsten Jahren in den Bereichen der Inklusion im Bil-
dungssystem sowie der beruflichen Bildung und der 
Frage von Übergängen setzen. Die Bildungsstatistik 
wird die Bundesregierung durch eine Novellierung der 
entsprechenden Gesetze sichern.

Berufliche Bildung

Die berufliche Bildung in Deutschland ist ein Erfolgsmo-
dell und bietet vielen Menschen eine hervorragende 

Qualifizierung und damit einhergehende positive Karrie-
re- und Lebenschancen. Sie leistet einen wichtigen Bei-
trag zur Sicherung unseres künftigen Fachkräftebedarfs 
und Wohlstands. Die Koalition wird einen Schwerpunkt 
auf die Stärkung der beruflichen Bildung legen.

Chance Beruf

Angesichts des demografischen Wandels können wir es 
uns heute weniger denn je leisten, dass junge Men-
schen hinter ihren Möglichkeiten zurückbleiben. Wir 
wollen alle jungen Menschen erreichen. Die Beratung 
setzt präventiv an, orientiert sich an der individuellen 
Bildungsbiografie und bricht auch geschlechtsspezifi-
sche Muster auf. Schülerinnen und Schüler, Auszubil-
dende, Studierende sowie Weiterbildungsinteressierte 
sollen systematisch beraten werden, damit ihnen ver-
schiedene Bildungspfade eröffnet werden. Wir werden 
dafür ein lokal verankertes Netzwerk von Beratungs- 
und Informationsangeboten auf den Weg bringen. 

In Kooperation mit den Ländern werden wir die erfolg-
reiche Initiative „Bildungsketten“ ausbauen, damit mög-
lichst viele Jugendliche früh ihre Potenziale wahrneh-
men, berufliche Optionen kennen lernen und so einen 
Schul- und Berufsabschluss erreichen. Am Übergang 
zur Ausbildung werden wir die Berufseinstiegsbeglei-
tung ausbauen, die Chancen der assistierten Ausbil-
dung nutzen und mehr Anschlussmöglichkeiten zwi-
schen den verschiedenen Bildungswegen schaffen. 

Allianz für Aus- und Weiterbildung 

Wir werden den Ausbildungspakt gemeinsam mit den So-
zialpartnern und den Ländern zur „Allianz für Aus- und 
Weiterbildung“ weiterentwickeln. Ziel der Allianz ist die 
Umsetzung der Ausbildungsgarantie in Deutschland. 
Kein junger Mensch darf zurückbleiben oder wertvolle 
Lebenszeit in Warteschleifen verlieren. Zusammen mit 
den Partnern in der Allianz unterstützen wir Jugendliche 
mit schlechteren Startchancen insbesondere durch aus-
bildungsbegleitende Hilfen und die assistierte Ausbil-
dung. Die Ausbildungsqualität wollen wir in den Blick 
nehmen und Ausbildungsabbrüchen vorbeugen. Die Ein-
gliederung junger Menschen mit Behinderung in eine Be-
rufsausbildung (Inklusion) ist uns dabei ein besonderes 
Anliegen. Die Maßnahmen des Übergangssystems und 
zur Förderung beruflicher Ausbildung werden wir gemein-
sam mit den Ländern überprüfen und auf eine vollqualifi-
zierende betriebliche Berufsausbildung hin ausrichten.
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Duale Ausbildung stärken

Wir wollen die duale Ausbildung stärken und moderni-
sieren. Wir werden das Berufsbildungsgesetz evaluie-
ren und Anpassungen prüfen, insbesondere in Hinblick 
auf die Erhöhung der Durchlässigkeit, die Stärkung der 
Ausbildungsqualität und gestufter Ausbildungen, die Bil-
dung von Berufsfamilien und die Sicherung des Ehren-
amts in den Prüfungsgremien. Wir bekräftigen zudem 
den hohen Wert des Konsensprinzips in der Berufsord-
nungsarbeit von öffentlicher Hand und Sozialpartnern.

Die überbetrieblichen Berufsbildungsstätten und Kom-
petenzzentren leisten wichtige Beiträge zur Berufsorien-
tierung und zur Unterstützung des ausbildenden Mittel-
stands. Wir werden sie daher auf dem bisherigen Ni-
veau weiter fördern.

Kompetenzen anerkennen

Wir werden das Gesetz zur Verbesserung der Feststellung 
und Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifika-
tionen („Anerkennungsgesetz“) wo notwendig anpassen. 
Migrantinnen und Migranten, die noch Qualifizierungs-
maßnahmen absolvieren müssen, damit ihr Abschluss als 
gleichwertig anerkannt wird, wollen wir finanziell unterstüt-
zen. Wir werden die Beratungsstrukturen im In- und Aus-
land verstärken und die Betreuung verbessern.

Für Menschen, die sogenannte informelle Kompetenzen 
erworben haben, die sie nicht durch Zertifikate belegen 
können, wollen wir neue Verfahren entwickeln und er-
proben, die zu Transparenz und Anerkennung führen.

Internationale Bildungskooperationen

Auf europäischer und internationaler Ebene gehen wir 
mit unserem Beitrag voran, um die Berufsperspektiven 
der Jugendlichen zu verbessern und die hohe Jugendar-
beitslosigkeit in der EU zu senken. Wir unterstützen die 
Europäische Ausbildungsallianz der EU-Mitgliedstaaten 
durch Beratung und Leuchtturmprojekte. Wir kooperieren 
weltweit mit Partnerländern, die an dualer Ausbildung in-
teressiert sind, bei Aufbau und Modernisierung von er-
folgreichen Berufsbildungssystemen. Unsere Auszubil-
denden und ausgebildeten Fachkräfte sollen sich auf in-
ternationalen Märkten erfolgreich bewegen und interkul-
turelle Kompetenzen entwickeln. Deswegen wollen wir 
den Anteil der Jugendlichen, die während ihrer Ausbil-
dung einen Auslandsaufenthalt absolvieren, verdoppeln.

Weiterbildung ausbauen

Angesichts des demografischen Wandels ist das 
 lebenslange Lernen so wichtig wie nie. Diese ge- 
samtgesellschaftliche Aufgabe wollen wir im  
Rahmen der  „Allianz für Aus- und Weiterbildung“ 
 bewältigen.

Wir sind von der Gleichwertigkeit von beruflicher und 
akademischer Bildung überzeugt. Das haben wir mit 
dem Deutschen Qualifikationsrahmen dokumentiert.  
Wir werden dafür sorgen, dass neue Abschlusszeug-
nisse das jeweilige Qualifikationsniveau ausweisen.  
Wir werden die Durchlässigkeit stärken und Berufs-
tätige, die ihren beruflichen Aufstieg durch Bildung in 
die Hand nehmen wollen, unterstützen.

Die Koalition wird dazu das Aufstiegsfortbildungsför-
derungsgesetz (AFBG) mit dem Ziel novellieren, die 
Förderleistungen zu verbessern und die Fördermög-
lichkeiten zu erweitern. Im Sinne der Gleichwertigkeit 
von allgemeiner und beruflicher Bildung wollen wir 
 Bachelor-Absolventen und -Absolventinnen den Zu-
gang zur geförderten Aufstiegsfortbildung eröffnen, 
wenn sie entsprechende berufliche Erfahrungen vorwei-
sen können. Das Aufstiegsstipendium werden wir fort-
führen.

Ein demokratisches Gemeinwesen ist auf mündige Bür-
gerinnen und Bürger angewiesen. Es ist uns deshalb 
ein wichtiges Anliegen, die allgemeine Weiterbildung zu 
stärken. Die Koalition will den Kampf gegen Bildungsar-
mut fortsetzen und intensivieren. Wir werden die Alpha-
betisierungsstrategie von Bund und Ländern zu einer 
Dekade der Alphabetisierung weiterentwickeln und die 
Förderung ausbauen. Die erfolgreiche Bildungsprämie 
wollen wir fortführen.

Forschung

Deutschland hat in den vergangenen Jahren in einer 
gemeinsamen Kraftanstrengung von Bund, Ländern und 
Wirtschaft einen deutlichen Zuwachs bei den Investitio-
nen für Forschung und Entwicklung verzeichnen kön-
nen. Diese gute Entwicklung werden wir durch eine kon-
sequente Unterstützung der Hochschulforschung, den 
Ausbau der Programmförderung und die Förderung der 
außeruniversitären Forschungsorganisationen voran-
treiben. Wir streben an, die Forschungsinvestitionen bei 
drei Prozent des BIP konstant zu halten. 
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Hightech- und Innovationsstrategie  
für Deutschland

Die Hightech-Strategie werden wir zu einer umfassen-
den ressortübergreifenden Innovationsstrategie für 
Deutschland weiterentwickeln. Zu den großen gesell-
schaftlichen Herausforderungen, die wir mit dieser Inno-
vationsstrategie bewältigen wollen, gehören vor allem 
Veränderungen wie die demografische Entwicklung, die 
Digitalisierung und die Entwicklung einer nachhaltigen 
Wirtschaftsweise. Wir wollen diese Zukunftsaufgaben 
im Verbund von Wissenschaft, Gesellschaft, Wirtschaft 
und Politik gestalten und dabei technologische wie ge-
sellschaftliche Innovationen in den Blick nehmen. Wir 
werden geistes- und sozialwissenschaftliche Begleitfor-
schung sowie die interdisziplinäre Zusammenarbeit un-
terstützen, um den verantwortungsbewussten Umgang 
mit der Forschung und ihren Ergebnissen zu stärken. 
Den Ausbau der europäischen und internationalen For-
schungskooperationen werden wir vertiefen.

Forschung für die Gesundheit der Menschen 

Die Gesundheitsforschung wird weiter eine herausgeho-
bene Stellung in unseren Förderanstrengungen einneh-
men. Das Konzept der Deutschen Zentren der Gesund-
heitsforschung werden wir in einem wissenschaftsgelei-
teten Verfahren fortentwickeln.

Wir werden unter der Überschrift „Gesundheit im Le-
bensverlauf“ den Patienten in den Mittelpunkt stellen 
und neue Initiativen für eine moderne Kinder- und Ju-
gendmedizin, Arbeitsmedizin sowie die Geschlechter- 
und Altersmedizin auch unter dem Gesichtspunkt der 
Prävention und Gesunderhaltung starten. Die individua-
lisierte Medizin wollen wir mit innovativen Strukturen 
und breit angelegter Forschung weiter stärken.

Die Versorgungsforschung werden wir stärken, um vor al-
lem die Alltagsversorgung von Patienten zu verbessern. 
Dazu gehören vor allem die Pflegewissenschaft, aber auch 
die Biometrie, Epidemiologie und Medizininformatik sowie 
der Aufbau von klinischen Registern, sofern eine dauerhaf-
te Finanzierung im Versorgungssystem garantiert wird.

Wir werden die Wirkstoffforschung stärken, um bei-
spielsweise im Bereich der Antibiotika zur Bekämpfung 
von Multiresistenz und Sepsis die Entwicklung neuer 
Medikamente zu fördern. Ebenso werden wir die Medi-
zintechnik fördern. 

Mit der Stärkung von Forschung zu vernachlässigten, 
armutsassoziierten Erkrankungen und durch For-
schungskooperationen mit betroffenen Regionen, be-
sonders in Afrika, tragen wir dazu bei, den Teufelskreis 
von Armut und Krankheit in Entwicklungsländern zu 
durchbrechen. 

Forschung für Energieversorgung, Klima  
und Ressourcen

Die Energieforschung wird konsequent auf die Energie-
wende ausgerichtet. Voraussetzung hierzu sind For-
schung und Entwicklung für intelligente Lösungen ins-
besondere in den Bereichen Energieeffizienz, Energie-
einsparung, erneuerbare Energien und Versorgungs-
systeme (u. a. Speicher, Netze und Systemdienstleis-
tungen durch erneuerbare Energien). Die Koalition wird 
im Energieforschungsprogramm neue, thematisch über-
greifende und systemorientierte Forschungsansätze 
aufgreifen, um zusätzliche Potenziale für den Innovati-
onsprozess entlang der gesamten Wertschöpfungskette 
zu erschließen. Die Projektförderung ist dabei das ge-
eignete Steuerungsinstrument, um ein zielgerichtetes 
politisches Handeln zu ermöglichen. Wir werden daher 
die Mittel im Energieforschungsprogramm verstetigen. 

Wir werden auch die europäische Dimension des The-
mas durch eine geeignete Vernetzung der Forschungs-
maßnahmen berücksichtigen und dabei auch die Ent-
wicklungen der Digitalisierung und des Internets einbe-
ziehen. Die Klimaforschung wollen wir mit den Schwer-
punkten Klimamodellierung und regionale Klimafolgen-
abschätzung stärken. Gleiches gilt für Forschung zu 
Chancen und Risiken sowie zu Handlungsoptionen. 

Mit der Förderung der Bioökonomie wollen wir den 
Wandel von einer überwiegend auf fossilen Rohstoffen 
basierenden Wirtschaft zu einer auf erneuerbaren Res-
sourcen beruhenden, rohstoffeffizienten Wirtschaft vor-
antreiben und damit die Energiewende unterstützen. Die 
Meeres- und Polarforschung leistet ebenfalls wichtige 
Beiträge zur Erforschung des Klimawandels. Deshalb 
werden wir die Forschung auf diesen Gebieten stärken 
und dazu auch die Erneuerung der deutschen For-
schungsflotte konsequent fortführen

Forschungsergebnisse müssen zügig in Form von inno-
vativen und marktfähigen Produkten verwertet werden. 
Auch mit Blick auf eine weltweit steigende Nachfrage 
nach innovativen Energietechnologien und der Stärkung 
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des exportorientierten Technologiestandortes Deutsch-
land soll der Innovationsprozess bis hin zur Marktein-
führung erheblich beschleunigt werden.

Die Förderung der Fusionsforschung werden wir auf 
dem festgelegten, begrenzten Niveau fortführen. 

Nukleare Sicherheits- und Entsorgungsforschung

Die Koalition wird die Nuklearforschung auf wichtige Zu-
kunftsthemen fokussieren. Durch die institutionell und 
projektgeförderte nukleare Sicherheits- und Entsor-
gungsforschung werden wir einen wesentlichen Beitrag 
zur Verbesserung der Sicherheit im In- und Ausland zur 
Lösung nuklearer Entsorgungsfragen und zum Kompe-
tenzerhalt in Deutschland leisten, der besonders auch 
für die internationale Zusammenarbeit erforderlich ist. 
Wir werden nach dem Neubeginn der Endlagersuche 
die Endlagerforschung verstärken. 

Forschungsprogramm IT-Sicherheit

Es wird ein Förderprogramm „Innovation in IT-Forschung 
und Sicherheit“ zur Stärkung der nationalen F&E-Aktivi-
täten in diesen Bereichen weiterentwickelt, wobei Si-
cherheit und Nutzerfreundlichkeit für unterschiedliche 
Anwendergruppen in Einklang gebracht werden. Bei der 
Ausschreibung werden Open-Source-Ansätze priori-
siert, die ihre Ergebnisse und die entwickelten Systeme 
offen zur Verfügung stellen. Die Einführung einheitlicher 
Standards zur Verfügbarmachung von Daten und Er-
gebnissen wird geprüft. Wir starten ein neues For-
schungsprogramm zur IT-Sicherheit „Selbstbestimmt 
und sicher in der digitalen Welt“. Zudem gilt es, IT-Si-
cherheitskompetenzen in der Ausbildung des Fach-
kräftenachwuchses auszubauen.

Rohstoffforschung

Rohstoffe und ihre effiziente Nutzung sind für die deut-
sche Hightech-Industrie von strategischer Bedeutung. 
Wir werden durch eine gezielte Forschungsförderung 
die Verfügbarkeit von Rohstoffen für die deutsche High-
tech-Industrie weiter verbessern helfen.

Forschung für die Mobilität der Zukunft

Die von uns geförderte Mobilitätsforschung wird zukünf-
tig verstärkt die gesamte Breite von Mobilitätsangeboten 
auch unter gesellschafts- und sozialwissenschaftlichen 

Aspekten in den Blick nehmen. Bei der Automobilfor-
schung sehen wir die Herausforderungen für die For-
schung – im Kontext der Plattform Elektromobilität – 
weiterhin vor allem bei der Energiespeicherung und 
dem Energieverbrauch unter Praxisbedingungen. Wir 
setzen zudem auf die Nutzung moderner Informations- 
und Kommunikationstechnik für eine vernetzte, sichere 
und effiziente Mobilität. 

Innovative Lösungen für die Sicherheit  
der Bürgerinnen und Bürger entwickeln 

Durch die Förderung der kooperativen Forschung von 
Wissenschaft, Wirtschaft und Anwendern wollen wir 
 Lösungen entwickeln, die beispielsweise Krisensituatio-
nen aufgrund von Naturkatastrophen und Unfällen bes-
ser beherrschbar machen und die Folgen all dieser Er-
eignisse für die Bürgerinnen und Bürger so gering wie 
möglich halten. Wir werden daher die zivile Sicherheits-
forschung mit dem Ansatz der Anwenderorientierung 
weiterentwickeln. 

Forschung für die Arbeit von morgen

Wir wollen, dass Deutschland seine führende Rolle als 
Industrie-, Produktions-, und Dienstleistungsstandort 
und Exportnation behält. Dies gelingt nur durch Innova-
tionen, durch fortwährende organisatorische und tech-
nische Veränderung von Produktions- und Dienstleis-
tungsprozessen. In enger Abstimmung mit den Sozial-
partnern wollen wir die Arbeits-, Produktions- und 
Dienstleistungsforschung stärken und hierzu ein neues 
Förderprogramm auflegen. Dies trägt zur Sicherung ei-
ner hohen Beschäftigungsquote und zur Humanisierung 
der Arbeitswelt bei. 

Transfer wissenschaftlicher Erkenntnisse  
und Validierungsförderung

Deutschland verstärkt und beschleunigt den Transfer 
neuer Erkenntnisse aus der Forschung in Gesellschaft 
und Wirtschaft. Wir wollen regionale und thematische 
Clusterstrukturen ausbauen und ihre wirtschaftliche 
Schlagkraft durch eine verstärkte europäische und inter-
nationale Vernetzung erhöhen. Zudem werden wir neue 
Instrumente schaffen, um einen besseren Transfer von 
Innovationen aus der Grundlagenforschung an den Hoch-
schulen in nutzbare Dienstleistungen und Produkte zu re-
alisieren. Eine Weiterentwicklung der Validierungsförde-
rung soll diesen Transfer entscheidend voranbringen.
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Wir wollen das große Potenzial für wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Veränderungen, ob in Form neuer Ge-
schäftsmodelle, Dienstleistungen oder Kooperationen, 
durch den Auf- und Ausbau geeigneter Open-Innovati-
on-Plattformen für neue kreative Lösungsansätze er-
schließen. Wir richten uns dabei insbesondere an kleine 
und mittlere Unternehmen, damit sie gemeinsam mit 
Anwendern, internationalen Partnern, großen Unterneh-
men, Hochschulen und Forschungseinrichtungen neue 
Entwicklungen vorantreiben können.

Spitzenforschung für die neuen Länder

Wir werden den Auf- und Ausbau einer breit aufgestell-
ten Wissenschaftslandschaft und einer leistungsfähigen 
Spitzenforschung in den neuen Ländern stärken. Die 
Programme, die insbesondere regionale Cluster von 
Wissenschaft und Wirtschaft unterstützen – wie „Unter-
nehmen Region“ und „Zwanzig20 – Partnerschaft für In-
novation“ – setzen wir fort. 

Europäischer Forschungsraum

Wir werden unsere Verantwortung bei der Vollendung 
des Europäischen Forschungsraums (EFR) wahrneh-
men und unsere EFR-Strategie auf nationaler und euro-
päischer Ebene konsequent umsetzen. Hierzu wollen 
wir die Mobilitätsbedingungen der Forscherinnen und 
Forscher verbessern, die gemeinsame Programmpla-
nung fortentwickeln, gemeinsame Forschungsinfrastruk-
turen aufbauen, den Wissenstransfer erleichtern, die 
Gleichstellung der Geschlechter im europäischen Wis-
senschaftssystem unterstützen und die Kooperation mit 
Drittstaaten außerhalb Europas ausbauen.

Wir halten daran fest, dass für die Gestaltung des EFR 
für jeden Mitgliedstaat eine auf die unterschiedlichen 
Gegebenheiten der nationalen Systeme angepasste 
Strategie erforderlich ist; harmonisierende Gesetzge-
bungsinitiativen der Europäischen Kommission sind der 
Vielfalt der Forschungssysteme in Europa, die den 
Wettbewerb und damit Wissenschaft und Innovation för-
dern, abträglich.

Wir wollen die Beteiligung der deutschen Wissenschaft 
und Wirtschaft am neuen Forschungsrahmenprogramm 
„Horizont 2020“ unterstützen und ausbauen.

Zugleich soll die deutsche Wissenschaft eine aktive 
Rolle übernehmen, um das europäische Wissenschafts- 

und Innovationssystem insgesamt zu stärken. Dabei 
setzen wir auch auf bilaterale Innovationsberatung so-
wie gemeinsame Forschungs- und Entwicklungsprojek-
te mit den neuen Mitgliedstaaten Ost- und Südosteuro-
pas und besonders von der Wirtschaftskrise betroffenen 
EU-Mitgliedstaaten.

Forschungsförderung für den Mittelstand 

Kleinen und mittleren Unternehmen werden wir ver-
stärkt den Zugang zur Förderung von Forschung und 
Entwicklung auch durch Kooperationen mit Hochschu-
len und außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
eröffnen, um das technologieorientierte Innovationsge-
schehen in Deutschland zu unterstützen. 

Ressortforschung

Die Ressortforschung leistet wichtige Beiträge im Gefü-
ge der bundesdeutschen Wissenschaftslandschaft. Wir 
streben eine Stärkung der Ressortforschung an und 
werden dafür sorgen, dass alle Ressortforschungsein-
richtungen von den Vorteilen des Wissenschaftsfrei-
heitsgesetzes profitieren können.

Forschung an Fachhochschulen ausbauen

Die Förderung der Forschung an Fachhochschulen bie-
tet insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen in 
regionalen Kooperationen große Chancen zur Innovati-
onsförderung. Wir werden die Förderung des Bundes 
für die angewandte Forschung an Fachhochschulen 
ausbauen und die Fördermöglichkeiten ausweiten sowie 
die Möglichkeiten gemeinsamer Promotionen mit Uni-
versitäten im Sinne einer Profilschärfung im Wissen-
schaftssystem stärken. Von der DFG erwarten wir, die 
Beteiligung von Fachhochschulen an ihren Programmen 
zu stärken.

Fachkräftesicherung

Der demografische Wandel berührt unmittelbar das Ar-
beitskräfteangebot und damit die Leistungsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft ebenso wie unsere Sozialsyste-
me. Wir werden alles daran setzen, den Wohlstand zu 
erhalten sowie Wachstum und Chancengerechtigkeit zu 
fördern, indem wir den Fachkräftebedarf decken und 
zugleich den Menschen bessere Erwerbschancen eröff-
nen. Dies begreifen wir als große gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe dieser Legislaturperiode.
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Dazu nehmen wir an erster Stelle die Menschen im In-
land in den Blick. Aber auch die Chancen, auf dem glo-
balen, insbesondere dem europäischen Arbeitsmarkt 
qualifizierte Fachkräfte für unser Land zu gewinnen, 
sind uns wichtig. Wir setzen im Fachkräftekonzept fol-
gende Schwerpunkte:

Die arbeitsmarktpolitischen Anstrengungen sollen ver-
stärkt auf junge Menschen ausgerichtet sein, die wir so 
früh wie möglich auf einen erfolgreichen Einstieg in das 
Berufsleben vorbereiten wollen. Wir werden die nach-
haltige Integration von Migrantinnen und Migranten in 
den Arbeitsmarkt fördern. Instrumente hierfür sind eine 
verstärkte Bildungsbeteiligung, Netzwerke, Programme 
zur Integration und Nachqualifizierung, eine bessere 
Anerkennung von Bildungsabschlüssen sowie eine 
fachgerechte Beratung.

Um Beschäftigungsfähigkeit zu erhalten, wollen wir das 
Prinzip des lebenslangen Lernens stärken und die Wei-
terbildungsbeteiligung Älterer steigern.

Wir setzen uns dafür ein, dass die Bundesagentur für 
Arbeit ihre Unterstützungsangebote für Berufsrückkeh-
rende weiterentwickelt. Vor allem in der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende wird ein besonderer Fokus auf Al-
leinerziehende und Langzeitarbeitslose gelegt. Perso-
nen in der „Stillen Reserve“ sollen durch gezielte An-
sprache aktiviert werden. Für viele junge Eltern sind ar-
beitsmarktpolitische Maßnahmen und Berufsausbildung 
in Teilzeit der richtige Weg.

All das wollen wir zusammen mit Gewerkschaften und 
Arbeitgebern zum Gegenstand einer neuen Qualifizie-
rungsoffensive machen, die ein zentraler Baustein des 
Paktes für Ausbildung und Fachkräftesicherung werden 
soll, der mit dem bestehenden und fortzusetzenden 
Ausbildungspakt verbunden werden kann. Dabei wollen 
wir auch die duale Ausbildung und den Erhalt des Meis-
terbriefs sicherstellen.

Insbesondere die Betriebe sind in der Pflicht, ihre An-
strengungen für eine alters- und alternsgerechte Ar-
beitswelt und demografiesensible Personalpolitik zu 
verstärken. Wir werden sie dabei mit der Initiative „Neue 
Qualität der Arbeit“ (INQA) und mit der Fortführung von 
Initiativen zur Beschäftigung von über 50-Jährigen un-
terstützen. Wir setzen uns für bedarfsgerechte qualifi-
zierte Zuwanderung ein und wollen insbesondere eine 
größere Mobilität im europäischen Arbeitsmarkt errei-

chen. Flankierend wollen wir die Willkommens- und 
Bleibekultur für ausländische Fachkräfte in Deutschland 
verbessern. Deswegen werden wir die Dachkampagne 
„Fachkräfte-Offensive“ fortführen und die regionalen 
Netzwerke zur Fachkräftesicherung stärker professiona-
lisieren.

Wir werden die bereits eingeleiteten Maßnahmen zur 
Fachkräftegewinnung und Integration in den Arbeits-
markt (insbesondere die Blaue Karte EU einschließlich 
der Änderungen im Aufenthaltsgesetz, die Beschäf-
tigungsverordnung und das Gesetz zur verbesserten 
Anerkennung von im Ausland erworbenen Berufsab-
schlüssen) innerhalb der Wahlperiode auf ihre Wirksam-
keit überprüfen und daraus gegebenenfalls Konsequen-
zen ziehen. 

Teilhabe von Zuwanderern stärken

Wir setzen uns dafür ein, die beruflichen Befähigungen 
von Migranten nachträglich zu verbessern. Damit wollen 
wir ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt erhöhen und 
dem Fachkräftebedarf Rechnung tragen.

Zuwanderer verfügen vielfach über im Ausland abge-
schlossene Berufs- und Hochschulausbildungen. Die-
ses Potenzial liegt aber noch zu oft brach, während 
 unserem Arbeitsmarkt zunehmend qualifizierte Fach-
kräfte fehlen. Ein wichtiger Schritt, um hier gegenzu-
steuern, sind die Anerkennungsgesetze des Bundes 
und der Länder für im Ausland erworbene berufliche 
Qualifikationen. Dabei ist die Qualität der Beratung zu 
verbessern. 

Wir setzen uns für sozialverträgliche Verfahrenskosten 
ein. Die Umsetzung der Gesetze weist auf steigende 
Bedarfe individueller Anpassungs- und Ergänzungs-
qualifizierungen hin. Wir werden daher vorhandene 
 Fördermöglichkeiten im Rahmen der Ausbildungsför-
derung (BAföG, AFBG, SGB III) und der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik noch besser ausschöpfen und wo 
 notwendig ausweiten – unter anderem im Rahmen  
eines ESF-Programms „Qualifizierung von Migrantin-
nen und Migranten im Kontext des Anerkennungsge-
setzes“. Wir werden darüber hinaus prüfen, ob ergän-
zend mittelfristig ein bundesweites Stipendienprogramm 
zur finanziellen Förderung von Ausgleichsmaßnahmen 
für Antragsteller mit Wohnsitz in Deutschland aufgelegt 
werden kann, die keine Ansprüche nach SGB II oder III 
haben.
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1.3.  In Deutschlands Zukunft 
 investieren: Infrastruktur

Verkehr

Mobilität ist eine wesentliche Voraussetzung für persön-
liche Freiheit, gesellschaftliche Teilhabe sowie für Wohl-
stand und Wirtschaftswachstum. Grundlage hierfür ist 
eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur. Sie sichert 
unsere europäische und globale Wettbewerbsfähigkeit. 
Die Verkehrspolitik der vergangenen Jahrzehnte hat 
hier große Erfolge aufzuweisen, insbesondere bei der 
weitgehenden Vollendung der Verkehrsprojekte Deut-
sche Einheit. Angesichts der seit vielen Jahren beste-
henden strukturellen Unterfinanzierung werden wir die 
Planung und Finanzierung unserer Verkehrswege durch 
eine grundlegende Reform auf eine neue, dauerhaft 
verlässliche und effiziente Grundlage stellen.

Netzorientierte Bundesverkehrswegeplanung

Die Aufstellung des neuen Bundesverkehrswegeplans 
2015 – 2030 (BVWP) als verkehrsträgerübergreifende 
Netzplanung werden wir zügig, transparent und unter 
Beteiligung der Öffentlichkeit vorantreiben. Dabei wer-
den wir auf eine bedarfsgerechte Dimensionierung von 
Neu- und Ausbauprojekten achten. Nicht jeder Wunsch 
ist erfüllbar. Für besonders dringende und schnell um-
zusetzende überregional bedeutsame Vorhaben wird im 
neuen BVWP und in den Ausbaugesetzen für die Ver-
kehrsträger Schiene, Straße und Wasserstraße ein „na-
tionales Prioritätenkonzept“ definiert. In diese Projekte 
sollen künftig als Zielgröße 80 Prozent der Mittel für den 
Neu- und Ausbau fließen. Dazu gehören der Ausbau 
hoch belasteter Knoten, Seehafenhinterlandanbindun-
gen und Hauptachsen, die Schließung wichtiger überre-
gional bedeutsamer Netzlücken sowie die Einbindung 
transeuropäischer und in völkerrechtlichen Verträgen 
vereinbarter Verkehrsachsen.

Aufstockung der Investitionsmittel

Für die Verkehrsinfrastruktur des Bundes schaffen wir 
eine verlässliche Finanzierungsgrundlage. Wir werden 
in den nächsten vier Jahren die Bundesmittel für Ver-
kehrsinfrastruktur substanziell erhöhen.

Diese werden wir durch zusätzliche Mittel aus der Nut-
zerfinanzierung durch LKW ergänzen. Die bestehende 
LKW-Maut wird auf alle Bundesstraßen ausgeweitet. Die 

LKW-Maut wird – unter Berücksichtigung der Ergebnisse 
des neuen Wegekostengutachtens – weiterentwickelt. 
Orientierungspunkte hierbei können sein: die Tonnage, 
das Netz, externe Kosten. Wir stellen sicher, dass die 
Netto-Einnahmen aus der Nutzerfinanzierung ohne Ab-
striche in die Verkehrsinfrastruktur investiert werden. 

Zur zusätzlichen Finanzierung des Erhalts und des Aus-
baus unseres Autobahnnetzes werden wir einen ange-
messenen Beitrag der Halter von nicht in Deutschland 
zugelassenen PKW erheben (Vignette) mit der Maßga-
be, dass kein Fahrzeughalter in Deutschland stärker be-
lastet wird als heute. Die Ausgestaltung wird EU-rechts-
konform erfolgen. Ein entsprechendes Gesetz soll im 
Verlauf des Jahres 2014 verabschiedet werden.

Zur Sicherstellung einer nachhaltigen Finanzierung der 
Verkehrsinfrastruktur sowie zur Gewährleistung über-
jähriger Planungs- und Finanzierungssicherheit werden 
im Bundeshaushalt die notwendigen haushaltsrechtli-
chen Voraussetzungen geschaffen. Nicht verbrauchte 
Investitionsmittel im Verkehrsbereich werden überjährig 
und ungekürzt zur Verfügung gestellt. Zwischen den 
Verkehrsträgern wird eine wechselseitige Deckungsfä-
higkeit mit Ausgleichspflicht ermöglicht. Die Nettoein-
nahmen aus der Nutzerfinanzierung werden ohne Ab-
striche der Verkehrsinfrastruktur zugeführt.

Öffentlich-Private Partnerschaften

Die Fortentwicklung von Öffentlich-Privaten-Partner-
schaften (ÖPP) braucht einen breiten gesellschaftlichen 
Konsens. Wir wollen die Möglichkeiten der Zusammen-
arbeit von öffentlichen und privaten Geldgebern oder In-
frastrukturgesellschaften als zusätzliche Beschaffungs-
variante nutzen, wenn dadurch Kosten gespart und Pro-
jekte wirtschaftlicher umgesetzt werden können. Dies 
muss ebenso wie bei Betriebsvergaben in jedem Einzel-
fall transparent und unabhängig nachgewiesen werden. 
Wir gestalten ÖPP mittelstandsfreundlicher aus. Die 
Methodik der Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen werden 
wir evaluieren und standardisieren. 

Verhältnis von Erhalt und Ausbau

Nach Jahrzehnten des Netzausbaus steht nun die Sub-
stanzsicherung an erster Stelle. Unsere oberste Priorität 
lautet deshalb: Erhalt und Sanierung vor Aus- und Neu-
bau. Die Strategie zur Ertüchtigung von Brücken, Tunneln 
und Schleusen werden wir fortschreiben und verstärken. 
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Zukunft der Leistungs- und Finanzierungs-
vereinbarung Schiene

Vor Auslaufen der geltenden Leistungs- und Finanzie-
rungsvereinbarung Schiene (LuFV) werden wir mit der 
DB AG eine neue Vereinbarung schließen. Sie muss 
durch Festlegung zusätzlicher Qualitätsmerkmale si-
cherstellen, dass Umfang und Kapazität des Schienen-
netzes erhalten bleiben. 

Verkehrsinfrastrukturbericht

Als Grundlage für die künftige Priorisierung von Investi-
tionen in Erhalt und Sanierung werden wir alle zwei  
Jahre einen Verkehrsinfrastrukturbericht vorlegen, der 
den Zustand der Bundesverkehrswege transparent 
macht, Nachholbedarf dokumentiert und Aufschluss 
über die erforderlichen Investitionen gibt.

Gemeindeverkehrsfinanzierung

Der Bund bleibt ein verlässlicher Partner der Kommu-
nen bei der Finanzierung des kommunalen Verkehrs. 
Von den Ländern erwarten wir im Gegenzug, dass sie 
die Mittel zweckgebunden für Verkehrswegeinvestitio-
nen einsetzen (ÖPNV-Infrastruktur und kommunaler 
Straßenbau). Wir streben eine verlässliche Anschluss-
finanzierung für das Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetz-Bundesprogramm für die Zeit nach 2019 an. Wir 
werden diese Frage im Rahmen der Reform der Bund-
Länder-Finanzbeziehungen beraten. 

Lärmschutz

Die Akzeptanz für Mobilität und die weitere Modernisie-
rung der Infrastruktur hängt entscheidend davon ab, 
dass die Lärmbelastung reduziert wird. Wir werden des-
halb den Schutz vor Verkehrslärm deutlich verbessern 
und Regelungen für verkehrsträgerübergreifenden 
Lärmschutz an Bundesfernstraßen und Bundesschie-
nenwegen treffen. Der Gesamtlärm von Straße und 
Schiene muss als Grundlage für Lärmschutzmaßnah-
men herangezogen werden. Das freiwillige Lärmsanie-
rungsprogramm für Bestandsstrecken wird ausgebaut 
und rechtlich abgesichert. Der Stand der Technik zur 
Geräuschminderung muss konsequenter in die Praxis 
eingeführt werden.

Den Schienenlärm wollen wir bis 2020 deutschlandweit 
halbieren. Ab diesem Zeitpunkt sollen laute Güterwagen 

das deutsche Schienennetz nicht mehr befahren dürfen. 
Die Bezuschussung für die Umrüstung auf lärmmindern-
de Bremsen setzen wir fort. Den Stand der Umrüstung 
werden wir 2016 evaluieren. Sollte bis zu diesem Zeit-
punkt nicht mindestens die Hälfte der in Deutschland 
verkehrenden Güterwagen umgerüstet sein, werden wir 
noch in dieser Wahlperiode ordnungsrechtliche Maßnah-
men auf stark befahrenen Güterstrecken umsetzen, z. B. 
Nachtfahrverbote für nicht umgerüstete Güterwagen. 

Wir ergreifen zudem auf europäischer Ebene die Initiati-
ve für ein ab dem Jahr 2020 zu erlassendes EU-weites 
Einsatzverbot für laute Güterwagen sowie für ein EU-
Programm zur Förderung der Umrüstung lauter Güter-
wagen. Das lärmabhängige Trassenpreissystem werden 
wir durch eine stärkere Spreizung der Trassenpreise 
wirksamer gestalten. Wir werden rechtlich klarstellen, 
dass die in der vergangenen Legislaturperiode für 
Schienenneubaustrecken um 5 dB(A) verschärften 
Lärmgrenzwerte auch für umfassende Streckenertüchti-
gungen im Bestandsnetz, die neue Planfeststellungs-
verfahren erforderlich machen, gelten. 

Die Mittel für die Lärmschutzprogramme im Bereich 
Straße und Schiene werden erhöht.

Beim Luftverkehr setzen wir vorrangig auf eine Reduzie-
rung des Fluglärms an der Quelle, eine bestmögliche 
Flächennutzung im Umfeld sowie auf lärmreduzierende 
flugbetriebliche Verfahren. Bei Festlegung von Flugver-
fahren und Flugverkehrskontrollfreigaben wird der 
Lärmschutz insbesondere in den Nachtstunden verbes-
sert. Die berechtigten Anliegen der an Flughäfen leben-
den Menschen nehmen wir ebenso ernst wie die Sorge 
um die wirtschaftliche Zukunft des Luftverkehrsstand-
orts und die damit verbundenen Arbeitsplätze. Die 
Grenzwerte des Fluglärmschutzgesetzes werden wir in 
dieser Legislaturperiode überprüfen. 

Bei der Festlegung von Flugrouten werden wir rechtlich 
sicherstellen, dass die Anwohnerinnen und Anwohner in 
einem transparenten Verfahren frühzeitig informiert und 
beteiligt werden. Wir schaffen verbesserte Transparenz 
und Beteiligung der Kommunen und Öffentlichkeit bei 
der Festlegung von Flugrouten. Eine Schlüsselrolle 
kommt dabei den Fluglärmkommissionen zu, die wir 
stärken wollen.

Lärm- und Schadstoffminderungsziele sollen insbeson-
dere auch durch technische Innovationen im Luftverkehr 
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erreicht werden. Von den Fluggesellschaften erwarten 
wir, dass sie die Modernisierung der Flotten mit emissi-
onsarmen Flugzeugen intensivieren. Im Luftverkehrsge-
setz verankern wir eine stärkere Differenzierung nach 
Flugzeugtypen und eine deutlichere Spreizung der Tag- 
und Nachttarife bei lärmabhängigen Flughafenentgel-
ten. Generelle Betriebsbeschränkungen mit einem 
Nachtflugverbot lehnen wir ab. Die Verschärfung der 
Lärmzulassungsgrenzwerte für neue Flugzeuge auf in-
ternationaler Ebene (ICAO) befürworten wir.

Schiene, Straße, Wasserstraße verzahnen

Für die künftige Verkehrsbewältigung müssen die ein-
zelnen Verkehrsträger ihre jeweiligen Systemvorteile 
bestmöglich nutzen können. Dazu wollen wir sie besser 
verzahnen und mehr Verkehr auf die Verkehrsträger 
Schiene und Wasserstraße verlagern.

System Schiene

Den Verkehrsträger Schiene wollen wir weiter stärken 
und ausbauen. Wir wollen eine leistungsfähige Schie-
neninfrastruktur und moderne sowie barrierefreie Bahn-
höfe. Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit müssen Marken-
zeichen der Bahn sein. Wir werden die Geschäftspolitik 
der DB AG noch stärker an diesen Zielen ausrichten, 
ohne die Wirtschaftlichkeit infrage zu stellen. Dazu wer-
den wir das Steuerungskonzept für die DB AG unter Be-
rücksichtigung des Aktienrechts überarbeiten. Vor-
standsboni sollen an das Erreichen der genannten Ziele 
gebunden sein. Die Steuerung der DB AG im Aufsichts-
rat wird von dem im für Verkehr zuständigen Bundesmi-
nisterium angesiedelten Staatssekretär koordiniert. Die 
Planung der Schienenwege werden wir am Ziel eines 
Deutschland-Takts mit bundesweit aufeinander abge-
stimmten Anschlüssen sowie leistungsfähigen Güterver-
kehrstrassen ausrichten. Wir bringen zeitnah Planungen 
auf den Weg, um durch gezielte Engpassbeseitigung 
die Kapazität des Schienengüterverkehrs deutlich zu er-
höhen.

Wir stehen zum integrierten Konzern DB AG. Die Eisen-
bahninfrastruktur ist Teil der öffentlichen Daseinsvorsor-
ge und bleibt in der Hand des Bundes. Wir werden si-
cherstellen, dass alle Gewinne der Eisenbahninfrastruk-
turunternehmen des Bundes in die Infrastruktur zurück-
fließen. Die Chancen privater Bahnen im Wettbewerb 
wollen wir weiter stärken, z. B. durch Fortsetzung der 
Förderung der für das Schienengüterverkehrsnetz rele-

vanten Infrastruktur nichtbundeseigener Bahnen. Neben 
einem erhöhten Investitionsniveau werden wir für einen 
sachgerechten Planungsvorrat sorgen, der einen Aus- 
und Neubau wichtiger Schienenverkehrsverbindungen 
sichert. Mit Effizienzsteigerungen wollen wir die Plan-
feststellungs- und Genehmigungsverfahren für Schie-
neninfrastrukturprojekte beschleunigen.

Bei der anstehenden Revision der Regionalisierungs-
mittel im Jahr 2014 streben wir eine zügige Einigung mit 
den Ländern an. Um die Finanzierung des Schienenper-
sonennahverkehrs langfristig zu sichern, werden wir die 
Regionalisierungsmittel für den Zeitraum ab 2019 in der 
Bund-Länder-Finanzkommission auf eine neue Grund-
lage stellen. Von den Ländern erwarten wir, dass sie ei-
nen effizienten Mitteleinsatz nachweisen und Anreize 
für gute Qualität und für einen Zuwachs an Fahrgästen 
schaffen.

Durch eine Eisenbahnregulierung mit Augenmaß si-
chern wir Transparenz und den diskriminierungsfreien 
Marktzugang zur Eisenbahninfrastruktur. Zudem muss 
sie eine sachgerechte Entgeltregulierung und die nach-
haltige Finanzierung der Infrastruktur gewährleisten. Die 
eingeleiteten Schritte zur Beschleunigung und effizien-
teren Gestaltung der Zulassungsverfahren für Schie-
nenfahrzeuge werden wir fortsetzen und die hierzu er-
forderlichen gesetzlichen Grundlagen schaffen. Zudem 
drängen wir auf eine EU-weit einheitliche Zugzulassung. 
Der Schienenverkehr ist besonders umweltfreundlich 
und energieeffizient. Unternehmen des schienengebun-
denen Nah- und Fernverkehrs unterfallen deshalb wei-
terhin der Ausnahmeregelung bei der EEG-Umlage.

Straße – Innovationen für mehr Effizienz nutzen

Wir wollen den Verkehrsträger Straße leistungsfähiger 
und effizienter machen und so den Verkehrsfluss erhö-
hen. Mit dem Konzept „Straße des 21. Jahrhunderts“ 
setzen wir auf eine intelligente Verkehrsinfrastruktur so-
wie den verstärkten Einsatz von Verkehrstelematik und 
modernsten Informations- und Kommunikationssyste-
men. Den Ausbau von Verkehrssteuerungsanlagen wer-
den wir bei der Infrastrukturplanung berücksichtigen. 

Zur Vermeidung baustellenbedingter Staus werden wir 
die Bauzeiten durch Fortschreibung eines mit den Län-
dern verbindlich festgelegten effizienten Baustellen-
managements weiter verkürzen. Zudem werden wir ge-
meinsam mit den Ländern Vorschläge für eine Reform 
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der Auftragsverwaltung Straße erarbeiten und umset-
zen. Der verstärkte Einsatz von Anreizsystemen bei der 
Ausschreibung von Infrastrukturvorhaben erhöht die 
Kosten- und Termintreue („Bonus-Malus-System“).

Bundeswasserstraßen

Die Binnenschifffahrt verfügt über erhebliche Kapazi-
tätspotenziale. Um diese bestmöglich nutzen zu kön-
nen, sind wir auf leistungsfähige Bundeswasserstraßen 
angewiesen, für die wir klar definierte Investitionspriori-
täten setzen. Auf Grundlage des neuen BVWP und der 
Verkehrsinfrastrukturberichte werden wir in regelmäßi-
gen Abständen einen nach Dringlichkeitsstufen geord-
neten Maßnahmenplan für den Erhalt der Bundeswas-
serstraßen erarbeiten. Neben der Tonnage werden wei-
tere Kriterien für die Prioritäteneinstufungen berücksich-
tigt. 

Den angestoßenen Reformprozess der Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung des Bundes werden wir unter 
Einbindung der Beschäftigten so entwickeln, dass die 
notwendigen regionalen Kompetenzen gesichert wer-
den. Wir werden ein Wassertourismuskonzept vorlegen.

Das Gebührensystem für die Nutzung der (technischen) 
Anlagen der Bundeswasserstraßen werden wir wettbe-
werbsneutral vereinheitlichen. Die Gebühren für den 
Nord-Ostsee-Kanal werden wir anpassen. Die Förder-
richtlinie für abgasärmere Motoren in der Binnenschiff-
fahrt wird attraktiver gestaltet, um die Modernisierung 
der Flotte zu beschleunigen. 

Konventionelle und alternative Antriebe  
und Kraftstoffe

Wir unterstützen die technologieoffene Entwicklung 
neuer Antriebe und Kraftstoffe bzw. Energieträger und 
setzen damit Anreize für die Marktetablierung innovati-
ver Lösungen. Die Mobilitäts- und Kraftstoffstrategie 
entwickeln wir weiter. Die Produktion und Verwendung 
von Biokraftstoffen müssen sich an den Grundsätzen 
der Nachhaltigkeit ausrichten. Hierfür wollen wir eine an 
realistischen Mengenpotenzialen orientierte Biokraft-
stoffstrategie entwickeln. Wir werden zudem die For-
schung an neuen Kraftstoffen sowie die Einführung ver-
flüssigten Erdgases (LNG, „liquefied natural gas“) in der 
Schifffahrt vorantreiben. Die bis Ende 2018 befristete 
Energiesteuerermäßigung für klimaschonendes Auto-
gas und Erdgas wollen wir verlängern.

Elektromobilität

Am Ziel, eine Million Elektroautos in allen unterschiedli-
chen Varianten für Deutschlands Straßen bis zum Jahr 
2020, wollen wir festhalten. Den Aufbau der entspre-
chenden Lade- und Tankstelleninfrastruktur treiben wir 
voran. Die Nationale Organisation Wasserstoff- und 
Brennstoffzellentechnologie (NOW) wird ab 2016 ihre 
Arbeit auf die Implementierung und den Markthochlauf 
der Brennstoffzellentechnologie im stationären und mo-
bilen Bereich konzentrieren.

Bei der Unterstützung des Markthochlaufs der Elektro-
mobilität setzen wir auf nutzerorientierte Anreize statt 
auf Kaufprämien. Wir schaffen die Rahmenbedingungen 
für eine schnelle Kennzeichnung und Markteinführung 
elektrisch betriebener Fahrzeuge. Der Bund wird seinen 
Fuhrpark sukzessive umrüsten. Die Zuständigkeit für die 
Verkehrsforschung werden wir bei dem für Verkehr zu-
ständigen Ministerium bündeln.

Neue Mobilitätskultur und Vernetzung

Unser Ziel ist eine nachhaltige Mobilitätskultur und eine 
nutzerfreundliche Vernetzung der verschiedenen Ver-
kehrsmittel. Dazu fördern wir verkehrsträgerübergreifende 
Datenplattformen auf Open-Data-Basis, die über Mobili-
tätsangebote, Staus, Verspätungen und Fahrplandaten in-
formieren. Mit der Vernetzung von Verkehrsinformationen 
und Ticketsystemen können den Menschen innovative di-
gitale Mobilitätsdienste zur Verfügung gestellt werden.

ÖPNV in Stadt und Land

Wir werden Innovationen vorantreiben, um den Umwelt-
vorteil des ÖPNV auszubauen. Wir unterstützen die 
bundesweite Einführung des Elektronischen Tickets und 
ein verbessertes bundesweites Fahrgastinformations-
system. Mit Blick auf den ländlichen Raum wollen wir 
die Rahmenbedingungen für alternative Bedienformen 
wie Ruf- und Bürgerbusse verbessern und die Entwick-
lung innovativer Mobilitätsansätze vor Ort unterstützen. 
Im Straßenverkehrsrecht schaffen wir die Möglichkeit, 
dass Kommunen Parkplätze rechtssicher für Car-
sharing-Autos und Elektroautos ausweisen können.

Fernlinienbusse

Die Entwicklung auf dem Fernbusmarkt beobachten wir 
aufmerksam auch mit Blick auf die Auswirkungen auf 
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den Schienenverkehr, die Einhaltung von Arbeits- und 
Sozialstandards und die Sicherheit. Mit Hilfe des Bun-
desamtes für Güterverkehr gewährleisten wir eine aus-
reichende Kontrolldichte. Wir werden uns gemeinsam 
mit den Ländern für eine einheitliche Genehmigungs-
praxis für Fernbuslinien einsetzen. Die Umsetzung der 
gesetzlich geforderten Barrierefreiheit unterstützen wir 
mit einem Handbuch, das wir gemeinsam mit den Ak-
teuren erstellen werden. 

Fahrradverkehr

Wir wollen den Anteil des Fahrradverkehrs als umwelt-
freundliche Mobilitätsalternative weiter steigern. Ausge-
richtet an den Zielen des Nationalen Radverkehrsplans 
2020 werden wir den breiten gesellschaftlichen Dialog 
über neue Wege und Umsetzungsstrategien zur Rad-
verkehrsförderung intensivieren. Das Radwegenetz an 
Bundesverkehrswegen werden wir weiter ausbauen und 
die gesetzliche Grundlage für den Radwegebau an Be-
triebswegen unserer Bundeswasserstraßen schaffen. 
Um die Verkehrssicherheit im Radverkehr zu stärken, 
wollen wir an Bundesfernstraßen durch eine optimierte 
Infrastrukturplanung der Bildung von Unfallschwerpunk-
ten vorbeugen und bestehende beseitigen. Zukunftswei-
sende Projekte an der Schnittstelle ÖPNV/Carsharing/
Fahrrad werden wir weiter fördern. Wir wollen darauf 
hinwirken, dass deutlich mehr Fahrradfahrer Helm tra-
gen. 

Barrierefreiheit

Die Umsetzung der UN-Behindertenkonvention im Ver-
kehrsbereich werden wir vorantreiben. Unser Ziel ist es, 
dass alle Menschen in der gesamten Reisekette und in 
allen Verkehrsträgern ohne Barrieren mobil sein kön-
nen. Neben dem weiteren Ausbau barrierefreier Fahr-
gast- und Tarifinformationen werden wir ein Bahnhofs-
modernisierungsprogramm mit einem verbindlichen 
Fahrplan zum barrierefreien Aus- und Umbau aller grö-
ßeren Bahnhöfe vorlegen. Für kleinere Bahnhöfe und 
Haltepunkte wollen wir zusammen mit den Betroffenen 
geeignete, kostengünstige Lösungen entwickeln.

Verkehrssicherheit – Mobilität für alle

Die Verkehrssicherheit werden wir verbessern, um die 
Zahl der Verkehrsopfer weiter deutlich zu senken. Das 
ehrenamtliche Engagement sowie die Verbände im Be-
reich der Verkehrssicherheitsarbeit unterstützen wir 

weiter, u. a. mit Sicherheitskampagnen. Wir wollen im 
Rahmen einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe die straßen-
verkehrsrechtlichen Regelungen überprüfen, um die Be-
lastungen der Bevölkerung im Sinne eines Miteinanders 
von Mensch und Verkehr zu vermindern. Die Winterrei-
fenpflicht werden wir weiter präzisieren.

Die Ausbildung der Fahranfänger wollen wir verbessern 
und die Qualität der pädagogischen Ausbildung der 
Fahrlehrer erhöhen. Das begleitete Fahren wollen wir 
optimieren und in der Fahranfängerausbildung ein 
Mehr-Phasen-Modell auch unter Einbeziehung von 
Fahrsicherheitstrainings entwickeln. Die Medizinisch-
Psychologische Untersuchung wird überarbeitet. Mit 
Blick auf die ansteigende Anzahl der älteren Verkehrs-
teilnehmer setzen wir uns dafür ein, dass die Anzahl der 
freiwilligen Gesundheitschecks erhöht wird. 

Der verstärkte Einsatz modernster Telematik leistet ei-
nen wichtigen Beitrag zu mehr Verkehrssicherheit. In 
diesem Zusammenhang messen wir auch dem erfolg-
reichen Start des europäischen Satellitennavigations-
systems Galileo eine große Bedeutung bei.

Luftverkehr

Wir werden den Luftverkehrsstandort Deutschland stär-
ken und setzen uns für den Erhalt seiner internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit ein. Bei der Einführung von fiskal- 
oder ordnungspolitischen Maßnahmen im Luftverkehr 
werden wir auf ein positives Nutzen-Kosten-Verhältnis 
achten. Die Folgen für die Mobilität in Deutschland und 
ihre Wirksamkeit für einen effektiven Lärm- und Umwelt-
schutz müssen in einem angemessenen Verhältnis zu-
einander stehen. Dazu setzen wir auf Transparenz und 
den frühzeitige Dialog mit allen Betroffenen. 

Wir streben ergänzend zum neuen Bundesverkehrswe-
geplan 2015 eine stärkere Rolle des Bundes bei der 
Planung eines deutschlandweiten Flughafennetzes an. 
Dazu erarbeiten wir im Dialog mit den Ländern und der 
interessierten Öffentlichkeit ein Luftverkehrskonzept. 
Der Bund bekennt sich zum Bau des Flughafens Berlin-
Brandenburg BER.

Wir wollen eine zügige wettbewerbsneutrale Umsetzung 
des europäischen Emissionshandels im Luftverkehr und 
unterstützen seine Überführung in ein internationales 
Emissionshandelssystem auf ICAO-Basis. Auf europäi-
scher Ebene setzen wir uns für die Umsetzung des Ein-
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heitlichen Europäischen Luftraumes (Single European 
Sky) ein. Vorgaben für Leistungsanforderungen an die 
europäischen Flugsicherungsorganisationen müssen 
anspruchsvoll, zugleich aber auch realistisch sein. Bei 
der weiteren Liberalisierung der Bodenabfertigungs-
dienste an Flughäfen müssen die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Flughäfen und die Interessen der Be-
schäftigten in einem ausgewogenen Verhältnis stehen.

Güterverkehr und Logistik

Das Netzwerk Güterverkehr und Logistik werden wir 
weiter festigen und die Vermarktungsoffensive „Logis-
tics made in Germany“ fortsetzen. Den Aktionsplan 
„Güterverkehr und Logistik“ entwickeln wir weiter, u. a. 
mit einer Strategie zum sauberen, energieeffizienten 
Gütertransport. Wir unterstützen die Branche bei der 
Aufwertung der Güterverkehrs- und Logistikberufe und 
setzen uns gegen Lohndumping und für bessere Ar-
beitsbedingungen in der Transport- und Logistikbranche 
ein. Bestehende Regelungen zum Marktzugang im 
grenzüberschreitenden Straßengüterverkehr und im 
Binnenverkehr werden wir überprüfen und einer weite-
ren Lockerung der Kabotageregelungen nur zustimmen, 
solange das Gefälle bei Arbeits- und Sozialbedingungen 
nicht zu Marktverwerfungen führt. Der verkehrssichere 
Zustand der LKW und die Einhaltung der Lenk- und Ru-
hezeiten müssen strikt kontrolliert werden. Wir werden 
die Parkleitsysteme für LKW an Autobahnen ausbauen 
und zusätzlich 6000 LKW-Stellplätze in dieser Legisla-
turperiode einrichten und dabei den Einsatz von Tele-
matiksystemen und die Einbindung privater Investoren 
forcieren. Für umweltfreundliche Euro VI-Fahrzeuge 
schaffen wir eine eigene günstigste Mautklasse. Mit der 
Sicherung eines hohen Förderniveaus von Anlagen für 
den kombinierten Verkehr stärken wir das intermodulare 
Transportwesen.

Leistungsfähige Schifffahrt, Häfen  
und maritime Wirtschaft

Wir wollen einen starken maritimen Standort. Unser Ziel 
ist eine leistungsfähige Schifffahrt, die ihre Vorteile in 
der Transportkette nutzt und den Klima- und Umwelt-
schutzanforderungen entspricht. Wir wollen den Schad-
stoffausstoß der Schifffahrt in Nord- und Ostsee wirk-
sam begrenzen, ohne dabei Verkehr von ökologisch 
vorteilhaften Wasserwegen auf Landwege zu verdrän-
gen. Dabei spielt ein funktionsfähiger Nord-Ostsee-Ka-
nal eine zentrale Rolle. Die Schifffahrt unterstützen wir 

dabei, die neuen Anforderungen zu Schiffsemissionen 
in Nord- und Ostsee (SECA) zu erreichen. Den „Ent-
wicklungsplan Meer“ werden wir umsetzen und weiter-
entwickeln. Das Maritime Bündnis für Beschäftigung 
und Ausbildung entwickeln wir weiter. Die Schifffahrts-
förderung für Ausbildung und Beschäftigungssicherung 
führen wir bedarfsgerecht fort. Gemeinsam mit der Ma-
ritimen Wirtschaft und den Sozialpartnern entwickeln 
wir konkrete Maßnahmen zur Sicherung des beruflichen 
Nachwuchses. Für den Erhalt der Traditionsschifffahrt 
werden wir dauerhafte Regelungen erarbeiten.

Die Flaggenstaatsverwaltung wollen wir grundlegend 
modernisieren und vereinheitlichen. Das Schifffahrts-
recht werden wir modernisieren. Auf einseitige nationale 
oder europäische Sonderregelungen verzichten wir. Die 
Tonnagesteuer bleibt erhalten. Hierzu erwarten wir von 
den Reedern, dass sie die EU-rechtlich zwingenden Vo-
raussetzungen dafür einhalten. Wir wollen daran fest-
halten, dass die Schiffserlöspools bis Ende 2015 von 
der Versicherungssteuerpflicht befreit sind, und pragma-
tische Lösungen für die Zukunft prüfen. 

Um die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Häfen zu 
stärken, entwickeln wir das Nationale Hafenkonzept un-
ter Berücksichtigung des Bundesverkehrswegeplans 
2015 weiter und beseitigen Engpässe bei der land- und 
seeseitigen Anbindung deutscher See- und Binnenhä-
fen mit internationaler Bedeutung.

Das Sonderprogramm „Offshore-Windenergie“ der KfW 
Bankengruppe öffnen wir für den Bereich der Hafen- 
und Schiffskapazitäten. Darüber hinaus werden wir ein 
gesondertes Kreditprogramm der KfW Bankengruppe 
zur Finanzierung von Spezialschiffen und Offshore-
Strukturen prüfen, um den Ausbau der Offshore-Wind-
energie zu flankieren.

Digitale Infrastruktur

Breitbandausbau

Für ein modernes Industrieland ist der flächendeckende 
Breitbandausbau eine Schlüsselaufgabe. Deshalb wer-
den wir die Breitbandstrategie weiterentwickeln. Es gilt, 
die digitale Spaltung zwischen den urbanen Ballungs-
zentren und ländlichen Räumen zu überwinden. Dazu 
wollen wir die Kommunen im Sinne einer kommunikati-
ven Daseinsvorsorge in ländlichen Räumen beim Breit-
bandausbau unterstützen. 
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Wir werden Investitionshemmnisse und Wirtschaftlich-
keitslücken in den infrastrukturschwächeren Regionen 
abbauen und setzen dabei verstärkt auf Synergieeffekte 
und zusätzliche Investitionsanreize für Telekommunika-
tionsunternehmen. Beim Ausbau des schnellen Internets 
werden wir Technologieoffenheit sicherstellen. Dazu ge-
hört auch eine bedarfsgerechte Bereitstellung von Funk-
frequenzen für drahtlose Kommunikationsnetzwerke in 
allen Teilen Deutschlands. Die durch den Einsatz DVB-
T2 künftig frei werdenden Frequenzen wollen wir im Ein-
vernehmen mit den Bundesländern vorrangig für die 
Breitbandversorgung im ländlichen Raum bereitstellen.

Um hochleistungsfähige Breitbandnetze auszubauen, 
bedarf es vor allem wettbewerbs- und investitions-
freundlicher Rahmenbedingungen im EU-Telekommuni-
kationsrecht und im Telekommunikationsgesetz, der 
verstärkten Kooperation von Unternehmen, besserer 
Fördermöglichkeiten sowie einer guten Abstimmung 
zwischen Bund, Ländern und Kommunen.

Wir wollen Regionen, die nicht mindestens eine Daten-
Geschwindigkeit von 2 Mbit/s haben, so schnell wie 
möglich erschließen. Bis zum Jahr 2018 soll es in 
Deutschland eine flächendeckende Grundversorgung 
mit mindestens 50 Mbit/s geben. Um mehr Investitions-
sicherheit für Netzbetreiber im ländlichen Raum zu 
schaffen werden wir die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen für längerfristige Verträge der Netzbetreiber mit den 
Netznutzern zu Ausbau und Finanzierung der Breit-
bandinfrastruktur prüfen und gegebenenfalls Vertrags-
laufzeiten von drei bis vier Jahren im ländlichen Raum 
ermöglichen.

Schnelle und sichere Datennetze sind die Grundlage für 
Innovation, Wachstum und Beschäftigung in einer moder-
nen Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft. Um den 
globalen wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Her-
ausforderungen zu begegnen, brauchen wir eine starke 
deutsche und europäische Telekommunikations- und IT-
Industrie. Wir werden darauf hinwirken, dass die Regulie-
rung der Telekommunikationsmärkte sowohl auf europä-
ischer als auch auf nationaler Ebene so gestaltet wird, 
dass sich Investitionen im ländlichen Raum lohnen. Wir 
setzen uns im Beihilfebereich bei der EU-Kommission für 
eine NGA-Rahmenregelung für Deutschland ein, die die 
Vectoring-Technologie einbezieht und es ermöglicht, den 
Breitbandausbau im ländlichen Raum durch ein unbüro-
kratisches technologieneutrales und wettbewerbsfreund-
liches Förderverfahren voranzubringen.

Der Breitbandausbau muss auch zukünftig in der EU 
förderfähig bleiben. Zudem muss es zu einer Vereinfa-
chung der Förderung wie im Rahmen der Daseinsvor-
sorge im EU-Recht kommen. Ein neues Sonderfinanzie-
rungsprogramm „Premiumförderung Netzausbau“ bei 
der KfW-Bankengruppe soll bestehende Programme er-
gänzen. Wir wollen außerdem einen Breitband-Bürger-
fonds einrichten. In diesen Fonds sollen Privatpersonen 
zu soliden Renditen investieren können. 

WLAN

Die Potenziale von lokalen Funknetzen (WLAN) als Zu-
gang zum Internet im öffentlichen Raum müssen ausge-
schöpft werden. Wir wollen, dass in deutschen Städten 
mobiles Internet über WLAN für jeden verfügbar ist. Wir 
werden die gesetzlichen Grundlagen für die Nutzung 
dieser offenen Netze und deren Anbieter schaffen. 
Rechtssicherheit für WLAN-Betreiber ist dringend gebo-
ten, etwa durch Klarstellung der Haftungsregelungen 
(Analog zu Accessprovidern). Gleichzeitig werden wir 
die Verbraucherinnen und Verbraucher über die Gefah-
ren solcher Netze für sensible Daten aufklären. 

Neben der Klärung der rechtlichen Fragen möchten wir 
die Etablierung heterogener, frei vernetzter und lokaler 
Communities und ihrer Infrastrukturen forcieren. Durch 
die Förderung dieser sowie von Ad-hoc-Netzwerken im 
Rahmen der F&E-Strategie sollen lokale, dezentrale 
Netzwerke unterstützt werden, die eine komplementäre 
Infrastruktur für einen fest definierten Nutzerkreis um-
fassen. Damit verbessern wir die infrastrukturellen Rah-
menbedingungen für den Zugang zu leistungsfähigem 
Internet für alle.

Wir wollen eine gesetzliche Klarstellung für den Netz-
zugang von Telekommunikationsanbietern. Nutzerinnen 
und Nutzer müssen die freie Auswahl an Routern behal-
ten. Daher lehnen wir den Routerzwang ab. Die zur An-
meldung der Router (TK-Endeinrichtungen) am Netz er-
forderlichen Zugangsdaten sind den Kundinnen und 
Kunden unaufgefordert mitzuteilen.

Netzneutralität

Der Erhalt des offenen und freien Internets, die Siche-
rung von Teilhabe, Meinungsvielfalt, Innovation und fai-
rer Wettbewerb sind zentrale Ziele der Digitalen Agen-
da. Der diskriminierungsfreie Transport aller Datenpake-
te im Internet ist die Grundlage dafür. Dabei ist insbe-
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sondere auch sicherzustellen, dass Provider ihre eige-
nen inhaltlichen Angebote und Partnerangebote nicht 
durch höhere Datenvolumina oder schnellere Übertra-
gungsgeschwindigkeit im Wettbewerb bevorzugen. Neu-
tralität ist auch von Suchmaschinen zu verlangen, die 
sicherstellen müssen, dass alle Angebote diskriminie-
rungsfrei aufzufinden sind.

Die Gewährleistung von Netzneutralität wird daher als 
eines der Regulierungsziele im Telekommunikationsge-
setz verbindlich verankert und die Koalition wird sich 
auch auf europäischer Ebene für die gesetzliche Veran-
kerung von Netzneutralität einsetzen. Die Bundesnetz-
agentur wird ermächtigt und technisch sowie personell 
in die Lage versetzt, die Einhaltung dieses Ziels zu 
überwachen. Zudem müssen Mobilfunkanbieter Inter-
nettelefonie gegebenenfalls gegen separates Entgelt er-
möglichen.

Das sogenannte Best-Effort-Internet, das für die Gleich-
berechtigung der Datenpakete steht, wird in seiner Qua-
lität weiterentwickelt und darf nicht von einer Vielzahl 
von „Managed Services“ verdrängt werden. Netzwerk-
management muss allerdings dort möglich sein, wo es 
technisch geboten ist, damit bandbreitensensible Daten 
und Anwendungen verlässlich und ohne Verzögerung 
übertragen werden bzw. zum Einsatz kommen können. 
Deep Packet Inspection (DPI) zur Diskriminierung von 
Diensten oder Überwachung der Nutzerinnen und Nut-
zer werden wir dagegen gesetzlich untersagen. 

1.4.  Die Energiewende  
zum Erfolg führen

Energiewende und Klimaschutz 
 erfolgreich gestalten

Die Energiewende ist ein richtiger und notwendiger 
Schritt auf dem Weg in eine Industriegesellschaft, die 
dem Gedanken der Nachhaltigkeit und der Bewahrung 
der Schöpfung verpflichtet ist. Sie schützt Umwelt und 
Klima, macht uns unabhängiger von Importen, sichert Ar-
beitsplätze und Wertschöpfung in Deutschland. Eine der 
Hauptaufgaben der Großen Koalition ist es deshalb, en-
gagierten Klimaschutz zum Fortschrittsmotor zu entwi-
ckeln und dabei Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit zu 
stärken. Wir wollen die Entwicklung zu einer Energiever-
sorgung ohne Atomenergie und mit stetig wachsendem 
Anteil erneuerbarer Energien konsequent und planvoll 

fortführen. Wir bekräftigen unseren Willen, die internatio-
nalen und nationalen Ziele zum Schutz des Klimas einzu-
halten, uns in der Europäischen Union für 2030 für ambi-
tionierte Ziele auf der Grundlage der weltweiten langfristi-
gen Ziele für 2050 einzusetzen und wir werden uns auch 
international für ambitionierte Klimaschutzziele und ver-
bindliche Vereinbarungen engagieren. Die Erreichung 
ambitionierter europäischer Klimaschutzziele darf nicht 
zu Nachteilen für energieintensive und im internationalen 
Wettbewerb stehende Industrien führen und ist so zu ge-
stalten, dass carbon leakage vermieden wird.

Energiepolitisches Dreieck

Die Ziele des energiepolitischen Dreiecks - Klima- und 
Umweltverträglichkeit, Versorgungssicherheit, Bezahl-
barkeit – sind für uns gleichrangig. Die Energiewende 
wird nur dann bei Bürgern und Wirtschaft Akzeptanz fin-
den, wenn Versorgungssicherheit und Bezahlbarkeit ge-
währleistet sowie industrielle Wertschöpfungsketten und 
Arbeitsplätze erhalten bleiben.

Beim weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien ist 
der Kosteneffizienz und Wirtschaftlichkeit des Gesamt-
systems einschließlich des Netzausbaus und der not-
wendigen Reservekapazitäten eine höhere Bedeutung 
zuzumessen. Dabei muss auch der europäische Strom-
markt verstärkt in den Blick genommen werden. In die-
sem Rahmen muss zur Aufrechterhaltung der Versor-
gungssicherheit in Deutschland der wirtschaftliche Be-
trieb notwendiger Kapazitäten konventioneller und flexi-
bel einsetzbarer Kraftwerke in bezahlbarer Weise mög-
lich bleiben. 

Reform des EEG

Die Koalition strebt eine schnelle und grundlegende Re-
form des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) an 
und legt sie bis Ostern 2014 vor mit dem Ziel einer Ver-
abschiedung im Sommer 2014, um verlässliche Rah-
menbedingungen in der Energiepolitik zu schaffen. Alt-
anlagen genießen Bestandsschutz. Der Vertrauens-
schutz im Hinblick auf getätigte und in der Realisierung 
befindliche Investitionen ist entsprechend zu gewähren.

Klimaschutz

Wir halten daran fest, dem Klimaschutz einen zentralen 
Stellenwert in der Energiepolitik zuzumessen. National 
wollen wir die Treibhausgas-Emissionen bis 2020 um 
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mindestens 40 Prozent gegenüber dem Stand 1990 re-
duzieren. Innerhalb der Europäischen Union setzen wir 
uns für eine Reduktion um mindestens 40 Prozent bis 
2030 als Teil einer Zieltrias aus Treibhausgasreduktion, 
Ausbau der erneuerbaren Energien und Energieeffizi-
enz ein. In Deutschland wollen wir die weiteren Redukti-
onsschritte im Lichte der europäischen Ziele und der Er-
gebnisse der Pariser Klimaschutzkonferenz 2015 bis 
zum Zielwert von 80 bis 95 Prozent im Jahr 2050 fest-
schreiben und in einem breiten Dialogprozess mit Maß-
nahmen unterlegen (Klimaschutzplan).

Die Koalition will einen wirksamen Emissionshandel auf 
europäischer Ebene. Dabei muss die Reduzierung der 
emittierten Treibhausgasmengen zentrales Ziel des 
Emissionshandels bleiben. Korrekturen sollten grund-
sätzlich nur erfolgen, wenn die Ziele zur Minderung der 
Treibhausgase nicht erreicht werden. Bei der von der 
EU-Kommission geplanten Herausnahme von 900 Milli-
onen Zertifikaten aus dem Handel (backloading) muss 
sichergestellt werden, dass es sich um einen einmali-
gen Eingriff in das System handelt, die Zertifikate nicht 
dauerhaft dem Markt entzogen werden und nachteilige 
Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit der betrof-
fenen Branchen und industrielle Arbeitsplätze ausge-
schlossen werden. 

Wir setzen uns für ein ambitioniertes, weltweites Klima-
schutzabkommen ein. Der Klimaschutz und der Ausbau 
erneuerbarer Energien wird weltweit durch Kooperatio-
nen und Programme mit anderen Staaten, insbesondere 
Schwellen- und Entwicklungsländern, vorangebracht.

Erneuerbare Energien

Der weitere Ausbau der erneuerbaren Energien erfolgt 
in einem gesetzlich festgelegten Ausbaukorridor: 40 bis 
45 Prozent im Jahre 2025, 55 bis 60 Prozent im Jahr 
2035. Jährlich wird der Fortgang des Ausbaus im Hin-
blick auf Zielerreichung, Netzausbau und Bezahlbarkeit 
überprüft (Monitoring).

Auf der Basis dieser Korridore wird sich die Koalition mit 
den Ländern auf eine synchronisierte Planung für den 
Ausbau der einzelnen erneuerbaren Energien verständi-
gen. 

Wir werden die erneuerbaren Energien so ausbauen, 
dass die Ausbauziele unter Berücksichtigung einer brei-
ten Bürgerbeteiligung erreicht und die Kosten begrenzt 

werden. Wir werden auch unverzüglich den Dialog mit 
der Europäischen Kommission und den Mitgliedstaaten 
darüber beginnen, wie diesen Zielen dienende Förder-
bedingungen europarechtskonform weiterentwickelt 
werden können. Zusätzliche Einnahmen aus dem Emis-
sionshandel sollen in dem Bereich der erneuerbaren 
Energien eingesetzt werden.

Effizienz als zweite Säule  
einer nachhaltigen Energiewende

Die Senkung des Energieverbrauchs durch mehr Ener-
gieeffizienz muss als zentraler Bestandteil der Energie-
wende mehr Gewicht erhalten. Fortschritte bei der 
Energieeffizienz erfordern einen sektorübergreifenden 
Ansatz, der Gebäude, Industrie, Gewerbe und Haushal-
te umfasst und dabei Strom, Wärme und Kälte gleicher-
maßen in den Blick nimmt. Ausgehend von einer tech-
nisch-wirtschaftlichen Potenzialanalyse wollen wir 
Märkte für Energieeffizienz entwickeln und dabei alle 
Akteure einbinden.

Nationaler Aktionsplan Energieeffizienz

In einem Nationalen Aktionsplan Energieeffizienz will die 
Koalition die Ziele für die verschiedenen Bereiche, die In-
strumente, die Finanzierung und die Verantwortung der 
einzelnen Akteure zusammenfassen. Er wird mit einem 
jährlichen Monitoring von einer unabhängigen Experten-
kommission überprüft. Der erste Aktionsplan soll im Jah-
re 2014 erarbeitet und von der Bundesregierung be-
schlossen werden. Die dafür vorzusehenden Mittel wer-
den durch Haushaltsumschichtung erwirtschaftet. 

Aus dem Energie- und Klimafonds werden wir die Um-
setzung anspruchsvoller Effizienzmaßnahmen in der 
Wirtschaft, durch Handwerk und Mittelstand, Kommu-
nen und Haushalten fördern. In den Sektoren Gebäude 
und Verkehr erfolgt die Finanzierung ergänzend mit ei-
genen Instrumenten aus den zuständigen Ressorts.

In einem ersten Schritt wollen wir folgende Maßnahmen 
umsetzen:

•  Das KfW-Programm zur energetischen Gebäudesa-
nierung wollen wir aufstocken, verstetigen und deut-
lich vereinfachen. 

•  Die Programme sollen so gestaltet sein, dass durch 
Beratung Fehlinvestitionen verhindert werden.
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•  Die EU-Energieeffizienz-Richtlinie werden wir sach-
gerecht umsetzen.

•  Zur Förderung sinnvoller und kosteneffizienter Maß-
nahmen werden wir einen Schwerpunkt auf eine fach-
lich fundierte und unabhängige Energieberatung le-
gen und diese entsprechend fördern, insbesondere 
über die Effizienz von Heizungsanlagen und mögli-
chen Maßnahmen zur Effizienzverbesserung gezielt 
informieren.

•  Wir werden die kostenlose Energieberatung für Haus-
halte mit niedrigen Einkommen ausbauen. Investitio-
nen in energiesparende Haushaltgeräte werden er-
leichtert.

•  Auf europäischer Ebene werden wir uns mit Nach-
druck für dynamische und anspruchsvollere Stan-
dards für energierelevante Produkte im Rahmen der 
Öko-Design-Richtlinie (Verankerung des Top-Runner-
Prinzips) einsetzen. Soweit möglich, wollen wir natio-
nale Standards vorab setzen. 

•  Die Kennzeichnung von Produkten (z. B. Haushaltsge-
räten) entsprechend ihrer Energieeffizienz werden wir 
für die Kunden aussagekräftig gestalten. 

Klimafreundlicher Wärmemarkt

Der Wärmemarkt ist mitentscheidend für eine erfolgrei-
che Energiewende. Seine Umgestaltung ist ein langfris-
tiger Prozess. Ziel der Koalition bleibt es, bis zum Jahr 
2050 einen nahezu klimaneutralen Gebäudebestand zu 
haben. Dazu müssen der Energieverbrauch der Gebäu-
de adäquat gesenkt und gleichzeitig der Ausbau erneu-
erbarer Energien zur Wärmenutzung vorangetrieben 
werden.

Auf der Grundlage eines Sanierungsfahrplans werden 
wir im Gebäudebereich und im Wärmemarkt als erste 
Schritte folgende Maßnahmen ergreifen:

•  Das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz wird auf 
der Grundlage des Erfahrungsberichts und in Umset-
zung von europäischem Recht fortentwickelt sowie 
mit den Bestimmungen der Energieeinsparverord-
nung (EnEV) abgeglichen.

•  Der Einsatz von erneuerbaren Energien im Gebäude-
bestand sollte weiterhin auf Freiwilligkeit beruhen.

•  Wir werden die Informationen von Käufern und Mie-
tern über die energetische Qualität eines Gebäudes 
weiter verbessern und transparenter gestalten.

•  Das bewährte Marktanreizprogramm werden wir ver-
stetigen.

•  In einem Strommarkt mit einem weiter zunehmenden 
Anteil von Strom aus erneuerbaren Energien werden 
wir Strom, der sonst abgeregelt werden müsste, für 
weitere Anwendungen, etwa im Wärmebereich, nutzen.

Ausbau der erneuerbaren Energien

Ausbaukorridor erneuerbare Energien

Wir setzen uns für einen nachhaltigen, stetigen und be-
zahlbaren Ausbau der Erneuerbaren ein. Dafür werden 
wir im EEG einen im Gesetz geregelten Ausbaukorridor 
festlegen und den Ausbau steuern. Damit stellen wir si-
cher, dass die Ausbauziele erreicht werden und die Kos-
ten im Rahmen bleiben. Dieser Ausbaukorridor

•  schafft Planungssicherheit für alle Beteiligten,

•  gibt der EE-Branche einen verlässlichen Wachstumspfad,

•  begrenzt die Kostendynamik beim Ausbau der erneu-
erbaren Energien,

•  gibt der Entwicklung der konventionellen Energiewirt-
schaft einen stabilen Rahmen,

•  erlaubt eine bessere Verknüpfung mit dem Netzausbau,

•  ermöglicht eine schrittweise Anpassung des Strom- 
und Energieversorgungssystems an die Herausforde-
rungen volatiler Stromerzeugung und dadurch eine 
kostengünstigere Systemintegration.

Kosten der Energiewende

Die Energiewende ist nicht zum Nulltarif zu haben. Die 
Gesamtkosten sind in den letzten Jahren schnell und 
stark gestiegen. Private und gewerbliche Stromkunden 
müssen erhebliche Lasten tragen. Die EEG-Umlage hat 
mittlerweile eine Höhe erreicht, die für private Haushalte 
und weite Teile der Wirtschaft, insbesondere auch mit-
telständische Unternehmen, zum Problem wird, wenn 
es nicht gelingt, die Kostendynamik zu entschärfen. Mit 
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der grundlegenden Reform, auf die wir uns verständigt 
haben, wollen wir Ausmaß und Geschwindigkeit des 
Kostenanstiegs spürbar bremsen, indem wir die Vergü-
tungssysteme vereinfachen und die Kosten auf einem 
vertretbaren Niveau stabilisieren. Dazu brauchen wir 
neben einem berechenbaren und im Gesetz festgeleg-
ten Ausbaukorridor insbesondere mehr Kosteneffizienz 
durch Abbau von Überförderungen und Degression von 
Einspeisevergütungen, eine stärker marktwirtschaftlich 
orientierte Förderung, eine Konzentration der Besonde-
ren Ausgleichsregelung auf stromintensive Unterneh-
men im internationalen Wettbewerb und eine ausgewo-
gene Regelung für die Eigenproduktion von Strom. 

Reform des Fördersystems

Die Förderung der Erneuerbaren will die Koalition mit Blick 
auf bezahlbare Strompreise kosteneffizienter gestalten. 
Überförderungen werden wir schnell und konsequent bei 
Neuanlagen abbauen; Altanlagen genießen Bestands-
schutz. Für alle Technologien werden wir eine kontinuierli-
che Degression der Fördersätze im EEG verankern. Wir 
werden die Bonusregelungen überprüfen und weitgehend 
streichen. Darüber hinaus werden wir das vergleichsweise 
teure Grünstromprivileg streichen. Damit sichern wir auch 
für die Zukunft eine europarechtskonforme Ausgestaltung. 

Für die einzelnen Technologien gilt:

•  Photovoltaik: Die jetzt geltende Regelung (u. a. at-
mender Deckel, Obergrenze) hat sich bewährt und 
wird beibehalten. Der Zubau in diesem Jahr liegt nahe 
an dem im EEG festgelegten Ausbaukorridor.

•  Biomasse: Der Zubau von Biomasse wird überwie-
gend auf Abfall- und Reststoffe begrenzt. Dies dient 
dem Schutz der Natur, vermeidet die „Vermaisung“ 
der Landschaft und entschärft Nutzungskonkurren-
zen. Bestehende Anlagen sollen möglichst bedarfsori-
entiert betrieben werden, um Vorteile für Systemstabi-
lität zu nutzen. Wir entwickeln ein Gesamtkonzept für 
Anbau, Verarbeitung und Nutzung von Biomasse un-
ter bioökonomischen Gesichtspunkten. Dabei soll de-
ren Einsatz einen sinnvollen Beitrag zum CO2-Minde-
rungsziel leisten und Nutzungskonkurrenzen mit dem 
Arten- und Naturschutz entschärft werden.

•  Wind an Land: Wir werden die Fördersätze senken 
(insbesondere bei windstarken Standorten), um Über-
förderungen abzubauen und gleichzeitig durch eine 

Weiterentwicklung des Referenzertragsmodells dafür 
sorgen, dass bundesweit die guten Standorte mit ei-
nem Referenzwert von 75 bis 80 Prozent auch zu-
künftig wirtschaftlich genutzt werden können. Wir 
werden eine Länderöffnungsklausel in das Bauge-
setzbuch (BauGB) einfügen, die es ermöglicht, län-
derspezifische Regeln über Mindestabstände zur 
Wohnbebauung festzulegen.

•  Wind auf See: Orientiert an den realistischen Ausbau-
möglichkeiten legen wir den Ausbaupfad 2020 auf  
6,5 GW fest. Um anstehende Investitionen mit langen 
Vorlaufzeiten bei Offshore-Wind nicht zu gefährden, 
werden die dafür kurzfristig notwendigen Maßnahmen 
getroffen. Zur Sicherstellung erfolgt eine Verlängerung 
des Stauchungsmodells bis zum 31. Dezember 2019. 
Hierzu ist zeitnah ein Kabinettbeschluss vorgesehen. 
Für den weiteren Ausbaupfad bis 2030 gehen wir von 
durchschnittlich zwei Windparks pro Jahr mit einer 
Leistung von je ca. 400 MW aus, um einen Ausbau 
von 15 GW bis 2030 zu erreichen.

•  Wasserkraft: Die bestehenden gesetzlichen Regeln 
haben sich bewährt und werden fortgeführt.

Darüber hinaus soll ab 2018 die Förderhöhe über Aus-
schreibungen ermittelt werden, sofern bis dahin in ei-
nem Pilotprojekt nachgewiesen werden kann, dass die 
Ziele der Energiewende auf diesem Wege kostengüns-
tiger erreicht werden können. Um Erfahrungen mit Aus-
schreibungsmodellen zu sammeln und ein optimales 
Ausschreibungsdesign zu entwickeln, wird spätestens 
2016 ein Ausschreibungspilotmodell in einer Größen-
ordnung von insgesamt 400 MW für Photovoltaik-Frei-
flächenanlagen ab einer noch festzulegenden Mindest-
größe eingeführt. Wir werden darauf achten, dass bei 
der Realisierung von Ausschreibungen eine breite Bür-
gerbeteiligung möglich bleibt.

Markt- und Systemintegration

Unser Grundsatz lautet: Das EEG ist ein Instrument zur 
Markteinführung von erneuerbaren Energien. Sie sollen 
perspektivisch ohne Förderung am Markt bestehen. Da-
her wird die Koalition die erneuerbaren Energien in den 
Strommarkt integrieren. Durch die Degression im EEG 
steigt der Anreiz zur Direktvermarktung. Für erneuerba-
re Energien wird bei Neuanlagen ab 5 MW eine ver-
pflichtende Direktvermarktung auf Basis der gleitenden 
Marktprämie eingeführt. Spätestens 2017 soll dies für 
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alle Anlagengrößen gelten. Die Einführung werden wir 
so gestalten, dass die mit dem EEG bestehende Vielfalt 
der Akteure erhalten bleibt.

Um die Stabilität des Systems zu gewährleisten, werden 
wir zudem festlegen, dass Neuanlagen vom Netzbetrei-
ber und von den Direktvermarktern ansteuerbar sein 
müssen. Spitzenlast kann bei neuen Anlagen im be-
grenzten Umfang (weniger als fünf Prozent der Jahres-
arbeit) unentgeltlich abgeregelt werden, soweit dies die 
Kosten für den Netzausbau senkt und dazu beiträgt, ne-
gative Börsenstrompreise zu vermeiden. Zudem werden 
wir die Entschädigungsregelung im Einspeisemanage-
ment so verändern, dass sie verstärkt Anreize dafür 
setzt, die Netzsituation bei der Standortwahl von Neu-
anlagen besser zu berücksichtigen (Härtefallregelung). 
In der bestehenden Härtefallregelung wird die Höhe der 
Entschädigung abgesenkt, wenn wegen eines Netzeng-
passes nicht eingespeist werden kann. Der Einspeise-
vorrang für die erneuerbaren Energien wird beibehalten. 

Wir werden prüfen, ob große Erzeuger von Strom aus er-
neuerbaren Energien einen Grundlastanteil ihrer Maximal-
einspeisung garantieren müssen, um so einen Beitrag zur 
Versorgungssicherheit zu leisten. Diese können sie in eige-
ner Verantwortung vertraglich mit Betreibern von Spei-
chern, von nachfrageabhängig regelbaren erneuerbaren 
Energien, abschaltbaren Lasten oder von fossilen Kraftwer-
ken absichern. Die virtuelle „Grundlastfähigkeit“ der einzel-
nen erneuerbaren Energien soll schrittweise geschaffen 
werden. Hierzu werden wir ein Pilotvorhaben durchführen.

Wir setzen uns dafür ein, die Förderung der erneuerbaren 
Energien in Deutschland in den europäischen Binnen-
markt zu integrieren. Dafür werden wir das EEG europa-
rechtskonform weiterentwickeln und uns dafür einsetzen, 
dass die EU-Rahmenbedingungen und die Beihilferege-
lungen den Ausbau der Erneuerbaren in Deutschland 
auch weiterhin unterstützen. Ungeachtet dessen gehen wir 
weiterhin davon aus, dass das EEG keine Beihilfe darstellt. 

Internationale Wettbewerbsfähigkeit  
der Industrie und faire Lastenteilung

Die Besondere Ausgleichsregelung dient dazu, strom-
intensive Unternehmen in ihrer internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit nicht zu gefährden, geschlossene Wert-
schöpfungsketten und industrielle Arbeitsplätze dauer-
haft zu erhalten. Die Koalition will deshalb die Besonde-
re Ausgleichsregelung erhalten und zukunftsfähig wei-

terentwickeln, wohlwissend, dass sie Auswirkungen auf 
die Finanzierungsgrundlage für das EEG hat. Die Zahl 
der antragstellenden Unternehmen und die privilegierte 
Strommenge haben sich seit der letzten Novelle weiter 
erhöht. Auch die als Eigenstromerzeugung privilegier-
ten Strommengen steigen seit Jahren kontinuierlich an.

Vor diesem Hintergrund setzen wir uns dafür ein, dass 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Industrie erhalten bleibt, die Besondere Ausgleichsrege-
lung dafür europarechtlich abgesichert und die Finan-
zierung des EEG dauerhaft auf eine stabile Grundlage 
gestellt wird. Dabei ist auch der innereuropäische Wett-
bewerb zu berücksichtigen, solange es keine vollständi-
ge Harmonisierung der Förderung der erneuerbaren 
Energien gibt. Die Vorschläge zur Steuerung des Aus-
baus und zur Kosteneffizienz sind auch mit Blick auf die 
Sicherung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Industrie von zentraler Bedeutung.

Bei der Besonderen Ausgleichsregelung überprüfen wir 
die Privilegierung in den einzelnen Branchen vorrangig 
anhand objektiver, europarechtskonformer Kriterien. 
Darüber hinaus werden wir den Kostenbeitrag der privi-
legierten Unternehmen überprüfen. Zugleich ist vorge-
sehen, dass die begünstigten Unternehmen nicht nur 
ein Energiemanagementsystem einführen, sondern 
auch wirtschaftlich sinnvolle und technologisch mach-
bare Fortschritte bei der Energieeffizienz erzielt werden. 
Dabei werden bereits erreichte Erfolge (early actions) 
berücksichtigt. Diese Maßnahmen kommen auch dem 
Anliegen der Europäischen Kommission entgegen. 

Weiterhin setzen wir uns dafür ein, dass im Grundsatz 
die gesamte Eigenstromerzeugung an der EEG-Umlage 
beteiligt wird. So sollen alle neuen Eigenstromerzeuger 
mit einer Mindestumlage zur Grundfinanzierung des 
EEG beitragen, wobei wir die Wirtschaftlichkeit insbe-
sondere von KWK-Anlagen und Kuppelgasnutzung 
wahren werden. Für kleine Anlagen soll eine Bagatell-
grenze eingezogen werden. Vertrauensschutz für beste-
hende Eigenerzeugung wird gewährleistet.

Strommarktdesign – neue Rolle  
für konventionelle Kraftwerke

Auch in Zukunft muss die Versorgungssicherheit ge-
währleistet sein, also jederzeit der nachgefragten Last 
eine entsprechend gesicherte Erzeugungsleistung in 
Deutschland gegenüberstehen. 
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Die konventionellen Kraftwerke (Braunkohle, Steinkohle, 
Gas) als Teil des nationalen Energiemixes sind auf ab-
sehbare Zeit unverzichtbar. Durch den kontinuierlichen 
Aufwuchs der erneuerbaren Energien benötigen wir in 
Zukunft hocheffiziente und flexible konventionelle Kraft-
werke. Solange keine anderen Möglichkeiten (wie z. B. 
Speicher oder Nachfragemanagement) ausreichend 
und kostengünstig zur Verfügung stehen, kann Stromer-
zeugung aus Wind- und Sonnenenergie nicht entschei-
dend zur Versorgungssicherheit beitragen. Daraus er-
gibt sich das Erfordernis einer ausreichenden Deckung 
der Residuallast. Ein Entwicklungspfad für den konventi-
onellen Kraftwerkspark lässt sich nicht ohne eine klare 
Kenntnis des Ausbaus der erneuerbaren Energien be-
schreiben.

Wir brauchen verschiedene Mechanismen, mit denen 
die jeweils erforderlichen Kapazitäten langfristig am 
Markt gehalten werden können.

Für eine ökologisch vernünftige, ökonomisch tragfähige 
und Arbeitsplätze sichernde Vorgehensweise sind fol-
gende Eckpunkte umzusetzen: 

•  Damit die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energi-
en und die Stromnachfrage besser aufeinander abge-
stimmt werden, sind Flexibilitätsoptionen sowohl auf 
der Angebots- als auch auf der Nachfrageseite auszu-
bauen (insbesondere bei Kraftwerken und erneuerba-
ren Energien, durch Lastmanagement, intelligente 
Zähler, lastvariable Tarife und Speicher).

•  Für die nächsten Jahre wollen wir die Netzreserve 
weiterentwickeln (Ausschreibungsmodelle auf Ebene 
der Übertragungsnetzbetreiber). Damit die Kosten für 
die Absicherung der wenigen Jahresstunden mit den 
höchsten Lasten begrenzt bleiben, können, soweit 
verfügbar, bestehende fossile Kraftwerke die Netzre-
serve bilden. 

•  Um kurzfristige Risiken für die Versorgungssicherheit 
zu vermeiden, werden wir darüber hinaus dafür sor-
gen, dass die Bundesnetzagentur im Rahmen der an-
stehenden Untersuchungen auf Grundlage der Reser-
vekraftwerksverordnung die Errichtung neuer regional 
erforderlicher Kraftwerkskapazitäten zügig prüft und 
gegebenenfalls sicherstellt. 

•  Derzeit verfügen wir deutschlandweit über ausrei-
chend Kraftwerke. Allerdings könnte sich diese Situa-

tion bis zum Ende des Jahrzehntes ändern. Es ist mit-
telfristig ein Kapazitätsmechanismus zu entwickeln, 
unter dem Gesichtspunkt der Kosteneffizienz im Ein-
klang mit europäischen Regelungen und unter Ge-
währleistung wettbewerblicher und technologieoffener 
Lösung.

•  Die rechtlichen und finanziellen Bedingungen für die 
umweltfreundliche Kraft-Wärme-Kopplung wollen wir 
so gestalten, dass der KWK-Anteil auf 25 Prozent bis 
2020 ausgebaut wird. Auf Grundlage einer umgehend 
zu erstellenden Potenzialanalyse werden wir in 2014 
auch die Rahmenbedingungen für KWK wie insbe-
sondere das KWKG überprüfen und anpassen. Die 
EU-Energieeffizienz-Richtlinie setzen wir so in deut-
sches Recht um, dass die dort vorgesehenen Mög-
lichkeiten zur Anerkennung der Vorteile von KWK- 
und Fernwärme bei Primärenergie und CO2-Einspa-
rung gegenüber anderen Heizsystemen besser zur 
Geltung kommen.

Speicher

Die stark schwankende Einspeisung erneuerbarer Ener-
gien erfordert einen Ausgleich durch verschiedene Flexi-
bilitätsoptionen, wie z. B. Lastmanagement, power-to-
heat und Speicher. Um die erforderliche konventionelle 
Reservekapazität zuverlässig abschätzen zu können, 
wird die Koalition in den kommenden Jahren technisch 
und wirtschaftlich verfügbare Speicherpotenziale prüfen.

Künftig wird ein Mix verschiedener Stromspeicher er-
forderlich sein. Die dafür nötigen Rahmenbedingungen 
sind technologieneutral zu gestalten. Wir wollen, dass 
Pumpspeicherwerke auch künftig ihren Beitrag zur 
Netzstabilität wirtschaftlich leisten können.

Aufgrund der zukünftigen Systemfunktionen sollen  
die Letztverbraucher-Pflichten der Speicher überprüft 
werden.

Mittel- bis langfristig steigt der Bedarf nach neuen Spei-
chern. Bei einem hohen Anteil an erneuerbaren Energi-
en brauchen wir auch Langzeitspeicher, die saisonale 
Schwankungen ausgleichen können, wie z. B. power-to-
gas. Mit den aktuellen und weiteren Demonstrationspro-
jekten werden wir die Technologie Schritt für Schritt 
weiterentwickeln, optimieren und zur Marktreife bringen. 
Das bereits angelegte Forschungsprogramm wird fort-
geführt.
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Netze

Verlässliche und langfristige Netzausbauplanung

Netzausbau und Ausbau der erneuerbaren bedingen 
ein ander. Damit beides synchron läuft, sollte der Netz-
ausbau zukünftig auf Basis des gesetzlich geregelten 
Ausbaupfads für erneuerbare Energien erfolgen.

Für den Ausbau des Übertragungsnetzes stellt der Bun-
desbedarfsplan auch in Zukunft das zentrale Instrument 
dar. Mit Blick auf den erforderlichen Netzausbau gilt es, 
Offshore-Windenergie schrittweise in einem geordneten 
Verfahren auszubauen (Offshore Netzentwicklungs-
plan). Entstehende Anbindungskapazitäten sollen effek-
tiv genutzt werden können.

Die Optimierungspotenziale bei Bestandsnetzen sollen 
ausgeschöpft werden. Damit wird die Aufnahmekapazi-
tät des Netzes für die Erneuerbaren gesteigert, die Effi-
zienz erhöht und die Kosten gesenkt.

Aufgrund der hohen Dringlichkeit des Netzausbaus für 
das Gelingen der Energiewende ist eine breite Akzep-
tanz der Bevölkerung notwendig, die heute noch in vie-
len Fällen nicht gegeben ist.

In ausgewählten Pilotlinien sollen neu zur Verfügung 
stehende Gleichstrom-Technologien (Mehrpunktfähig-
keit), wie z. B. der DC-Leistungsschalter bzw. Rege-
lungstechniken und Kabelverlegetechniken, erprobt und 
ggf. aus Mitteln der Technologieförderung auch geför-
dert werden. Als Ausgangspunkt ist hierfür ein zentraler 
Verteilerpunkt im Drehstromnetz sinnvoll.

Wir wollen die Integration der europäischen Stromver-
sorgung durch den Ausbau der grenzüberschreitenden 
Höchstspannungsleitungen und der Grenzkuppelstellen 
auf der Grundlage der EU-Verordnung über die trans-
europäische Energieinfrastruktur (TEN-E) vorantreiben.

Modernisierung der Verteilernetze

Die Verteilernetze sind das Rückgrat der Energiewende 
vor Ort, da der Zubau erneuerbarer Energien eine zu-
nehmende Dezentralisierung des Energieversorgungs-
systems bewirkt. Die Koalition wird die Rahmenbedin-
gungen für die Verteilernetze investitionsfreundlich aus-
gestalten, damit Investitionen zeitnah refinanziert wer-
den können. Investitionsbugdets in den Verteilernetzen 

werden wir prüfen. Die Versorgungssicherheit hat wei-
terhin Priorität. Investitionen durch Netzbetreiber sollen 
getätigt werden können, wenn sie erforderlich sind. Mit 
dem Evaluierungsbericht der Bundesnetzagentur zur 
Anreizregulierung und der Netzplattform-Studie „Moder-
ne Verteilernetze für Deutschland“ werden wir 2014 
über eine ausreichende Datenbasis für Entscheidungen 
zu notwendigen Weiterentwicklungen der Anreizregulie-
rung verfügen.

Rahmenbedingungen für intelligente Netze 
schaffen

Wir wollen bereits in 2014 verlässliche Rahmenbedingun-
gen für den sicheren Einsatz von intelligenten Messsys-
temen für Verbraucher, Erzeuger und Kleinspeicher auf 
den Weg bringen. Gegenstand des Pakets werden die 
Festlegung hoher technischer Standards zur Gewährleis-
tung von Datenschutz und Datensicherheit, bereichsspe-
zifischer Datenschutzregeln für die Marktkommunikation 
sowie Regelungen im Zusammenhang mit dem Einbau 
von intelligenten Zählern zur Ermöglichung von intelligen-
tem Last- und Erzeugungsmanagement sein.

Netzentgelte

Wir werden das System der Netzentgelte daraufhin 
überprüfen, ob es den Anforderungen der Energiewen-
de gerecht wird. Die Koalition wird das System der 
Netzentgelte auf eine faire Lastenverteilung bei der Fi-
nanzierung der Netzinfrastruktur überprüfen. Durch die 
steigende Eigenstromversorgung im privaten und ge-
werblichen Bereich ist die faire Kostenverteilung zuneh-
mend infrage gestellt. Deshalb müssen die Kosten für 
die Bereitstellung der Netzinfrastruktur künftig stärker 
abgebildet werden, z. B. durch die Einführung einer ge-
nerellen Leistungskomponente im Netzentgelt (Grund- 
oder Leistungspreis) und die Beteiligung der Einspeiser 
an den Kosten der Netzinfrastruktur und des Netzbe-
triebs.

Bürger am Netzausbau beteiligen

Für den Ausbau der Stromnetze muss bei den betroffe-
nen Anliegern um Akzeptanz geworben werden. Neben 
frühzeitiger und intensiver Konsultation der Vorhaben 
kann dazu auch eine finanziell attraktive Beteiligung von 
betroffenen Bürgerinnen und Bürgern an der Wert-
schöpfung sowie eine Überprüfung der derzeitigen Ent-
schädigungspraxis beitragen.
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Wir werden das Bewertungsverfahren bei Neuvergabe 
(z. B. bei der Rekommunalisierung) der Verteilernetze 
eindeutig und rechtssicher regeln sowie die Rechtssi-
cherheit im Netzübergang verbessern.

Ausstieg aus der Kernenergie

Wir halten am Ausstieg aus der Kernenergie fest. Spä-
testens 2022 wird das letzte Kernkraftwerk in Deutsch-
land abgeschaltet. Auch auf europäischer Ebene wird 
Deutschland weiter für die Energiewende werben.

Sicherheit von Kernkraftwerken

Die Sicherheit der Kernkraftwerke in Deutschland ist bis 
zum letzten Betriebstag zu gewährleisten. Deshalb sind 
weiterhin Investitionen in die Anlagen und fachkundiges 
Personal bei Betreibern, Behörden und Sachverständi-
gen erforderlich. Der Schutz der Kraftwerke und Abfall-
lager vor Sabotage- und Terrorakten ist auf rechtssiche-
rer Grundlage sicherzustellen. Bund und Länder arbeiten 
bei der Atomaufsicht so eng wie möglich zusammen.

In Europa wird Deutschland aktiv daran mitwirken, die Si-
cherheit der Kernkraftwerke zu erhöhen. Dazu werden 
wir für verbindliche Sicherheitsziele in der EU und ein 
System wechselseitiger Kontrolle bei fortbestehender na-
tionaler Verantwortung für die Sicherheit eintreten.

Für den Rückbau, die Entsorgung und sichere Aufbe-
wahrung von Materialien aus kerntechnischen Anlagen, 
die nicht der Erzeugung von Elektrizität dienen oder ge-
dient haben, werden Gespräche zwischen Bund und 
Ländern geführt, wobei auf Basis von entsprechenden 
Verwaltungsvereinbarungen auch die Aufteilung der 
Kosten neu geregelt wird.

Wir erwarten von den Kernkraftwerksbetreibern ihre 
Mitwirkung an der Energiewende und die Wahrnehmung 
ihrer Verantwortung für die geordnete Beendigung der 
Kernenergienutzung. Ziel ist es damit, in Deutschland 
die Sicherheit des Restbetriebs der Kernkraftwerke und 
ihrer Entsorgung auch finanziell zu sichern und sozial-
verträgliche Lösungen für die Beschäftigten zu finden. 
Wir erwarten, dass die Kosten für den Atommüll und 
den Rückbau der kerntechnischen Anlagen von den 
Verursachern getragen werden. Über die Realisierung 
der rechtlichen Verpflichtungen der Energieversorgungs-
unternehmen wird die Bundesregierung mit diesen Ge-
spräche führen. 

Wir setzen uns auch auf europäischer Ebene für umfassen-
de Transparenz in allen sicherheitsrelevanten Fragen ein.

Die Unabhängigkeit der Atomaufsicht ist in Deutschland 
gewährleistet und bedarf keiner Änderung der gelten-
den Regelungen.

Deutschland will auf die internationale Sicherheitsdis-
kussion Einfluss nehmen. Daher werden auch nach 
dem Ausstieg geeignete institutionell geförderte For-
schungseinrichtungen, unabhängige Sachverständigen-
institutionen und ausreichende behördliche Fachkompe-
tenz zur Beurteilung der Sicherheit von Kernkraftwerken 
und ihres Rückbaus, des Strahlenschutzes und der nuk-
learen Entsorgung gebraucht. 

Endlager

Wir wollen die Endlagerfrage aus Verantwortung für die 
nachfolgenden Generationen lösen. Deswegen werden 
die Errichtung des Endlagers Konrad und die Schlie-
ßung des Endlagers Morsleben vorangetrieben und die 
Voraussetzungen für die Rückholung der Abfälle aus 
der Schachtanlage Asse II geschaffen.

Im ehemaligen Salzbergwerk Asse II wird weiter mit 
Nachdruck an der Rückholung des Atommülls gearbei-
tet. Wir werden die Rückholungsplanung weiter konkre-
tisieren und die dafür notwendigen Finanzmittel auch 
weiterhin zur Verfügung stellen.

Die Entsorgungs-Richtlinie (EURATOM) und das Stand-
ortauswahlgesetz setzen wir zügig und vollständig um 
und verwirklichen dadurch den Trennungsgrundsatz. 

Das Auswahlverfahren für ein Endlager für hochradioakti-
ve Abfälle wird nach Abschluss der Kommissionsberatun-
gen unter breiter Beteiligung der Öffentlichkeit eingeleitet.

Auf dem Weg zur gemeinsamen Endlagersuche werden 
der Bund und das Land Niedersachsen ein einvernehm-
liches Vorgehen im Hinblick auf den Standort Gorleben 
verabreden.

Strahlenschutzrecht

Das Strahlenschutzrecht soll modernisiert werden. Der ra-
diologische Notfallschutz zur Bewältigung von Katastro-
phen in kerntechnischen Anlagen wird auf Grundlage der 
Erfahrungen von Fukushima konzeptionell angepasst.
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Fracking

Nach den vorliegenden Untersuchungen zur Umweltre-
levanz ist der Einsatz der Fracking-Technologie bei der 
unkonventionellen Erdgasgewinnung – insbesondere 
bei der Schiefergasförderung – eine Technologie mit er-
heblichem Risikopotenzial. Die Auswirkungen auf 
Mensch, Natur und Umwelt sind wissenschaftlich noch 
nicht hinreichend geklärt. Trinkwasser und Gesundheit 
haben für uns absoluten Vorrang. 

Den Einsatz umwelttoxischer Substanzen bei der An-
wendung der Fracking-Technologie zur Aufsuchung und 
Gewinnung unkonventioneller Erdgaslagerstätten leh-
nen wir ab. Über Anträge auf Genehmigung kann erst 
dann entschieden werden, wenn die nötige Datengrund-
lage zur Bewertung vorhanden ist und zweifelsfrei ge-
klärt ist, dass eine nachteilige Veränderung der Wasser-
beschaffenheit nicht zu befürchten ist (Besorgnisgrund-
satz des Wasserhaushaltsgesetzes).

Auch die Entsorgung des Flowback aus Fracking-Vorgän-
gen mit Einsatz umwelttoxischer Chemikalien in Versenk-
bohrungen ist wegen fehlender Erkenntnisse über die  
damit verbundenen Risiken derzeit nicht verantwortbar.

Die Koalition wird unter Einbeziehung der Länder und 
der Wissenschaft in einem gemeinsamen Prozess mit 
den Unternehmen erarbeiten, welche konkreten Er-
kenntnisse die Erkundungen liefern müssen, um Wis-
sensdefizite zu beseitigen und eine ausreichende 
Grundlage für mögliche nachfolgende Schritte zu schaf-
fen. Dies soll in einem transparenten Prozess erfolgen. 
Im Dialog mit allen Beteiligten sollen unter Federführung 
der Wissenschaft Forschungsergebnisse bewertet wer-
den. Die Koalition wird kurzfristig Änderungen für einen 
besseren Schutz des Trinkwassers im Wasserhaus-
haltsgesetz sowie eine Verordnung über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVP) bergbaulicher Vorhaben vor-
legen, die vor Zulassung von Maßnahmen zur Aufsu-
chung und Gewinnung von Erdgas aus unkonventionel-
len Lagerstätten mittels Fracking eine obligatorische 
UVP und Öffentlichkeitsbeteiligung vorsieht.

Energiewende gut umsetzen –  
Dialog und Beteiligung

Zur Beratung von Bundesregierung und Parlament bei 
der Umsetzung der Energiewende strebt die Bundesre-
gierung die Bildung eines „Forums Energiewende (Ener-

gierat)“ für einen ständigen Dialog mit Wirtschaft, Ge-
werkschaften, Wissenschaft und gesellschaftlich rele-
vanten Gruppen an. Beim Vollzug der Projekte der 
Energiewende wird auf eine umfassende Beteiligung 
der Bürgerinnen und Bürger geachtet. Die Koalition wird 
mit allen Akteuren der Energiewirtschaft einen engen 
Dialog pflegen. Wegen ihrer Bedeutung für die Daseins-
vorsorge wird u. a. die Handlungsfähigkeit der deut-
schen Stadtwerke thematisiert. 

Wir wollen die Energiewende naturverträglich gestalten 
und zugleich die hierfür notwendigen Verfahren und da-
für geeigneten Strukturen schaffen. Deswegen wird ein 
Kompetenzzentrum „Naturschutz und Energiewende“ 
eingerichtet, um zu einer Versachlichung der Debatten 
und zur Vermeidung von Konflikten vor Ort beizutragen.

1.5.  Regeln für die Finanzmärkte

Die Finanzmärkte erfüllen eine wichtige Funktion für die 
Volkswirtschaft. Unsere Finanzmarktpolitik gibt der real-
wirtschaftlichen Dienstleistungsfunktion des Finanzsek-
tors Vorrang vor spekulativen Geschäften. Indem wir 
der Spekulation klare Schranken setzen, Transparenz 
schaffen, nachhaltige Wachstumsstrategien fördern und 
die Krisenfestigkeit der Finanzmarktakteure stärken, 
verbessern wir die Funktionsfähigkeit und Stabilität der 
Finanzmärkte. Risiko und Haftung müssen wieder zu-
sammengeführt werden. Die Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler sollen nicht mehr für die Risiken des Fi-
nanzsektors einstehen müssen. Für uns gilt deshalb der 
Grundsatz: Kein Finanzmarktakteur, kein Finanzprodukt 
und kein Markt darf in Zukunft ohne angemessene Re-
gulierung bleiben. Dies trägt auch zur langfristigen 
Wettbewerbsfähigkeit der Finanzmärkte bei. Wir halten 
am bewährten Dreisäulensystem der deutschen Kredit-
institute fest und werden seine Besonderheiten ange-
messen berücksichtigen.

Die im Rahmen der europäischen Umsetzung von Basel 
III vereinbarten strengeren Eigenkapital- und Liquiditäts-
standards für Banken müssen in den vorgegebenen 
Zeitplänen konsequent umgesetzt werden. Dazu gehö-
ren auch eine verbindliche Schuldenobergrenze (Leve-
rage Ratio), die den Risikogehalt der Geschäftsmodelle 
angemessen berücksichtigt, und eine verbindliche, mit-
telfristige Liquiditätskennziffer. Bei der Erfüllung der zu-
sätzlichen Kapitalanforderungen müssen öffentliche Ei-
gentümer beihilferechtlich anderen Eigentümern gleich-
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gestellt werden. Entsprechende Maßnahmen zur Erfül-
lung der von der Aufsicht festgelegten Eigenkapital-
anforderungen für öffentliche Banken dürfen nicht als 
Beihilfen gewertet werden.

Unter die Europäische Bankenaufsicht fallen angesichts 
der Grenze von 30 Mrd. Euro auch Banken, die nur auf 
regional begrenzten oder sehr speziellen Sektoren tätig 
sind. Dies gilt zum Beispiel für die Förderbanken, eine 
Sparkasse und kleinere Privatbanken. Die Bundesregie-
rung wird die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht (BaFin) beauftragen, im Rahmen ihrer Zustän-
digkeit für die Europäische Banken aufsicht in der Praxis 
dafür Sorge zu tragen, dass die Besonderheiten von 
einzelnen Banken, beispielsweise der Förderbanken, 
berücksichtigt werden.

Mit Blick auf einen in den nächsten Jahren möglichen 
Anpassungsbedarf der CRD-IV-Richtlinie wird sich die 
Bundesregierung dafür einsetzen, dass die Förderban-
ken des Bundes und der Länder im europäischen Kon-
text bankenaufsichtsrechtlich zukünftig inhaltlich so weit 
wie möglich gleich behandelt werden.

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, dass 
die Vorschläge der europäischen Expertengruppe um 
Erkki Liikanen zur Einschränkung riskanter Geschäfte, 
zur Einführung von Beleihungsobergrenzen bei Immobi-
lienkrediten und einer strikteren Trennung von Invest-
ment- und Geschäftsbanking auf europäischer Ebene 
umgesetzt werden. Die Finanzierung der Realwirtschaft 
durch das bewährte Universalbankensystem darf durch 
das Reformvorhaben nicht gefährdet werden.

Schattenbanken müssen so reguliert werden, dass für 
sie bei gleichem Geschäft und gleichem Risiko für die 
Stabilität des Finanzsystems die gleiche Regulierung 
gilt wie im klassischen Bankensektor. Alle Geschäftsbe-
ziehungen zwischen Banken und Schattenbanken müs-
sen transparent gemacht und Ansteckungsrisiken be-
grenzt werden.

Die Bundesregierung unterstützt die auf europäischer 
Ebene vorgesehene strengere Regulierung des Hoch-
frequenzhandels.

Ebenso tritt die Bundesregierung für eine Eindämmung 
der Rohstoff- und Nahrungsmittelspekulation ein und 
befürwortet deshalb insbesondere die Einführung von 
Positionslimits auf den Rohstoffmärkten.

Die europäischen Vorschriften zur Regulierung des De-
rivatehandels sollen zielgerichtet ergänzt werden, um 
den transparenten Handel auf geregelten Börsen und 
Handelsplätzen zu stärken und der Entstehung systemi-
scher Risiken entgegenzuwirken.

Rating-Agenturen haben eine zentrale Machtstellung 
auf den Finanzmärkten und bedürfen deshalb einer 
strengen Regulierung. Die Bundesregierung wird sich 
für eine effektive Anwendung der zivilrechtlichen Haf-
tungsregelungen für Rating-Agenturen einsetzen und 
die Wettbewerbsfähigkeit europäischer Rating-Agentu-
ren fördern. Wir wollen die Rechtsnormen reduzieren, 
die eine Einschaltung der drei großen Rating-Agenturen 
vorschreiben. Wir wollen auch die Bedeutung externer 
Ratings reduzieren.

Das bisherige Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht hat 
noch keine hinreichende Wirkung im Finanzmarktbe-
reich gezeigt. In Zukunft muss noch stärker gelten: Ge-
meinschädliches Handeln von Unternehmen und Mana-
gern muss angemessen sanktioniert werden. Wir unter-
stützen die Aufnahme strenger Vorschriften in den maß-
geblichen europäischen Rechtsakten, welche insbeson-
dere den Rahmen für Geldsanktionen auf ein angemes-
senes Niveau anheben und die Verhängung spürbarer 
Sanktionen gegen Unternehmen vorsehen, die gegen 
regulatorische Vorgaben verstoßen, und werden für de-
ren Umsetzung ins deutsche Recht Sorge tragen. 

Wir werden den Kampf gegen Finanzbetrug, Geldwäsche 
und Steuerhinterziehung sowie gegen die Terrorismusfi-
nanzierung ebenso intensivieren wie die Zusammenar-
beit mit allen zuständigen Aufsichts- und Ermittlungsbe-
hörden. Maßstab bei den Maßnahmen gegen die Geld-
wäsche und damit der Bekämpfung der organisierten Kri-
minalität in Deutschland werden dabei die internationalen 
Standards der Financial Action Task Force on Money 
Laundering (FATF) sein. Wir werden auch den Geldwä-
schetatbestand (§ 261 StGB) entsprechend anpassen.

Wir wollen Lösungsvorschläge zum Umgang mit den 
Folgen eines lang anhaltenden Niedrig zinsumfeldes er-
arbeiten und generationengerecht im Interesse der Ver-
sichertengemeinschaft geeignete Maß nah men zur Stär-
kung der Risikotragfähigkeit und Stabilität der Lebens-
versicherungen treffen.

Die nationale Finanzmarktaufsicht in ihrer bisherigen 
Struktur aus BaFin und Deutscher Bundesbank hat sich 
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bewährt und ist ein unverzichtbarer Bestandteil im Kon-
zept der neuen europäischen Aufsichtsstruktur. Die Ba-
Fin erhält die Möglichkeit, entsprechend den europä-
ischen Regeln den Vertrieb komplexer und intranspa-
renter Finanzprodukte zu beschränken oder zu verbie-
ten, sofern diese die Finanzmarktstabilität gefährden 
oder unverhältnismäßige Risiken für Anleger bergen. 
Sie erhält den kollektiven Schutz der Verbraucher als 
wichtiges Ziel ihrer Aufsichtstätigkeit. 

Wir unterstützen die europäischen Initiativen zum Giro-
konto für jedermann. Wir werden bei der nationalen Um-
setzung sicherstellen, dass alle Institutsgruppen in an-
gemessener Weise beteiligt sind.

Die Inanspruchnahme des Dispositionskredits soll nicht 
zu einer übermäßigen Belastung eines Bankkunden 
führen. Daher sollen die Banken verpflichtet werden, 
beim Übertritt in den Dispositionskredit einen Warnhin-
weis zu geben; bei dauerhafter und erheblicher Inan-
spruchnahme sollen sie dem Kunden eine Beratung 
über mögliche kostengünstigere Alternativen zum Dis-
positionskredit anbieten müssen.

Wir werden die Einführung der Honorarberatung als Al-
ternative zu einer Beratung auf Provisionsbasis für alle 
Finanzprodukte vorantreiben und hohe Anforderungen 
an die Qualität der Beratung festlegen. Die Berufsbe-
zeichnungen und Ausbildungsstandards der Berater auf 
Honorarbasis werden weiterentwickelt.

Das in der finanziellen Anlageberatung verwendete Be-
ratungsprotokoll werden wir im Hinblick auf die praktika-
ble Handhabung überprüfen und mit Verbesserungen 
für Anleger weiterentwickeln.

Wir wollen eine Finanztransaktionssteuer mit breiter 
 Bemessungsgrundlage und niedrigem Steuersatz zü-
gig umsetzen und zwar im Rahmen einer verstärkten 
Zusammenarbeit in der EU. Eine solche Besteuerung 
sollte möglichst alle Finanzinstrumente umfassen, ins-
besondere Aktien, Anleihen, Investmentanteile, Devi-
sentransaktionen sowie Derivatekontrakte. Durch die 
Ausgestaltung der Steuer wollen wir Ausweichreaktio-
nen vermeiden. Dabei gilt es, die Auswirkungen der 
Steuer auf Instrumente der Altersversorgung, auf die 
Kleinanleger sowie die Realwirtschaft zu bewerten  
und negative Folgen zu vermeiden sowie zugleich 
 unerwünschte Formen von Finanzgeschäften zurück-
zudrängen.

Dauerhaftes Wachstum braucht langfristig orientierte In-
vestitionen. Deshalb werden wir bei allen Finanzmarkt-
regulierungen auf diese Notwendigkeit achten. Im Übri-
gen werden wir das Zusammenwirken von Regulie-
rungsmaßnahmen gemeinsam mit der BaFin auf Prakti-
kabilität und Zielgenauigkeit überprüfen.
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Wir wollen Rahmenbedingungen für die Wirtschaft schaf-
fen, die ihr auf dem globalen Arbeitsmarkt Wettbewerbs-
fähigkeit, Innovationskraft und Beweglichkeit ermöglichen. 
Wir wollen Arbeit für alle, sicher und gut bezahlt. Mit einer 
klugen Arbeitsmarktpolitik wollen wir die Weichen für mehr 
Beschäftigung und für eine starke Sozialpartnerschaft von 
Arbeitgebern und Gewerkschaften stellen.

2.1.  Beschäftigungschancen  
verbessern

Aktive Arbeitsmarktpolitik

Eine moderne Wirtschaft im globalen Wettbewerb stellt Be-
schäftigte, Unternehmen und soziale Sicherungssysteme vor 
immer neue Herausforderungen. Damit der wirtschaftliche 
Erfolg und der soziale Schutz der Menschen fortbesteht, 
halten wir folgende Strukturanpassungen für erforderlich:

Geringqualifizierten und Langzeitarbeitslosen 
neue Chancen erschließen

Der Arbeitsmarkt ist aufnahmefähig wie selten zuvor. 
Das eröffnet Chancen bei der Bekämpfung der Lang-
zeitarbeitslosigkeit. Deswegen wollen wir hier einen 
Schwerpunkt der Arbeitsmarktpolitik setzen.

Personen, die seit vielen Jahren arbeitslos sind, finden 
bisher selten Zugang zum ersten Arbeitsmarkt. Häufige 
Gründe sind persönliche Vermittlungshemmnisse. Des-
wegen wollen wir Geringqualifizierte und Langzeitar-
beitslose verstärkt in existenzsichernde Arbeit vermit-
teln, sie passgenau qualifizieren und begleiten sowie 
bei Bedarf auch nachgehend betreuen und dafür die 
notwendigen Rahmenbedingungen schaffen. Besonde-
res Augenmerk richten wir auf die Personengruppe 
langzeitarbeitsloser Menschen, die nur mit massiver Un-
terstützung Teilhabe und Integration am Arbeitsmarkt 
finden können. Dieses Ziel wollen wir u. a. durch ein 
ESF-Bundesprogramm für Langzeitarbeitslose und die 
Gewinnung von Arbeitgebern für die Gruppe arbeits-
marktferner Personen in den Vordergrund rücken. 

Die Steuerung in der Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de soll verstärkt auf das Ziel „Vermeidung von Langzeit-
leistungsbezug“ und die Mittelverteilung stärker auf Wir-
kungsorientierung ausgerichtet werden. Dabei ist auch 
der bisherige Problemdruck-indikator als Verteilungs-
maßstab auf den Prüfstand zu stellen.

Zur Verstetigung von Förderleistungen wollen wir die wirk-
same Übertragbarkeit von Haushaltsmitteln von einem Haus-
haltsjahr ins Nächste in der Grundsicherung verbessern.

Übergang Schule – Ausbildung – Beruf

Die beste und effizienteste Vorsorge gegen Ausbil-
dungsabbrüche und lange Zeiten von Arbeitslosigkeit  
im Lebensverlauf sind passgenaue und tragfähige Über-
gänge von der Schule in Ausbildung und Beruf. Daher 
wollen wir den erfolgreichen Ausbildungs- und Berufs-
einstieg für leistungsschwache Jugendliche erleichtern 
und gezielt begleiten.

Flächendeckend einzurichtende Jugendberufsagentu-
ren sollen die Leistungen nach den Sozialgesetzbü-
chern II, III und VIII für unter 25-Jährige bündeln. Daten-
schutzrechtliche Klarstellungen sollen den notwendigen 
Informationsaustausch erleichtern. Junge Menschen, 
deren Eltern seit Jahren von Grundsicherung leben, sol-
len gezielt Unterstützung bekommen.

Weil künftig nur eine ausreichende Qualifizierung nach-
haltig vor Arbeitslosigkeit schützt und der Fachkräftebe-
darf absehbar steigt, wollen wir gezielt in die Nachqualifi-
zierung junger Erwachsener ohne Berufsabschluss inves-
tieren. Deswegen werden wir die Initiative „AusBildung wird 
was – Spätstarter gesucht“ als Programm „2. Chance“ 
engagiert fortführen. Bessere finanzielle Rahmenbedin-
gungen sollen Bereitschaft und Durchhaltevermögen jun-
ger Erwachsener fördern, auch in späteren Jahren noch 
einen qualifizierten Abschluss zu erreichen.

Sonderregelungen in der Kurzarbeit

Das Instrument der Kurzarbeit hat in der Krise enorm 
dazu beigetragen, wertvolle Fachkräfte in den Betrieben 
zu halten. Wir sind uns einig, in einer mit der Krise in 
den Jahren 2009/2010 vergleichbaren wirtschaftlichen 
Situation schnell zu handeln und kurzfristig die bewähr-
ten Sonderregelungen zur Förderung der Kurzarbeit 
und damit zur Sicherung von Arbeitsplätzen durch Ge-
setz wieder in Kraft zu setzen.

Arbeitslosengeld für überwiegend  
kurzfristig Beschäftigte

Die Koalition wird sich in der kommenden Legislaturpe-
riode für die soziale Absicherung von Kreativen und Kul-
turschaffenden einsetzen und für weitere Verbesserun-

2.  Vollbeschäftigung, gute Arbeit  
und soziale Sicherheit
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gen sorgen. Insbesondere wird die Koalition nach Ab-
lauf der aktuellen Regelung zum Arbeitslosengeld I- 
Bezug für überwiegend kurzbefristet Beschäftigte, die 
auch für viele Kulturschaffende von hoher Bedeutung 
ist, Ende 2014 eine Anschlussregelung einführen, die 
den Besonderheiten von Erwerbsbiografien in der Kultur 
hinreichend Rechnung trägt. Unter anderem soll es für 
sie eine von zwei auf drei Jahre verlängerte Rahmen-
frist geben, innerhalb derer die Anwartschaftszeit für 
den Bezug von Arbeitslosengeld I erfüllt werden muss.

Rechtsvereinfachung in der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende

Wer Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung hat, 
soll schneller und einfacher als bisher zu seinem Recht 
kommen. Die Verwaltungen vor Ort sollen so effizient 
und ressourcenschonend wie möglich arbeiten können. 
Deswegen wollen wir das Leistungs- und Verfahrens-
recht der Grundsicherung für Arbeitsuchende vereinfa-
chen und effektiver ausgestalten. Hierzu sollen insbeson-
dere die Ergebnisse der 2013 gegründeten Bund-Länder-
Arbeitsgruppe zur Rechtsvereinfachung im Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB II) intensiv geprüft und gegebe-
nenfalls gesetzgeberisch umgesetzt werden.

Arbeitsförderung verbessern

Wir wollen die Arbeitsförderung stärker an den Bedürf-
nissen der Frauen und ihren häufig unterbrochenen Er-
werbsbiografien ausrichten. Deshalb werden wir ein 
Programm zum besseren beruflichen Wiedereinstieg in 
existenzsichernde Arbeit schaffen. Darüber hinaus wer-
den wir prüfen, wie auch Langzeitarbeitslose, die wegen 
der Anrechnung von Partnereinkommen bisher keinen 
Anspruch auf Regelleistungen nach dem SGB II und auf 
aktivierende Leistungen hatten, in die Maßnahmen des 
Eingliederungstitels einbezogen werden können.

2.2.  Gute Arbeit

Modernes Arbeitsrecht

Wir wollen die Tarifautonomie stärken.

Arbeitnehmer-Entsendegesetz erweitern

Die tariflich vereinbarten Branchenmindestlöhne nach 
dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz haben sich bewährt. 

Deshalb werden wir den Geltungsbereich des Arbeit-
nehmer-Entsendegesetzes über die bereits dort ge-
nannten Branchen hinaus für alle Branchen öffnen. 

Allgemeinverbindlicherklärungen nach dem 
Tarifvertragsgesetz anpassen und erleichtern

Das wichtige Instrument der Allgemeinverbindlicherklä-
rung (AVE) nach dem Tarifvertragsgesetz bedarf einer 
zeitgemäßen Anpassung an die heutigen Gegebenhei-
ten. In Zukunft soll es für eine AVE nicht mehr erforder-
lich sein, dass die tarifgebundenen Arbeitgeber mindes-
tens 50 Prozent der unter den Geltungsbereich des Ta-
rifvertrages fallenden Arbeitnehmer beschäftigen. Aus-
reichend ist das Vorliegen eines besonderen öffentli-
chen Interesses. Das ist insbesondere dann gegeben, 
wenn alternativ:

•  die Funktionsfähigkeit von Gemeinsamen Einrichtun-
gen der Tarifvertragsparteien (Sozialkassen) gesichert 
werden soll, 

•  die AVE die Effektivität der tarifvertraglichen Norm-
setzung gegen die Folgen wirtschaftlicher Fehlent-
wicklungen sichert, oder

•  die Tarifvertragsparteien eine Tarifbindung von min-
destens 50 Prozent glaubhaft darlegen.

Wir wollen, dass die, den Antrag auf AVE stellenden 
 Tarifvertragsparteien, an den Beratungen und Ent-
scheidungen des Tarifausschusses beteiligt werden 
können und werden prüfen, wie dies umgesetzt wer- 
den kann.

Um sich widersprechender Entscheidungen von Gerich-
ten unterschiedlicher Gerichtsbarkeiten zu vermeiden, 
wird die Zuständigkeit für die Überprüfung von AVE 
nach dem Tarifvertragsgesetz und von Rechtsverord-
nungen nach dem AEntG und AÜG bei der Arbeitsge-
richtsbarkeit konzentriert.

Allgemeine gesetzliche Mindestlohnregelung

Gute Arbeit muss sich einerseits lohnen und existenzsi-
chernd sein. Anderseits müssen Produktivität und Lohn-
höhe korrespondieren, damit sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigung erhalten bleibt. Diese Balance stel-
len traditionell die Sozialpartner über ausgehandelte Ta-
rifverträge her.
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Sinkende Tarifbindung hat jedoch zunehmend zu wei-
ßen Flecken in der Tariflandschaft geführt. Durch die 
Einführung eines allgemein verbindlichen Mindestlohns 
soll ein angemessener Mindestschutz für Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer sichergestellt werden.

Zum 1. Januar 2015 wird ein flächendeckender gesetzli-
cher Mindestlohn von 8,50 Euro brutto je Zeitstunde für 
das ganze Bundesgebiet gesetzlich eingeführt. Von die-
ser Regelung unberührt bleiben nur Mindestlöhne nach 
dem AEntG.

Tarifliche Abweichungen sind unter den folgenden Be-
dingungen möglich:

•  Abweichungen für maximal zwei Jahre bis 31. Dezem-
ber 2016 durch Tarifverträge repräsentativer Tarifpart-
ner auf Branchenebene

•  Ab 1. Januar 2017 gilt das bundesweite gesetzliche 
Mindestlohnniveau uneingeschränkt.

•  Zum Zeitpunkt des Abschlusses der Koalitionsver-
handlungen geltende Tarifverträge, in denen spätes-
tens bis zum 31. Dezember 2016 das dann geltende 
Mindestlohnniveau erreicht wird, gelten fort.

•  Für Tarifverträge, bei denen bis 31. Dezember 2016 
das Mindestlohnniveau nicht erreicht wird, gilt ab  
1. Januar 2017 das bundesweite gesetzliche Mindest-
lohnniveau.

•  Um fortgeltende oder befristete neu abgeschlossene 
Tarifverträge, in denen das geltende Mindestlohni-
veau bis spätestens zum 1. Januar 2017 erreicht wird, 
europarechtlich abzusichern, muss die Aufnahme in 
das Arbeitnehmerentsendegesetz (AEntG) bis zum 
Abschluss der Laufzeit erfolgen.

Die Höhe des allgemein verbindlichen Mindestlohns 
wird in regelmäßigen Abständen – erstmals zum  
10. Juni 2017 mit Wirkung zum 1. Januar 2018 – von 
 einer Kommission der Tarifpartner überprüft, gegebe-
nenfalls angepasst und anschließend über eine Rechts-
verordnung staatlich erstreckt und damit allgemein ver-
bindlich.

Die Mitglieder der Kommission werden von den Spitzen-
organisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer be-
nannt (Größe: 3 zu 3 plus Vorsitz). Wissenschaftlicher 

Sachverstand (ohne Stimmrecht) wird auf Vorschlag der 
Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer (1 plus 1) hinzugezogen.

Der Vorsitz ist alternierend, die genaue Regelung wird 
hierzu im Gesetz getroffen.

Wir werden das Gesetz im Dialog mit Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern aller Branchen, in denen der Mindest-
lohn wirksam wird, erarbeiten und mögliche Probleme, 
z. B. bei der Saisonarbeit, bei der Umsetzung berück-
sichtigen.

Im Übrigen ist klar, dass für ehrenamtliche Tätigkeiten, 
die im Rahmen der Minijobregelung vergütet werden, 
die Mindestlohnregelung nicht einschlägig ist, weil sie in 
aller Regel nicht den Charakter abhängiger und wei-
sungsgebundener Beschäftigung haben.

Missbrauch von Werkvertragsgestaltungen 
verhindern

Rechtswidrige Vertragskonstruktionen bei Werkverträ-
gen zulasten von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern müssen verhindert werden. Dafür ist es erforder-
lich, die Prüftätigkeit der Kontroll- und Prüfinstanzen bei 
der Finanzkontrolle Schwarzarbeit zu konzentrieren, or-
ganisatorisch effektiver zu gestalten, zu erleichtern und 
im ausreichenden Umfang zu personalisieren, die Infor-
mations- und Unterrichtungsrechte des Betriebsrats si-
cherzustellen, zu konkretisieren und verdeckte Arbeit-
nehmerüberlassung zu sanktionieren. Der vermeintliche 
Werkunternehmer und sein Auftraggeber dürfen auch 
bei Vorlage einer Verleiherlaubnis nicht bessergestellt 
sein, als derjenige, der unerlaubt Arbeitnehmerüberlas-
sung betreibt. Der gesetzliche Arbeitsschutz für Werk-
vertragsarbeitnehmerinnen und -arbeit nehmer muss  
sichergestellt werden.

Zur Erleichterung der Prüftätigkeit von Behörden wer-
den die wesentlichen durch die Rechtsprechung entwi-
ckelten Abgrenzungskriterien zwischen ordnungsgemä-
ßen und missbräuchlichen Fremdpersonaleinsatz ge-
setzlich niedergelegt.

Arbeitnehmerüberlassung weiterentwickeln

Wir präzisieren im AÜG die Maßgabe, dass die Über-
lassung von Arbeitnehmern an einen Entleiher vorüber-
gehend erfolgt, indem wir eine Überlassungshöchst-



50

Vollbeschäftigung, gute Arbeit und soziale Sicherheit

dauer von 18 Monaten gesetzlich festlegen. Durch ei-
nen Tarifvertrag der Tarifvertragsparteien der Einsatz-
branche oder aufgrund eines solchen Tarifvertrags in 
 einer Betriebs- bzw. Dienstvereinbarung können unter 
Berücksichtigung der berechtigten Interessen der 
Stammbelegschaften abweichende Lösungen verein-
bart werden. Wir entwickeln die statistische Berichter-
stattung zur Arbeitnehmerüberlassung bedarfsgerecht 
fort.

Die Koalition will die Leiharbeit auf ihre Kernfunktionen 
hin orientieren. Das AÜG wird daher an die aktuelle Ent-
wicklung angepasst und novelliert:

•  Die Koalitionspartner sind sich darüber einig, dass 
Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer künftig 
spätestens nach neun Monaten hinsichtlich des Ar-
beitsentgelts mit den Stammarbeitnehmern gleichge-
stellt werden.

•  Kein Einsatz von Leiharbeitnehmerinnen und Leih-
arbeitnehmern als Streikbrecher.

•  Zur Erleichterung der Arbeit der Betriebsräte wird 
 gesetzlich klargestellt, dass Leiharbeitnehmer bei  
den betriebsverfassungsrechtlichen Schwellenwer- 
ten grundsätzlich zu berücksichtigen sind, sofern  
dies der Zielrichtung der jeweiligen Norm nicht wider-
spricht.

Tariftreue im Vergaberecht

Auf Länderebene bestehen bereits Vergabegesetze, die 
die Vergabe öffentlicher Aufträge von der Einhaltung all-
gemeinverbindlicher Tarifverträge abhängig machen. 
Wir werden eine europarechtskonforme Einführung ver-
gleichbarer Regelungen auch auf Bundesebene prüfen. 
Im Ergebnis dürfen damit keine bürokratischen Hürden 
aufgebaut werden.

Tarifeinheit gesetzlich regeln

Um den Koalitions- und Tarifpluralismus in geordnete 
Bahnen zu lenken, wollen wir den Grundsatz der Ta-
rifeinheit nach dem betriebsbezogenen Mehrheitsprin-
zip unter Einbindung der Spitzenorganisationen der 
 Arbeitnehmer und Arbeitgeber gesetzlich festschrei-
ben. Durch flankierende Verfahrensregelungen wird 
verfassungsrechtlich gebotenen Belangen Rechnung 
getragen.

Beschäftigtendatenschutz gesetzlich regeln

Die Verhandlungen zur Europäischen Datenschutz-
grundverordnung verfolgen wir mit dem Ziel, unser 
natio nales Datenschutzniveau – auch bei der grenz-
überschreitenden Datenverarbeitung – zu erhalten und 
über das Europäische Niveau hinausgehende Stan-
dards zu ermöglichen. Sollte mit einem Abschluss der 
Verhandlungen über die Europäische Datenschutz-
grundverordnung nicht in angemessener Zeit gerechnet 
werden können, wollen wir hiernach eine nationale  
Regelung zum Beschäftigtendatenschutz schaffen.

Informantenschutz im Arbeitsverhältnis

Beim Hinweisgeberschutz prüfen wir, ob die internatio-
nalen Vorgaben hinreichend umgesetzt sind.

Weiterentwicklung des Teilzeitrechts

Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die sich zum 
Beispiel wegen Kindererziehung oder Pflege von Ange-
hörigen zu einer zeitlich befristeten Teilzeitbeschäfti-
gung entschieden haben, wollen wir sicherstellen, dass 
sie wieder zur früheren Arbeitszeit zurückkehren kön-
nen. Dazu werden wir das Teilzeitrecht weiterentwickeln 
und einen Anspruch auf befristete Teilzeitarbeit schaf-
fen (Rückkehrrecht). 

Für bestehende Teilzeitarbeitsverhältnisse werden wir 
die Darlegungslast im Teilzeit- und Befristungsgesetz 
auf den Arbeitgeber übertragen. Bestehende Nachteile 
für Teilzeitbeschäftigte wollen wir beseitigen.

Ganzheitlicher Arbeitsschutz

Der Schutz der Beschäftigten vor Gefahren am Arbeits-
platz und die Stärkung der Gesundheit bei der Arbeit ist 
ein wichtiges Gebot sozialer Verantwortung. Ein deutli-
cher Hinweis auf die Herausforderungen, die eine sich 
wandelnde Arbeitswelt für den deutschen Arbeitsschutz 
bedeutet, ist die drastische Zunahme psychischer Er-
krankungen. Unser Leitbild ist ein ganzheitlicher, physi-
sche und psychische Belastungen umfassender Ge-
sundheitsschutz bei der Arbeit. Die Zusammenarbeit mit 
der allgemeinen Gesundheitspolitik wird ausgebaut. Be-
triebliche Gesundheitsförderung und Arbeitsschutz wer-
den enger verknüpft. Das betriebliche Eingliederungs-
management (BEM) wollen wir stärken und mehr Ver-
bindlichkeit erreichen.
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Gesundheitszirkel in den Betrieben haben sich in der Pra-
xis als erfolgreicher Ansatz erwiesen. Wir wollen errei-
chen, dass in Unternehmen in Kooperation mit den ge-
setzlichen Krankenkassen solche Zirkel vermehrt einge-
richtet werden. Wir werden die Entwicklung neuer Präven-
tionskonzepte und betrieblicher Gestaltungslösungen bei 
psychischer Belastung in enger Zusammenarbeit mit den 
Trägern der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstra-
tegie vorantreiben, den Instrumenteneinsatz besser aus-
richten, auf eine verbesserte Kontrolle des Arbeitsschut-
zes hinwirken und in bestehenden Arbeitsschutzverord-
nungen, die noch keine Klarstellung zum Schutz der psy-
chischen Gesundheit enthalten, dieses Ziel aufnehmen. 
Es erfolgt eine wissenschaftliche Standortbestimmung, 
die gleichzeitig eine fundierte Übersicht über psychische 
Belastungsfaktoren in der Arbeitswelt gibt und Handlungs-
optionen für notwendige Regelungen aufzeigt. Im Lichte 
weiterer wissenschaftlicher Erkenntnisse schließen wir in-
soweit auch verbindliche Regelungen in Form einer Ver-
ordnung gegen psychische Erkrankungen nicht aus.

Der Schutz und die Stärkung der physischen Gesund-
heit in besonders belastenden Tätigkeiten werden wei-
ter verbessert, die entsprechende Forschung unter Be-
gleitung der Tarifpartner intensiviert und Lösungsvor-
schläge zur Vermeidung arbeitsbedingter Verschleißer-
krankungen und Frühverrentungen erarbeitet.

2.3.  Soziale Sicherheit

Für soziale Sicherheit im Alter

Der demografische Wandel stellt unsere Alterssiche-
rungssysteme vor besondere Herausforderungen. Das 
hohe Maß an sozialer Sicherheit im Alter, das wir heute 
in Deutschland haben, wollen wir auch in Zukunft erhal-
ten. Dazu müssen wir die Strukturen und Leistungen 
kontinuierlich an die Veränderungen in der Arbeitswelt 
anpassen. Insbesondere die Finanzierung muss immer 
wieder neu und in der Lastenverteilung gerecht zwi-
schen den Generationen ausbalanciert werden. Deswe-
gen wollen wir, wie auch im Arbeitsmarkt, in der Rente 
Anreize setzen, damit möglichst viele Menschen bei gu-
ter Gesundheit möglichst lange im Erwerbsleben blei-
ben und über ihre Steuern und Sozialbeiträge die finan-
zielle Basis unserer Alterssicherungssysteme stärken. 
Gleichzeitig wollen wir genug Raum für zusätzliche Vor-
sorge und Freiheiten zum selbstbestimmten Gestalten 
der späten Lebensabschnitte lassen.

Arbeiten bis 67 gestalten

Uns ist bewusst, dass Deutschland zu den Ländern ge-
hört, die weltweit am schnellsten und am tiefgreifends-
ten vom demografischen Wandel betroffen sind. Eine 
rasch alternde Bevölkerung muss ihre gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Strukturen anpassen, wenn 
sie im globalen Wettbewerb bestehen will. Für den vor 
über einem Jahrzehnt angestoßenen breiten Reform-
prozess erfährt Deutschland mittlerweile international 
hohe Anerkennung. Immer mehr Betriebe unternehmen 
Anstrengungen, um ihre Belegschaften auch im höhe-
ren Alter beschäftigen zu können. Die Wertschätzung 
für die Leistungsfähigkeit älterer Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer ist in Wirtschaft und Gesellschaft spürbar 
gestiegen. Die Erwerbstätigen- und die Beschäftigungs-
quote der über 50-Jährigen steigt seit einem Jahrzehnt 
kontinuierlich an. Deutschland ist bei der Beschäftigung 
Älterer mittlerweile Vizeeuropameister hinter Schweden. 
Diese Erfolgsgeschichte der steigenden Beteiligung Äl-
terer am Erwerbsleben wollen wir fortschreiben. Unser 
Ziel ist eine moderne und wettbewerbsfähige Gesell-
schaft des langen Lebens und Arbeitens. 

Seit Beginn des Jahres 2012 können langjährig Be-
schäftigte nach 45 Beitragsjahren mit Erreichen des 65. 
Lebensjahres ohne die sonst fälligen Abschläge in Ren-
te gehen. Es hat sich in der Arbeitswelt viel zugunsten 
Älterer verbessert, aber wir sind noch nicht am Ziel.

Deshalb werden wir die bereits vorhandene Vertrauens-
schutzregelung zur Anhebung der Regelaltersgrenze 
erweitern: Langjährig Versicherte, die durch 45 Bei-
tragsjahre (einschließlich Zeiten der Arbeitslosigkeit) ih-
ren Beitrag zur Stabilisierung der Rentenversicherung 
erbracht haben, können ab dem 1. Juli 2014 mit dem 
vollendeten 63. Lebensjahr abschlagsfrei in Rente ge-
hen. Das Zugangsalter, mit dem der abschlagsfreie 
Rentenzugang möglich ist, wird schrittweise parallel zur 
Anhebung des allgemeinen Renteneintrittsalters auf das 
vollendete 65. Lebensjahr angehoben.

Ältere Beschäftigte sind unverzichtbar im Arbeitsleben. 
Nicht zuletzt aufgrund des zunehmenden Fachkräfte-
mangels werden ihre Erfahrung und ihr Potenzial künftig 
zunehmend gefragt sein. Über Steuern, Beiträge und 
zusätzlich erworbene eigene Rentenansprüche tragen 
sie wesentlich dazu bei, dass unsere Sozialsysteme im 
demografischen Wandel leistungsfähig bleiben. Deswe-
gen wollen wir lebenslaufbezogenes Arbeiten unterstüt-
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zen. Wir werden den rechtlichen Rahmen für flexiblere 
Übergänge vom Erwerbsleben in den Ruhestand ver-
bessern.

Erwerbsgeminderte besser absichern

Wer nichts mehr an seiner Erwerbssituation ändern 
kann, ist in besonderem Maße auf die Solidarität der 
Versichertengemeinschaft angewiesen. Deswegen wol-
len wir Rentenansprüche von Erwerbsgeminderten 
spürbar verbessern. Ziel ist es, diejenigen besser abzu-
sichern, die auf diese Leistung angewiesen sind, ohne 
damit neue Fehlanreize für nicht zwingend notwendige 
Frühverrentungen zu schaffen. Wir werden die Zurech-
nungszeit bei der Erwerbsminderungsrente zum 1. Juli 
2014 um zwei Jahre anheben (von 60 auf 62). Für die 
letzten vier Jahre vor der Erwerbsminderungsrente er-
folgt eine Günstigerprüfung.

Reha-Budget demografiefest ausgestalten

Durch ein besseres präventives betriebliches Gesund-
heitsmanagement wollen wir erreichen, dass ältere Men-
schen gesund und leistungsfähig ihren Beruf ausüben.

Menschen mit akuten Krankheiten müssen eine schnel-
le, wirkungsvolle Behandlung erhalten, um chronische 
Beschwerden möglichst zu vermeiden.

Das Reha-Budget wird bedarfsgerecht unter Berück-
sichtigung des demografischen Wandels angepasst, da-
mit die gesetzliche Rentenversicherung auch in Zukunft 
die notwendigen Rehabilitations- und Präventionsleis-
tungen an ihre Versicherten erbringen kann.

Private und betriebliche Altersvorsorge stärken

Die Alterssicherung steht im demografischen Wandel 
stabiler, wenn sie sich auf mehrere starke Säulen stützt. 
Deswegen werden wir die betriebliche Altersvorsorge 
stärken. Sie muss auch für Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter von Klein- und Mittelbetrieben selbstverständlich 
werden. Daher wollen wir die Voraussetzungen schaf-
fen, damit Betriebsrenten auch in kleinen Unternehmen 
hohe Verbreitung finden. Hierzu werden wir prüfen, in-
wieweit mögliche Hemmnisse bei den kleinen und mitt-
leren Unternehmen abgebaut werden können. Wir wer-
den auch im europäischen Kontext darauf achten, dass 
die guten Rahmenbedingungen für die betriebliche Al-
tersvorsorge erhalten bleiben.

Lebensleistung in der Rente honorieren

Wir wollen, dass sich Lebensleistung und langjährige Bei-
tragszahlung in der Sozialversicherung auszahlen. Wir wer-
den daher eine solidarische Lebensleistungsrente einfüh-
ren. Die Einführung wird voraussichtlich bis 2017 erfolgen.

Grundsatz dabei ist: Wer langjährig in der gesetzlichen 
Rentenversicherung versichert war, Beiträge gezahlt hat 
(40 Jahre) und dennoch im Alter weniger als 30 Renten-
entgeltpunkte Alterseinkommen (Einkommensprüfung) 
erreicht, soll durch eine Aufwertung der erworbenen Ren-
tenentgeltpunkte bessergestellt werden. Dies kommt vor 
allem Geringverdienern zugute und Menschen, die Ange-
hörige gepflegt oder Kinder erzogen haben. Durch eine 
Übergangsregelung bis 2023 (in dieser Zeit reichen  
35 Beitragsjahre) stellen wir sicher, dass insbesondere die 
Erwerbsbiografien der Menschen in den neuen Ländern 
berücksichtigt werden. In allen Fällen werden bis zu fünf 
Jahre Arbeitslosigkeit wie Beitragsjahre behandelt. Da-
nach soll zusätzliche Altersvorsorge als Zugangsvoraus-
setzung erforderlich sein. In einer zweiten Stufe sollen je-
ne Menschen, die trotz dieser Aufwertung nicht auf eine 
Rente von 30 Entgeltpunkten kommen, jedoch bedürftig 
sind (Bedürftigkeitsprüfung), einen weiteren Zuschlag bis 
zu einer Gesamtsumme von 30 Entgeltpunkten erhalten. 
Die Finanzierung erfolgt aus Steuermitteln, u. a. dadurch, 
dass Minderausgaben in der Grundsicherung im Alter als 
Steuerzuschuss der Rentenversicherung zufließen, und 
durch die Abschmelzung des Wanderungsausgleichs.

Kindererziehung besser anerkennen  
(Mütterrente)

Die Erziehung von Kindern ist Grundvoraussetzung für 
den Generationenvertrag der Rentenversicherung. 
Während Kindererziehungszeiten ab 1992 rentenrecht-
lich umfassend anerkannt sind, ist dies für frühere Jahr-
gänge nicht in diesem Umfang erfolgt. Diese Gerechtig-
keitslücke werden wir schließen. Wir werden daher ab  
1. Juli 2014 für alle Mütter oder Väter, deren Kinder vor 
1992 geboren wurden, die Erziehungsleistung mit einem 
zusätzlichen Entgeltpunkt in der Alterssicherung be-
rücksichtigen. Die Erziehungsleistung dieser Menschen 
wird damit in der Rente besser als bisher anerkannt.

Minijobs

Wir werden dafür sorgen, dass geringfügig Beschäfti-
gte besser über ihre Rechte informiert werden. Zudem 
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wollen wir die Übergänge aus geringfügiger in regu- 
läre sozialversicherungspflichtige Beschäftigung er-
leichtern.

Eigenständige Alterssicherungssysteme 
 erhalten

Die Bundesregierung steht auch weiterhin zur Alters-
sicherung der Landwirte, zur Künstlersozialversiche-
rung sowie zu der berufsständischen Versorgung der 
verkammerten freien Berufe; diese bleiben als eigen-
ständige Alterssicherungssysteme erhalten.

Angleichungsprozess Ost-West fortsetzen

Der Fahrplan zur vollständigen Angleichung, gege-
benenfalls mit einem Zwischenschritt, wird in einem 
 Rentenüberleitungsabschlussgesetz festgeschrie- 
ben:

Zum Ende des Solidarpakts, also 30 Jahre nach Her-
stellung der Einheit Deutschlands, wenn die Lohn-  
und Gehaltsangleichung weiter fortgeschritten sein  
wird,  erfolgt in einem letzten Schritt die vollständige 
 Angleichung der Rentenwerte. Zum 1. Juli 2016 wird 
 geprüft, wie weit sich der Angleichungsprozess bereits 
vollzogen hat und auf dieser Grundlage entschieden,  
ob mit Wirkung ab 2017 eine Teilangleichung notwen-
dig ist.

Selbstverwaltung und Entschädigung

Selbstverwaltung stärken

Die soziale Selbstverwaltung ist Ausdruck der Verant-
wortung, die die Sozialpartner in Deutschland für die 
Gestaltung der Sozialversicherung übernehmen. Wir 
wollen die Selbstverwaltung stärken und die Sozialwah-
len modernisieren. Dazu wollen wir künftig Online-Wah-
len ermöglichen, um die Wahlbeteiligung zu erhöhen. 
Dort, wo es möglich und sinnvoll ist, insbesondere im 
Bereich der gesetzlichen Krankenversicherungen, sol-
len die Auswahlmöglichkeiten durch mehr Direktwahlen 
verbessert werden. Durch geeignete Maßnahmen wol-
len wir erreichen, dass das repräsentative Verhältnis 
von Frauen und Männern in der Selbstverwaltung opti-
miert wird. Schließlich sollen die Arbeit der Selbstver-
waltung transparenter gestaltet, die Möglichkeit der Wei-
terbildung verbessert und die Regelungen für die Frei-
stellung präzisiert werden.

Modernes Entschädigungsrecht

Wir wollen das Recht der Sozialen Entschädigung und der 
Opferentschädigung in einem zeitgemäßen Regelwerk 
zukunftsfest neu ordnen. Hierbei wollen wir veränderten 
gesellschaftlichen Entwicklungen und Erkenntnissen auch 
im Bereich psychischer Gewalt Rechnung tragen. Opfer 
von Gewalttaten sollen schnellen und unbürokratischen 
Zugang zu Sofortmaßnahmen (z. B. Traumaambulanzen) 
erhalten und professionell begleitet werden. Ein transpa-
renter und spezifischer Leistungskatalog soll zu einer ver-
besserten Teilhabe beitragen. Mit der Gesetzesreform ge-
hen keine Leistungsverschlechterungen einher.

Ghetto-Rente

Wir sind uns der historischen Verantwortung für die 
Überlebenden des Holocaust, die in der NS-Zeit unsäg-
liches Leid erlebt haben, bewusst. 

Wir wollen daher, dass den berechtigten Interessen der 
Holocaust-Überlebenden nach einer angemessenen 
Entschädigung für die in einem Ghetto geleistete Arbeit 
Rechnung getragen wird. 

Schnittstellen zwischen den Sozialgesetz-
büchern

Die Schnittstellen der verschiedenen Sozialgesetzbü-
cher zueinander sowie diejenigen zum Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz wollen wir systematisch aufar-
beiten und besser miteinander verzahnen. Sicherungs- 
und Förderlücken sollen vermieden werden.

2.4.  Gesundheit und Pflege

Ambulante Gesundheitsversorgung

Im Zentrum unserer Gesundheitspolitik stehen die Pati-
entinnen und Patienten und die Qualität ihrer medizini-
schen Versorgung. Die Freiberuflichkeit der niedergelas-
senen Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärz-
te und Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten ist 
unverzichtbares Element für die flächendeckende ambu-
lante Versorgung. Sie ist ein Garant für die Diagnose- 
und Therapiefreiheit und für die freie Arztwahl. 

Zur Sicherstellung der flächendeckenden Versorgung wol-
len wir die Anreize zur Niederlassung in unterversorgten 
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Gebieten weiter verbessern. Darum werden wir unnötige 
bürokratische Anforderungen abbauen und die Rahmen-
bedingungen für Zulassungen für Ärztinnen und Ärzte und 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten flexibilisie-
ren. Die Möglichkeit zur Zulassung von Krankenhäusern 
zur ambulanten Versorgung in unterversorgten Gebieten 
wird verbessert. Dazu wird bei der Ermächtigung in § 116 
a SGB V das Wort „kann“ durch „muss“ ersetzt und eine 
jährliche verbindliche Überprüfung eingeführt. Die Förde-
rung von Praxisnetzen wollen wir verbindlich machen und 
ausbauen. Die gesetzlichen Vorgaben zum Abbau von 
Überversorgung durch den Aufkauf von Arztsitzen werden 
von einer „Kann“ in eine „Soll“-Regelung überführt.

Wir wollen in der psychotherapeutischen Versorgung 
Wartezeiten reduzieren und mehr Betroffenen ein zeitna-
hes Angebot für eine Kurzzeittherapie eröffnen. Hierzu 
werden wir das Antrags- und Gutachterverfahren entbü-
rokratisieren, die Gruppentherapie fördern und den Ge-
meinsamen Bundesausschuss beauftragen, in einer ge-
setzlich definierten Frist die Psychotherapierichtlinie zu 
überarbeiten. Die bestehenden Befugnisbeschränkungen 
für Psychotherapeuten werden wir überprüfen.

Für gesetzlich Versicherte wollen wir die Wartezeit auf 
einen Arzttermin deutlich reduzieren. Sie sollen sich zu-
künftig bei Überweisung an einen Facharzt an eine zen-
trale Terminservicestelle bei der Kassenärztlichen Ver-
einigung (KV) wenden können. Diese vermittelt inner-
halb einer Woche einen Behandlungstermin. Für den 
Termin soll im Regelfall eine Wartezeit von vier Wochen 
nicht überschritten werden. Gelingt dies nicht, wird von 
der Terminservicestelle ein Termin – außer in medizi-
nisch nicht begründeten Fällen – zur ambulanten Be-
handlung in einem Krankenhaus angeboten. Die Be-
handlung erfolgt dann zu Lasten des jeweiligen KV-
Budgets. Diese Terminservicestellen können in Koope-
ration mit Krankenkassen betrieben werden.

Wir wollen auch in der Zukunft die Rolle des Hausarztes 
fördern und die hausärztliche Versorgung weiter stär-
ken. Die von Fachärztinnen und Fachärzten erbrachten 
hausärztlichen Leistungen sollen zukünftig nicht den 
hausärztlichen Teil der Gesamtvergütung mindern. Dies 
gilt umgekehrt für von Hausärztinnen und Hausärzten 
erbrachte fachärztliche Leistungen.

Die Vertreterversammlungen von Kassenärztlicher Bun-
desvereinigung und Kassenärztlichen Vereinigungen 
werden zu gleichen Teilen aus Haus- und Fachärztinnen 

und -ärzten gebildet. Über rein hausärztliche Belange 
entscheiden die hausärztlichen Mitglieder der Vertreter-
versammlung, über rein fachärztliche Belange die fach-
ärztlichen Mitglieder der Vertreterversammlung. Für an-
gestellte Ärztinnen und Ärzte in der ambulanten Versor-
gung werden wir verpflichtend einen beratenden Fach-
ausschuss vorsehen.

Künftig werden auch arztgruppengleiche Medizinische 
Versorgungszentren zugelassen. Außerdem wird es 
auch Kommunen ermöglicht, Medizinische Versor-
gungszentren zu gründen; davon unberührt gilt der Vor-
rang eines ärztlichen Bewerbers (§ 103 Abs. 4c SGB 
V). Bei Vergütung und Zulassung dürfen die Medizini-
schen Versorgungszentren im Rahmen des bestehen-
den Rechts nicht benachteiligt werden.

Wir werden für Arznei- und Heilmittel gesetzlich vorge-
ben, dass die heutigen Wirtschaftlichkeitsprüfungen bis 
Ende 2014 durch regionale Vereinbarungen von Kran-
kenkassen und Kassenärztlicher Selbstverwaltung er-
setzt werden. Unberechtigte Regressforderungen bei 
Retaxationen gegenüber Heilmittelerbringern wollen wir 
zudem unterbinden.

Leistungslücken beim Übergang vom stationären in den 
ambulanten Versorgungsbereich wollen wir überwinden, 
indem das Entlassungsmanagement durch eine gesetz-
liche Koordinationsfunktion der Krankenkassen ergänzt 
wird. Die Möglichkeiten der Krankenhäuser, bei einer 
Entlassung Leistungen zu verordnen, werden ausgewei-
tet. Krankenhäuser können eine pflegerische Über-
gangsversorgung veranlassen. Wirtschaftlichkeitsvorga-
ben sind zu beachten, eine vorrangige Berücksichtigung 
von Einrichtungen der verordnenden Krankenhäuser ist 
auszuschließen.

Für Erwachsene mit geistiger Behinderung und schwe-
ren Mehrfachbehinderungen werden medizinische Be-
handlungszentren analog zu den sozialpädiatrischen 
Zentren zur (zahn-) medizinischen Behandlung (neuer  
§ 119c SGB V) geschaffen.

Der Einsatz von qualifizierten nicht-ärztlichen Gesund-
heitsberufen, die delegierte ärztliche Leistungen erbrin-
gen, soll flächendeckend ermöglicht und leistungsge-
recht vergütet werden. Modellvorhaben zur Erprobung 
neuer Formen der Substitution ärztlicher Leistung sollen 
aufgelegt und evaluiert werden. Je nach Ergebnis wer-
den sie in die Regelversorgung überführt.
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Die Krankenkassen müssen Freiräume erhalten, um im 
Wettbewerb gute Verträge gestalten und regionalen Be-
sonderheiten gerecht werden zu können. Für die ver-
schiedenen Möglichkeiten zur Vereinbarung von integ-
rierten und selektiven Versorgungsformen (§§ 63 bis 65, 
73a, 73b, 73c, 140a ff. SGB V) werden die rechtlichen 
Rahmenbedingungen angeglichen und bestehende 
Hemmnisse bei der Umsetzung beseitigt. Gleichartig 
geregelt werden insbesondere die Evaluation integrier-
ter und selektiver Versorgungsformen durch eine Ver-
einbarung der Vertragspartner sowie der Nachweis der 
Wirtschaftlichkeit gegenüber der zuständigen Aufsichts-
behörde nach jeweils vier Jahren. Wir werden Regelun-
gen zur Mindestdauer und zur Substitution der Regel-
versorgung aufheben und die Bereinigungsverfahren 
vereinfachen. Versorgungsformen, deren Qualität und 
Wirtschaftlichkeit erwiesen ist, sollten in geeigneter 
Weise in die Regelversorgung überführt werden.
Die Krankenkassen bleiben gesetzlich verpflichtet, haus-
arztzentrierte Versorgung anzubieten. Die hausarztzent-
rierte Versorgung wird weiterentwickelt und um geeignete 
Instrumente zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und 
zur Qualitätssicherung ergänzt. Die bestehenden Vergü-
tungsbeschränkungen werden aufgehoben. Die struktu-
rierten Behandlungsprogramme müssen, soweit sie die 
Hausärzte betreffen, Bestandteil der Verträge zur haus-
arztzentrierten Versorgung sein. Darüber hinaus soll die 
fachärztliche Versorgung gestärkt werden.

Wir werden prüfen, ob sich die Unterschiede in der ärztli-
chen Vergütung durch Besonderheiten in der Versor-
gungs- und Kostenstruktur begründen lassen und wie un-
begründete Unterschiede aufgehoben werden können.

Die strukturierten Behandlungsprogramme für chro-
nisch Kranke werden weiterentwickelt; neue Programme 
sollen entwickelt werden für die Behandlung von Rü-
ckenleiden und Depressionen. 

Die sektorübergreifende Qualitätssicherung mit Routi-
nedaten wird ausgebaut. Wir werden gesetzlich ein Ins-
titut gründen, das dauerhaft und unabhängig die Quali-
tät der ambulanten und stationären Versorgung ermittelt 
und dem Gemeinsamen Bundesausschuss Entschei-
dungsgrundlagen liefert. Die gesetzlichen Krankenkas-
sen werden verpflichtet, dem Institut geeignete pseudo-
nymisierte Routinedaten zur Verfügung zu stellen.

Die Verfügbarkeit der Routinedaten aus der Gesetzlichen 
Krankenversicherung für die Versorgungsforschung und 

für das Versorgungsmanagement der Krankenkassen 
wollen wir erhöhen. Die Morbidität soll künftig zudem 
nicht nur mit Leistungsdaten bestimmt werden, mittelfris-
tig sollen auch epidemiologische Daten herangezogen 
werden. Zur Verbesserung der Datenlage für die Versor-
gungsforschung werden zukünftig Regionalkennzeichen 
der patientenbezogenen Ausgaben erhoben.

Elektronische Kommunikations- und Informationstechno-
logien können die Leistungsfähigkeit in unserem Gesund-
heitswesen weiter verbessern. Dies gilt insbesondere für 
die Versichertenstammdaten, die Notfalldaten, die Kom-
munikation zwischen allen Leistungserbringern, Verbes-
serung der Arzneimitteltherapiesicherheit und Daten für 
ein verbessertes Einweisungs- und Entlassmanagement. 
Hindernisse beim Datenaustausch und Schnittstellenpro-
bleme werden beseitigt und der Anbieterwettbewerb zwi-
schen IT-Anbietern befördert. Dabei muss ein hoher Da-
tenschutz beachtet werden. Telemedizinische Leistungen 
sollen gefördert und angemessen vergütet werden.

Wir werden einen neuen Straftatbestand der Bestech-
lichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen im Straf-
gesetzbuch schaffen.

Zur Förderung innovativer sektorübergreifender Versor-
gungsformen und für die Versorgungsforschung wird ein 
Innovationsfonds geschaffen. Dafür werden 300 Mio.  
Euro von den Krankenkassen zur Verfügung gestellt; da-
für erhalten die Krankenkassen 150 Mio. Euro an zusätz-
lichen Zuweisungen aus dem Gesundheitsfonds. Aus 
dem Innovationsfonds werden für Versorgungsleistun-
gen, die über die Regelversorgung hinausgehen, Mittel in 
Höhe von insgesamt 225 Mio. Euro und für Versorgungs-
forschung Mittel in Höhe von insgesamt 75 Mio. Euro ver-
wendet. Für die Vergabe der Mittel legt der Gemeinsame 
Bundesausschuss Kriterien fest. Die Vergabe erfolgt 
durch ein jährliches Ausschreibungsverfahren, das vom 
Gemeinsamen Bundesausschuss durchgeführt wird. Ei-
ne Evaluierung erfolgt nach vier Jahren.

Krankenhausversorgung

Eine flächendeckende Krankenhausversorgung gehört 
zu den wesentlichen Elementen der Daseinsvorsorge. 
Das Krankenhaus der Zukunft muss gut, gut erreichbar 
und sicher sein. 

Die Menschen müssen sich darauf verlassen können, 
nach dem neuesten medizinischen Stand und in bester 
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Qualität behandelt zu werden. In einer Qualitätsoffensi-
ve werden wir die Qualität der stationären Versorgung 
verbessern. Qualität wird als weiteres Kriterium für Ent-
scheidungen der Krankenhausplanung gesetzlich einge-
führt (§ 1 KHG). 

In dem neu zu gründenden Qualitätsinstitut werden sek-
torenübergreifend Routinedaten gesammelt, ausgewer-
tet und einrichtungsbezogen veröffentlicht. Die Anforde-
rungen der Qualitätsrichtlinien des Gemeinsamen Bun-
desausschusses (GBA) sind zwingend einzuhalten. Der 
Medizinische Dienst der Krankenkassen soll zur Über-
prüfung der Vorgaben des GBA zur internen und exter-
nen Qualitätssicherung zukünftig unangemeldet Kont-
rollen in den Krankenhäusern durchführen. Die Befugnis 
des GBA zur Festlegung von Mindestmengen wollen wir 
rechtssicher gestalten. Die Ausnahmebefugnisse der 
Länder bleiben davon unberührt.

Die jährlich zu erstellenden Qualitätsberichte der Kran-
kenhäuser müssen verständlicher, transparenter und als 
Grundlage für die Patientenentscheidung präziser wer-
den. Der GBA wird beauftragt, in seinen Vorgaben die 
Aussagekraft und Verständlichkeit der Qualitätsberichte 
der Krankenhäuser zu verbessern und Aspekte der Pa-
tientensicherheit sowie Ergebnisse von Patientenbefra-
gungen zu integrieren. Dazu soll das Qualitätsinstitut ei-
ne online einsehbare Vergleichsliste erstellen und füh-
ren und die Vielzahl von Zertifikaten bewerten und ein-
ordnen. Die teilweise in Krankenhäusern bereits genutz-
ten OP-Sicherheits-Checklisten werden allgemeiner 
Standard der Qualitätssicherung. 

Gute Qualität muss sich für die Krankenhäuser auch fi-
nanziell lohnen. Die Menge soll künftig nur da berück-
sichtigt werden, wo sie entsteht. Das heute bestehende 
System der Mehrleistungsabschläge wollen wir dabei 
differenzieren: Leistungen mit nachgewiesen hoher 
Qualität können von Mehrleistungsabschlägen ausge-
nommen werden, für besonders gute Qualität sind Zu-
schläge möglich. Umgekehrt sollen bei unterdurch-
schnittlicher Qualität für einzelne Leistungen auch hö-
here Abschläge möglich sein. Die Qualität soll dabei ri-
sikoadjustiert und anhand wesentlicher Indikatoren ge-
messen werden. Die Degression des Landesbasisfall-
wertes bei landesweiten Mengensteigerungen wird ent-
sprechend vermindert.

Zur weiteren Stärkung der Qualität in der Versorgung 
wird für vier vom GBA ausgewählte planbare Leistungen 

den Krankenkassen in den Jahren 2015 bis 2018 die 
Möglichkeit gegeben, modellhaft Qualitätsverträge mit 
einzelnen Krankenhäusern abzuschließen. Die Kriterien 
für Qualitätsverträge werden von den Krankenkassen 
auf Landesebene einheitlich und gemeinsam festgelegt. 
Die freie Krankenhauswahl bleibt dabei unberührt. Da-
nach erfolgt eine Evaluierung. 

Nicht nur in Ballungsräumen, sondern auch in ländli-
chen Regionen muss die wohn-ortnahe Krankenhaus-
versorgung der Bevölkerung gewährleistet sein. Hierzu 
wollen wir sicherstellen, dass auch Krankenhäuser in 
strukturschwachen Regionen ihren Versorgungsauftrag 
wahrnehmen können. Die Einführung des Systems dia-
gnosebezogener Fallgruppen (DRG-System) als leis-
tungsorientiertes Entgeltsystem war richtig. Künftig 
kann das Institut für das Entgeltsystem im Krankenhaus 
Kalkulationskrankenhäuser adäquat repräsentativ aus-
wählen. Gesunkene Sachkosten sind zeitnah bei der 
Kalkulation abzubilden. 

Wir wollen die Länder bei der Weiterentwicklung der 
Krankenhausplanung von einer standortbasierten hin zu 
einer erreichbarkeitsorientierten Versorgungsplanung 
unterstützen. Dazu sollen die Möglichkeiten, Sicherstel-
lungszuschläge zu vereinbaren, gesetzlich konkretisiert 
werden. Die Festlegung von Kriterien erfolgt zukünftig 
durch den GBA. Werden diese erfüllt, ist nach Zustim-
mung des Landes ein Sicherstellungszuschlag zu zah-
len. Es ist auch zu überprüfen, ob für Krankenhäuser 
die Vorhaltekosten, insbesondere für die Notfallversor-
gung, aktuell ausreichend finanziert werden.

Die Menschen müssen sich darauf verlassen können, 
dass nur Operationen durchgeführt werden, die auch 
tatsächlich medizinisch notwendig sind. Daher haben 
Patienten zukünftig regelhaft die Möglichkeit, eine 
Zweitmeinung bei einem weiteren Facharzt oder Kran-
kenhaus einzuholen. Dies betrifft vom GBA zu definie-
rende mengenanfällige planbare Behandlungen. Die 
Ärzte müssen bei Indikationsstellung die Patienten über 
deren Recht zur Einholung einer Zweitmeinung verbind-
lich aufklären. Diese Aufklärung muss mindestens zehn 
Tage vor der Operation erfolgen. Die Kosten überneh-
men die Krankenkassen.

Eine sichere Behandlung ist letztendlich nur dort mög-
lich, wo das ärztliche und pflegerische Personal nicht 
über Gebühr belastet wird. Wir wollen gewährleisten, 
dass auf Ebene der DRG-Kalkulation die Personalkos-
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ten, insbesondere die der Pflege, in ausreichender Hö-
he und Gewichtung berücksichtigt werden. Dass die 
Krankenhäuser diese Mittel auch tatsächlich für Perso-
nalkosten eingesetzt haben, müssen sie in den Budget-
verhandlungen in geeigneter Weise unbürokratisch 
nachweisen.

Krankenhäuser, in denen neue Medizinprodukte mit ho-
her Risikoklasse zum Einsatz kommen, sollen verpflich-
tet werden, sich in der Phase nach der Markteinführung 
an Nutzen- und Sicherheitsstudien des GBA zu beteili-
gen. Entsprechende Methodenbewertungsverfahren 
des GBA sollen regelmäßig nach spätestens zwei Jah-
ren abgeschlossen sein.

Register verbessern aufgrund ihrer Langzeitbeobach-
tungen die Patientensicherheit und Qualität. Wir werden 
als ersten Schritt ein Transplantationsregister und ein 
Implantateregister aufbauen, die Datenlieferung ist ver-
pflichtend. Dabei werden bereits bestehende Register 
einbezogen. Zur Vermeidung von Krankenhausinfektio-
nen werden wir die bereits eingeleiteten Maßnahmen 
evaluieren und erweitern. Informationen zu Kranken-
hausinfektionen müssen verpflichtender Bestandteil der 
Qualitätsberichte werden.

Bestimmte Unterschiede in den Landesbasisfallwerten 
lassen sich nicht durch Besonderheiten in der Versor-
gungs- und Kostenstruktur oder der unterschiedlichen 
Umsetzung gesetzlicher Verpflichtungen begründen. 
Sie sollen aufgehoben werden. Die Bund-Länder- 
Arbeitsgruppe erarbeitet auf Basis des hierzu vor zu -
legen  den Gutachtens Eckpunkte. Eine gesetzliche Re-
gelung zur Umsetzung der Eckpunkte soll zum 1. Janu-
ar 2016 in Kraft treten.

Die Kosten der Krankenhäuser sollen mit der Fortent-
wicklung der Krankenhauspreise über den Orientie-
rungswert besser berücksichtigt werden; dieser muss 
deshalb auch stärker auf die spezifischen Gegebenhei-
ten im Krankenhausbereich abstellen. Gleichzeitig bleibt 
es Aufgabe der Krankenhäuser, effizient und wirtschaft-
lich zu arbeiten.

Die ambulante Notfallversorgung konzentriert sich au-
ßerhalb der allgemeinen Praxissprechzeiten auf die 
Krankenhäuser. Das macht eine Anpassung der gesetz-
lichen Rahmenbedingungen und der entsprechenden 
Vergütung erforderlich. Wir streben dabei eine regelhaf-
te Kooperation der Kassenärztlichen Vereinigungen und 

der Krankenhäuser zur Sicherstellung der ambulanten 
Notfallversorgung an. In eine solche Kooperation soll 
der Notdienst der Apotheken einbezogen werden. Der 
Sicherstellungsauftrag verbleibt bei den Kassenärztli-
chen Vereinigungen. 

Wir werden die besonderen Aufgaben der Universitäts-
kliniken und der Krankenhäuser der Maximalversorgung 
besser im DRG-System vergüten. Für Hochkostenfälle, 
die nicht durch Fallpauschalen sachgerecht abgebildet 
werden können, hat das Institut für das Entgeltsystem 
im Krankenhaus bis Ende 2014 eine geeignete geson-
derte Vergütungsform vorzulegen. Leistungen der 
Hochschulambulanzen werden künftig angemessen 
vergütet.

Qualität wird als Kriterium zur Teilnahmeberechtigung 
an der ambulanten spezialfachärztlichen Versorgung 
(§116 b SGB V) gestärkt. Wie die Qualitätsnachweise zu 
führen sind, legt der GBA fest. Genutzt werden dazu 
auch die Qualitätsdaten des Qualitätsinstituts. 

Wir werden zur Vorbereitung der skizzierten Kranken-
hausreform unter Federführung des Bundesministeri-
ums für Gesundheit eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
einsetzen, die bis Ende 2014 entsprechende Eckpunkte 
erarbeiten soll. 

Ein neues Vergütungssystem in der Psychiatrie und 
Psychosomatik darf schwerst psychisch Erkrankte nicht 
benachteiligen, muss die sektorenübergreifende Be-
handlung fördern und die Verweildauer verkürzen, ohne 
Drehtüreffekte zu erzeugen. Dazu sind systematische 
Veränderungen des Vergütungssystems vorzunehmen. 
An dem grundsätzlichen Ziel, mehr Transparenz und 
Leistungsorientierung und eine bessere Verzahnung 
ambulanter und stationärer Leistungen in diesen Be-
reich zu bringen, halten wir fest.

Arzneimittel, Gesundheitsberufe  
und Prävention

Wir stehen für eine flächendeckende, innovative und si-
chere Arzneimittelversorgung in Deutschland. Der un-
mittelbare Zugang zu neuen Arzneimitteln für alle Versi-
cherten in Deutschland ist ein hohes Gut. Wir wollen ei-
nen ressortübergreifenden Dialog unter Beteiligung von 
Wissenschaft und Arzneimittelherstellern einrichten,  
um den Standort Deutschland für Forschung und Pro-
duktion zu stärken.
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Wir sehen das Zusammenspiel von Nutzenbewertung 
und anschließenden Preisverhandlungen grundsätzlich 
als lernendes System, das wir bei Bedarf weiterentwi-
ckeln werden. In Zukunft soll regelhaft mindestens ein 
Vertreter einer Mitgliedskasse des Spitzenverbandes 
der gesetzlichen Krankenversicherung an den Preisver-
handlungen teilnehmen, um den Versorgungsaspekt zu 
stärken. Wir werden den gesamten Bestandsmarktauf-
ruf (§ 35a Abs. 6 SGB V) beenden. Dies gilt auch für 
laufende Verfahren. Um das hier geplante Einsparvolu-
men zu erreichen, werden wir das Preismoratorium auf 
dem Niveau der Preise vom 1. August 2009 nahtlos fort-
führen und den Herstellerrabatt auf verschreibungs-
pflichtige Arzneimittel (§ 130a Abs. 1 SGB V) ab dem 
Jahr 2014 von sechs auf sieben Prozent erhöhen. Diese 
Regelung wird ab 2015 jährlich daraufhin überprüft, ob 
abhängig von der finanziellen Lage der gesetzlichen 
Krankenversicherung eine Anpassung nötig ist. Der Ra-
batt darf sechs Prozent nicht unterschreiten.

Die gesetzlichen Voraussetzungen für die frühe Nutzen-
bewertung von Arzneimitteln werden so gefasst: Alle 
Wirkstoffe, die nach dem 1. Januar 2011 in den Markt 
eingeführt worden sind, werden nach Erstzulassung und 
bei Indikationsausweitung von dem Verfahren der Nut-
zenbewertung erfasst. Die Phase freier Preisbildung 
wird nur einmalig, nämlich bei Bewertung der Neuheit 
eines Wirkstoffs, eingeräumt.

Wir werden gesetzlich klarstellen, dass der vereinbarte 
Erstattungsbetrag Grundlage für die Berechnung der 
Zu- und Abschläge in den Vertriebsstufen ist. Die Aus-
weisung eines Listenpreises durch den pharmazeuti-
schen Unternehmer bleibt davon unberührt. 

Beim Abschluss von Rabattverträgen müssen die Ver-
tragspartner die Versorgungssicherheit gewährleisten, 
indem sie Maßnahmen gegen Lieferengpässe vereinba-
ren. Dies gilt insbesondere für Impfstoffe.

Der GBA wird mit der Erarbeitung einer sogenannten 
Substitutionsliste beauftragt, auf der Medikamente 
 aufgeführt sind, die im Rahmen von Rabattverträgen 
nicht ausgetauscht werden dürfen. Erfolgt die Festle-
gung nicht in einer gesetzlich vorgegebenen Frist,  
wird die Liste im Rahmen einer Ersatzvornahme festge-
setzt.

Eine qualitativ hochwertige, sichere und wohnortnahe 
Arzneimittelversorgung erfordert freiberuflich tätige 

Apothekerinnen und Apotheker in inhabergeführten 
Apotheken. An dem bestehenden Mehr- und Fremdbe-
sitzverbot wird festgehalten. 

Wir werden klarstellen, dass Voraussetzung für die Erst-
verschreibung von Arzneimitteln ein direkter Arzt-Pati-
enten-Kontakt sein muss. Online-Konsultationen rei-
chen dafür nicht aus, sondern bergen das Risiko von 
Fehldiagnosen und können so den Patientenschutz ge-
fährden.

Gesundheitsberufe und Medizinstudium

Für eine zielgerichtetere Auswahl der Studienplatzbe-
werber, zur Förderung der Praxisnähe und zur Stärkung 
der Allgemeinmedizin im Studium wollen wir in einer 
Konferenz der Gesundheits- und Wissenschaftsminister 
von Bund und Ländern einen „Masterplan Medizinstudi-
um 2020“ entwickeln.

Die Förderung der Weiterbildung in Allgemeinmedizin 
wird um 50 Prozent erhöht und bei Bedarf länderüber-
greifend koordiniert.

Zudem stößt die Vermittlung praxisrelevanten Wissens 
ausschließlich in Kliniken an Grenzen. Daher wollen wir 
die ärztliche Weiterbildung aller grundversorgenden 
Fachgebiete in ambulanten Einrichtungen fördern.

Wir werden das Psychotherapeutengesetz samt den Zu-
gangsvoraussetzungen zur Ausbildung überarbeiten.

Die Sicherstellung einer flächendeckenden Versorgung 
mit Geburtshilfe ist uns wichtig. Wir werden daher die 
Situation der Geburtshilfe und der Hebammen beobach-
ten und für eine angemessene Vergütung sorgen.

Prävention und Gesundheitsförderung  
in den Vordergrund stellen

Wir werden noch 2014 ein Präventionsgesetz verab-
schieden, das insbesondere die Prävention und Ge-
sundheitsförderung in Lebenswelten wie Kita, Schule, 
Betrieb und Pflegeheim und die betriebliche Gesund-
heitsförderung stärkt und alle Sozialversicherungsträger 
einbezieht. 

Die Kooperation und Koordination aller Sozialversiche-
rungsträger sowie der Länder und Kommunen werden 
über verpflichtende Rahmenvereinbarungen analog der 
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Regelungen zur Förderung der Zahngesundheit (§ 21 
SGB V) und von Schutzimpfungen (§ 20d Abs. 3 SGB 
V) auf Landesebene verbessert. Dabei sind bundesweit 
einheitliche Gesundheitsziele und Vorgaben zur Qualität 
und Evaluation zu berücksichtigen. Länderpräventions-
ansätze werden einbezogen.

Darüber hinaus werden wir die Früherkennungsuntersu-
chungen bei Kindern und die ärztlichen Vorsorgeunter-
suchungen bei Erwachsenen stärken. Zudem wollen wir 
die Impfquoten in Deutschland erhöhen.

Wir wollen die jeweiligen Besonderheiten berücksichti-
gen, die sich aus der Frauen- und Männergesundheits-
forschung insbesondere für die gesundheitliche Versor-
gung und die Erarbeitung von medizinischen Behand-
lungsleitlinien ergeben.

Finanzierung und Risikostrukturausgleich

Die derzeitige gute Finanzlage der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung darf nicht darüber hinweg täuschen, 
dass schon ab 2015 die prognostizierten Ausgaben des 
Gesundheitsfonds seine Einnahmen übersteigen wer-
den. Dem wollen wir mit einer umsichtigen Ausgaben-
politik begegnen. 

Der allgemeine paritätisch finanzierte Beitragssatz wird 
bei 14,6 Prozent festgesetzt, der Arbeitgeberanteil damit 
bei 7,3 Prozent gesetzlich festgeschrieben.

Die gesetzlichen Krankenkassen erheben im Wettbe-
werb den kassenindividuellen Zusatzbeitrag zukünftig 
als prozentualen Satz vom beitragspflichtigen Einkom-
men. Der heute vom Arbeitnehmer allein zu tragende 
Anteil von 0,9 Beitragssatzpunkten fließt in diesen Zu-
satzbeitrag ein. Damit die unterschiedliche Einkom-
mensstruktur der Krankenkassen nicht zu Wettbewerbs-
verzerrungen führt, ist ein vollständiger Einkommens-
ausgleich notwendig. 

Die Notwendigkeit eines steuerfinanzierten Sozialaus-
gleichs entfällt damit.

Der morbiditätsorientierte Risikostrukturausgleich (Mor-
bi-RSA) bildet die finanzielle Ausgangslage für einen 
fairen Wettbewerb zwischen den Kassen. Die im jüngs-
ten Gutachten des wissenschaftlichen Beirats des Bun-
desversicherungsamts gemachten Vorschläge zur Wei-
terentwicklung des Risikostrukturausgleichs zur Annua-

lisierung der Kosten für verstorbene Versicherte sowie 
zum Krankengeld und den Auslandsversicherten wollen 
wir zeitgleich umsetzen.

Pflege

Pflege muss für alle Menschen, die auf sie angewiesen 
sind, bezahlbar bleiben.

Wir wollen die Pflegebedürftigkeit besser anerkennen, 
um die Situation der Pflegebedürftigen, von Angehörigen 
und Menschen, die in der Pflege arbeiten, zu verbessern. 
Dazu wollen wir den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff 
auf der Grundlage der Empfehlungen des Expertenbeira-
tes in dieser Legislaturperiode so schnell wie möglich 
einführen. Insbesondere Menschen mit Demenzerkran-
kungen sollen damit bessere und passgenauere Leistun-
gen erhalten. Diejenigen, die heute Leistungen erhalten, 
werden durch die Einführung nicht schlechter gestellt. 

Für die Akzeptanz eines neuen Pflegebedürftigkeitsbe-
griffs ist entscheidend, dass keine neuen Ungerechtig-
keiten entstehen. Außerdem ist zu vermeiden, dass zu 
Lasten der Versichertengemeinschaft Kosten anderer 
Träger auf die Pflegeversicherung verlagert werden. 

Wir wollen die mit dem neuen Pflegebedürftigkeitsbe-
griff einhergehende Begutachtungssystematik auf ihre 
Umsetzbarkeit und Praktikabilität hin erproben und wis-
senschaftlich auswerten. Auf dieser Grundlage werden 
anschließend auch die leistungsrechtlichen Bestimmun-
gen in dieser Legislaturperiode umgesetzt. 

Die „Allianz für Menschen mit Demenz“ soll Betroffene 
unterstützen und das Verständnis und die Sensibilität für 
Demenzerkrankungen fördern. Dafür sollen bereits vor-
handene Initiativen auf lokaler Ebene zusammengeführt, 
gebündelt und gemeinsam weiterentwickelt werden.

Pflege im Sozialraum braucht qualifizierte Dienste und 
Einrichtungen. Die Pflegearbeit der Angehörigen und Fa-
milien, engagierter Bürger und von Ehrenamtlichen soll 
durch qualifizierte Dienste und Einrichtungen professio-
nell begleitet und ergänzt werden. Zur Stärkung der am-
bulanten Pflege werden wir die Leistungen im ambulan-
ten und stationären Bereich weiter einander angleichen.

Bis zur Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbe-
griffs werden wir zügig vor allem die schon bestehenden 
Betreuungsleistungen weiter ausbauen und auf alle 
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Pflegebedürftigen ausdehnen. Bei einem Schlüssel von 
einer Betreuungskraft auf 20 Pflegebedürftige werden 
so zum Beispiel in stationären Einrichtungen insgesamt 
bis zu 45 000 Betreuungskräfte tätig sein.

Weiterhin werden wir die Leistungen der Pflegeversi-
cherung wie die Kurzzeit- und Verhinderungspflege, die 
Tages- und Nachtpflege sowie die unterschiedlichen 
Betreuungsformen auch durch die Einführung von Bud-
gets besser und flexibler aufeinander abstimmen. 

Im Sinne einer sozialräumlichen Pflege, werden wir die 
Zuschüsse für Wohnumfeld verbessernde Maßnahmen 
oder die Anschubfinanzierung für ambulant betreute 
Wohnformen ausbauen.

Wir wollen, dass ältere und pflegebedürftige Menschen 
ihren Alltag in der eigenen Wohnung weitgehend selbst-
bestimmt bewältigen können. Die Entwicklung von An-
geboten altersgerechter Begleitung und technischer Un-
terstützungssysteme wollen wir daher weiter fördern 
und sie in den Leistungskatalog der Pflegeversicherung 
aufnehmen.

Zu einer humanen Gesellschaft gehört das Sterben in 
Würde. Wir wollen die Hospize weiter unterstützen und 
die Versorgung mit Palliativmedizin ausbauen.

Wer einen anderen Menschen pflegt, braucht dafür Zeit 
und muss die Pflege mit dem Beruf vereinbaren können. 
Wir werden die Möglichkeiten des Pflegezeit- und Famili-
enpflegezeitgesetzes unter einem Dach mit Rechtsan-
spruch zusammenführen und weiterentwickeln, um die 
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf besser zu unterstützen. 

Die zehntägige Auszeit für Angehörige, die kurzfristig 
Zeit für die Organisation einer neuen Pflegesituation be-
nötigen, werden wir aufbauend auf der geltenden ge-
setzlichen Regelung mit einer Lohnersatzleistung ana-
log Kinderkrankengeld koppeln. 

Die Hilfen zur Weiterführung des Haushalts wollen wir 
weiter ausbauen. Wir werden prüfen, ob die Anrech-
nung von Pflegezeiten in der Rentenversicherung ver-
bessert werden kann.

In den Entscheidungsgremien des Medizinischen Diens-
tes der Krankenkassen sollen künftig Vertreter der Pfle-
gebedürftigen und ihrer Angehörigen sowie der Pflege-
berufe stimmberechtigt vertreten sein.

Wir prüfen die Schnittstellen zwischen SGB V und SGB 
XI im Hinblick auf die konsequente Umsetzung der 
Grundsätze ambulant vor stationär und Prävention vor 
Rehabilitation vor Pflege. Wir werden die Finanzie-
rungsverantwortung dort verorten, wo der Nutzen ent-
steht, um Verschiebebahnhöfe zu beseitigen. Deshalb 
werden wir auch prüfen, ob die Pflegeversicherung sich 
an den Kosten der geriatrischen Rehabilitation beteili-
gen soll.

Gute Pflege setzt qualifiziertes und motiviertes Perso-
nal voraus. Wir setzen uns im Rahmen der rechtlichen 
Möglichkeiten für Personalmindeststandards im Pflege-
bereich ein und wollen die Pflegeberufe aufwerten. Do-
kumentationspflichten und Bürokratie müssen auf das 
Nötigste begrenzt werden.

Der Wechsel zwischen den Berufen in der Pflege muss 
erleichtert werden. Wir wollen die Pflegeausbildung re-
formieren, indem wir mit einem Pflegeberufegesetz ein 
einheitliches Berufsbild mit einer gemeinsamen Grund-
ausbildung und einer darauf aufbauenden Spezialisie-
rung für die Alten-, Kranken- und Kinderkrankenpflege 
etablieren. Wir wollen die Ausbildungsangebote an 
staatlichen Berufsfachschulen stärken und die Ausbil-
dung gerecht, einheitlich und gemeinsam finanzieren. 
Ziel sollte ein transparentes und durchlässiges Aus- und 
Weiterbildungssystem sein.

Wir prüfen ein verbindliches Verfahren zur Refinanzie-
rung der Ausbildungskosten, um die Kostenbeteiligung 
aller Einrichtungsträger zu gewährleisten. Der dualen 
Ausbildung mit Ausbildungsbetrieb und Schule wird zu-
künftig eine zentrale Bedeutung zukommen. 

Die Ausbildung muss für jeden Auszubildenden kosten-
frei sein. Die Finanzbeteiligung der Länder an den Aus-
bildungskosten der Schulen muss auch weiterhin ge-
währleistet sein. Eine verbindliche und langfristige Re-
gelung zur vollständigen Finanzierung der Ausbildungs-
kosten bei Umschulungsmaßnahmen durch den Bund 
und die Länder sollte getroffen werden. 

Wir wollen die Selbsthilfe-Arbeit, die Angebote der Pfle-
gekassen, Pflegestützpunkte und andere vorhandene 
Unterstützungsfaktoren und Angebote der Pflegekassen 
zur Entlastung von pflegenden Angehörigen besser 
bündeln und vernetzen. Wir setzen uns für eine Weiter-
entwicklung des Pflegetelefons zu einem Notruftelefon 
„Pflege für Angehörige“ ein.
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Um die Transparenz und Nutzerorientierung im Pflege-
bereich zu verbessern, müssen Qualitätssicherungsver-
fahren wissenschaftlichen Standards genügen und kon-
tinuierlich – auch im Hinblick auf eine Entbürokratisie-
rung und ein sektorenübergreifendes Vorgehen – wei-
terentwickelt und verbindlicher gestaltet werden. 

Die Pflege-Transparenzvereinbarung soll mit dem Ziel 
weiterentwickelt werden, die Qualitätsunterschiede der 
Einrichtungen für die Verbraucher in Zukunft deutlicher 
zu machen. Wir werden hier die Entscheidungsstruktu-
ren der Selbstverwaltungspartner straffen und Blocka-
demöglichkeiten reduzieren. 

Wir werden das Verfahren der Veröffentlichung der Er-
gebnisse der durch den Medizinischen Dienst der Kran-
kenversicherung und den Prüfdienst des Verbandes der 
privaten Krankenversicherung e. V. vorgenommenen 
Qualitätsprüfungen verbessern.

Pflege ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Des-
halb haben die Kommunen und die Länder nach dem 
Pflegeversicherungsgesetz schon jetzt einen wichtigen 
Beitrag zu leisten.

Wir werden in einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe unter 
Leitung des Bundesministeriums für Gesundheit klären, 
wie die Rolle der Kommunen bei der Pflege noch weiter 
gestärkt und ausgebaut werden kann. Insbesondere soll 
geklärt werden, wie die Steuerungs- und Planungskom-
petenz für die regionale Pflegestruktur gestärkt werden 
kann. Im Zusammenwirken mit städteplanerischen Inst-
rumenten sollen Sozialräume so entwickelt werden, 
dass pflegebedürftige Menschen so lange wie möglich 
in ihrem gewohnten Umfeld verbleiben können. Außer-
dem sollen Kommunen stärker in die Strukturen der 
Pflege verantwortlich eingebunden werden. Hierfür 
kommen aufgrund ihres hohen sozialräumlichen Bezugs 
aufsuchende und begleitende Pflegeberatung insbeson-
dere in Pflegestützpunkten, Pflegekurse für Angehörige 
und ehrenamtliche Engagierte, die laufende Beratung 
der Empfänger von Pflegegeld sowie die Beteiligung bei 
der Leistungsgewährung für Infrastruktur fördernde 
Maßnahmen in Betracht.

Der paritätische Beitragssatz zur Pflegeversicherung 
wird spätestens zum 1. Januar 2015 um 0,3 Prozent-
punkte erhöht. Aus dieser Erhöhung stehen die Einnah-
men von 0,2 Prozentpunkten zur Finanzierung der ver-
einbarten kurzfristigen Leistungsverbesserungen, ins-

besondere für eine bessere Betreuung der Pflegebe-
dürftigen sowie der für 2015 gesetzlich vorgesehenen 
Dynamisierung der Leistungen zur Verfügung. Die Ein-
nahmen aus der weiteren Erhöhung um 0,1 Prozent-
punkte werden zum Aufbau eines Pflegevorsorgefonds 
verwendet, der künftige Beitragssteigerungen abmildern 
soll. Dieser Fonds wird von der Bundesbank verwaltet.

In einem zweiten Schritt wird mit der Umsetzung des 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs der Beitrag um weitere  
0,2 Prozentpunkte und damit insgesamt um 0,5 Pro-
zentpunkte in dieser Legislaturperiode angehoben.
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Solide Staatsfinanzen – nachhaltig  
und generationengerecht

Deutschland ist ein wirtschaftlich und sozial stabiles 
Land mit einer soliden finanziellen Basis. Dafür sind im 
zurückliegenden Jahrzehnt wichtige Grundlagen ge-
schaffen worden. Sie sind im Licht der nationalen und 
internationalen Veränderungen weiterzuentwickeln, um 
Wettbewerbsfähigkeit, Innovationskraft und sozialen 
 Zusammenhalt zu sichern. Wir wollen die Vorausset-
zungen für Investitionen in die Zukunft auf einer weiter-
hin soliden finanziellen Grundlage schaffen. Eine wichti-
ge Voraussetzung dafür ist die nachhaltige Konsolidie-
rung des öffentlichen Gesamthaushalts. Bund, Länder, 
Kommunen und Sozialkassen müssen finanziell so aus-
gestattet sein, dass sie die ihnen übertragenen Aufga-
ben erfüllen und im Rahmen ihrer Kompetenzen Wei-
chenstellungen für die Zukunft unseres Landes stellen 
können. Zugleich muss die Ausgabenseite auf allen 
Ebenen kontinuierlich kritisch überprüft werden.

Gesamtstaatliche Verantwortung

Bund, Länder, Kommunen und Sozialversiche rungen 
bilden den öffentlichen Gesamthaushalt. Sie müssen 
sich gemeinsam den Regelungen und Vereinbarun- 
gen zur Finanz- und Haushalts politik Deutschlands 
 stellen:

•  Die von der letzten Großen Koalition verabschiedete 
Schuldenregel im Grundgesetz ist strikt einzuhalten. 
Der Bund hat die für ihn geltenden Verpflichtungen 
bereits frühzeitig erfüllt und darf dahinter nicht zurück-
fallen. 

•  Die gesamtstaatlichen Verpflichtungen aus dem Euro-
päischen Fiskalpakt sind einzuhalten.

•  Die Stabilitätskriterien für Defizit- und Schuldenquote 
nach dem verschärften europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspakt sind einzuhalten.

•  Der Stabilitäts- und Wachstumspakt verlangt eine 
konsequente Rückführung der gesamtstaatlichen 
Schuldenstandsquote auf unter 60 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts (BIP). Wir wollen die Quote inner-
halb von zehn Jahren von 81 Prozent (Ende 2012) auf 
weniger als 60 Prozent zurückführen. Bis Ende 2017 
streben wir eine Absenkung der Quote auf unter 70 
Prozent des BIP an.

Wir sind uns der Verantwortung bewusst, dass Deutsch-
land durch eine solide und nachhaltige Finanz- und 
Haushaltspolitik seiner Rolle in Europa gerecht werden 
muss. Deutschland ist gefordert, mit einer stabilitäts- 
und wachstums orientierten Haushalts- und Finanzpolitik 
auf allen staatlichen Ebenen einen Beitrag für die Stabi-
lität der Euro-Zone zu leisten.

Beitrag des Bundes zur gesamtstaatlichen 
Verantwortung

Im Jahr 2012 hat der Bundeshaushalt mit einer strukturel-
len Neuverschuldung von weniger als 0,35 Prozent des 
BIP abgeschlossen. Hierbei wollen wir nicht stehen blei-
ben. Wir wollen nachhaltig ausgeglichene Haushalte. Wir 
werden Einnahmen und Ausgaben des Bundes so gestal-
ten, dass der Bund ab dem Jahr 2014 einen strukturell 
ausgeglichenen Haushalt und beginnend mit dem Jahr 
2015 einen Haushalt ohne Nettoneuverschuldung aufstellt.

Politische Zielsetzungen haben sich an qualitativen und 
nicht an quantitativen Anforderungen zu orientieren. Zur 
Effizienzsteigerung der Ausgaben sind angemessene 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen für alle finanzwirk-
samen Maßnahmen durchzuführen und Ausgaben auf 
ihre Notwendigkeit zu überprüfen.

Das Top-Down-Verfahren bei der Haushaltsaufstellung 
hat sich bewährt. Es wird um eine eingehende einnah-
me- und ausgabeseitige Haushaltsanalyse im Vorfeld 
des Eckwerte beschlusses zu einzelnen jeweils vorher 
ausgewählten Politikbereichen ergänzt. Damit wird das 
regierungsinterne Aufstellungsverfahren stärker inhalt-
lich ausgerichtet und die Wirkungsorientierung des 
Haushalts verbessert.

Folgende wichtige haushaltspolitische Grundsätze wer-
den uns leiten:

•  Über die Legislaturperiode gerechnet soll das Wachs-
tum der Ausgaben das Wachstum des BIP möglichst 
nicht übersteigen.

•  Finanzwirksame Vorhaben und Belastungen auf der 
Einnahmen- und auf der Ausgabenseite müssen in ih-
ren Wirkungen umfassend ausgewiesen werden. 

•  Die in diesem Koalitionsvertrag unter „Prioritäre Maß-
nahmen“ genannten Vorhaben werden wir auf jeden 
Fall umsetzen. Alle Maßnahmen von bis zu 10 Mio. 

3. Solide Finanzen
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Euro, die in diesem Koalitionsvertrag vereinbart wer-
den, sind von den jeweiligen Ressorts eigenverant-
wortlich im Rahmen ihrer jeweiligen Einzeletats zu fi-
nanzieren. Im Übrigen gilt der Grundsatz einer unmit-
telbaren, vollständigen und dauerhaften Gegenfinan-
zierung im gleichen Politikbereich.

•  Wir werden alle Subventionen – neue und alte – ge-
mäß den subventionspolitischen Leitlinien einer steti-
gen Überprüfung unterziehen. 

•  Wir wollen die Investitionsorientierung des Bundes-
haushalts stärken. 

Prioritäre Maßnahmen

Die Koalition aus CDU, CSU und SPD setzt folgende fi-
nanziellen Prioritäten für die laufende Legislaturperiode, 
die nicht unter einem Finanzierungsvorbehalt stehen:

•  Die Gemeinden, Städte und Landkreise in Deutsch-
land sollen weiter finanziell entlastet werden. Im Jahr 
2014 erfolgt ohnehin die letzte Stufe der Übernahme 
der Grundsicherung im Alter durch den Bund und da-
mit eine Entlastung der Kommunen in Höhe von 1,1 Mrd. 
Euro. Darüber hinaus sollen die Kommunen im Rah-
men der Verabschiedung des Bundesteilhabegeset-
zes im Umfang von fünf Milliarden jährlich von der 
Eingliederungshilfe entlastet werden. Bereits vor der 
Verabschiedung des Bundesteilhabegesetzes begin-
nen wir mit einer jährlichen Entlastung der Kommunen 
in Höhe von einer Milliarde Euro pro Jahr.

•  Die Länder und Gemeinden stehen vor großen Her-
ausforderungen bei der Finanzierung von Kinderkrip-
pen, Kitas, Schulen und Hochschulen. Damit sie die-
se Aufgaben besser bewältigen können, werden die 
Länder in der laufenden Legislaturperiode in Höhe 
von sechs Milliarden Euro entlastet. Sollten die veran-
schlagten Mittel für die Kinderbetreuung für den Auf-
wuchs nicht ausreichen, werden sie entsprechend 
des erkennbaren Bedarfs aufgestockt.

•  Für die dringend notwendigen Investitionen in die öf-
fentliche Verkehrsinfrastruktur werden insgesamt fünf 
Milliarden Euro zusätzlich mobilisiert.

•  Für die Städtebauförderung stellen wir insgesamt  
600 Mio. Euro zusätzlich zur Verfügung, um auf  
700 Mio. Euro pro Jahr zu kommen.

•  Wir wollen Deutschland weiter auf einem Finanzie-
rungspfad zum „0,7-Prozent-Ziel“ der Mittel der Ent-
wicklungszusammenarbeit am BIP (ODA-Quote) füh-
ren und stellen deshalb in der Legislaturperiode zwei 
Milliarden Euro bereit.

•  Der Bundeszuschuss zur Rentenversicherung erhöht 
sich gegenüber den Planungen um zwei Milliarden 
Euro in dieser Legislaturperiode.

•  Der Mitteleinsatz für die Eingliederung Arbeitsuchen-
der wird um 1,4 Mrd. Euro angehoben.

•  Der Bund finanziert außeruniversitäre Forschungsein-
richtungen, den Hochschulpakt, den Pakt für For-
schung und Innovation und die Exzellenzinitiative wei-
ter. Den Aufwuchs für die außeruniversitäre For-
schung finanziert der Bund in Zukunft allein. Dazu 
stehen drei Milliarden Euro zur Verfügung.

•  Darüber hinaus vereinbart die Koalition, dass in die-
ser Legislaturperiode zusätzlich entstehende finanzi-
elle Spielräume des Bundes zu einem Drittel für die 
Entlastung der Länderhaushalte eingesetzt werden.

Verlässliche Steuerpolitik

Unser Gemeinwesen ist auf verlässliche Steuereinnah-
men angewiesen. Der dafür erforderliche gesellschaftli-
che Konsens beruht auf einem gerechten Steuerrecht, 
das die Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit in den 
Mittelpunkt stellt und zugleich gewährleistet, dass sich 
niemand auf Kosten der Allgemeinheit seiner Steuer-
pflicht entziehen kann. Das Steuerrecht muss in seiner 
konkreten Ausgestaltung den Anforderungen und Aus-
prägungen unserer modernen Gesellschaft in einer glo-
balisierten Welt gerecht werden. Es muss günstige Rah-
menbedingungen für Innovationen und Investitionen der 
Unternehmen in Deutschland bieten, um Arbeitsplätze 
und Wohlstand zu erhalten und weiter auszubauen. 
Steuerrecht ist kein statisches Recht. Wenn gesell-
schaftliche oder wirtschaftliche Entwicklungen es erfor-
dern, muss das Steuerrecht angemessen fortentwickelt 
werden, damit es seine Ziele auch künftig erreicht. 
Deutschland hat derzeit insgesamt ein zeitgemäßes und 
wettbewerbsfähiges Steuerrecht. Wir wollen das Steu-
errecht in einer sich verändernden Welt kontinuierlich 
fortentwickeln, zugleich aber eine hohe Planungssicher-
heit für die Steuerzahler wie für die öffentliche Hand er-
reichen.
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Steuervereinfachung und Steuervollzug

Steuervereinfachung ist eine Daueraufgabe. Es ist ein 
wichtiges politisches Ziel, hier Schritt für Schritt voranzu-
kommen und dabei insbesondere auch die technischen 
Möglichkeiten der modernen Datenverarbeitung zu nut-
zen. Von diesem dauerhaften Prozess profitieren alle an 
der Besteuerung beteiligten Gruppen: die Steuerzahler, 
die Verwaltung und die steuerberatenden Berufe.

Wir werden eine vorausgefüllte Steuererklärung für alle 
Steuerpflichtigen bis zum Veranlagungszeitraum 2017 
einführen. Für Rentner und Pensionäre ohne weitere 
Einkünfte soll die vorausgefüllte Steuererklärung mit 
den bei den Finanzbehörden geführten Daten bereits ab 
dem Veranlagungszeitraum 2015 ermöglicht werden. 

Wir werden das Angebot an die Bürger für eine elektro-
nische Kommunikation mit der Finanzverwaltung aus-
bauen und auf eine verpflichtende Übersendung von 
Papierbelegen mit der Steuererklärung weitgehend ver-
zichten. Zur Sicherung einer gleichmäßigen Steuererhe-
bung werden wir risikoorientierte Parameter der Bear-
beitung von Steuererklärungen zugrunde legen. 

Wir wollen die Akzeptanz des Faktorverfahrens für Ehegat-
ten stärken. Der Faktor soll künftig nicht mehr jährlich, son-
dern für mehrere Jahre festgelegt werden. Eine Änderung 
des Faktors wird nur dann noch vorgenommen, wenn sich 
die Einkünfte bzw. die Einkünfteverteilung in nicht nur gerin-
gem Ausmaß ändern. Zudem fordern wir die Länder auf, das 
Faktorverfahren in Steuerklasse IV durch geeignete Maß-
nahmen der Steuerverwaltungen bekannter zu machen. 

Auch streben wir eine Weiterentwicklung des Steuerver-
fahrensrechts in Richtung eines Selbstveranlagungsver-
fahrens beginnend mit der Körperschaftsteuer an. 

Wir werden die Rolle des Bundeszentralamtes für Steuern 
(BZSt) mit entsprechender Ausstattung unter Wahrung der 
Kompetenzen der Länder stärken. Das BZSt wird zur zent-
ralen Anlaufstelle der Steuerfahndungsstellen der Länder 
weiterentwickelt, um die Steuerfahndungen der Länder 
besser zu unterstützen. Zusätzlich soll das BZSt zur zent-
ralen Anlaufstelle für steuerliche Fragen bzw. verbindliche 
Auskünfte von Gebietsfremden werden. 

Wir werden zur Verbesserung der Bekämpfung der 
Steuerhinterziehung, des Sozialversicherungsbetrugs, 
der Schwarzarbeit und der illegalen Beschäftigung die 

rechtlichen Rahmenbedingungen unter anderem im 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz und in der Gewer-
beordnung sowie die personelle und informationstech-
nologische Ausstattung der Finanzkontrolle Schwarz-
arbeit verbessern und wirkungsvoller ausgestalten. 

Auch bei der Abgabenerhebung beim grenzüberschrei-
tenden Warenverkehr sollen die Rahmenbedingungen 
für eine Stärkung IT-gestützter Risikoanalysen verbes-
sert werden, um die Belastungen für Reisende zu redu-
zieren und die Kontrollen effizienter und zielgerichteter 
ausführen zu können.

Wir werden die Familienkassen des Bundes bei der 
Bundesagentur für Arbeit konzentrieren. Wir laden die 
Länder ein, im Rahmen ihrer Zuständigkeiten an einer 
Zentralisierung mitzuwirken.

Wir werden den Ausbau der steuerlichen IT gemeinsam 
mit den Ländern vorantreiben.

Wir werden die Anwendung von sogenannten Nichtan-
wendungserlassen restriktiv handhaben. Eine Rückwir-
kung von Steuergesetzen soll im verfassungsrechtli-
chen Rahmen auf die Sicherung von Steuersubstrat und 
die Verhinderung der missbräuchlichen Nutzung von 
Steuersparmodellen beschränkt sein.

Die interkommunale Zusammenarbeit soll steuerrecht-
lich nicht behindert werden. Wir lehnen daher eine um-
satzsteuerliche Belastung kommunaler Beistandsleis-
tungen ab und werden uns – soweit erforderlich – EU-
rechtlich für eine umfassende Freistellung solcher Leis-
tungen von der Umsatzsteuer einsetzen.

Die Bundesregierung wird mit der grundlegenden Reform 
der Investmentbesteuerung die künftige steuerliche Be-
handlung von Veräußerungsgewinnen aus Streubesitz 
erneut ergebnisoffen aufgreifen und die notwendigen Fol-
gerungen ziehen. Dabei soll vor allem für den Bereich 
der Business Angels und Startups nach Lösungen für be-
sondere Belastungseffekte für den Fall gesucht werden, 
dass sich der Investor von seinem Engagement trennt.

Steuerhinterziehung bekämpfen – 
 Steuervermeidung eindämmen

Wir werden als eine zentrale steuerpolitische Aufgabe 
den Kampf gegen grenzüberschreitende Gewinnverla-
gerungen international operierender Unternehmen ent-
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schlossen vorantreiben, uns für umfassende Transpa-
renz zwischen den Steuerverwaltungen einsetzen und 
gegen schädlichen Steuerwettbewerb vorgehen. Wir 
wollen verhindern, dass Unternehmen eine doppelte 
Nichtbesteuerung von Einkünften oder einen doppelten 
Betriebsausgabenabzug erreichen können. 

Wir erwarten den Abschluss der Arbeiten zur OECD-
BEPS (Base Erosion and Profit Shifting)-Initiative im 
Jahre 2015, einem Vorhaben, um internationaler Steu-
ervermeidung entgegenzuwirken, welches wir aktiv un-
terstützen. Soweit sich unsere Ziele im Rahmen der 
OECD-BEPS-Initiative in diesem Zeitraum nicht reali-
sieren lassen, werden wir nationale Maßnahmen ergrei-
fen. Dazu zählt u. a. eine Beschränkung des Betriebs-
ausgabenabzugs für Zahlungen an Briefkastenfirmen, 
die keine hinreichend aktive Geschäftstätigkeit nachwei-
sen können und die Schaffung eines öffentlichen Regis-
ters für alle wirtschaftlich Beteiligten an Trust-Konstruk-
tionen nach dem Vorbild des Geldwäschegesetzes. 
Auch wollen wir sicherstellen, dass der steuerliche Ab-
zug von Lizenzaufwendungen mit einer angemessenen 
Besteuerung der Lizenzerträge im Empfängerland kor-
respondiert. Im Vorgriff auf diese internationale Rege-
lung werden wir in Deutschland erforderlichenfalls ge-
setzgeberisch voranschreiten.

Die Herstellung von besserer internationaler Transpa-
renz in Steuersachen gegenüber Finanzverwaltungen 
trägt erheblich zu fairerem Steuerwettbewerb und zur 
Vermeidung von Steuerhinterziehung bei. Wir wollen 
deswegen entsprechend der europäischen Regelung  
eine länderspezifische Berichterstattung im Bankenbe-
reich und im Rohstoffhandel insbesondere über erzielte 
Gewinne, entstandene Verluste und gezahlte Steuern 
(„country-by-country-reporting“) zwischen den Steuer-
verwaltungen der Länder einführen. Ausgehend von 
den Entscheidungen der G 20 Staats- und Regierungs-
chefs sowie der G 20 Finanzminister streben wir eine 
Revision des OECD-Musterabkommens zum Informati-
onsaustausch mit dem Ziel des automatischen steuerli-
chen Informationsaustausches als internationalem 
Standard an. Bis dahin werden wir nach dem Vorbild 
des Abkommens zwischen sechs EU-Mitgliedstaaten 
weitere bilaterale bzw. multilaterale Vereinbarungen 
über einen automatischen Informationsaustausch 
schließen. Wir wollen in einem weiteren Schritt den An-
wendungsbereich der EU-Zinsrichtlinie auf alle Kapital-
einkünfte und alle natürlichen und juristischen Personen 
ausdehnen.

Wir setzen uns für eine bessere Abstimmung des Unter-
nehmensteuerrechts in der EU ein. Ausgangspunkt bil-
den dabei die Arbeiten für eine gemeinsame Körper-
schaftsteuer-Bemessungsgrundlage. 

Umsatzsteuerbetrug stellt die fiskalisch bedeutendste 
Form der Steuerhinterziehung dar. Wir wollen den 
Schnellreaktionsmechanismus gezielt einsetzen, um 
Umsatzsteuerbetrug frühzeitig zu unterbinden: Wir wer-
den dabei darauf achten, dass deutsches Umsatzsteu-
errecht nicht unnötig kompliziert wird. Erforderlichenfalls 
werden wir weitere Initiativen ergreifen. Das BZSt wird 
zentraler Ansprechpartner der Finanzverwaltungen der 
Bundesländer für betrügerische Gestaltungen unabhän-
gig von Branchen.

Die Bundesregierung wird die Arbeiten für die nationale 
Verhandlungsgrundlage für Doppelbesteuerungsabkom-
men (DBA) fortsetzen. DBA dienen nicht mehr alleine 
der Verhinderung von doppelter Besteuerung, sondern 
auch der Verhinderung doppelter Nichtbesteuerung (so-
genannte weiße Einkünfte). Wir werden daher weiterhin 
entsprechende Klauseln in den DBAs verhandeln und in 
der Zwischenzeit diese Grundsätze in nationalen Rege-
lungen absichern. 

Wir werden auf internationaler, europäischer und nationa-
ler Ebene weiter konsequent gegen Steuervermeidung 
durch Nutzung von Offshore-Finanzplätzen vorgehen.

Wir werden im Umwandlungssteuerrecht prüfen, wie der 
Anteilstausch und Umwandlungen mit finanziellen Ge-
genleistungen nicht mehr systemwidrig steuerfrei ge-
staltet werden können. Bei der Kombination aus An-
teilstausch und Zuzahlung sollte gegebenenfalls die Zu-
zahlung quotal beschränkt, aber nicht gänzlich ausge-
schlossen werden.

Wir werden weiterhin entschlossen gegen Steuerhinter-
ziehung vorgehen. Wir werden im Lichte des ausstehen-
den Berichts der Finanzministerkonferenz (FMK) die 
Regelungen zur strafbefreienden Selbstanzeige weiter-
entwickeln, sofern hierfür Handlungsbedarf aufgezeigt 
wird. Ein Ansatzpunkt wäre, die Wirkung der Selbstan-
zeige künftig von den vollständigen Angaben zu den 
steuerrechtlich unverjährten Zeiträumen (zehn Jahre) 
abhängig zu machen. Der Steuerpflichtige müsste dann, 
um Straffreiheit für die letzten fünf Jahre zu erlangen, 
auch für die weiter zurückliegenden fünf Jahre alle An-
gaben berichtigen, ergänzen oder nachholen. Zudem 
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wollen wir künftig eine Anlaufhemmung bei bestimmten 
Auslandssachverhalten hinsichtlich der Festsetzungs-
verjährung einführen, wenn diese nicht korrekt erklärt 
werden. Werden steuerrelevante Auslandssachverhalte 
erst Jahre später bekannt, kann so die Besteuerung 
noch durchgeführt werden.

Bei systematischen Verstößen von Banken gegen das 
Steuerrecht kommen aufsichtsrechtliche Sanktionen bis 
hin zum Lizenzentzug in Betracht. Die Bundesregierung 
wird prüfen, ob durch eine Verbesserung des Informati-
onsflusses von der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin) an die Finanzbehörden die Steu-
erhinterziehung wirksamer bekämpft werden kann.

Gewerbesteuer, Erbschaftsteuer, Grundsteuer

Zum Kernbestand kommunaler Selbstverwaltung gehört 
eine stabile Finanzausstattung. Dies setzt voraus, dass 
die kommunalen Aufgaben zum Wohle der Bürgerinnen 
und Bürger ausreichend finanziert sind.

Die Gewerbesteuer ist eine wichtige steuerliche Einnah-
mequelle der Kommunen. Wir wollen, dass auf der Ba-
sis des geltenden Rechts für die kommenden Jahre Pla-
nungssicherheit besteht.

Die Erbschaftsteuer ermöglicht in ihrer jetzigen Ausge-
staltung den Generationswechsel in den Unternehmen 
und schützt Arbeitsplätze. Sie bleibt den Ländern als 
wichtige Einnahmequelle erhalten. 

Die Grundsteuer wird unter Beibehaltung des Hebesatz-
rechtes für Kommunen zeitnah modernisiert. Wir for-
dern die Länder auf, nach Abschluss der laufenden 
Prüfprozesse rasch zu einer gemeinsamen Position zu 
kommen. Ziel der Reform ist es, die Grundsteuer als 
verlässliche kommunale Einnahmequelle zu erhalten,  
d. h. das Aufkommen zu sichern und Rechtssicherheit 
herzustellen.

Europäische Bankenunion

Wir brauchen eine kluge Regulierung der Finanzmärkte, 
insbesondere des Bankenbereichs. In der Zukunft müs-
sen Banken selber mehr Mittel für Krisensituationen be-
reitstellen, damit die Steuer zahler nicht wieder wie in 
der Vergangenheit belastet werden. Wer die Freiheit 
will, mit riskanten Geschäften hohe Gewinne zu erzie-
len, muss auch für die Risiken einstehen. Die Spiel -

regeln der Sozialen Marktwirtschaft sind ausgehebelt, 
wenn der Privatisierung von Ge winnen die Sozialisie-
rung von Verlusten gegenübersteht.

Wir brauchen eine funktionierende Bankenunion, beste-
hend aus einer einheitlichen Banken aufsicht, einem ein-
heitlichen Regelwerk und einem einheitlichen Mecha-
nismus zur Banken abwicklung. Bei der Bankenaufsicht, 
für deren zügige Verwirklichung wir uns einsetzen, tre-
ten wir zur Vermeidung von Interessenkonflikten für eine 
klare Trennung von Aufsichts- und Geldpolitik bei der 
EZB ein. Die Besonderheiten des deutschen 3-Säulen-
Modell mit Sparkassen, Genossenschaftsbanken und 
Privatbanken müssen in der Aufsicht Berück sich tigung 
finden. Während systemrelevante Banken generell unter 
direkte EZB-Aufsicht gestellt werden, gilt dies nicht für 
kleine und regional tätige Institute.

Bei der Sanierung und Abwicklung von Banken setzen 
wir uns für die strikte Einhaltung einer klaren Haftungs-
kaskade und für eine konsequente Beteiligung von 
Bankgläubigern (Bail-In) ein. Künftig müssen vorrangig 
Eigen tümer und Bankgläubiger, nicht Steuerzahler 
heran ge zogen werden. Sparer mit einer Einlage bis zu 
100 000 Euro werden geschützt. 

Wir wollen den europäischen Abwicklungs mecha nismus 
auf einer rechts sicheren Grund lage er richten, sodass 
Banken rechtzeitig, effektiv und effizient abgewickelt wer-
den können. Für den Ab wicklungsmechanismus wollen 
wir eine zügige Lösung erreichen, die ausreichenden 
Schutz für die Budgethoheit der Mitgliedstaaten bietet.

Vor diesem Hintergrund unter stützen wir den zügigen 
Aufbau einer europäischen Abwicklungs be hörde für die 
system relevanten grenz über schreitenden Banken und 
eines einheitlichen europäischen Abwicklungsfonds, der 
perspektivisch vollständig durch Banken ab  gaben finan-
ziert werden soll, deren Höhe sich an System relevanz, 
Größe und Risiko profil von Banken orientiert.

Wenn bis zur Einrichtung des europäischen Fonds be-
reits einbezahlte Mittel nationaler Fonds sowie die Beteili-
gung der Eigentümer und Gläubiger insgesamt nicht zur 
Finanzierung von Bankenabwicklungen und -restrukturie-
rungen ausreichen, bleibt der betroffene Mitglied staat 
verantwortlich. Die Koalitionspartner werden sich dafür 
einsetzen, dass die für die etwaige Bankenrettung einge-
setzten nationalen Haushaltsmittel aus dem 3 Prozent-
Defizitkriterium des Stabilitäts- und Wachstumspakts her-
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ausgerechnet werden. Sofern ein Mitglied staat zur Ban-
kenrettung allein nicht in der Lage ist und in eine gefähr-
liche ökonomische Schieflage geraten würde, kann er im 
bestehenden Verfahren ESM-Hilfe beantragen.

Sobald der Aufbau eines europäischen Abwicklungsme-
chanismus beschlossen ist, kann, nachdem der deutsche 
Gesetzgeber eine entsprechende Entscheidung getroffen 
und die EZB die Aufsicht operativ übernommen hat, als 
Zwischenlösung ein neues Instrument zur direkten  
Bankenrekapitalisierung auf Basis der bestehenden 
ESM-Re gelungen mit einem maximalen Volumen von  
60 Mrd. Euro und insbesondere mit der entsprechenden 
Konditionalität und als letztes Instrument einer Haftungs-
kaskade infrage kommen, wobei sichergestellt ist, dass 
vorher alle anderen vorrangigen Mittel ausgeschöpft  
worden sind und ein indirektes ESM-Bankenprogramm 
mit Blick auf die Schuldentragfähigkeit des Staates aus-
geschlossen ist. Eine dauerhafte Übernahme direkter 
Bankenrisiken durch den Steuerzahler lehnen wir ab.

Die Sicherheit der Spareinlagen ist ein wesentliches 
Element stabiler Finanzmärkte. Die Harmo nisierung der 
Anforderungen an die nationalen Einlagensicherungs-
systeme in Europa unter Wahrung der nationalen Be-
sonderheiten (insbesondere Sparkassen und 
Genossen schaftsbanken) ist daher ein weiteres wichti-
ges Element der Bankenunion. Die deutschen Einlagen-
sicherungssysteme haben sich in der Krise als stabil er-
wiesen. Eine Vergemein schaftung der Einlagensiche-
rung auf EU-Ebene lehnen wir ab.

Handlungsfähig im Bund, in Ländern  
und Kommunen

Das föderale System ist eine Stärke der Demokratie und 
ein wichtiger Grund für die Leistungs fähigkeit Deutsch-
lands. Angesichts der Herausforderungen durch die Glo-
balisierung und Europäisierung müssen wir immer wieder 
neu sicherstellen, dass unser föderales System hand-
lungsfähig bleibt. Dazu gehört, dass jede Ebene – Bund, 
Länder und Kommunen – ihren Aufgaben mit einem ho-
hen Maß an Eigenverantwortung nachkommen kann. 

Die Kommunen sind ein zentraler Bestandteil unseres 
Gemeinwesens. Sie nehmen wichtige Aufgaben der Da-
seinsvorsorge und der lokalen Infrastruktur wahr. Um 
die grundgesetzlich garantierte kommunale Selbstver-
waltung zu sichern, müssen die Kommunen handlungs-
fähig sein. Voraussetzung dafür sind auch gesunde  

Finanzen. Der Bund hat dazu einen gewichtigen Beitrag 
geleistet, unter anderem durch die ab dem Jahr 2014 
vollständige Erstattung der Nettoausgaben für die 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, 
seine finanzielle Beteiligung am Ausbau der Kinderbe-
treuung für unter Dreijährige und die Fortschreibung der 
Entflechtungsmittel bis einschließlich 2019 auf dem bis-
herigen Niveau. Die kommunale Ebene erzielt seit dem 
Jahr 2012 Finanzierungsüberschüsse. Trotz des positi-
ven Gesamteindrucks herrscht eine große Heterogenität 
bei der Finanzsituation der Kommunen. 

Wir werden ein Bundesleistungsgesetz für Menschen mit 
Behinderung (Bundesteilhabegesetz) erarbeiten. Mit In-
krafttreten dieses Gesetzes wird der Bund zu einer Entlas-
tung der Kommunen bei der Eingliederungshilfe beitragen. 
Dabei werden wir die Neuorganisation der Ausgestaltung 
der Teilhabe zugunsten der Menschen mit Behinderung so 
regeln, dass keine neue Ausgabendynamik entsteht.

Spätestens Ende 2019 müssen die Bund-Länder- 
Finanzbeziehungen neu geordnet sein. Der Länderfi-
nanzausgleich ist zu diesem Zeitpunkt neu zu regeln. 
Die Länder werden ab diesem Zeitpunkt keine struktu-
rellen Defizite mehr haben. In dieser Legislaturperiode 
müssen dafür die Weichen gestellt werden. Dazu finden 
zwischen Bund und Ländern Gespräche statt.

Die Koalition wird parallel eine Kommission einrichten, 
in der Bund und Länder vertreten sind. Dazu werden 
Vertreter der Kommunen einbezogen. Die Kommission 
wird sich mit Fragen der föderalen Finanzbeziehungen 
befassen und dazu Vorschläge erarbeiten. Die Kommis-
sion soll bis Mitte der Legislaturperiode Ergebnisse zu 
den nachfolgenden Themenbereichen vorlegen:

•  Europäischer Fiskalvertrag

•  Schaffung von Voraussetzungen für die Konsolidie-
rung und die dauerhafte Einhaltung der neuen Schul-
denregel in den Länderhaushalten 

•  Einnahmen- und Aufgabenverteilung und Eigenver-
antwortung der föderalen Ebenen

•  Reform des Länderfinanzausgleichs

•  Altschulden, Finanzierungsmodalitäten und Zinslasten

•  Zukunft des Solidaritätszuschlags.
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4.  Zusammenhalt der Gesellschaft

4.1.  Miteinander stärken  
und Chancengleichheit 
 verbessern

Bevölkerungswandel gestalten

Die Koalition aus CDU, CSU und SPD begreift den Bevöl-
kerungswandel als eine der größten Herausforderungen der 
gesamten Gesellschaft. Er ist eine Querschnittsaufgabe. 

Gemeinsam mit Kommunen, Ländern und Sozialpart-
nern gestalten wir Politik für alle Generationen und wah-
ren dabei den sozialen Zusammenhalt in unserem Land. 
Hierzu entwickeln wir die Demografiestrategie der Bun-
desregierung weiter. Mit ihr erarbeiten wir Lösungsan-
sätze der verschiedenen Ebenen und Akteure und ver-
abreden Beiträge der Partner.

Wir bauen Brücken zwischen den Generationen. Den 
Erfahrungsschatz der älteren Menschen wollen wir da-
bei stärker zur Entfaltung bringen. Dazu werben wir un-
ter anderem für altersgemischte Teams in den Unter-
nehmen. Betriebs- und Tarifpartner ermuntern wir, ver-
stärkt Weiterbildungspakte in den Tarifverträgen und 
Betriebsvereinbarungen zu verankern. Wir wollen, dass 
ältere Arbeitnehmer auch weiter gute Chancen auf Be-
schäftigung finden. Dafür setzen wir uns für mehr Ge-
sundheit am Arbeitsplatz ein. 

Der Bevölkerungswandel hat regional sehr unterschied-
liche Auswirkungen. In den neuen Ländern ist er bei-
spielsweise schon fortgeschritten. Die dort bewährten 
Maßnahmen machen wir über das Demografieportal 
des Bundes und der Länder zugänglich. Wir wollen die 
Bereitschaft entwickeln, auf den Bevölkerungswandel 
mit flexiblen und klugen Ansätzen zu antworten, bei-
spielsweise auch verstärkt mithilfe digitaler und mobiler 
Lösungen. Mit einem Demografiewettbewerb unterstüt-
zen wir die Regionen, die gute Antworten auf die Verän-
derungen der Bevölkerungsstruktur gefunden haben. 

Wir richten ein Prüfverfahren (Demografie-Check) ein, 
mit dem Gesetzesvorhaben, Richtlinien und Investitio-
nen daraufhin überprüft werden, welche Auswirkungen 
damit auf kommende Generationen verbunden sind. Fa-
milienfreundlichkeit verankern wir als Leitprinzip der Ge-
setzgebung und exekutiven Handelns.

Wir wollen überall die Voraussetzungen für eine gute 
Versorgung schaffen und wollen eine gleichwertige Ent-

wicklung in Stadt und Land. Ländliche Räume haben 
ebenso wie städtische Gebiete Anspruch auf gute Ent-
wicklungschancen. Wir entwickeln die „Initiative Ländli-
che Infrastruktur“ weiter und erarbeiten gemeinsam mit 
den Ländern Konzepte für strukturschwache und beson-
ders vom demografischen Wandel betroffene Räume. 
Wichtiger Ansatz für eine gute Entwicklung in ländlichen 
Regionen ist die verstärkte Zusammenarbeit zwischen 
den Kommunen. Diese werden wir weiter unterstützen.

Der demografische Wandel führt zu einer verstärkten 
Nachfrage nach qualifizierten Fachkräften im Gesund-
heits-, Pflege- und Sozialbereich. Wir starten eine Fach-
kräfteoffensive sowie eine breit angelegte Kampagne 
zur Aufwertung dieser Berufe.

Wir wollen, dass unser Land Vorreiter bei der Bewälti-
gung des demografischen Wandels wird und sich zum 
Leitmarkt und -anbieter neuer Produkte und Dienstleis-
tungen für die Bedürfnisse der älteren Generation ent-
wickelt.

Familie stärken

Wohlergehen und Fortschritt in unserer Gesellschaft be-
messen sich auch daran, wie Menschen miteinander le-
ben, arbeiten und umgehen. Wir wollen das Miteinander 
aller Menschen in unserem Land fördern, unabhängig 
von ihrer religiösen, politischen, weltanschaulichen oder 
sexuellen Identität. Wo Menschen dauerhaft füreinander 
Verantwortung übernehmen, wollen wir sie unterstützen. 
Dabei setzen wir auf einen Dreiklang von Zeit für Famili-
en, guter Infrastruktur und materieller Sicherheit. Wir wol-
len Kindern und Jugendlichen gleiche Chancen auf ein 
gutes Aufwachsen ermöglichen. Die Gleichstellung trei-
ben wir voran. Wir werden dafür sorgen, dass Frauen 
und Männer ihre Aufgaben in Familie, Beruf und Gesell-
schaft partnerschaftlich wahrnehmen können und beste-
hende geschlechtsspezifische Ungerechtigkeiten – ins-
besondere in der Arbeitswelt beseitigen. Dazu entwickeln 
wir eine Politik, die die heutigen unterschiedlichen Le-
bensverläufe berücksichtigt und Antworten auf die Her-
ausforderungen der Lebensphasen gibt.

Diese Politik wird dann erfolgreich sein, wenn sie umfas-
send die Demografie unserer Gesellschaft zum Gegen-
stand hat. Familien, Seniorinnen und Senioren, Frauen 
und Männer sowie Kinder und Jugendliche sind in eine 
Strategie für die demografische Entwicklung zu integrie-
ren, die über diese Legislaturperiode hinausgreift.
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Vereinbarkeit Familie und Beruf, Erziehung, 
Betreuung, Bildung

Kindertagesbetreuung: Wir wollen die Qualität der Kin-
dertagesbetreuung weiter vorantreiben. Ziel ist es, Fra-
gen der Personalausstattung, Qualifikation und Weiter-
bildung der Fachkräfte, des Fachkräfteangebots sowie 
der Sprachbildung zu regeln. Wir wollen die Ganztags-
betreuung in Kindertageseinrichtungen schrittweise 
ausbauen. Nach der erfolgreichen Einführung der 
sprachlichen Bildung durch spezialisierte Fachkräfte in 
den Bundesprogrammen „Frühe Chancen Schwer-
punkt-Kitas Sprache & Integration“ wollen wir die 
sprachliche Bildung weiter in den pädagogischen Alltag 
integrieren. 

Bund und Länder werden zur weiteren Realisierung des 
Rechtsanspruchs U 3 ein drittes Investitionsprogramm 
auflegen.

Wir wollen die Kindertagespflege und ihr Berufsbild wei-
terhin stärken. Dazu sollen die Qualifizierung von Tages-
pflegepersonen und die Rahmenbedingungen für ihre Tä-
tigkeit weiter verbessert werden. So wird die Kindertages-
pflege in das Gesamtkonzept einer qualitativ hochwerti-
gen Betreuung, Erziehung und Bildung eingebunden.

Wir werden noch aktiver für den Nutzen betrieblicher 
Kinderbetreuungsangebote werben. Um einen konkre-
ten Anreiz für Unternehmen zur Einrichtung betriebli-
cher Kinderbetreuungsgruppen zu setzen, werden wir 
das Förderprogramm „Betriebliche Kinderbetreuung“ 
fortsetzen.

„Erfolgsfaktor Familie“ und „Lokale Bündnisse für Fami-
lie“: Familienfreundlichkeit muss ein zentrales Unterneh-
mensziel werden. Mit dem Unternehmensprogramms 
„Erfolgsfaktor Familie“ setzen wir uns gemeinsam mit 
den Spitzenverbänden der deutschen Wirtschaft, Ge-
werkschaften und großen Stiftungen dafür ein, dass im-
mer mehr Unternehmen den Nutzen von Familien-
freundlichkeit erkennen. Mit der Charta für familienbe-
wusste Arbeitszeiten wird alle zwei Jahre ein Gremium 
aus Vertreterinnen und Vertretern der Sozialpartner und 
der Bundesregierung einen Bericht „Familie und Ar-
beitswelt“ mit Empfehlungen vorlegen. Die bewährten 
Kooperationen mit Kommunen sowie mit Akteurinnen 
und Akteuren aus Wirtschaft, Gewerkschaften und Ge-
sellschaft im Rahmen der Initiative „Lokale Bündnisse“ 
für Familie unterstützen wir und gestalten den Prozess.

Beruflicher Wiedereinstieg: Wir werden Frauen und 
Männer beim Wiedereinstieg in sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung nach einer Familienzeit durch 
die Weiterführung des Programms „Perspektive Wieder-
einstieg“ und durch weitere Möglichkeiten der Fort- und 
Weiterbildung fördern. Bei Einstellungen und Beförde-
rungen im öffentlichen Dienst soll die Kindererziehung 
positiv berücksichtigt werden. Frauen und Männer, die 
eine Familienphase einlegen, sollen dadurch keine Kar-
rierenachteile erleiden.

Mehr Zeit für Familien – Partnerschaftlichkeit 
stärken

Zeitpolitik: Familien brauchen Zeit füreinander. Deshalb 
machen wir uns stark für eine moderne lebenslauforien-
tierte Zeitpolitik, die Frauen und Männer dabei unter-
stützt, Beruf, Familie und Engagement zu vereinbaren. 
Wir wollen Familien wieder zum Taktgeber des Lebens 
machen: Arbeitgeber, Betreuungseinrichtungen, Schu-
len, Ämter und Behörden, Dienstleistungsanbieter und 
Verkehrsbetriebe sollen die zeitlichen Bedürfnisse von 
Familien besser berücksichtigen und ihre Öffnungs- und 
Sprechzeiten aufeinander abstimmen. Zeitpolitik beför-
dert wesentlich Wahlfreiheit und ein partnerschaftliches 
Zusammenleben in Familien. 

Elternzeit: Wir werden die 36 Monate Elternzeit flexibler 
gestalten. Dazu sollen auch ohne die Zustimmung des 
Arbeitgebers nach angemessener vorheriger Anmel-
dung zukünftig 24 statt 12 Monate zwischen dem dritten 
bis achten Lebensjahr des Kindes von Müttern und Vä-
tern in Anspruch genommen werden können.

Elterngeld: Wir werden dafür sorgen, dass den Bedürf-
nissen der Eltern durch flexiblere Elterngeldregelungen 
besser entsprochen wird. Zur Weiterentwicklung des El-
terngeldes soll das „ElterngeldPlus“ eingeführt werden. 
Mit einem „ElterngeldPlus“ wollen wir Eltern für die Dau-
er von bis zu 28 Monaten die bestmögliche Inanspruch-
nahme des Elterngeldes in Kombination mit einer nicht 
geringfügigen Teilzeittätigkeit ermöglichen und damit 
den Wiedereinstieg, vor allem für Alleinerziehende, er-
leichtern. Den doppelten Anspruchsverbrauch werden 
wir hierbei beenden.

Mit dem ElterngeldPlus werden wir einen Partnerschafts-
bonus, z. B. in Höhe von zehn Prozent des Elterngeldes 
einführen. Ihn erhalten alle Elterngeldbeziehenden, die 
beide parallel 25 bis 30 Wochenstunden arbeiten.
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Haushaltsnahe und familienunterstützende Dienstleis-
tungen: Wir werden eine Dienstleistungsplattform auf-
bauen, auf der legale gewerbliche Anbieter haushalts-
naher familienunterstützender Dienstleistungen für Fa-
milien und ältere Menschen leicht zu finden und in An-
spruch zu nehmen sind.

Aktive Väter: Eine zeitgemäße Familien- und Gleich-
stellungspolitik bezieht auch Jungen und Männer ein. 
Wir wollen auch die Rolle des aktiven Vaters in der 
 Kindererziehung und Familie weiter stärken. Erforder-
lich sind bessere Rahmenbedingungen, damit Väter  
und Mütter Aufgaben in Familie und Beruf partner-
schaftlich aufteilen und Männer eine engagierte Vater-
schaft leben können.

Finanzielle Situation Alleinerziehende und Geschiedener: 
Der steuerliche Entlastungsbetrag für Alleinerziehende 
beträgt seit seiner Einführung zum 1. Januar 2004 un-
verändert 1.308 Euro, er soll angehoben werden. Die 
Höhe des Entlastungsbetrags soll zukünftig nach der 
Zahl der Kinder gestaffelt werden.

Kinderpolitik

Kinder- und Jugendhilfe: Die Kinder- und Jugendhilfe soll 
auf einer fundierten empirischen Grundlage in einem 
sorgfältig strukturierten Prozess zu einem inklusiven,  
effizienten und dauerhaft tragfähigen und belastbaren 
Hilfesystem weiterentwickelt werden. Dazu gehören ge-
eignete Finanzierungsmodelle für systemische Unter-
stützungsformen (z. B. an den Schnittstellen von SGB 
VIII, SGB XII, und Schulträger). Wir brauchen starke Ju-
gendämter und eine funktionierende Partnerschaft mit 
der freien Jugendhilfe. Wir werden daher die Steuerungs-
instrumente der Jugendämter deutlich verbessern und 
gleichzeitig die Rechte der Kinder und ihrer Familien si-
cherstellen, sowie sozialraumorientierte und präventive 
Ansätze verfolgen. Dazu wollen wir mit Ländern, Kom-
munen und Verbänden in einen Qualitätsdialog treten 
und uns über die Weiterentwicklung in wichtigen Hand-
lungsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe verständigen.

Kinderrechte: Der Schutz von Kindern vor Gewalt, Ver-
nachlässigung und die Weiterentwicklung der Wahrneh-
mung der Rechte von Kindern (Umsetzung VN-Kinder-
rechtskonvention) ist ein zentrales Anliegen dieser Koa-
lition. Wir werden jede politische Maßnahme und jedes 
Gesetz daraufhin überprüfen, ob sie mit den internatio-
nal vereinbarten Kinderrechten im Einklang stehen.

Adoption: Wir wollen das Adoptionsverfahren weiterent-
wickeln, das Adoptionsvermittlungsgesetz modernisieren 
und die Strukturen der Adoptionsvermittlung stärken. Das 
Kindeswohl muss dabei immer im Vordergrund stehen. 
Wir wollen die Möglichkeiten zur Adoption vereinfachen 
und die Begleitung und nachgehende Betreuung der Ad-
optiveltern verbessern. Wir werden uns dafür einsetzen, 
dass im Adoptionsrecht die höhere Lebenserwartung der 
Menschen und die Tendenz zur späteren Familiengrün-
dung berücksichtigt werden und wollen, dass bei Stief-
kindadoptionen das Verwandtschaftsverhältnis zu den 
leiblichen Eltern im Einvernehmen erhalten bleiben kann.

Die Leihmutterschaft lehnen wir ab, da sie mit der Wür-
de des Menschen unvereinbar ist. Wir werden das 
Recht des Kindes auf Kenntnis seiner Herkunft bei Sa-
menspenden gesetzlich regeln. 

Bundeskinderschutzgesetz/Bundesinitiative Frühe Hilfen: 
Wir wollen den auf der Grundlage des Bundeskinder-
schutzgesetzes umfassend verbesserten Kinderschutz 
kontinuierlich weiterentwickeln. Hierzu werden wir die 
im Rahmen der Evaluation des Bundeskinderschutzge-
setzes und der bestehenden Bundesinitiative Frühe Hil-
fen gewonnenen Erkenntnisse in sämtlichen Bereichen 
des Kinderschutzes umsetzen. Wir werden auch die Er-
richtung, Ausgestaltung und weitere Umsetzung des be-
reits gesetzlich geregelten Fonds zur dauerhaften Si-
cherstellung der Netzwerke Frühe Hilfen und der psy-
chosozialen Unterstützung von Familien an diesen Er-
kenntnissen ausrichten. Wir werden auch die Voraus-
setzungen weiter verbessern, damit Kinder- und Ju-
gendhilfe und Gesundheitswesen enger kooperieren.

Wir werden Studien auflegen, die die Qualitätsstan-
dards für Auswahl und Eignung von Prozessbeteiligten 
und Familienpflegern in Familienangelegenheiten unter-
suchen. Wir wollen das Ineinandergreifen von Gewalt-
schutz und Umgangsrecht in Bezug auf das Kindeswohl 
wissenschaftlich untersuchen.

(Sexuelle) Gewalt gegen Kinder, Regelsysteme, Zukunft: Wir 
wollen Kinder und Jugendlichen sowie Menschen mit Be-
hinderung besser vor Gewalt, insbesondere sexueller Ge-
walt schützen. Wir werden die Umsetzung des Abschluss-
berichts „Sexueller Kindesmissbrauch in Abhängigkeits- 
und Machtverhältnissen in privaten und öffentlichen Ein-
richtungen und im familiären Bereich“ in dieser Legislatur-
periode weiter voranbringen. Die Hilfen für die Betroffe-
nen müssen verstärkt durch die Regelsysteme erfolgen. 
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Insbesondere im Interesse minderjähriger Opfer sorgen 
wir dafür, dass Sexualstraftaten deutlich später verjäh-
ren, weil viele Opfer oft erst nach Jahren und Jahrzehn-
ten über das Geschehene sprechen und gegen die Tä-
ter vorgehen können. Die strafrechtliche Verjährung von 
sexueller Gewalt gegen Kinder und Jugendliche soll zu-
künftig nicht vor dem 30. Lebensjahr der Missbrauchs-
opfer einsetzen. Wir stellen ausdrücklich klar, dass ein 
sexueller Übergriff gegen den faktisch entgegenstehen-
den Willen eines behinderten oder sonst widerstands-
unfähigen Opfers als besonders schwerer Fall des se-
xuellen Missbrauchs widerstandsunfähiger Personen 
anzusehen ist. Um einen lückenlosen Schutz von Kin-
dern und Jugendlichen vor sexuellen Übergriffen zu ge-
währleisten, wollen wir den Straftatbestand des sexuel-
len Missbrauchs von Schutzbefohlenen des § 174 StGB 
erweitern.

Die Tätigkeit des Unabhängigen Beauftragten für die 
Fragen der sexuellen Gewalt gegen Kinder und Jugend-
liche wird gesichert. Dabei werden wir die Betroffenen 
beteiligen und die unabhängige Aufarbeitung der Ver-
gangenheit sicherstellen. Der bestehende Hilfefonds für 
Betroffene aus dem familiären Bereich wird gemeinsam 
mit den Kirchen, Ländern, Verbänden und Institutionen 
im Rahmen ihrer Verantwortung zu einem Fonds für Be-
troffene aus dem familiären und institutionellen Bereich 
weiterentwickelt. Dazu wird eine Arbeitsgruppe einge-
richtet, die bis Mitte des Jahres 2014 für das bestehen-
de, erweiterte Hilfesystem einen Umsetzungsvorschlag 
vorlegen soll. Wir werden die finanzielle Leistungsfähig-
keit des Fonds für die Heimkinder Ost sicherstellen.

Mädchen- und Jungenpolitik: Mädchen und Jungen se-
hen sich heute mit unterschiedlichen, oft widersprüchli-
chen Rollenbildern konfrontiert. Sie müssen sich auf 
neue Anforderungen einstellen. Die geschlechtsspezifi-
sche Arbeit mit Mädchen und Jungen soll weiterent-
wickelt und Rollenstereotypen entgegengewirkt werden. 
Eine zeitgemäße Gleichstellungspolitik bezieht Jungen 
und Männer mit ein. Die Jungenarbeit soll nicht zu Las-
ten der Mädchenarbeit ausgebaut werden. 

Eigenständige Jugendpolitik: Jugend ist eine eigenstän-
dige Lebensphase. Wir begreifen Jugendpolitik als ein 
zentrales Politikfeld, das vorrangig von Ländern und 
Kommunen vor Ort gestaltet wird. Um unsere jugendpo-
litischen Ziele zu verwirklichen, benötigen wir eine star-
ke Allianz für die Jugend mit einer neuen, ressortüber-
greifenden Jugendpolitik, die die Belange aller jungen 

Menschen im Blick hat. Gemeinsam mit Jugendlichen 
und ihren Jugendverbänden entwickeln wir das Konzept 
einer eigenständigen Jugendpolitik weiter. Wir wollen 
Jugendlichen Freiräume ermöglichen, ihnen Chancen 
eröffnen und Rückhalt geben. Wir werden gemeinsam 
mit den Jugendverbänden einen „Jugend-Check“ ent-
wickeln, um Maßnahmen auf ihre Vereinbarkeit mit den 
Interessen der jungen Generation zu überprüfen.

Europäische und internationale Jugendarbeit: Wir wollen 
den internationalen Jugend- und Schüleraustausch mit 
seinen Jugendwerken und Austauschorganisationen für 
alle jungen Menschen stärken und dabei insbesondere 
die fördern, die bisher unterrepräsentiert sind. Bei der 
Ausgestaltung des Jugendkapitels des EU-Programms 
„Erasmus+“ wollen wir auch die außerschulischen Ak-
teure der Jugendarbeit und besonders die non-formale 
Bildung einbeziehen. Wir wollen den Strukturierten Dia-
log im Rahmen der EU-Jugendstrategie stärken.

Jugendsozialarbeit, Ausbildung, Chancengleichheit fördern: 
Wir wollen allen jungen Menschen in Deutschland Zu-
gang zu einer ihren Fähigkeiten und Interessen entspre-
chenden Ausbildung ermöglichen. Für die Teilhabe und 
Integration aller Jugendlichen leistet die Jugendsozialar-
beit einen wichtigen Beitrag. Durch modellhafte Erpro-
bung werden wir weiterhin Länder und Kommunen dabei 
unterstützen, dass junge Menschen sozial-pädagogische 
Einzelberatung und -begleitung am Übergang Schule-
Beruf erhalten (2. Chance, Kompetenzagenturen). 

Gemeinsam mit der Wirtschaft, den Sozialpartnern und 
der Zivilgesellschaft verbessern wir die Zugangsmög-
lichkeiten zur Berufsausbildung für bisher benachteiligte 
Gruppen. 

Wir wollen die weitgehende Sanktionierungsregelung 
und -praxis im SGB II für unter 25-Jährige auf ihre Wir-
kung und möglichen Anpassungsbedarf hin überprüfen 
und Lücken zwischen der Jugendhilfe und anderen Hil-
fesystemen weiter reduzieren.

Jugendverbandsarbeit: Wir unterstützen die Selbstorga-
nisation Jugendlicher in Jugendverbänden. Sie sind un-
verzichtbar für eine lebendige Demokratie. Wir werden 
die Infrastruktur der Kinder- und Jugendarbeit sowie der 
Jugendverbandsarbeit und die politische und kulturelle 
Bildung auf Bundesebene stärken und dabei auch die 
besonderen Bedürfnisse junger Menschen mit Migrati-
onshintergrund in den Blick nehmen. Der Kinder- und 
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Jugendplan des Bundes (KJP) ist das zentrale Instru-
ment, um eine bundeszentrale Infrastruktur der Jugend-
verbände sicherzustellen. 

Familienerholung: Wir wollen Angebote der Familiener-
holung als wichtigen Teil der Kinder- und Jugendhilfe 
anerkennen, attraktiv ausgestalten und zukunftsfest ma-
chen, verbindliche Qualitätsstandards entwickeln und 
Wege zur Weiterentwicklung der Familienerholung auf-
zeigen.

Mutterschutzgesetz: Eine Reform des Mutterschutzge-
setzes wird erarbeitet. Unsere Ziele heißen: umfassen-
der Schutz, mehr Transparenz und weniger Bürokratie. 
Dazu bedarf es einer Anpassung der mutterschutz-
rechtlichen Regelungen an den neuesten Stand der Er-
kenntnisse über Gefährdungen für Schwangere und stil-
lende Mütter am Arbeitsplatz. 

Wir wollen gemeinsam nach Lösungen suchen, um die 
ergänzenden finanziellen Hilfen der Bundesstiftung Mut-
ter und Kind vor Pfändung auf den Konten der Hilfeemp-
fängerinnen zu schützen, damit die Mittel ihre beabsich-
tigte Wirkung entfalten können.

Gleichstellung sicherstellen

Antidiskriminierungsstelle des Bundes

Die Antidiskriminierungsstelle (ADS) des Bundes leistet 
einen wichtigen Beitrag zur gleichberechtigten Teilhabe 
aller Menschen in unserem Land. Wir werden die Er-
gebnisse der Evaluierung der ADS umsetzen.

Frauenquote/Gleichstellung im Erwerbsleben

Frauen in Führungspositionen: Wir wollen den Anteil weib-
licher Führungskräfte in Deutschland erhöhen. Deshalb 
werden wir zu Beginn der 18. Wahlperiode des Deut-
schen Bundestages Geschlechterquoten in Vorständen 
und Aufsichtsräten in Unternehmen gesetzlich einführen.

Aufsichtsräte von voll mitbestimmungspflichtigen und 
börsennotierten Unternehmen, die ab dem Jahr 2016 
neu besetzt werden, sollen eine Geschlechterquote von 
mindestens 30 Prozent aufweisen.

Wir werden eine Regelung erarbeiten, dass bei Nicht-
erreichen dieser Quote die für das unterrepräsentierte 
Geschlecht vorgesehenen Stühle frei bleiben.

Wir werden börsennotierte oder mitbestimmungspflichti-
ge Unternehmen gesetzlich verpflichten, ab 2015 ver-
bindliche Zielgrößen für die Erhöhung des Frauenanteils 
im Aufsichtsrat, Vorstand und in den obersten Manage-
ment-Ebenen festzulegen und zu veröffentlichen und 
hierüber transparent zu berichten. Die ersten Zielgrößen 
müssen innerhalb der 18. Wahlperiode des Deutschen 
Bundestages erreicht werden und dürfen nicht nach-
träglich nach unten berichtigt werden. 

Darüber hinaus werden wir Maßnahmen für die Privat-
wirtschaft ergreifen, die eine Förderung von Frauen in 
allen Betriebshierarchien zum Ziel haben. 

Die Koalition wird im Einflussbereich des Bundes eine 
gezielte Gleichstellungspolitik vorantreiben, um den An-
teil von Frauen in Führungspositionen und in Gremien 
zu erhöhen und Entgeltungleichheit abzubauen. Dazu 
entwickeln wir einen Gleichstellungsindex und führen für 
die Bundesverwaltung eine proaktive Umsetzung des 
Bundesgleichstellungsgesetzes und des Bundesgremi-
enbesetzungsgesetzes ein.

Auch für die wissenschaftlichen Führungsgremien wol-
len wir einen Anteil von mindestens 30 Prozent errei-
chen. Generell werden wir den Frauenanteil im Wissen-
schaftssystem durch am Kaskadenmodell orientierte 
Zielquoten nachhaltig erhöhen.

Entgeltgleichheit

Die Koalitionspartner sind sich einig, dass die bestehen-
de Lohndifferenz zwischen Männern und Frauen nicht 
zu akzeptieren ist.

Gemeinsam mit den Tarifpartnern wollen wir die Fest-
stellung des Wertes von Berufsfeldern, von Arbeitsbe-
wertungen und die Bewertung von Fähigkeiten, Kompe-
tenzen und Erfahrungen voranbringen.

Ziel muss es sein, unter anderem die Arbeit in der Pfle-
ge, Betreuung und frühkindlicher Bildung weiter aufzu-
werten. 

Um das Prinzip „Gleicher Lohn für gleiche oder gleich-
wertige Arbeit“ besser zur Geltung zu bringen, wollen wir 
mehr Transparenz herstellen, unter anderem durch eine 
Verpflichtung für Unternehmen ab 500 Beschäftigte, im 
Lagebericht nach dem Handelsgesetzbuch (HGB) auch 
zur Frauenförderung und Entgeltgleichheit nach Maßga-
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be gesetzlicher Kriterien Stellung zu nehmen. Darauf auf-
bauend wird für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
ein individueller Auskunftsanspruch festgelegt. 

Unternehmen werden dazu aufgefordert, mithilfe verbind-
licher Verfahren und gemeinsam mit den Beschäftigten 
und unter Beteiligung der Interessenvertreterinnen und 
Interessenvertreter im Betrieb in eigener Verantwortung 
erwiesene Entgeltdiskriminierung zu beseitigen.

Wir wollen eine Initiative gemeinsam mit den Tarifpart-
nern starten, um die Muster von struktureller Entgeltun-
gleichheit in Tarifverträgen zu erkennen und zu über-
winden.

Geschlechtergerechte Berufswahl: Die Berufs- und Studi-
enfachwahl von jungen Frauen und Männern ist von tra-
ditionellen Rollenbildern geprägt. Der Berufs- und Studi-
enberatung sowie der Berufsorientierung in der Schule 
kommt eine große Bedeutung zu. Gerade vor dem Hin-
tergrund des Fachkräftemangels bei mathematisch-na-
turwissenschaftlich-technischen Berufen und Sozial-, 
Bildungs- und Gesundheitsberufen wollen wir eine ge-
schlechtergerechte Berufsberatung. Sie muss verbind-
lich Informationen über alle Berufs- und Verdienstmög-
lichkeiten für Mädchen und Jungen bieten.

Frauenbewegung

Wir wollen die wissenschaftliche Aufarbeitung der Deut-
schen Frauenbewegung, unter besonderer Beachtung 
der Frauenbewegung in der DDR und der Umbruchzeit 
1989/90 vorantreiben, indem wir die existierenden Ma-
terialien unter Einbeziehung der Frauenarchive in einem 
„Digitalen Deutschen Frauenarchiv“ sichern und der Öf-
fentlichkeit zugänglich machen.

Den Helene-Weber Preis und das Helene-Weber-Kolleg 
werden wir weiter fördern, um eine höhere Repräsen-
tanz von Frauen in der Politik und den politisch ent-
scheidenden Gremien zu erreichen und Frauen insge-
samt den Weg in die Politik zu ebnen. 

Gewalt gegen Frauen, Frauenhäuser: Wir werden Gewalt 
an Frauen und Kinder konsequent bekämpfen und 
Schutz und Hilfe für alle Betroffenen gewährleisten. Ei-
ne wichtige Anlaufstelle für Betroffene ist das Frauen-
hilfetelefon. Wir werden ressortübergreifend Maßnah-
men zur Bekämpfung von Gewalt gegen Kinder und 
Frauen bündeln und Lücken im Hilfesystem schließen. 

Menschenhandel und Prostitutionsstätten: Wir wollen 
Frauen vor Menschenhandel und Zwangsprostitution 
besser schützen und die Täter konsequenter bestrafen. 
Künftig sollen Verurteilungen nicht mehr daran schei-
tern, dass das Opfer nicht aussagt. Für die Opfer wer-
den wir unter Berücksichtigung ihres Beitrags zur Auf-
klärung, ihrer Mitwirkung im Strafverfahren sowie ihrer 
persönlichen Situation das Aufenthaltsrecht verbessern 
sowie eine intensive Unterstützung, Betreuung und Be-
ratung gewährleisten. Zudem werden wir das Prostituti-
onsgesetz im Hinblick auf die Regulierung der Prostituti-
on umfassend überarbeiten und ordnungsbehördliche 
Kontrollmöglichkeiten gesetzlich verbessern. Wir wer-
den nicht nur gegen die Menschenhändler, sondern 
auch gegen diejenigen, die wissentlich und willentlich 
die Zwangslage der Opfer von Menschenhandel und 
Zwangsprostitution ausnutzen und diese zu sexuellen 
Handlungen missbrauchen, vorgehen. Wir werden die 
Ausbeutung der Arbeitskraft stärker in den Fokus der 
Bekämpfung des Menschenhandels nehmen. 

Selbstbestimmtes Älterwerden

Potenziale des Alters nutzen

Wir wollen die Bereitschaft stärken und institutionelle 
Barrieren abbauen, damit ältere Menschen nicht ausge-
grenzt, sondern sich und ihre Fähigkeiten besser in die 
Gesellschaft einbringen können. Dazu werden wir Al-
tersgrenzen überprüfen und gegebenenfalls verändern.

Wir würdigen den Erfahrungsschatz der älteren Men-
schen. Viele engagieren sich freiwillig für die Gesell-
schaft. Wir werden im Rahmen der Demografiestrategie 
Altersdiskriminierung aktiv bekämpfen; durch vorbeu-
gende Maßnahmen gewährleisten, dass möglichst viele 
ältere Menschen möglichst lange Zeit aktiv am gesell-
schaftlichen Leben teilnehmen können; die Selbsthil-
fearbeit stärken; die Situation älterer Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer besonders in den Blick nehmen so-
wie in Kooperation mit Wirtschaft und Verbänden die 
Seniorenwirtschaft stärken und einen altersgerechten 
Verbraucherschutz entwickeln.

Mehrgenerationenhäuser

Das erfolgreiche Konzept der Mehrgenerationenhäuser 
werden wir weiterentwickeln und deren Finanzierung ver-
stetigen. Sie sollen sich in ihrer individuellen Ausprägung 
zu einem übergreifenden Dach und Ankerpunkt des sozi-
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alen Miteinanders und der Teilhabe vor Ort auch zum 
Beispiel unter Einbeziehung von Pflegestützpunkten als 
Sorgende Gemeinschaften entwickeln. Deshalb werden 
wir die Voraussetzungen schaffen, um eine dauerhafte 
Zukunft der Mehrgenerationenhäuser zu sichern und ge-
meinsam mit Ländern und Kommunen prüfen, unter wel-
chen Voraussetzungen die Mehrgenerationenhäuser 
möglichst in allen Kommunen etabliert werden können.

Sorge und Mitverantwortung in der Kommune 

Zum Thema „Sorge und Mitverantwortung in der Kom-
mune – Aufbau und Sicherung zukunftsfähiger Gemein-
schaften“ wird eine Kommission von Sachverständigen 
unter breiter Beteiligung der Verbände und der Öffent-
lichkeit bis zum Frühjahr 2015 den Siebten Altenbericht 
erarbeiten.

Sexuelle Identität respektieren

Lebenspartnerschaften, Regenbogenfamilien

Wir wissen, dass in gleichgeschlechtlichen Partner-
schaften Werte gelebt werden, die grundlegend für un-
sere Gesellschaft sind.

Wir werden darauf hinwirken, dass bestehende Diskri-
minierungen von gleichgeschlechtlichen Lebenspartner-
schaften und von Menschen aufgrund ihrer sexuellen 
Identität in allen gesellschaftlichen Bereichen beendet 
werden. Rechtliche Regelungen, die gleichgeschlechtli-
che Lebenspartnerschaften schlechter stellen, werden 
wir beseitigen. Bei Adoptionen werden wir das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts zur Sukzessivadoption 
zügig umsetzen.

Die Arbeit der „Bundesstiftung Magnus Hirschfeld“ wer-
den wir weiter fördern.

Wir verurteilen Homophobie und Transphobie und wer-
den entschieden dagegen vorgehen. 

Wir werden den „Nationalen Aktionsplan der Bundesre-
publik Deutschland zur Bekämpfung von Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und darauf bezo-
gene Intoleranz“ um das Thema Homo- und Transpho-
bie erweitern.

Die durch die Änderung des Personenstandrechts für 
intersexuelle Menschen erzielten Verbesserungen wer-

den wir evaluieren und gegebenenfalls ausbauen und 
die besondere Situation von trans- und intersexuellen 
Menschen in den Fokus nehmen.

Integration und Zuwanderung gestalten

Deutschland ist ein weltoffenes Land. Wir begreifen Zu-
wanderung als Chance, ohne die damit verbundenen 
Herausforderungen zu übersehen. In den letzten Jahren 
haben wir bei der Teilhabe von Zuwanderern und dem 
Zusammenhalt unserer Gesellschaft wesentliche Fort-
schritte erzielt. Migranten leisten einen bedeutenden 
Beitrag zum Wohlstand und zur kulturellen Vielfalt unse-
res Landes. Leitlinie der Integrationspolitik bleibt För-
dern und Fordern. Wir erwarten, dass Angebote zur In-
tegration angenommen werden. Jedoch ist Integration 
ein Prozess, der allen etwas abverlangt. Sie ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe. Für alle gilt selbstver-
ständlich die Werteordnung des Grundgesetzes. 

Für in Deutschland geborene und aufgewachsene Kin-
der ausländischer Eltern entfällt in Zukunft der Options-
zwang und die Mehrstaatigkeit wird akzeptiert. Im Übri-
gen bleibt es beim geltenden Staatsangehörigkeitsrecht.

Grundlage der Integrationspolitik ist der gemeinsam er-
arbeitete Nationale Aktionsplan Integration. Integrati-
onspolitik ist auch Bildungspolitik. Dies muss in den da-
für zur Verfügung stehenden Finanzmitteln zum Aus-
druck kommen. 

Willkommens- und Anerkennungskultur stärken

Wir werden die Willkommens- und Anerkennungskultur 
in unserem Land stärken. Dies fördert den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt und steigert zugleich die Attrakti-
vität unseres Landes für ausländische Fachkräfte, die 
wir brauchen.

Für die Verbesserung der Willkommenskultur haben 
Ausländerbehörden eine Schlüsselfunktion inne. Viele 
Ausländerbehörden haben daher begonnen, den 
Dienstleistungscharakter für Migranten mehr in den Vor-
dergrund zu stellen. Wir begrüßen diese Entwicklung, 
wollen sie mit den Ländern zusammen weiter stärken 
und werden Kommunen durch ein Beratungspaket und 
Schulungsangebote gezielt darin unterstützen. 

Jeder Neuzuwanderer soll die Gelegenheit zu einem Erst-
beratungsgespräch über Angebote zur Integration bekom-
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men. Integrations- und Beratungsangebote sollen besser 
aufeinander abgestimmt und vernetzt werden. Dies gilt 
auch für die Jugendmigrationsdienste (JMD) und die Mig-
rationsberatung für Erwachsene Zuwanderer (MBE), die 
wir enger miteinander verzahnen wollen. Die Verbindlich-
keit der Beratung wird durch Integrationsvereinbarungen 
gewährleistet. Die Initiative „Ressourcen stärken“ für Müt-
ter mit Migrationshintergrund setzen wir fort.

Zur Willkommens- und Anerkennungskultur gehört die 
interkulturelle Öffnung von Staat und Gesellschaft. Wir 
setzen uns dafür in allen Lebensbereichen ein, insbe-
sondere im Bereich des ehrenamtlichen Engagements 
(z. B. Feuerwehr, Rettungsdienste) und der Kultur, im 
Sport und im Gesundheits- und Pflegebereich. 

Wir begreifen Vielfalt als Chance und werden deshalb 
die Charta der Vielfalt sowie den „Diversity“-Gedanken 
in der Wirtschaft und gemeinsam mit der Wirtschaft wei-
ter stärken. Wir wenden uns gegen jede Form der Dis-
kriminierung. 

In den Bundesbehörden wollen wir den mit dem Natio-
nalen Aktionsplan Integration eingeschlagenen Weg 
fortsetzen und den Anteil der Menschen mit Migrations-
hintergrund im öffentlichen Dienst erhöhen. Wir werden 
einen Schwerpunkt bei der Gewinnung von jungen Mig-
ranten für eine Ausbildung im öffentlichen Dienst set-
zen. Ab dem Jahr 2014 werden wir in Bundesministerien 
und Geschäftsbereichsbehörden auf freiwilliger Grund-
lage den Anteil von Migrantinnen und Migranten anhand 
einheitlicher Standards erheben.

Die Aufarbeitung der rechtsterroristischen Verbrechen 
des sogenannten NSU hat gezeigt, dass bei der Ausbil-
dung im Bereich des öffentlichen Dienstes, insbesonde-
re in den Sicherheitsbehörden, die interkulturelle Kom-
petenz gestärkt werden muss. Wir werden Diskriminie-
rungsfreiheit als Ziel von Aus- und Fortbildung im Zu-
ständigkeitsbereich des Bundes stärker verankern und 
die Umsetzung in der Praxis kontinuierlich überprüfen.

Migrantenorganisationen haben eine wichtige Brücken-
funktion. Als Partner der Integrationsförderung werden wir 
bundesweit tätige sachverständige Organisationen weiter 
stärken, auch durch Multiplikatorenschulungen und finan-
zielle Unterstützung beim Aufbau von Strukturen.

Wir erkennen an, dass es in den Medien Verbesserun-
gen insbesondere mit Blick auf die Präsenz von Men-

schen mit Migrationshintergrund gibt. Das Gespräch mit 
den Medien über ihre interkulturelle Öffnung muss je-
doch weiter verstärkt werden. Wir setzen uns zum Bei-
spiel durch Mentorenprogramme dafür ein, dass mehr 
junge Migranten ihren Weg in Medienberufe finden.

Wir wollen Eltern von Kindern mit Migrationshintergrund 
besser erreichen. Hierzu werden wir ein Bundespro-
gramm „Eltern stärken“ auflegen, durch das Eltern mit 
Migrationshintergrund direkt in die Arbeit von Kitas und 
Schulen einbezogen werden sollen.

Der Erwerb der deutschen Sprache ist eine zentrale Vor-
aussetzung für eine gelingende Integration. Wir werden die 
Angebote zum Erlernen der deutschen Sprache ausbauen. 
Wir werden das frühe Erlernen der deutschen Sprache ge-
zielt weiter fördern und unterstützen die Maßnahmen zur 
Auswertung der Sprachstandsdiagnostik und -fördermaß-
nahmen sowie gemeinsame Standards mit dem Ziel, allen 
Kindern eine individuelle Förderung zu ermöglichen. 

Wir setzen uns für einen Ausbau und die Öffnung der be-
rufsbezogenen Sprachkurse für neue Zielgruppen ein. 

Die Integrationskurse haben sich bewährt. Wir wollen 
sie qualitativ weiter verbessern (Differenzierung nach 
Zielgruppen, Kursgrößen und angemessene Honorie-
rung der Lehrkräfte). Wir werden die Teilnahme von 
 Unionsbürgern weiterhin sicherstellen. Die Wirtschaft 
soll dabei mit einbezogen und muss ihrer Verantwortung 
gerecht werden.

Wir werden dazu beitragen, das Miteinander von Mi-
granten und Einheimischen weiter zu verbessern. Dabei 
wollen wir die Möglichkeiten von Mentoringprogrammen 
besser nutzen (Bildungs- und Familienpatenschaften). 
Wir werden die interkulturelle Öffnung der Freiwilligen-
dienste vorantreiben. 

Vorintegration von Neuzuwanderern stärken

In der Integrationspolitik dürfen die Fehler der Vergan-
genheit nicht wiederholt werden. Zuwanderung und In-
tegration müssen von Anfang an Hand in Hand gehen. 
Bei Neuzuwanderern wollen wir deshalb Vorintegrati-
onsmaßnahmen schon im Herkunftsland, aber auch Be-
ratungsangebote nach der Einreise verstärken.

Dazu gehören neue Informationsangebote, insbesonde-
re zum Spracherwerb, zur Anerkennung von Berufsab-
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schlüssen, über unser Bildungs- und Gesundheitssys-
tem sowie über Möglichkeiten des Aufenthalts zum Zweck 
der Arbeitsaufnahme und des Studiums. Bestehende 
Angebote müssen verbessert und miteinander vernetzt 
werden. Wir wollen einen schnelleren Zugang zu Inte-
grationsmaßnahmen, z. B. in den Integrationskurs, er-
reichen. 

Armutswanderung innerhalb der EU – 
 Akzeptanz der Freizügigkeit erhalten

Wir wollen die Akzeptanz für die Freizügigkeit in der EU 
erhalten. Wir werden deshalb der ungerechtfertigten In-
anspruchnahme von Sozialleistungen durch EU-Bürger 
entgegenwirken. 

Zur Verbesserung der Lebensbedingungen in den Her-
kunftsstaaten werden wir uns dafür einsetzen, dass EU-
Finanzmittel von den Herkunftsländern abgerufen und 
zielgerichtet eingesetzt werden. Dafür werden wir Ver-
waltungsunterstützung anbieten. Wir werden uns in der 
EU dafür einsetzen, dass die Herkunftsländer im Rah-
men der europarechtlichen Regelungen jedem Staats-
angehörigen die europäische Krankenversichertenkarte 
(EHIC) diskriminierungsfrei ausstellen. Wir wollen im 
nationalen Recht und im Rahmen der europarechtlichen 
Vorgaben durch Änderungen erreichen, dass Anreize 
für Migration in die sozialen Sicherungssysteme verrin-
gert werden. Dafür sind ein konsequenter Verwaltungs-
vollzug, die Bekämpfung von Scheinselbstständigkeit 
und Schwarzarbeit, eine verbesserte Zusammenarbeit 
zwischen Zoll und Behörden vor Ort, ein besserer be-
hördlicher Datenaustausch, die Ermöglichung von be-
fristeten Wiedereinreisesperren sowie aufsuchende 
 Beratung notwendig. Unter Berücksichtigung der Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs sollen An-
spruchsvoraussetzungen und Leistungsausschlüsse  
in der Grundsicherung für Arbeitsuchende präzisiert 
werden.

Die Armutswanderung führt in einzelnen großstädtisch 
geprägten Kommunen zu erheblichen sozialen Pro-
blemlagen bei der Integration, Existenzsicherung, Un-
terbringung und Gesundheitsversorgung. Wir erkennen 
die Belastung der Kommunen bei der Bewältigung ihrer 
Aufgaben an. Besonders von Armutsmigration betroffe-
ne Kommunen sollen zeitnah die Möglichkeit erhalten, 
bestehende bzw. weiterzuentwickelnde Förderprogram-
me des Bundes (z. B. Soziale Stadt) stärker als bisher 
zu nutzen.

Flüchtlingsschutz und humanitäre Fragen

Um lange in Deutschland lebenden geduldeten Men-
schen, die sich in die hiesigen Lebensverhältnisse 
nachhaltig integriert haben, eine Perspektive zu eröff-
nen, wollen wir eine neue alters- und stichtagsunabhän-
gige Regelung in das Aufenthaltsgesetz einfügen. 
Grundlage soll BR Drs. 505/12 (B) vom 22. März 2013 
sein. Grundsätzlich setzt die Erteilung einer entspre-
chenden Aufenthaltserlaubnis die überwiegende Siche-
rung des Lebensunterhalts voraus. Zudem werden die 
Anforderungen an die Erteilung einer Aufenthaltserlaub-
nis an Jugendliche und Heranwachsende (§ 25a Auf-
enthG) vereinfacht, um der besonderen Integrationsfä-
higkeit dieser speziellen Gruppe Rechnung zu tragen.

Vor dem Hintergrund der erheblich gestiegenen Zu-
gangszahlen im Asylbereich setzen wir uns – auch im 
Interesse der Schutzsuchenden – mit besonderem Vor-
rang für die Verkürzung der Bearbeitungsdauer bei den 
Asylverfahren ein. Die Verfahrensdauer bis zum Erst-
entscheid soll drei Monate nicht übersteigen. Im Interes-
se eines wirkungsvollen Asylrechts muss auch schnell 
Klarheit bestehen, wer keinen Anspruch auf Schutz gel-
tend machen kann.

Wir werden das Bundesamt für Migration und Flüchtlin-
ge personell ausreichend ausstatten, damit angesichts 
steigender Asylbewerberzahlen zügige und rechtsstaat-
liche Asylverfahren gewährleistet sind.

Wir wollen die Westbalkanstaaten Bosnien und Herze-
gowina, EjR Mazedonien und Serbien als sichere Her-
kunftsstaaten im Sinne von § 29a Asylverfahrensgesetz 
einstufen, um aussichtslose Asylanträge von Angehöri-
gen dieser Staaten schneller bearbeiten und ihren Auf-
enthalt in Deutschland schneller beenden zu können. 
Wir wollen uns zugleich gegenüber den Regierungen 
dieser Staaten und der EU-Kommission dafür einset-
zen, rasche und nachhaltige Schritte zur Verbesserung 
der Lebenssituation vor Ort zu ergreifen.

Die Länder an den Außengrenzen der EU sind mit einer 
großen Zahl von Flüchtlingen konfrontiert. Bei der EU-
Flüchtlingspolitik fordern wir mehr Solidarität unter den 
EU-Mitgliedstaaten.

Zugleich treten wir bei FRONTEX-koordinierten Maß-
nahmen der Grenzsicherung sowie bei der Kooperation 
mit Drittstaaten für die konsequente Einhaltung men-
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schenrechtlicher und humanitärer Standards ein. Der 
Grundsatz der Nichtzurückweisung und die Pflicht zur 
Seenotrettung müssen umfassend geachtet werden.

Das sogenannte „Resettlement“-Verfahren, bei dem be-
sonders schutzbedürftige Flüchtlinge aus dem Ausland 
aufgenommen werden, soll in Zusammenarbeit mit dem 
Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen (UNHCR) 
fortgesetzt, verstetigt und spätestens 2015 quantitativ in 
Abstimmung mit der Innenministerkonferenz (IMK) deut-
lich ausgebaut werden. Wir werden den Familiennach-
zug bei Resettlement-Flüchtlingen erleichtern.

Zur konsequenten Rückführung nicht schutzbedürftiger 
Menschen werden wir eine abgestimmte Strategie be-
gründen. Angesichts der weltweit zunehmenden Mobili-
tät und Migration sollten Migrationsfragen mit dem Ziel 
einer besseren Steuerung der Zuwanderung und zur 
Bekämpfung der Ursachen von unfreiwilliger Migration 
und Flucht stärker und konkreter in der entwicklungspo-
litischen Zusammenarbeit mit Drittstaaten verankert 
werden. Hierdurch soll ein besseres Ineinandergreifen 
von Migrations-, Außen- und Entwicklungspolitik ge-
schaffen werden, die den Bereich Rückkehrförderung 
und Identitätsklärung einschließt. Die Bereitschaft von 
Herkunfts- und Transitstaaten bei der Bekämpfung der 
illegalen Migration, der Steuerung legaler Migration und 
dem Flüchtlingsschutz besser zu kooperieren soll ge-
weckt oder gestärkt werden. Hierzu bedarf es der Erar-
beitung einer „Strategie für Migration und Entwicklung“.

Es bedarf einer Weiterentwicklung des Ausweisungs-
rechts im Hinblick auf Täter schwerwiegender Straftaten 
und gewaltbereite Extremisten sowie der Vorschriften 
zur Durchsetzung von Aufenthaltsbeendigungen mit 
Blick auf Praktikabilität und Einhaltung europarechtli-
cher Vorgaben an. 

Die räumliche Beschränkung (sogenannte Residenz-
pflicht) für Asylbewerber und Geduldete wird auf das je-
weilige Land ausgeweitet. Hiervon unbenommen bleiben 
Vereinbarungen zwischen den Ländern zugunsten gene-
reller landesübergreifender Bewegungsfreiheit. Vorüber-
gehendes Verlassen des Landes ist bis zu einer Woche 
auf der Grundlage einer einseitigen Mitteilung unter An-
gabe des Zielorts möglich. Eine räumliche Beschränkung 
des Aufenthalts kann bei Straftätern und Personen, bei 
denen Verstöße gegen das Betäubungsmittelgesetz be-
kannt geworden sind oder bei denen aufenthaltsbeen-
dende Maßnahmen konkret bevorstehen, angeordnet 

werden. Bei Studium, Berufsausübung und -ausbildung 
besteht in der Regel ein Anspruch auf Befreiung von der 
räumlichen Beschränkung und Wohnsitzauflage.

Die UN-Kinderrechtskonvention ist Grundlage für den 
Umgang mit Minderjährigen, die als Flüchtlinge unbe-
gleitet nach Deutschland kommen. Wir werden die 
Handlungsfähigkeit im Asylverfahrens- und Aufenthalts-
recht auf 18 Jahre anheben und dadurch den Vorrang 
des Jugendhilferechts für unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge festschreiben.

Der Zugang zum Arbeitsmarkt wird für Asylbewerber 
und Geduldete nach drei Monaten erlaubt. Asylbewer-
bern und Geduldeten werden wir in Zusammenarbeit 
mit den Ländern den frühen Spracherwerb ermöglichen.

Wir werden die Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts zum Asylbewerberleistungsgesetz zügig umsetzen.

Menschen mit und ohne Behinderung

„Nichts über uns ohne uns“

Leitidee der Politik der neuen Bundesregierung für Men-
schen mit Behinderung ist die inklusive Gesellschaft. 
Menschen mit und ohne Behinderung sollen zusammen 
spielen, lernen, leben, arbeiten und wohnen. In allen 
Bereichen des Lebens sollen Menschen mit Behinde-
rung selbstverständlich dazugehören – und zwar von 
Anfang an. Menschen mit Behinderung sind Experten in 
eigener Sache, ihre Beteiligung an den Entscheidungs-
prozessen wollen wir besonders berücksichtigen – nach 
dem Motto „Nichts über uns ohne uns“.

UN-Behindertenrechtskonvention umsetzen

Auf dem Weg zur inklusiven Gesellschaft ist die UN-Be-
hindertenrechtskonvention (UN-BRK) bei politischen 
Entscheidungen, die die Menschen mit Behinderung be-
treffen, zu berücksichtigen. Gemeinsam mit den Men-
schen mit Behinderung und deren Organisationen wer-
den wir den Nationalen Aktionsplan weiterentwickeln. 
Wichtige Etappenziele sind mehr Teilhabe, Selbstbe-
stimmung und Barrierefreiheit im Alltag. Der leichtere 
Zugang für Menschen mit Behinderung zu Transportmit-
teln, Informationen und Kommunikation sowie zu Ein-
richtungen und Diensten ist unabdingbar. Die Lebenssi-
tuation taubblinder Menschen werden wir dabei beson-
ders berücksichtigen.
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Inklusiven Arbeitsmarkt stärken

Zentrales Element der sozialen Inklusion ist eine aktive 
Arbeitsmarktpolitik. Wir wollen die Integration von Men-
schen mit Behinderung in den allgemeinen Arbeitsmarkt 
begleiten und so die Beschäftigungssituation nachhaltig 
verbessern. Dazu gehört auch die Anerkennung und 
Stärkung des ehrenamtlichen Engagements der 
Schwerbehindertenvertretungen. In den Jobcentern 
muss ausreichend qualifiziertes Personal vorhanden 
sein, um die Belange von Menschen mit Behinderung 
zu erkennen, fachkundig zu beraten und zu vermitteln. 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sollen sensibilisiert 
werden, um das Potenzial von Menschen mit Behinde-
rung zu erkennen und sie zu beschäftigen. Gemeinsam 
mit den Sozialpartnern werden wir unter anderem im 
Rahmen der Inklusionsinitiative für Ausbildung und Be-
schäftigung die Anstrengungen für die berufliche Inte-
gration von Menschen mit Behinderung erhöhen. Wir 
wollen den Übergang zwischen Werkstätten für Men-
schen mit Behinderung und dem ersten Arbeitsmarkt 
erleichtern, Rückkehrrechte garantieren und die Erfah-
rungen mit dem „Budget für Arbeit“ einbeziehen.

Eingliederungshilfe reformieren –  
Modernes Teilhaberecht entwickeln

Die gemeinsamen Anstrengungen von Bund, Ländern 
und Kommunen für mehr Inklusion brauchen einen si-
cheren gesetzlichen Rahmen. Wir werden deswegen 
unter Einbeziehung der Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen ein Bundesleistungsgesetz für Menschen mit Be-
hinderung erarbeiten. Dabei werden wir die Einführung 
eines Bundesteilhabegeldes prüfen.

Wir wollen die Menschen, die aufgrund einer wesentli-
chen Behinderung nur eingeschränkte Möglichkeiten 
der Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft haben, aus 
dem bisherigen „Fürsorgesystem“ herausführen und die 
Eingliederungshilfe zu einem modernen Teilhaberecht 
weiterentwickeln. Die Leistungen sollen sich am persön-
lichen Bedarf orientieren und entsprechend eines bun-
deseinheitlichen Verfahrens personenbezogen ermittelt 
werden. Leistungen sollen nicht länger institutionenzen-
triert, sondern personenzentriert bereitgestellt werden. 
Wir werden das Wunsch- und Wahlrecht von Menschen 
mit Behinderung im Sinne der UN-Behindertenrechts-
konvention berücksichtigen. Menschen mit Behinderung 
und ihre Verbände werden von Anfang an und kontinu-
ierlich am Gesetzgebungsprozess beteiligt. 

Im Interesse von Kindern mit Behinderung und ihren El-
tern sollen die Schnittstellen in den Leistungssystemen 
so überwunden werden, dass Leistungen möglichst aus 
einer Hand erfolgen können.

Barrierefreiheit im Netz

Die Digitalisierung bietet eine Vielzahl von Chancen für 
Menschen mit Einschränkungen. Wir prüfen daher, ob 
durch ein Prüfsiegel „Barrierefreie Website“ für Verwal-
tung und Wirtschaft die Gleichstellung behinderter Men-
schen unterstützt werden kann.

Bürgerschaftliches Engagement  
und Freiwilligendienste

Bürgerschaftliches Engagement

Unser Gemeinwesen ist auf die Zivilgesellschaft und das 
Engagement der Bürgerinnen und Bürger angewiesen. 
Ihre Möglichkeiten zum Engagement wollen wir weiter 
fördern. In Deutschland engagieren sich Menschen aller 
Altersgruppen in den unterschiedlichsten Bereichen: Sie 
betätigen sich bei der Feuerwehr und im Katastrophen-
schutz, in Gewerkschaften und Sozialverbänden, in 
Sportvereinen, in Kirchengemeinden und nationalen wie 
internationalen Hilfsorganisationen, in Nachbarschaftsini-
tiativen und Selbsthilfegruppen, in der Bildung und in kul-
turellen Einrichtungen. Die Zivilgesellschaft und das En-
gagement der Bürgerinnen und Bürger halten unser Ge-
meinwesen zusammen und machen es erst lebendig.

Wir wollen die Voraussetzungen für ehrenamtliches En-
gagement verbessern. Die Erfahrungen, die im bürger-
schaftlichen Engagement gemacht werden und die Ideen, 
die dort entstehen, werden wir verstärkt aufnehmen. Wir 
wollen für mehr Anerkennung für das Engagement aller 
Generationen und die Arbeit im Ehrenamt sorgen. Ein 
Signal der Anerkennung ist der Deutsche Engagement-
preis. Wir unterstützen und fördern die Arbeit der Wohl-
fahrtsverbände. Soziale Innovationen auch von Sozial-
unternehmen sind unterstützungswert.

Wir wollen die Gründung unternehmerischer Initiativen 
aus bürgerschaftlichem Engagement (z. B. Dorfläden, 
Kitas, altersgerechtes Wohnen, Energievorhaben) er-
leichtern. Für solche Initiativen soll eine geeignete Un-
ternehmensform im Genossenschafts- oder Vereins-
recht zur Verfügung stehen, die unangemessenen Auf-
wand und Bürokratie vermeidet.
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Bundesfreiwilligendienst  
und Jugendfreiwilligendienste

Freiwilligendienste sind eine besondere Form des Bür-
gerschaftlichen Engagements und Bildungsdienste. Wir 
wollen sie in ihrer bewährten Vielfalt und unter Wahrung 
ihrer hohen Qualität weiterentwickeln und in zivilgesell-
schaftlicher Verantwortung ausbauen.

Der Erfolg des Bundesfreiwilligendienstes zeigt, dass alle 
Altersgruppen einen Freiwilligendienst leisten können 
und wollen. Wir wollen diesen Dienst weiterhin so gestal-
ten, dass er generationenübergreifende Ansätze fördert 
und differenzierte Bildungsangebote macht. Wir wollen 
an den Erfolg des Bundesfreiwilligendienstes und der Ju-
gendfreiwilligendienste anknüpfen und Menschen nach-
haltig für bürgerschaftliches Engagement gewinnen. 

Wir werden gemeinsam mit Ländern, Hochschulen, 
Kommunen und privaten Betrieben und anderen Akteu-
ren die Anerkennungskultur für Freiwillige ausbauen. 
Wir werden durch die Ausstellung eines einheitlichen 
Freiwilligendienstausweises für alle Freiwilligen die Vor-
aussetzungen für Vergünstigungen verbessern.

Für die Weiterentwicklung werden wir die Ergebnisse der 
aktuellen wissenschaftlichen Evaluation aufgreifen. Auch 
werden wir Programme der Träger unterstützen, vor allem, 
wenn diese auf den Erwerb zusätzlicher formaler Qualifi-
kationen zielen. Wir werden zur Stärkung der Anerken-
nungskultur ein Gesamtkonzept des freiwilligen Engage-
ments entwickeln, das neben dem Bundesfreiwilligendienst 
und den Jugendfreiwilligendiensten auch einen weiterent-
wickelten Freiwilligendienst bei der Bundeswehr beinhaltet. 

Die Freiwilligendienste junger Deutscher im Ausland 
und von Ausländerinnen und Ausländern, die nach 
Deutschland kommen, werden wir noch gezielter auf die 
Interessen und Bedürfnisse der Freiwilligen ausrichten 
und dafür die Zuständigkeit für alle geregelten Aus-
landsfreiwilligendienste im Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend bündeln. 

Angesichts des Bildungs- und Orientierungscharakters 
der Freiwilligendienste sind sie umsatzsteuerfrei.

Kirchen und Religionsgemeinschaften

Wir werden den Dialog mit den christlichen Kirchen, Re-
ligionsgemeinschaften und religiösen Vereinigungen so-

wie den freien Weltanschauungsgemeinschaften inten-
siv pflegen. Sie bereichern das gesellschaftliche Leben 
und vermitteln Werte, die zum Zusammenhalt unserer 
Gesellschaft beitragen. Wir bekennen uns zum Respekt 
vor jeder Glaubensüberzeugung. Auf der Basis der 
christlichen Prägung unseres Landes setzen wir uns für 
ein gleichberechtigtes gesellschaftliches Miteinander in 
Vielfalt ein.

Die christlichen Kirchen und ihre Wohlfahrtsverbände 
sind in vielen Bereichen unserer Gesellschaft unver-
zichtbar, nicht zuletzt im Bildungs-, Gesundheits- und 
Sozialbereich, bei der Betreuung, Pflege und Beratung 
von Menschen sowie in der Kultur. Zahlreiche Leistun-
gen kirchlicher Einrichtungen für die Bürgerinnen und 
Bürger sind nur möglich, weil die Kirchen im erhebli-
chen Umfang eigene Mittel beisteuern und Kirchen-
mitglieder sich ehrenamtlich engagieren. Wir halten 
 daher auch am System der Kirchensteuern fest, da- 
mit die Kirchen Planungssicherheit haben. Nur so 
 können sie die eigenfinanzierten Leistungen zum  
Wohle der Bürgerinnen und Bürger unseres Landes 
weiter sicherstellen. Zugleich wollen wir die kirch - 
lichen Dienste weiter unterstützen. Dabei achten wir  
die  kirchliche Prägung der entsprechenden Einrich-
tungen.

Zum Gedenken an den weit über die Grenzen Deutsch-
lands und Europas hinaus bedeutenden 500. Jahrestag 
der Reformation 2017 wird auch der Bund einen ange-
messenen Beitrag leisten.

Dankbar stellen wir das Erstarken des jüdischen Le-
bens in unserem Land fest. Wir unterstützen die jüdi-
schen Gemeinden und die jüdische Wohlfahrtspflege, 
z. B. bei der Integration von Zuwanderern und dem  
Auf- und Ausbau von Bildungs- und Kultureinrichtun-
gen.

Den vielfältigen Beiträgen muslimischer Vereine und 
Verbände zu unserem Gemeinwesen – etwa zur Inte-
gration muslimischer Zuwanderer und ihrer Nachkom-
men in unsere Gesellschaft, wie auch zum Dialog zwi-
schen den Kulturen und Religionen – gilt unsere Wert-
schätzung und Unterstützung. In diesem Sinne wollen 
wir die Deutsche Islam Konferenz fortsetzen.

Eine offene Gesellschaft bietet im Rahmen der Verfas-
sungsordnung allen Religionen den Freiraum zur Entfal-
tung ihres Glaubens.



80

Zusammenhalt der Gesellschaft

Das bewährte Staatskirchenrecht in unserem Land ist 
eine geeignete Grundlage für eine partnerschaftliche 
Zusammenarbeit mit den Religionsgemeinschaften.

Aussiedler, Heimatvertriebene  
und nationale Minderheiten

Wir halten die mahnende Erinnerung an Flucht und 
 Vertreibung durch einen Gedenktag lebendig, halten 
weiterhin an den Möglichkeiten vertriebenenrechtlicher 
Aufnahme in Deutschland fest und werden unsere Hil-
fen für die deutschen Minderheiten in den Herkunftsge-
bieten der Aussiedler fortsetzen. Wir stehen zu den ein-
gegangenen Vereinbarungen europäischer Minderhei-
tenpolitik und verpflichten uns weiterhin zur Förderung 
der vier nationalen Minderheiten in Deutschland – Dä-
nen, Sorben, Friesen sowie deutsche Sinti und Roma – 
und der deutschen Minderheit in Dänemark sowie den 
deutschen Minderheiten in Mittelost- und Südosteuropa 
und den Nachfolgestaaten der Sowjetunion.

Die sorbische Sprache und Kultur als Ausdruck der Identi-
tät des sorbischen Volkes gilt es zu bewahren. Daher wol-
len wir die Arbeit der Stiftung für das sorbische Volk lang-
fristig sicherstellen und dafür den Bundeszuschuss sichern.

4.2.  Lebensqualität in der Stadt und 
auf dem Land

Gutes und bezahlbares Wohnen

Bündnis für Wohnen

Eine hohe Wohn- und Lebensqualität der Menschen in 
Deutschland sind ein wichtiges Ziel unserer Politik. Dem 
weiter wachsenden Wohnungsbedarf in den Ballungszent-
ren und vielen Groß- und Hochschulstädten, dem notwen-
digen energetischen Umbau sowie den demografischen 
und sozialen Herausforderungen muss entsprochen wer-
den. Dazu setzen wir auf einen wohnungspolitischen Drei-
klang aus einer Stärkung der Investitionstätigkeit, einer 
Wiederbelebung des Sozialen Wohnungsbaus und einer 
ausgewogenen mietrechtlichen und sozialpolitischen Flan-
kierung. Alle Maßnahmen werden wir in einem Aktions-
programm zur Belebung des Wohnungsbaus und der 
energetischen Gebäudesanierung zusammenfassen. Wir 
streben dazu ein Bündnis mit den Ländern, Kommunen 
und allen relevanten gesellschaftlichen Akteuren an. Den 
Immobilienwirtschaftlichen Dialog werden wir ausbauen. 

Wohnungsbau stärken

Die Wohnungsbauprämie und die Arbeitnehmer-Spar-
zulage bleiben erhalten. Für das genossenschaftliche 
Wohnen verbessern wir die Rahmenbedingungen und 
prüfen, wie der Erwerb von Genossenschaftsanteilen, 
die sich im Gegenzug zu Neubau verpflichten, besser 
gefördert werden kann. 

Die Initiative zur Schaffung zusätzlichen studentischen 
Wohnraums setzen wir fort. 

Liegenschaftspolitik

Einen wichtigen Beitrag für mehr Wohnbauland können 
nicht mehr benötigte Konversionsliegenschaften im öf-
fentlichen Eigentum leisten. Die Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben wird die Kommunen auch weiterhin 
dabei unterstützen. So wird mit Rücksicht auf die vielen 
am Gemeinwohl orientierten Vorhaben der Kommunen, 
wie der Schaffung bezahlbaren Wohnraums und einer 
lebendigen Stadt, eine verbilligte Abgabe von Grund-
stücken realisiert. So können auf der Grundlage eines 
Haushaltvermerks Konversionsliegenschaften verbilligt 
abgegeben werden. Das Gesamtvolumen ist auf höchs-
tens 100 Mio. Euro für die nächsten vier Jahre begrenzt. 
Zukünftig sollen zudem Kommunen zur Beschleunigung 
von Verkaufsverfahren gegenüber der BImA auch das 
Instrument von Besserungsscheinen verstärkt nutzen 
 können.

Sozialer Wohnungsbau/Wohngeld

Wir setzen auf eine Wiederbelebung des Sozialen 
 Wohnungsbaus. Wir unterstützen die hierfür zuständi-
gen Länder bis Ende 2019 mit jährlich 518 Mio. Euro. 
Zugleich erwarten wir von den Ländern, dass sie diese 
Mittel zweckgebunden für den Bau neuer Sozialwoh-
nungen, neue Sozialbindungen sowie für die sozialver-
trägliche Sanierung des Wohnungsbestands einsetzen 
und diese Vorhaben zusätzlich mit eigenen Mitteln un-
terstützen – dokumentiert in einem ausführlichen Be-
richtssystem an den Bund. 

Um Menschen mit geringeren Einkommen direkt zu 
 helfen und gutes Wohnen zu ermöglichen, wollen wir 
die Leistungen des Wohngelds weiter verbessern, 
 indem wir Leistungshöhe und Miethöchstbeträge an  
die Bestandsmieten- und Einkommensentwicklung 
 an passen.
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Bezahlbare Mieten

Damit Wohnraum insbesondere in Städten mit ange-
spannten Wohnungsmärkten bezahlbar bleibt, räumen 
wir den Ländern für die Dauer von fünf Jahren die Mög-
lichkeit ein, in Gebieten mit nachgewiesenen ange-
spannten Wohnungsmärkten bei Wiedervermietung von 
Wohnraum die Mieterhöhungsmöglichkeiten auf maximal 
10 Prozent über der ortsüblichen Vergleichsmiete zu be-
schränken. Erstvermietungen in Neubauten sowie An-
schlussvermietungen nach umfassenden Modernisierun-
gen sind davon ausgeschlossen. Die mögliche Wieder-
vermietungsmiete muss mindestens der bisherigen Miet-
höhe entsprechen können. Die Ausweisung dieser  
Gebiete durch die Länder soll an die Erarbeitung eines 
Maßnahmenplans zur Behebung des Wohnungsmangels 
in den Gebieten gekoppelt werden. Es bleibt bei der gel-
tenden Regelung zur Begrenzung von Erhöhungen der 
Bestandsmieten auf 15 Prozent bis zur ortsüblichen Ver-
gleichsmiete (sog. „Kappungsgrenze“) in von den Län-
dern ausgewiesenen Gebieten innerhalb von drei Jahren.

Künftig sollen nur noch höchstens 10 Prozent – längs-
tens bis zur Amortisation der Modernisierungskosten – 
einer Modernisierung auf die Miete umgelegt werden 
dürfen. Durch eine Anpassung der Härtefallklausel im 
Mietrecht (§ 559 Abs. 4 BGB) werden wir einen wirksa-
men Schutz der Mieter vor finanzieller Überforderung 
bei Sanierungen gewährleisten.

Wir werden für alle Rechtsgebiete klarstellen, dass nur 
die tatsächliche Wohn- bzw. Nutzfläche Grundlage für 
Rechtsansprüche, z. B. für die Höhe der Miete, für Miet-
erhöhungen sowie für die umlagefähigen Heiz- und Be-
triebskosten sein kann.

Wir sorgen dafür, dass im Mietspiegel die ortsübliche 
Vergleichsmiete auf eine breitere Basis gestellt und rea-
litätsnäher dargestellt wird. 

Wir halten wirksame Instrumente gegen grobe Vernach-
lässigung von Wohnraum durch den Eigentümer für not-
wendig. Wir werden entsprechende Regelungen prüfen. 

Für Maklerleistungen wollen wir klare bundeseinheitli-
che Rahmenbedingungen und ebenso Qualitätssiche-
rung erreichen. Vermieter und Mieter sollen weiter als 
Auftraggeber auftreten können. Dabei gilt das markt-
wirtschaftliche Prinzip: wer bestellt, der bezahlt. Wir 
wollen im Maklerrecht Anreize für eine bessere Bera-

tung des Verbrauchers beim Immobilienerwerb schaf-
fen. Hierzu streben wir als weitere Option des Verbrau-
chers eine erfolgsunabhängige Honorierung entspre-
chend dem Beratungsaufwand an. Zudem wollen wir ei-
nen Sachkundenachweis einführen und Standards aus 
anderen Beratungsberufen auf das Maklergewerbe 
übertragen. Wir werden berufliche Mindestanforderun-
gen und Pflichtversicherungen für Wohnungsverwalter 
und Immobilienmakler verankern. 

Den Verbraucherschutz bei Bau- und Dienstleistungen 
für Bauherren und Immobilieneigentümer wollen wir 
ausbauen, insbesondere im Bauvertragsrecht und bei 
der Fremdverwaltung von Wohnungen.

Bei der Einführung des Datenbankgrundbuchs werden 
wir die Einsichtnahme des Verwalters am elektroni-
schen Verfahren regeln.

Generationen- und altersgerechter Wohnraum

Wir wollen die Schaffung von mehr generationenge-
rechtem Wohnraum unterstützen. Gerade ältere Men-
schen benötigen barrierefreie und -arme Wohnungen 
und ein Wohnumfeld, um selbstbestimmt und altersge-
recht wohnen zu können. Zur Förderung des generatio-
nengerechten Umbaus werden wir ein neues Programm 
„Altersgerecht Umbauen“ auflegen, mit Investitionszu-
schüssen ausstatten und damit das bestehende KfW-
Darlehensprogramm ergänzen. Im CO2-Gebäude-
sanierungs programm soll bei zusätzlichen Maßnahmen 
zum altersgerechten und barrierefreien Umbauen ein 
Förderbonus verankert werden. Gemeinschaftliche 
Wohnformen von älteren Menschen wollen wir unter-
stützten und modellhaft fördern.

Energieeffizientes Bauen und Sanieren

Wir werden das energieeffiziente Bauen und Sanieren 
als entscheidenden Beitrag zur Energiewende weiter 
fördern und wollen dafür sorgen, dass qualitätsvolles, 
energiesparendes Wohnen für alle bezahlbar bleibt. Das 
Wirtschaftlichkeitsgebot, Technologieoffenheit und der 
Verzicht auf Zwangssanierungen bleiben feste Eckpunk-
te des Energiekonzepts. Die aktuell geltenden ord-
nungsrechtlichen Vorgaben werden wir nicht verschär-
fen und ihre Wirkungen evaluieren.

Neue Technologien für noch mehr Gebäudeenergieeffi-
zienz und zur Steigerung von Erzeugung und Einsatz 
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von erneuerbaren Energien im Gebäudebereich werden 
wir weiter unterstützen. Die staatliche Förderung der 
Energieberatung im Gebäudebereich werden wir fort-
setzen und bündeln. 

Wir werden das Quartier als wichtige Handlungsebene, 
z. B. für dezentrale Strom- und Wärmeversorgung stär-
ken. Das KfW-Programm zur energetischen Stadtsanie-
rung schreiben wir fort und werben bei den Ländern für 
zusätzliche Finanzierungsbeiträge. Für vom demografi-
schen Wandel besonders betroffene Gebiete wollen wir 
einen Sanierungsbonus als gezielten Anreiz zur Erhal-
tung und Schaffung von energetisch hochwertigem und 
barrierearmen Wohnraum einrichten.

Bauqualität

Zur Sicherung des hohen Niveaus deutscher Bautech-
nik, Bautechnologien und Baustoffe intensivieren wir die 
Bauforschung und starten Pilotprojekte, um die wirt-
schaftlichen Ziele des Bauens mit den Anforderungen 
der Energiewende, der Baukultur und neuer Technologi-
en stärker zu verbinden. 

Unsere Anstrengungen für nachhaltiges und innovatives 
Planen und Bauen wie die Effizienzhaus-Technologie, 
die in der „Forschungsinitiative Zukunft Bau“ gebündelt 
sind, werden wir im engen Dialog mit der Bau- und Im-
mobilienwirtschaft ausbauen. 

Die mit Bundesbauten verbundene Vorbildfunktion neh-
men wir wahr – insbesondere bei Baukultur und Ener-
gieeffizienz. Die Kompetenzen des Bundesamtes für 
Bau- und Raumordnung für die baufachliche Betreuung 
der Hochbaumaßnahmen des Bundes stärken wir und 
entwickeln es zu einem noch leistungsfähigeren Koordi-
nierungszentrum weiter – vor allem zur Sicherung von 
Qualität, Kosten- und Termintreue.

Große öffentliche Bauvorhaben müssen in puncto Bau-
kosten und Termintreue wieder verlässlicher werden. 
Die eigens eingerichtete „Reformkommission Großpro-
jekte“ wird 2015 hierzu Vorschläge vorlegen. Auf dieser 
Basis werden wir prüfen, welche Änderungen im Pla-
nungsrecht, im Vergaberecht, im Haushaltsrecht und in 
weiteren Anwendungsgebieten vorgenommen werden 
sollen. Mit einer Baukostensenkungskommission über-
prüfen wir preistreibende und überdimensionierte Stan-
dards und Kosten von Materialien und Verfahren, insbe-
sondere der energetischen Sanierung.

Stadt- und Regionalentwicklung

Städtebauförderung weiterentwickeln

Das Erfolgsmodell Städtebauförderung werden wir in 
gemeinsamer Verantwortung von Bund, Ländern und 
Gemeinden fortführen und im Dialog mit allen an der 
Stadtentwicklung beteiligten Akteuren weiterentwickeln. 
Die Bundesmittel hierfür werden wir jährlich erhöhen. 
Die Programme der Städtebauförderung sollen die 
Kommunen insbesondere beim demografischen, sozia-
len und ökonomischen Wandel sowie beim Klimaschutz 
unterstützen. Die Beteiligung der Bürgerinnen und Bür-
ger, zivilgesellschaftlichen und wirtschaftlichen Akteu-
ren sowie die Zusammenarbeit mit privaten Immobilien-
besitzern und Wohnungsgesellschaften werden wir aus-
bauen. Wir vereinfachen die Bündelung mit anderen 
Förderprogrammen. Wir stellen sicher, dass auch Kom-
munen in Haushaltsnotlage nicht von der Förderung 
ausgeschlossen sind. Wir werten das Programm So-
ziale Stadt auf und sichern dort analog zu den anderen 
Städtebauförderprogrammen den flexiblen Mittelein-
satz.

Stadtumbauprogramme Ost und West 
 vereinheitlichen

Die bewährten Stadtumbauprogramme führen wir pers-
pektivisch (unter Berücksichtigung des Solidarpakts, 
Korb II) zu einem einheitlichen, inhaltlich aufgewerteten 
und integrierten Stadtumbauprogramm zusammen.

Soziale Stadt: Integration und Teilhabe sichern

Das Programm „Soziale Stadt“ werden wir im Rahmen 
der Städtebauförderung als Leitprogramm der sozialen 
Integration weiterführen. Es bildet die Grundlage für ei-
ne ressortübergreifende Strategie „Soziale Stadt“, mit 
der wir additiv Fördermittel aus Programmen anderer 
Ressorts in Gebieten mit erhöhten Integrationsanforde-
rungen bündeln.

Umwelt

Der Schutz und die Bewahrung der natürlichen Schöp-
fung erhält unsere elementare Lebensgrundlage und  
ist Teil unserer Verantwortung für künftige Generatio-
nen. Umweltschutz ist für uns eine Investition in Le -
bens qualität, auf die alle Menschen einen Anspruch  
haben.
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Nachhaltigkeit

Für uns ist die Förderung einer nachhaltigen Entwick-
lung grundlegendes Ziel und Maßstab des Regierungs-
handelns. Dies gilt insbesondere für eine Post-
2015-Agenda für nachhaltige Entwicklung der Vereinten 
Nationen. Wir werden uns für eine Stärkung der europä-
ischen Nachhaltigkeitsstrategie einsetzen. Wir verstär-
ken die nationalen Nachhaltigkeitsziele und setzen sie 
um, wie etwa im öffentlichen Beschaffungswesen. Wir 
wollen „Bildung zur Nachhaltigen Entwicklung“ in allen 
Bildungsbereichen stärker verankern. Die Ergebnisse 
der Enquete Kommission „Wachstum, Wohlstand, Le-
bensqualität“ des Deutschen Bundestages werden ein-
bezogen. Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige 
Entwicklung wird erneut eingesetzt und in seiner Funkti-
on gestärkt. Die ressortübergreifende Koordinierung 
wird ausgebaut. Im Subventionsbericht der Bundesre-
gierung wird stärker überprüft, ob die Maßnahmen 
nachhaltig sind.

Innovationen für mehr Ressourceneffizienz

Innovationen im Umwelt- und Klimaschutz sowie Res-
sourceneffizienz bieten Wachstumschancen. Wir star-
ten eine „Exportinitiative für Umwelttechnologien“.  
Neue Berufs- und Qualifikationsanforderungen, auch  
im Rahmen der dualen Ausbildung, werden aufgezeigt. 
Wir erarbeiten ein integriertes umfassendes Umwelt-
programm mit der Perspektive 2030, das langfristige 
Ziele und Schwerpunkte formuliert. Um die Innovations- 
und Umweltpolitik ressortübergreifend zu verzahnen, 
wird der „Masterplan Umwelttechnologien“ fortentwickelt 
und ein Aktionsplan für Öko-Innovationen aufgestellt, 
der den Eco-Innovation Action Plan der EU national 
 unterlegt.

Ressourceneffizienz ist aus ökonomischen, ökologi-
schen und sozialen Gründen unabdingbar. Wir wollen 
die beschlossene Verdopplung der Rohstoffproduktivität 
bis 2020 gegenüber 1994 erreichen. Deshalb wird das 
Deutsche Ressourceneffizienzprogramm weiterentwi-
ckelt, eine Plattform für Ressourceneffizienz etabliert.

In den Bereichen Ressourceneffizienz und Recycling 
kommt es darauf an, die Übertragung von Forschungs-
erkenntnissen auf kleine und mittlere Unternehmen si-
cherzustellen. Wir werden die Ressourceneffizienz 
durch Beratungsangebote für Unternehmen und Haus-
halte weiter steigern. Wir werden Modelle des Rohstoff-

monitorings erproben, die auch die Analyse von Stoff-
strömen aus Sekundärrohstoffen (Schrotte und Produk-
tionsabfälle) einbeziehen.

Wir werden in der Sekundärrohstoff-Wirtschaft unsere 
Politik sowohl an Zielen des Klima- und Ressourcen-
schutzes als auch an den Bedürfnissen der Wirtschaft 
ausrichten. Ein fairer Wettbewerb um die effizienteste 
und kostengünstigste Lösung der Rohstoff-Rückgewin-
nung und -Aufbereitung ist hierfür ein zentrales Ele-
ment. Die bestehende Recyclingverantwortung für Ver-
packungen werden wir auch für Produkte weiterentwi-
ckeln und uns dabei an den Aspekten der CO2-Vermei-
dung, Verbraucherfreundlichkeit und Kosteneffizienz 
orientieren.

Kreislaufwirtschaft

Wir entwickeln die Kreislaufwirtschaft zu einem effizien-
ten Instrument einer nachhaltigen Stoffstromwirtschaft. 
Wir schaffen rechtliche Grundlagen zur Einführung der 
gemeinsamen haushaltsnahen Wertstofferfassung für 
Verpackungen und andere Wertstoffe. Anspruchsvolle 
Recyclingquoten, Wettbewerb und Produktverantwor-
tung werden als Eckpunkte einer modernen Kreislauf-
wirtschaft gefestigt. Die Europäische Elektroaltgeräte-
richtlinie wird zügig in nationales Recht umgesetzt, 
Sammelmengen von Elektro- und Elektronikschrott er-
höht, Rücknahmesysteme für wieder verwendbare Pro-
dukte ausgebaut und die Rückgabe von Gebrauchtgerä-
ten erleichtert. Beim Recycling von Produkten der Infor-
mations- und Kommunikationstechnik sind Datensicher-
heit und -schutz zu gewährleisten. Zur Eindämmung der 
illegalen Ausfuhr von Elektroschrott erfolgt eine Beweis-
lastumkehr. Künftig muss der Exporteur nachweisen, 
dass es sich nicht um Abfälle handelt.

„Gebrauchen aber nicht verbrauchen“ ist das Prinzip 
beim Umgang mit der begrenzten Ressource Boden. 
Gemäß der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie wollen 
wir die Flächenneuinanspruchnahme bis 2020 auf 
höchstens 30 ha pro Tag begrenzen. Wir werden unter 
anderem prüfen, wie wir sinnvolle Nutzungsmischungen 
in innerstädtischen Gebieten mit begrenztem Flächenpo-
tenzial weiter fördern können. Den Modellversuch zum 
Handel mit Flächenzertifikaten werden wir weiter beglei-
ten sowie Planungsinstrumente weiterentwickeln und auf 
Demografiefestigkeit achten. Wir streben an, dass dau-
erhaft ökologisch aufgewertete Kleingartenanlagen künf-
tig als Ausgleichsflächen anerkannt werden können.
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Naturschutz und biologische Vielfalt

Wir wollen den Naturreichtum und die Artenvielfalt un-
serer Heimat bewahren. Die nationale Biodiversitäts-
strategie wird umgesetzt. Das Nationale Naturerbe wird 
um mindestens 30 000 ha erweitert und hierfür werden 
Flächen, die aus der militärischen Nutzung genommen 
werden, von der Privatisierung ausgenommen und an 
interessierte Länder, Umweltverbände oder -stiftungen 
übertragen. Damit wird auch dem „zwei Prozent-Wild-
nis-Ziel“ bis 2020 bzw. dem „fünf Prozent-Ziel-natürliche 
Waldentwicklung“ nähergekommen. Das Förderpro-
gramm „Bundesprogramm Biologische Vielfalt“ wird 
weitergeführt. Wir werden uns für eine „Alpenstrategie“ 
einsetzen. Das Nagoya-Protokoll wird schnellstmöglich 
ratifiziert und umgesetzt. Die Zusagen zum internatio-
nalen Biodiversitätsschutz werden eingehalten. Wir tre-
ten für Schutz, Erhalt sowie Wiederaufbau von Wäldern 
und Waldstrukturen sowie für eine damit verbundene 
Waldfinanzierung ein. Der REDD+ Mechanismus der 
Klimarahmenkonvention wird weiterentwickelt. Wir ver-
bessern den Wildtierschutz und gehen gegen Wilderei 
sowie den illegalen Wildtierhandel und deren Produkte 
vor; Handel mit und private Haltung von exotischen und 
Wildtieren wird bundeseinheitlich geregelt. Importe von 
Wildfängen in die EU sollen grundsätzlich verboten und 
gewerbliche Tierbörsen für exotische Tiere untersagt 
werden. Die Koalition sorgt gemeinsam mit anderen 
Staaten für einen besseren Vogelschutz entlang der 
Zugrouten.

Hochwasserschutz

Den Flüssen muss wieder mehr Raum gegeben wer-
den. Das nationale Hochwasserschutzprogramm wird 
vorangetrieben, die Chancen der Entwicklung von 
Fluss auen unter Naturschutzaspekten berücksichtigt 
und für einen fairen Ausgleich mit Interessen der Land-
wirtschaft gesorgt. Wir werden einen Bundesraumord-
nungsplan zum Hochwasserschutz erstellen, in dem 
länderübergreifende Standards hinsichtlich hochwas-
sergefährdeter Gebiete, Rückzugsräumen, Poldern  
etc. entwickelt werden.

Wir werden bis Ende 2014 mit den Bundesländern ein 
Nationales Hochwasserschutzprogramm unter Koordi-
nierung des Bundes erarbeiten. Schwerpunkt sind über-
regionale Maßnahmen für präventiven Hochwasser-
schutz sowie einheitliche Maßstäbe für den Hochwas-
serschutz an unseren Flüssen. Es wird ein Sonderrah-

menplan „Präventiver Hochwasserschutz“ aufgelegt. 
Für den Bau von Hochwasserschutzanlagen werden wir 
die Möglichkeiten für beschleunigte Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren ausschöpfen. Hierzu wollen wir 
gemeinsam mit den Ländern sowohl bundes- wie lan-
desrechtliche Regelungen auf den Prüfstand stellen und 
anpassen. Mit unseren europäischen Nachbarländern 
werden wir in einen intensiven Dialog zum Hochwasser-
schutz eintreten. Die Rahmenbedingungen für eine Ele-
mentarschadensversicherung werden geprüft. Es wird 
ein Bundesprogramm „Blaues Band“ aufgelegt, um die 
Renaturierung von Fließgewässern und Auen zu för-
dern, und ein „Bundeskonzept Grüne Infrastruktur“ als 
Entscheidungsgrundlage für Planungen des Bundes 
vorgelegt. Das Gesamtkonzept Elbe wollen wir im Aus-
gleich der ökologischen und ökonomischen Belange 
umsetzen. Wir wollen den Donau-Ausbau zwischen 
Straubing und Vilshofen auf Basis der Beschlussvarian-
te der Bayerischen Staatsregierung (ohne Staustufe). 

Gewässer- und Meeresschutz

Der Schutz der Gewässer vor Nährstoffeinträgen sowie 
Schadstoffen soll verstärkt und rechtlich so gestaltet 
werden, dass Fehlentwicklungen korrigiert werden. Wir 
werden die Klärschlammausbringung zu Düngezwecken 
beenden und Phosphor und andere Nährstoffe zurück-
gewinnen. Die bundeseinheitliche Regelung des Um-
gangs mit wassergefährdenden Stoffen wird zügig um-
gesetzt. Wir werden eine Novelle des Bergrechts unter 
dem Aspekt des Gewässerschutzes und die Grundla-
gen für eine unterirdische Raumplanung anstreben.

Wir setzen uns für ein Schutzgebietsnetz für Hochsee-
gebiete und für Verhandlungen zu einem internationalen 
Durchführungsübereinkommen ein. Die EU-Meeresstra-
tegierahmenrichtlinie wird umgesetzt und der gute Um-
weltzustand in den deutschen Meeresgewässern bis 
spätestens 2020 erreicht werden. Dazu gehört die Aus-
weisung von Schutzgebieten, die Bekämpfung der 
Überfischung, klare Regeln für Tiefseebergbau und    
Öl- oder Gasförderung aus großen Tiefen. Für die zehn 
Natura-2000-Gebiete wird ein Fischereimanagement 
verankert, um die Schutzziele zu erreichen. Wir werden 
die EU-Kommission beim Kampf gegen die Vermüllung 
der Meere unterstützen, insbesondere beim Vorgehen 
gegen Plastikeinträge. Union und SPD unterstützen die 
Einrichtung von Schutzgebieten in Arktis und Antarktis. 
Die Haftungsregeln zum Antarktis-Umweltschutzproto-
koll werden ratifiziert und innerstaatlich umgesetzt.
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Umwelt und Gesundheit

Wir wollen die Luftqualität verbessern, Schadstoffe be-
reits an der Quelle mit innovativen Techniken reduzieren 
und dazu auch die Umrüstung mit Rußpartikelfiltern für 
PKW und leichte Nutzfahrzeuge weiter fördern.

Substanzen, die ein Risiko für Mensch und Umwelt dar-
stellen, sind in allen Verpackungsmitteln, Kleidung und 
Alltagsprodukten so weit wie möglich zu vermeiden. Wir 
tragen zu einem nachhaltigen globalen Chemikalienma-
nagement bei. Es wird dafür gesorgt, dass Stoffe wie en-
dokrine Disruptoren, atemwegs- und hautsensibilisieren-
de und toxische Stoffe, deren chronische Wirkung zu Er-
krankungen führen, anhand wissenschaftlich begründeter 
und klar definierter Kriterien in die Kandidatenliste unter 
REACH aufgenommen werden. Die staatliche Begleitfor-
schung zu Nanomaterialien ist verstärkt weiterzuführen. 

Der Schutz von Lebensmitteln vor Umweltkontaminan-
ten wird weiter verbessert. Gesundheitliche Gefahren, 
die von Schädlingen auf Menschen, Flora und Fauna 
ausgehen, sollen auf umweltverträgliche Art und Weise 
abgewehrt werden und den Gesundheitsschutz der Be-
völkerung beachten. Es wird geprüft, wie der Schutz der 
Menschen vor nichtionisierender Strahlung, z. B. Ultra-
schall und Laser, und vor elektromagnetischen Feldern, 
verbessert werden kann.

Landwirtschaft und ländlicher Raum

Wir würdigen die Leistungen der Land- und Ernährungs-
wirtschaft in Deutschland für die Sicherung einer gesun-
den Ernährung und den Erhalt vielfältiger Kulturland-
schaften. Unser Ziel ist eine multifunktional ausgerichte-
te, bäuerlich unternehmerische Landwirtschaft, die res-
sourcen- und umweltschonend produziert, die Tierwohl, 
Nachhaltigkeit und Wettbewerbsfähigkeit miteinander 
verbindet. Leitbild ist eine von Familien betriebene, regi-
onal verankerte, flächendeckende Landwirtschaft unter-
schiedlicher Strukturen und Produktionsweisen. Sie 
trägt zur Wertschöpfung, gut bezahlter Arbeit und siche-
ren Einkommen in den ländlichen Räumen bei.

Umsetzung der Gemeinsame Agrarpolitik 
(GAP) und Entwicklung ländlicher Räume

Mit der nationalen Umsetzung der Gemeinsamen Agrar-
politik werden wir besonders die wirtschaftliche, soziale 
und ökologische Entwicklung ländlicher Räume fördern. 

Die Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küsten-
schutz wird zu einer „Gemeinschaftsaufgabe ländliche 
Entwicklung“ weiterentwickelt. Die Fördermöglichkeiten 
des Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwick-
lung des ländlichen Raums (ELER) sollen umfassend 
genutzt werden. Für eine integrierte Entwicklung länd-
licher Räume ist es notwendig, Ressortzuständigkeiten 
besser zu koordinieren. Innerhalb der Bundesregierung 
wird ein Schwerpunkt für ländliche Räume, Demografie 
und Daseinsvorsorge gebildet.

Wertschöpfung und Innovation

Wir wollen die Agrarforschung besser verzahnen und in 
den Bereichen Tierwohl, nachhaltige Pflanzenschutzver-
fahren, Eiweißstrategie und klimaschonende Landwirt-
schaft stärken. Die Arbeit der Deutschen Agrarfor-
schungsallianz (DAFA) wird unterstützt und verstetigt. 
Das Themenspektrum der Fachagentur für Nachwach-
sende Rohstoffe (FNR) wird um den Bereich Nachhaltig-
keit erweitert. Wir werden europäische Forschungsförde-
rungsprogramme in Deutschland zielgerichteter koordi-
nieren. Das Bundesprogramm „Ökolandbau und andere 
nachhaltige Formen der Landwirtschaft“ wird verstetigt.

Die deutschen Milcherzeuger leisten einen wichtigen 
Beitrag zur Wertschöpfung in ländlichen Räumen und 
zum Erhalt der Kulturlandschaft. Wir setzen den Kurs 
der Marktausrichtung in der Milchwirtschaft fort. Wir 
setzen weiterhin auf ein wirksames und verlässliches 
Sicherheitsnetz der EU. 

Die bestehenden Potenziale zur Energieeinsparung im 
Gartenbau sollen stärker genutzt werden.

Der deutsche Weinbau hat eine wichtige Rolle für die 
Erhaltung einer typischen Kulturlandschaft. Wir unter-
stützen die deutschen Winzer bei ihrer Ausrichtung auf 
erfolgreiche Qualitätserzeugnisse.

Wir werden die Umsetzung der Waldstrategie 2020 vor-
antreiben und dabei verstärkt auf die Schutzziele der 
Biodiversitätsstrategie setzen. Der Klein- und Kleinstpri-
vatwald wird mit geeigneten Mitteln in die Entwicklung 
einbezogen. Länderspezifische Konzepte zur Zielerrei-
chung bleiben unberührt. Der Waldklimafonds wird an-
gemessen finanziell ausgestattet.

Im Rahmen der Neuordnung des europäischen Saatgut-
rechts treten wir dafür ein, dass die Saatgutvielfalt ga-
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rantiert wird, die Interessen des nicht kommerziellen 
Bereichs gewahrt werden und der Zugang zu alten und 
regionalen Sorten nicht beschränkt wird. Wir setzen uns 
dafür ein, dass es im Rahmen des Nachbaus keine wei-
teren Einschränkungen für Landwirte und mittelständi-
sche Pflanzenzüchter gibt.

Wir wollen die traditionelle, arbeitsintensive Küsten-
fischerei unterstützen sowie die Binnenfischerei und die 
Aquakultur stärken. Die Reform der Gemeinsamen  
Fischereipolitik wird im Sinne der Ressourcenschonung 
und des Erhalts der Wettbewerbsfähigkeit der Fischerei 
umgesetzt. Besonderen Wert legt die Koalition auf den 
Schutz der Meeresböden und Bestände sowie die Wei-
terentwicklung der Fangtechnik und Fangmethoden mit 
dem Ziel der Beifangminderung. Die Koalition wird sich 
weiterhin für ein konsequentes Verbot des Walfangs so-
wie ein Handelsverbot mit Walfleisch einsetzen. 

Die Vermarktung regionaler Produkte wird ausgebaut. 
Das bundesweit einheitliche „Regionalfenster“ zur Kenn-
zeichnung regionaler Produkte wird evaluiert. Auf dieser 
Grundlage werden gegebenenfalls verbindliche Kriterien 
festgelegt. Um die behördliche Überprüfung der agrar-
wirtschaftlichen Exporte hinsichtlich Einhaltung der inter-
nationalen Standards sowie spezieller Anforderungen 
einzelner Drittstaaten zu verbessern, wird dem Bund eine 
koordinierende Funktion zugewiesen. Die Exportkompe-
tenz des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz wird gestärkt.

Beim Abschluss bi- und multilateraler Handelsabkom-
men ist die verbindliche Einhaltung der hohen europäi-
schen Standards in den Bereichen Verbraucher-, Tier- 
und Umweltschutz von zentraler Bedeutung. 

Außerlandwirtschaftliche Kapitalinvestoren 
und Flächenprivatisierung

Wir werden die rechtlichen Instrumentarien der Kontrol-
le des unmittelbaren und mittelbaren Erwerbs landwirt-
schaftlicher Flächen durch nicht-landwirtschaftliche und 
überregionale Investoren prüfen.

In Verhandlungen zwischen Bund und Ländern wird ge-
klärt, ob die noch in der Hoheit des Bundes verbliebenen 
Treuhandflächen interessierten Ländern übertragen wer-
den können. Die Länder haben damit die Möglichkeit, ein 
Existenzgründungsprogramm unter anderem für Jung-
land wirte zu etablieren. Die Übertragungsbedingungen 

sind so zu gestalten, dass sie den spezifischen agrar-
strukturellen, umweltpolitischen sowie verfassungs- und 
haushaltsrechtlichen Bedingungen gerecht werden.

Agrarsoziale Sicherung

Wir werden die Reform der Agrarsozialversicherung in-
tensiv begleiten. Dabei wird die Hofabgabeklausel neu 
gestaltet. 

Tierschutz und Tiergesundheit

Wir nehmen die kritische Diskussion zur Tierhaltung in 
der Gesellschaft auf und entwickeln eine nationale Tier-
wohl-Offensive. Sie wird die relevanten Rechtsbereiche – 
das Tiergesundheitsgesetz und das Tierarzneimittelrecht 
– sinnvoll in einem einheitlichen Rechtsrahmen zusam-
menführen. Die gesetzlichen Regeln zur Verringerung 
des Antibiotika-Einsatzes werden unbürokratisch und 
praxisnah umgesetzt. Wir werden die Sachkunde der 
Tierhalter fördern. Gleichzeitig erarbeiten wir ein bundes-
einheitliches Prüf- und Zulassungsverfahren für Tierhal-
tungssysteme. Ziel ist es außerdem, EU-weit einheitliche 
und höhere Tierschutzstandards durchzusetzen. 

Wir streben eine flächengebundene Nutztierhaltung an. 
Ziel ist es, eine tiergerechte Haltung in Deutschland zu för-
dern. Wir werden überdies einen wissenschaftlichen Dis-
kurs über Größen tiergerechter Haltung von Nutztieren auf 
den Weg bringen. Wir werden gemeinsam mit den Ländern 
und den Kommunen die Initiative ergreifen, um das Prob-
lem überfüllter Tierheime anzugehen. Die Erforschung von 
Ersatzmethoden zum Tierversuch wird intensiviert und da-
für die personelle und finanzielle Ausstattung der Zentral-
stelle zur Erfassung und Bewertung von Ersatz- und Ergän-
zungsmethoden zum Tierversuch (ZEBET) gestärkt.

Ethik und Landwirtschaft

Wir treten auf europäischer Ebene für ein Verbot des 
Klonens von Tieren und des Imports von geklonten Tie-
ren und deren Fleisch ein. Wir streben eine Kennzeich-
nungspflicht für Nachkommen von geklonten Tieren und 
deren Fleisch an.

Das bestehende Patentierungsverbot auf konventionelle 
Züchtungsverfahren, daraus gewonnene Tiere und Pflan-
zen sowie auf deren Produkte und auf das zu ihrer Erzeu-
gung bestimmte Material soll durchgesetzt und die ein-
schlägigen europäischen Vorschriften präzisiert werden.
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Grüne Gentechnik

Wir erkennen die Vorbehalte des Großteils der Bevölke-
rung gegenüber der grünen Gentechnik an. 

Wir treten für eine EU-Kennzeichnungspflicht für Pro-
dukte von Tieren, die mit genveränderten Pflanzen ge-
füttert wurden, ein. An der Nulltoleranz gegenüber nicht 
zugelassenen gentechnisch veränderten Bestandteilen 
in Lebensmitteln halten wir fest – ebenso wie an der 
Saatgutreinheit.

Flächenschutz

Um den Verlust landwirtschaftlicher Nutzflächen wei-
testgehend zu vermeiden, streben wir den unverzügli-
chen Erlass einer Bundeskompensationsverordnung an. 

Dünge- und Pflanzenschutzmittel müssen so eingesetzt 
werden, dass Risiken für Mensch, Tier und Naturhaus-
halt minimiert werden. Wir werden den Nationalen Akti-
onsplan Pflanzenschutz entschlossen umsetzen.

Bei Maßnahmen, die landwirtschaftliche Flächen in An-
spruch nehmen, müssen agrarstrukturelle Belange an-
gemessen berücksichtigt werden. Insbesondere im 
Rahmen des für die Energiewende notwendigen Netz-
ausbaus sind faire Entschädigungen für Grundstücksei-
gentümer und -nutzer erforderlich. 

Bienenmonitoring

Zum Erhalt und Ausbau der Bienenhaltung in Deutsch-
land sind gemeinsame Bund-Länder-Anstrengungen 
notwendig. Wir führen das Deutsche Bienenmonitoring 
mit dem mehrjährigen Untersuchungsprogramm weiter.

Agrardiesel

Aus Gründen der Wettbewerbsgleichheit werden wir die 
Förderung des Agrardiesels in der jetzigen Form beibe-
halten und streben eine einheitliche europäische Rege-
lung über die Energiesteuerrichtlinie an.

Verbraucherschutz

Verbraucher sollen selbstbestimmt entscheiden können. 
Unser Ziel ist ein verbraucherfreundlicher, transparenter 
Markt, auf dem sichere und gute Produkte unter fairen 
und nachhaltigen Bedingungen hergestellt und angebo-

ten werden. Verbraucherpolitik hat auch das Ziel, das 
Vertrauen zwischen Wirtschaft und Verbrauchern zu 
stärken. Ungleichgewichte im Markt beseitigen wir, indem 
wir für Transparenz, Vergleichbarkeit und Möglichkeiten 
einer effektiven Rechtsdurchsetzung sorgen. Unserer 
Politik liegt ein differenziertes Verbraucherbild zugrunde. 
Bedürfnisse, Interessen und Wissen der Verbraucher va-
riieren je nach Markt. Wo Verbraucher sich nicht selbst 
schützen können oder überfordert sind, muss der Staat 
Schutz und Vorsorge bieten. Zudem muss er die Ver-
braucher durch gezielte und umfassende Information, 
Beratung und Bildung unterstützen. Dies gilt insbesonde-
re für neue Bereiche wie den Finanzmarkt und Digitale 
Welt. Dafür wollen wir die bestehenden Verbraucherorga-
nisationen mit einer speziellen Marktwächterfunktion „Fi-
nanzmarkt“ und „Digitale Welt“ beauftragen.

Bessere Organisation des Verbraucher-
schutzes und Ausbau der Forschung 

Wir setzen einen unabhängigen und interdisziplinär be-
setzten Sachverständigenrat für Verbraucherfragen ein, 
der durch eine Geschäftsstelle unterstützt wird. Er soll 
zu wichtigen Verbraucherfragen und Teilmärkten Stel-
lungnahmen und Empfehlungen formulieren. 

Im Interesse eines besseren Verbraucherschutzes wer-
den wir darauf hinwirken, dass das Verbraucherver-
tragsrecht künftig verständlich, übersichtlich und in sich 
stimmig ausgestaltet ist sowie effektiver durchgesetzt 
werden kann. Informationspflichten müssen sich an den 
Bedürfnissen der Verbraucher orientieren.

Die mit dem Gesetz gegen unseriöse Geschäftsprakti-
ken erzielten Verbesserungen wollen wir nach zwei Jah-
ren evaluieren.

Die spezialisierten Verbraucherzentralen informieren 
die zuständigen staatlichen Stellen über die aus der flä-
chendeckenden Beratung und Marktbeobachtung ge-
wonnenen Erkenntnisse.

Der Verbrauchercheck bei gesetzgeberischen Vorhaben 
wird ausgeweitet, der Nutzen für Verbraucher begründet 
und konkret ausgeführt. 

Behörden soll bei begründetem Verdacht auf wiederhol-
te Verstöße gegen Verbraucherrechte eine Prüfpflicht 
auferlegt werden. Bei Bundesnetzagentur, Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Bundeskartell-
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amt und Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit wird Verbraucherschutz gleichberechtig-
tes Ziel ihrer Aufsichtstätigkeit.

Die Zuwendungen an die Stiftung Warentest und den 
Verbraucherzentrale Bundesverband werden erhöht. 
Das Stiftungskapital der Stiftung Warentest wird ver-
stärkt. 

Die Stiftung Datenschutz soll in die Stiftung Warentest 
integriert werden.

Europäisches und internationales Verbraucher-
recht

Das EU-Verbraucherrecht soll auf Grundlage des Prin-
zips der Mindestharmonisierung weiterentwickelt wer-
den. Der Grundsatz der Subsidiarität muss stärker Be-
achtung finden. Die Koalition möchte, dass Deutschland 
das Niveau dieser Mindestregelungen übertrifft. In Fäl-
len besonderen Nutzens für Verbraucher unterstützen 
wir eine Vollharmonisierung.

Bei einem Freihandelsabkommen zwischen der EU und 
den USA müssen die hohen europäischen Standards 
unter anderem im Verbraucher- und Datenschutz weiter 
Geltung behalten.

Bei der Neuregelung der Fluggastrechteverordnung und 
des Pauschalreiserechts setzt sich Deutschland für den 
Erhalt des bestehenden Schutzniveaus ein; missbräuch-
liche Praktiken wie überhöhte Gebühren für Namens-
wechsel und verloren gegangene Reiseunterlagen wer-
den unterbunden.

Die EU-Richtlinie über Alternative Streitbeilegung wird 
zeitnah verbraucherfreundlich umgesetzt und der „On-
line-Schlichter“ bundesweit einheitlich ausgeweitet. Be-
stehende Schlichtungsmöglichkeiten werden auf ihre 
Verbraucherfreundlichkeit überprüft.

Mehr Transparenz und Unterstützung  
für die Verbraucher

Wir wollen die Grundlagen für ein Label schaffen, das 
nachhaltige Produkte und Dienstleistungen kennzeich-
net und den Lebenszyklus des Produkts einbezieht. Die 
Koalition prüft, ob beim werblichen Herausstellen be-
sonderer Produkteigenschaften ein Auskunftsanspruch 
für Verbraucher geschaffen wird. 

Auf EU-Ebene wirken wir darauf hin, dass reparatur-
freundliche Maßnahmen in die Öko-Design-Richtlinie 
aufgenommen werden.

Zur Verbesserung der Produktsicherheit setzen wir  
uns für ein europäisches Sicherheitszeichen analog 
zum deutschen GS-Zeichen und auf EU-Ebene für  
eine verpflichtende Drittprüfung für Kinderspielzeug  
ein. 

Produktinformationsblätter sollen auch für andere Märk-
te wie Telekommunikation und Energie eingeführt wer-
den. Die Zweckmäßigkeit und die Verständlichkeit von 
Produktinformationsblättern und Beratungsprotokollen 
(Finanzbereich) müssen regelmäßig überprüft und Ver-
besserungen umgesetzt werden, z. B. durch Standardi-
sierung.

Die staatlich geförderte private Altersvorsorge soll ver-
braucherfreundlicher werden, zum Beispiel indem die 
Verwaltungskosten begrenzt werden.

Schutz der Verbraucher im Finanzbereich

Wir werden die Evaluierung der gesetzlichen Regelun-
gen zur Einführung des Pfändungsschutzkontos aus-
werten und insbesondere dafür Sorge tragen, dass die 
Kosten für ein Pfändungsschutzkonto nicht unangemes-
sen hoch sind.

Die Inanspruchnahme des Dispositionskredits soll nicht 
zu einer übermäßigen Belastung eines Bankkunden 
führen. Daher sollen die Banken verpflichtet werden, 
beim Übertritt in den Dispositionskredit einen Warnhin-
weis zu geben; bei dauerhafter und erheblicher Inan-
spruchnahme sollen sie dem Kunden eine Beratung 
über mögliche kostengünstigere Alternativen zum Dis-
positionskredit anbieten müssen.

Wir werden die Einführung der Honorarberatung als 
 Alternative zu einer Beratung auf Provisionsbasis für 
 alle Finanzprodukte vorantreiben und hohe Anforde-
rungen an die Qualität der Beratung festlegen. Die 
 Berufsbezeichnungen und Ausbildungsstandards der 
Berater auf Honorarbasis werden weiterentwickelt.

Das in der finanziellen Anlageberatung verwendete Be-
ratungsprotokoll werden wir im Hinblick auf die praktika-
ble Handhabung überprüfen und mit Verbesserungen 
für Anleger weiterentwickeln.
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Schutz der Verbraucher im Energiesektor 

Wir wollen Regelungen für einen besseren Schutz vor 
Strom- und Gassperren, z. B. durch den Einsatz von in-
telligenten Stromzählern mit Prepaid-Funktion. Bei den 
Tarifgenehmigungen ist zu beachten, dass Grundver-
sorgertarife angemessen gestaltet sind. Es werden  
Instrumente entwickelt, um die zugesagte Qualität von 
Energiedienstleistungen und Energieeffizienzinvestitio-
nen aus Sicht der Verbraucher sicherzustellen. 

Sicherheit, Selbstbestimmung  
und Transparenz in der digitalen Welt 

Wir fördern Innovationen und Techniken, die sicherstel-
len, dass Profilbildung und darauf basierende Geschäfts-
modelle ohne die Erhebung individualisierter personen-
bezogener Daten auskommen können. Nicht-anonyme 
Profilbildungen müssen an enge rechtliche Grenzen und 
die Einwilligung der Verbraucher geknüpft werden. Unter-
nehmen, die Scoringverfahren anwenden, werden ver-
pflichtet, dies der zuständigen Behörde anzuzeigen. Wir 
werden die Rechtsgrundlage dafür schaffen, dass die 
Verbraucherverbände datenschutzrechtliche Verstöße 
abmahnen und Unterlassungsklage erheben können.

Den mobilen Commerce werden wir verbraucherfreund-
lich ausgestalten, z. B. durch transparente Darstellungs-
möglichkeiten auf mobilen Endgeräten und Rückgabe-
möglichkeiten von Apps. Wir stärken die Rechte von Ver-
brauchern bei der Nutzung digitaler Güter gegenüber der 
Marktmacht globaler Anbieter. Im Rahmen der Evaluation 
des Gesetzes gegen unseriöse Geschäftspraktiken wird 
insbesondere die Wirksamkeit der Streitwertdeckelung 
bei Abmahnungen gegen Verbraucher aufgrund von  
urheberrechtlichen Verstößen im Internet geprüft.

Sichere Lebensmittel, transparente Kenn-
zeichnung, gesunde Ernährung

Die Lebensmittelüberwachung wird die Koalition besser 
vernetzen und in Deutschland und der EU für einheitliche 
Standards und eine sachgerechte Kontrolldichte sorgen. 

Verbraucherinformationsgesetz und § 40 Lebens- und 
Futtermittelgesetzbuch (LFGB) werden dahingehend 
geändert, dass die rechtssichere Veröffentlichung von 
festgestellten, nicht unerheblichen Verstößen unter Re-
duzierung sonstiger Ausschluss- und Beschränkungs-
gründe möglich ist. 

Wir werden zum Beispiel im Bereich der Dokumentation 
und Kennzeichnung darauf achten, dass für kleinere, re-
gional tätige Unternehmen unbürokratische Lösungen 
gefunden werden, ohne das Schutzniveau zu gefährden.

Wir setzen uns in der EU für ein Tierwohllabel nach 
deutschem Vorbild und für eine verpflichtende Kenn-
zeichnung für Produkte von Tieren ein, die mit gentech-
nisch veränderten Pflanzen gefüttert wurden. Sie tritt für 
ein Verbot des Klonens zur Lebensmittelherstellung und 
des Imports von geklonten Tieren sowie für eine Kenn-
zeichnungspflicht von Tieren und tierischen Produkten 
von deren Nachkommen ein. Für Lebensmittel muss es 
eine verpflichtende Kennzeichnung von Herkunft und 
Produktionsort geben. 

Die Empfehlungen der Lebensmittelbuchkommission 
müssen sich stärker am Anspruch der Verbraucher 
nach „Wahrheit und Klarheit“ orientieren.

Die Koalition wird bestehende Initiativen zur Ernährung 
und Gesundheit evaluieren und die erfolgreichen verste-
tigen. 

4.3.  Kultur, Medien und Sport

Kultur

Kulturförderung im föderalen System

Kunst- und Kulturförderung ist eine gemeinsame Aufga-
be von Bund, Ländern und Kommunen, die diese in ih-
rer jeweils eigenen Zuständigkeit wahrnehmen. Den 
Kulturhaushalt des Bundes wird die Koalition auf hohem 
Niveau weiterentwickeln. Kultur ist keine Subvention, 
sondern eine Investition in unsere Zukunft.

Bund und Länder sollten bei der Planung und Finanzie-
rung künftig intensiver und systematischer zusammen-
wirken (kooperativer Kulturföderalismus). Dazu soll ein 
regelmäßiger Austausch zwischen Bund, Ländern und 
Kommunen etabliert werden. Die Kulturstiftungen des 
Bundes und der Länder sind einzubeziehen.

Der Bund fördert national bedeutsame Kultureinrichtun-
gen. Für eine Bundesbeteiligung sind Förderkriterien zu 
erarbeiten, um eine systematisch und eindeutig struktu-
rierte Förderkulisse zu erreichen. Für die bisher geför-
derten Einrichtungen bedarf es langfristiger Finanzie-
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rungsperspektiven auch über 2019 hinaus. Die Koalition 
wird das Programm „Invest Ost – Investitionen für natio-
nale Kultureinrichtungen in Ostdeutschland“ fortsetzen.

Die Förderung folgender national bedeutsamer Kulturor-
te soll vorrangig geprüft werden: Romantikmuseum in 
Frankfurt am Main, Schaumagazin für Künstlernachläs-
se in der Abtei Brauweiler (NRW), Residenzschloss 
Dresden und Internationales Tanzzentrum Pina Bausch.

Angesichts des rasanten gesellschaftlichen Wandels 
(Demografie, Digitalisierung, Integration etc.) sollte die 
kulturelle Infrastruktur in Deutschland fortentwickelt, 
modernisiert und an die neuen Herausforderungen an-
gepasst werden. Ein wichtiger Aspekt ist dabei die Bar-
rierefreiheit kultureller Einrichtungen und Baudenkmäler. 

Gemeinsam mit den Ländern will die Koalition neue Ar-
beitsformen und Kooperationsmodelle entwickeln, um 
die Potenziale des demografischen Wandels im Kultur-
bereich aufzuzeigen und die identitätsstiftende Wirkung 
von Kunst und Kultur herauszustellen.

Der Analyse, dem Austausch und der Reflexion dienen 
eine verstärkte Kulturpolitikforschung und eine gegebe-
nenfalls gesetzlich zu sichernde Kulturstatistik. Dazu 
gehört auch die Weiterentwicklung einer qualifizierten 
Besucherforschung, die wertvolle Rückmeldungen zu 
künstlerischen Angeboten gibt.

Die Kulturlandschaft in Deutschland zeichnet sich durch 
kulturelle Vielfalt und viele freie Initiativen und Projekte 
aus, die immer wieder neu anzuregen und zu vitalisie-
ren sind. Das Engagement des Bundes für die Förde-
rung der freien, zeitgenössischen und darstellenden 
Kunst und Kultur ist vor allem auch im Hinblick auf inter-
kulturelle Belange zu verstärken. 

Der Kulturstiftung des Bundes (KSB) kommt als Förde-
rin und als Dachorganisation für die Zuwendungen an 
die Kulturfonds eine wesentliche Rolle zu, die weiter ge-
stärkt werden soll. Die Koalition will zudem die Autono-
mie und die Arbeit der bestehenden Fonds finanziell 
verstärken.

Mit der Musikförderung des Bundes will die Koalition den 
Ansatz einer konzeptorientierten Kulturförderung weiter-
entwickeln. Die Gründung eines Musikfonds auf Bundes-
ebene für die Entwicklung der zeitgenössischen Musik-
kultur hilft, eine Lücke im Fördersystem zu schließen.

Auch die Förderung des Bundes für die innovative und 
international ausstrahlende Kunstform Tanz soll im Dia-
log mit den Ländern fortgesetzt und im Rahmen eines 
zeitgemäßen, nachhaltig wirkenden Förderprogramms 
weiterentwickelt werden.

Die besondere Verantwortung des Bundes in Berlin ist 
eine dauerhafte Aufgabe, der Hauptstadtfinanzierungs-
vertrag ist langfristig auszugestalten. Die Koalition wird 
mit dem Land Berlin einen Folgevertrag für den Ende 
2017 auslaufenden Hauptstadtfinanzierungsvertrag ver-
einbaren, mit dem weiterhin alle grundsätzlichen Fragen 
der gesamtstaatlichen Repräsentation des Bundes in 
der Hauptstadt und die damit verbundene Kulturfinan-
zierung einvernehmlich und verbindlich auf der Grundla-
ge des Art. 22 Abs. 1 GG geregelt werden.

Mit dem Berliner Schloss/Humboldtforum erhält Berlin 
einen zentralen städtebaulichen Ankerpunkt zurück. Die 
Arbeiten werden zügig fortgesetzt. Der Bund wird die 
Stiftung Berliner Schloss/Humboldtforum bei ihrem 
Werben um Spenden weiter unterstützen.

Um den späteren Gebäudebetrieb des Humboldt-Fo-
rums zu gewährleisten, die Bespielung des Hauses an-
gemessen vorzubereiten und nach Übergabe an die 
Nutzer ein anspruchsvolles Kulturprogramm für alle zu 
ermöglichen, wird die Koalition die Weiterentwicklung 
des Nutzungskonzepts begleiten und dafür in der Fi-
nanzplanung rechtzeitig die erforderlichen Mittel etati-
sieren.

Die Koalition wird die Arbeit der Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz stärken und die Stiftung Preußische 
Schlösser und Gärten weiter unterstützen.

Die Koalition bekennt sich zu dem Ziel, jedem Einzelnen 
unabhängig von seiner sozialen Lage und ethnischen 
Herkunft gleiche kulturelle Teilhabe in allen Lebenspha-
sen zu ermöglichen. Kultur für alle umfasst Inklusion, 
Geschlechtergerechtigkeit sowie interkulturelle Öffnung. 
Diese Grundsätze sind auch auf die vom Bund geför-
derten Einrichtungen und Programme zu übertragen.

Kulturelle Bildung ist unverzichtbar für die Persönlich-
keitsentwicklung insbesondere junger Menschen, ihre 
sozialen Kompetenzen und für die gesellschaftliche Teil-
habe. Dies schließt auch Medienbildung mit ein. Dafür 
bedarf es eines ausgewogenen Verhältnisses zwischen 
verlässlicher Strukturförderung und innovativer Projekt-
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förderung. Das Programm „Kultur macht stark – Bünd-
nisse für die Bildung“ soll auf seine Effizienz überprüft, 
mit dem Kulturbereich und den Ländern abgestimmt 
und inhaltlich weiterentwickelt werden.

Gedenken und Erinnern, kulturelles Erbe, 
Baukultur

Das historische Gedächtnis und insbesondere die Auf-
arbeitung der jüngeren Geschichte unseres Landes 
bleiben dauerhafte Aufgaben. 

Unser Bewusstsein für Freiheit, Recht und Demokratie 
ist geprägt durch die Erinnerung an NS-Terrorherr-
schaft, an Stalinismus und SED-Diktatur, aber auch 
durch positive Erfahrungen deutscher Demokratiege-
schichte. Das bewährte Gedenkstättenkonzept des 
Bundes ist weiterzuentwickeln. Besondere Bedeutung 
misst die Koalition der Zeitzeugenarbeit, der politischen 
Bildung sowie der Wirkung authentischer Orte bei. Die 
Gedenkstätte Geschlossener Jugendwerkhof Torgau 
wird in die institutionelle Förderung des Bundes aufge-
nommen.

Das im Gedenkstättenkonzept enthaltene Themenfeld 
Opposition und Widerstand setzt die Koalition unter an-
derem um, indem das von der Robert-Havemann-Ge-
sellschaft bewahrte Archiv der DDR-Opposition und die 
Open-Air-Ausstellung „Friedliche Revolution 1989“ dau-
erhaft gesichert werden.

Die Koalition unterstützt das Vorhaben, die ehemalige 
Stasi-Zentrale in Berlin-Lichtenberg künftig als Ort der 
Aufklärung über Diktatur und Widerstand zu nutzen und 
fortzuentwickeln. Sie unterstützt auch den Umzug des 
Alliierten-Museums an den ehemaligen Flughafen Ber-
lin-Tempelhof.

Die Erinnerung an die Opfer des Nationalsozialismus 
und den Widerstand gegen das NS-Regime auch in sei-
ner europäischen Dimension werden wir wachhalten. 
Dem systematischen Völkermord an den europäischen 
Juden sowie an anderen Völkern und Gruppen wird in 
der deutschen Erinnerungskultur immer eine außeror-
dentliche Bedeutung zukommen.

Bis heute ist der Verbleib von Kunst- und Kulturgütern, 
die Eigentümer aufgrund der Verfolgung durch die Nati-
onalsozialisten verloren haben, nicht vollständig geklärt. 
Die Folgen nationalsozialistischer Unrechtsmaßnahmen 

bestehen fort. Um dem Anspruch bei der Restitution 
NS-verfolgungsbedingt entzogenen Kulturgutes, insbe-
sondere aus jüdischem Besitz, gerecht zu werden, will 
die Koalition die Mittel für die Provenienzforschung ver-
stärken.

Die Koalition wird die Aufarbeitung der NS-Vergangen-
heit von Ministerien und Bundesbehörden vorantreiben. 
In einer Bestandsaufnahme soll der aktuelle For-
schungsstand und bestehende Forschungsbedarf auf 
Bundesebene zur Aufarbeitung der frühen Nachkriegs-
geschichte von Ministerien und Behörden in der 
Bundesre publik Deutschland und der DDR ermittelt 
werden.

Angesichts der enormen Wissensdefizite bei Jugendli-
chen über die beiden deutschen Diktaturen im 20. Jahr-
hundert gilt es, wirksame Mittel für eine bessere Wis-
sensvermittlung wie die schulische und außerschulische 
politische Bildung zu nutzen. Authentischen Orten, wie 
beispielsweise dem ehemaligen „Reichsparteitagsge-
lände“ in Nürnberg, kommt eine wesentliche Funktion 
für die Geschichtskultur in Deutschland zu, die gemein-
sam mit dem jeweiligen Land erhalten und genutzt wer-
den soll.

In der kommenden Legislaturperiode werden wir unter 
anderem den 100. Jahrestag des Ausbruchs des Ersten 
Weltkrieges, 25 Jahre Mauerfall und Deutsche Einheit, 
das Gedenken an 70 Jahre Befreiung der Konzentrati-
onslager, Ende des Zweiten Weltkrieges und 80 Jahre 
„Nürnberger Gesetze“ angemessen begehen.

Die Koalition wird die Arbeit der Bundesstiftung zur Auf-
arbeitung der SED-Diktatur finanziell stabilisieren.

Die Restitution von Kunst- und Kulturgut, das von Be-
hörden in der ehemaligen sowjetischen Besatzungszo-
ne/DDR den rechtmäßigen Eigentümern entzogen wur-
de, ist eine noch nicht abgeschlossene Aufgabe. Zur 
Klärung der Ansprüche früherer Eigentümer muss auch 
in diesen Fällen die Provenienzforschung verstärkt 
 werden.

Die Koalition will das Verständnis für unsere gemeinsa-
me europäische Geschichte weiterentwickeln und be-
grüßt das Projekt „Europäisches Kulturerbe-Siegel“. 
Das Europäische Netzwerk Erinnerung und Solidarität 
kann mit anderen europäischen Partnern den Nukleus 
dafür bilden, Erinnerung und Gedenken im Geiste euro-
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päischer Versöhnung und Demokratie, Austausch und 
gemeinsame Projekte zu vertiefen. Dabei wird die Koali-
tion das Netzwerk unterstützen. 

Die Förderung des kulturellen Erbes der Deutschen  
im östlichen Europa gemäß § 96 Bundesvertriebenen-
gesetz (BVFG) ist ein Beitrag zur kulturellen Identität 
Deutsch lands und Europas. Mit dem Ziel verstärkter 
 europäischer Integration soll auch die „Konzeption 
2000“ der Kulturförderung des Bundes nach § 96  
BVFG angepasst und weiterentwickelt sowie die Um-
setzung der Konzeption der Stiftung Flucht, Vertrei-
bung, Versöhnung (SFVV) erfolgen. Die Koalitions-
parteien stehen zur gesellschaftlichen wie historischen 
Aufarbeitung von Zwangsmigration, Flucht und Vertrei-
bung. 

Wir bekräftigen unsere Verbundenheit mit den deut-
schen Minderheiten in Mittel- und Osteuropa sowie mit 
den im Ausland lebenden Deutschen.

Die Erhaltung des schriftlichen Kulturguts ist eine ge-
samtstaatliche Aufgabe. Die entsprechende Koordinie-
rungsstelle bei der Staatsbibliothek zu Berlin wird auf 
Basis einer bereits geplanten Evaluierung und in Ab-
stimmung mit den Ländern, gegebenenfalls über ein 
Bund-Länder-Förderprogramm, über 2015 hinaus fort-
geführt.

Wir wollen einen breiten gesellschaftlichen Dialog zu 
baukulturellen Fragen fördern – auch zu Bauvorhaben 
des Bundes. Die Bundesstiftung Baukultur als hierfür 
wichtigen Partner wollen wir stärken.

Auch der Erhalt von Denkmälern ist eine gesamtstaatli-
che Aufgabe. Der Bund wird die Denkmalschutz-Son-
derprogramme sowie das Programm „National wertvolle 
Kulturdenkmäler“ fortsetzen. Die Koalition setzt sich für 
ein „Europäisches Jahr für Denkmalschutz“ ein. Die für 
die Baukultur und den Denkmalschutz bereitgestellten 
Mittel werden wir auf sachgerechtem Niveau fortführen. 
An der steuerlichen Förderung von Baudenkmälern und 
Gebäuden in Sanierungsgebieten und städtebaulichen 
Entwicklungsbereichen halten wir fest.

Zu den herausragenden internationalen Stätten unserer 
Denkmalschutzlandschaft zählen die UNESCO-Welter-
bestätten. Der Bund wird den dafür zuständigen Län-
dern bei deren Pflege und Erhaltung weiterhin ein ver-
lässlicher Partner sein. 

Das bewährte „Investitionsprogramm Nationale UNESCO-
Welterbestätten“ soll in der Verantwortung der entspre-
chenden Ressorts fortgeführt und die Koordinierungs-
stelle Welterbe personell verstetigt werden.

Mit der Novellierung des Kulturgutschutzgesetzes will 
die Koalition ein, den Kulturgutschutz stärkendes, kohä-
rentes Gesetz schaffen, um sowohl illegal ausgeführtes 
Kulturgut anderer Staaten effektiv an diese zurückzuge-
ben als auch deutsches Kulturgut besser vor Abwande-
rung ins Ausland zu schützen.

Im Zweiten Weltkrieg wurden zahlreiche Kulturgüter aus 
Deutschland als „Beutekunst“ nach Russland und in an-
dere Staaten, vor allem in Mittel- und Osteuropa, ver-
bracht. Ihre Rückführung ist und bleibt ein wichtiges Ziel 
der Bundesregierung.

Das Bauhaus-Jubiläum im Jahre 2019 wird als Ereignis 
von nationaler und weltweiter Strahlkraft auch durch 
den Bund unterstützt. Wir werden bei den drei Bauhaus-
Einrichtungen: Stiftung Bauhaus-Dessau, Klassik-Stif-
tung Weimar und Bauhaus-Archiv Berlin die notwendi-
gen baulichen Voraussetzungen schaffen. Der Bund 
wird sich gemeinsam mit den im Bauhaus-Verbund zu-
sammengeschlossenen Ländern an der Vorbereitung 
des Bauhaus-Jubiläums beteiligen.

Der 250. Geburtstag von Ludwig van Beethoven im Jahr 
2020 bietet herausragende Chancen für die Kulturnation 
Deutschland im In- und Ausland. Deshalb ist die Vorberei-
tung dieses wichtigen Jubiläums eine nationale Aufgabe.

Die Koalition wird das Bundesarchivgesetz novellieren, 
insbesondere durch Verbesserung der Nutzer- und Wis-
senschaftsfreundlichkeit. Das Bundesarchiv muss in die 
Lage versetzt werden, die E-Verwaltung einführen zu 
können.

Soziale Absicherung von Künstlern

Die Koalition wird sich in der kommenden Legislaturpe-
riode für die soziale Absicherung von Kreativen und 
Künstlern einsetzen und für weitere Verbesserungen 
sorgen. Lücken in der sozialen Absicherung von Künst-
lern werden wir identifizieren und Lösungen entwickeln.

Wir werden die Künstlersozialkasse erhalten und durch 
eine regelmäßige Überprüfung der Unternehmen auf ih-
re Abgabepflicht hin dauerhaft stabilisieren. Dafür müs-
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sen wir einen weiteren Anstieg der Künstlersozialabga-
be verhindern. Dies setzt voraus, dass alle abgabepflich-
tigen Unternehmen ihren Beitrag leisten.

Ein effizientes Prüfverfahren soll die Belastungen für Wirt-
schaft und Verwaltungen minimieren und Abgabegerech-
tigkeit herstellen. Dabei wollen wir auch die Abgrenzung 
von ehrenamtlicher und künstlerischer Tätigkeit schärfen. 

Reform des Urheberrechts

Wir wollen das Urheberrecht den Erfordernissen und 
Herausforderungen des digitalen Zeitalters anpassen. 
Dabei werden digitale Nutzungspraktiken berücksichtigt. 
Ziel muss ein gerechter Ausgleich der Interessen von 
Urhebern, Verwertern und Nutzern sein. Damit der Wert 
kreativer Leistungen stärker in den Mittelpunkt der Ur-
heberrechtsdebatte rückt, muss das Bewusstsein für 
den Wert geistigen Eigentums in der Gesellschaft ge-
stärkt werden. Die Koalition will deshalb entsprechende 
Maßnahmen unterstützen.

Zum effektiveren Schutz von Markeninhabern, Urhebern 
und anderen Kreativen vor Rechtsverletzungen im welt-
weiten digitalen Netz, streben wir den Ausbau verbindli-
cher europäischer und internationaler Vereinbarungen 
an. Alle Maßnahmen zum Schutz geistigen Eigentums 
müssen verhältnismäßig sein. Als wesentlichen Beitrag 
zum Schutz der Verbraucher und zur Eindämmung von 
massenhaften Rechtsverletzungen sehen wir die Diens-
te an bieter im Internet stärker in der Verantwortung. 

Wir wollen die Rechtsdurchsetzung insbesondere ge-
genüber Plattformen verbessern, deren Geschäftsmo-
dell im Wesentlichen auf der Verletzung von Urheber-
rechten aufbaut. Wir werden dafür sorgen, dass sich 
solche Diens te an bieter nicht länger auf das Haftungs-
privileg, das sie als sogenannte Hostprovider genießen, 
zurückziehen können und insbesondere keine Werbe-
einnahmen mehr erhalten.

Um Rechtsverletzungen vorzubeugen, werden wir die 
Medienkompetenz der Internetnutzer stärken und sie 
besser in die Lage versetzen, zwischen legalen und ille-
galen Angeboten im Netz zu unterscheiden.

Wir wollen die kollektive Rechtewahrnehmung durch 
Verwertungsgesellschaften stärken und insbesondere 
die Aufsicht über die Verwertungsgesellschaften effekti-
ver ausgestalten.

Wir wollen Verhandlungen und Streitigkeiten über die 
Höhe der Privatkopievergütung schneller, effizienter und 
einfacher gestalten und werden eine Hinterlegungs-
pflicht für gesetzliche Vergütungsansprüche einführen. 

Um die Position des Urhebers zu verbessern und Krea-
tiven eine angemessene Vergütung zu ermöglichen, be-
darf es einer Überarbeitung des Urhebervertragsrechts. 
Dabei müssen wir feststellen, ob Verhandlungs- bzw. 
Konfliktlösungsmechanismen effizient genug ausgestal-
tet sind und ob das Verfahren insgesamt beschleunigt 
werden muss sowie die Verbindlichkeit des Schlich-
tungsverfahrens zu verbessern ist.

Wir bekennen uns zur Vertragsfreiheit im Urheberrecht 
und sind uns bewusst, dass Inhalte oft unter (impliziten) 
Nutzungsbestimmungen angeboten werden. Gleichzei-
tig ist das Interesse der Verbraucher an einer langfristi-
gen und geräteunabhängigen Nutzung ihrer legal erwor-
benen digitalen Inhalte zu berücksichtigen. Unser Ziel 
ist es daher, die Portabilität gekaufter Inhalte zu ermög-
lichen und zu fördern. 
Geprüft werden soll zudem, wie urheberrechtlich sicher-
gestellt werden kann, dass Technologiebrüche bei der 
Weiterversendung von Rundfunksignalen vermieden 
werden können. 

Wir werden den wichtigen Belangen von Wissenschaft, 
Forschung und Bildung stärker Rechnung tragen und ei-
ne Bildungs- und Wissenschaftsschranke einführen. 
Wir werden prüfen, ob den öffentlichen Bibliotheken ge-
setzlich das Recht eingeräumt werden sollte, elektroni-
sche Bücher zu lizensieren.

Wir werden eine umfassende Open Access Strategie 
entwickeln, die die Rahmenbedingungen für einen ef-
fektiven und dauerhaften Zugang zu öffentlich finanzier-
ten Publikationen und auch zu Daten (open data) ver-
bessert.

Die Veränderung der Medienwelt hat auch Folgen für 
die Printmedien, jedoch bleiben die Gründe für steuerli-
che Erleichterungen – Kultur- und Medienangebote als 
Teil der Daseinsvorsorge – auch in der digitalen Welt 
die gleichen. Den verminderten Mehrwertsteuersatz für 
Bücher, Zeitungen und Zeitschriften will die Koalition 
beibehalten; er soll in Zukunft auch für Hörbücher gel-
ten. Auf europäischer Ebene wird die Koalition darauf 
hinwirken, dass auf E-Books, E-Paper und andere elek-
tronische Informationsmedien künftig der ermäßigte 
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Mehrwertsteuersatz Anwendung finden kann. Essentiell 
für die Erhaltung der Vielfalt der Bücher und Buchhand-
lungen ist die Buchpreisbindung, die europarechtlich 
auch im Hinblick auf E-Books abzusichern ist.

Die Koalition wird auch in Zukunft an den Steuererleich-
terungen für kulturelle Leistungen festhalten und den 
bestehenden Standard der Steuererleichterungen für 
gemeinnützige Einrichtungen bewahren. Die Koalition 
wird prüfen, ob weitere Umsatzsteuererleichterungen 
für künstlerische Berufe möglich sind.

Medien

Unabhängige und vielfältige Medien sind Grundpfeiler ei-
ner funktionierenden Demokratie. Es ist deshalb erklärtes 
Ziel der Koalition, die Medienfreiheit, -vielfalt und -unab-
hängigkeit zu sichern. Die Digitalisierung und die damit 
einhergehende Konvergenz der Medien prägen die aktuel-
le Entwicklung der Medienwelt. Dabei soll nicht der Ver-
breitungsweg, sondern der Inhalt über das Regulierungs-
regime entscheiden. Deshalb unterstützt der Bund die Be-
mühungen der Länder um eine der Medienkonvergenz an-
gemessene Medienordnung. In diesem Zusammenhang 
setzt sich die Koalition für eine im Anschluss an die Vorar-
beit der Länder einzusetzende zeitlich befristete Bund-
Länder-Kommission ein, um erforderliche Kompatibilitäts-
regeln und daran anknüpfende Anpassungen – z. B. an 
den Schnittstellen Medienaufsicht, Telekommunikations-
recht und Wettbewerbsrecht – zu erarbeiten. 

Insbesondere aufgrund europäischer und internationa-
ler Entwicklungen im Medienbereich ist es wichtig, mit 
einer abgestimmten und starken Stimme zu sprechen. 
Deshalb ist es notwendig, dass deutsche Interessen 
konsequent und in enger Abstimmung zwischen Bund 
und Ländern in Brüssel vertreten werden.

Im Wissen um die Zuständigkeit der Länder bekennt 
sich die Koalition zur dualen Medienordnung. Die Koali-
tion will faire Wettbewerbschancen für alle Medienan-
bieter. Deshalb wollen wir die wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen privatwirtschaftlicher Medienproduktion 
stärken. Sie setzt sich für das Prinzip der Plattformneu-
tralität ein, d. h. bei Distributionsplattformen für Rund-
funk und Telemedien insbesondere bei marktbeherr-
schenden Plattformbetreibern sind eine diskriminie-
rungsfreie Informationsübermittlung und der neutrale 
Zugang zu Inhalten sicherzustellen. Private und öffent-
lich-rechtliche audiovisuelle Medienangebote und jour-

nalistisch-redaktionelle Inhalte, die einen Beitrag im 
Sinne des Public Value leisten, sollen einen diskriminie-
rungsfreien Zugang zu Distributionswegen und eine he-
rausgehobene Auffindbarkeit erhalten.

Die Koalition wird sich für eine Revision der Richtlinie 
über audiovisuelle Mediendienste (AVMD-RL) einset-
zen, die den Entwicklungen einer konvergenten Medien-
welt gerecht wird und unter anderem Werberegeln dere-
guliert. Im Bereich Online-Werbung unterstützen wir die 
Selbstregulierungsansätze der Branche.

Es ist zu prüfen, inwieweit das Kartellrecht den aktuel-
len Entwicklungen im Sinne der Konvergenz anzupas-
sen ist. Dabei darf die Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Medienunternehmen im internationalen Vergleich nicht 
beeinträchtigt werden.

Bei der Frequenzplanung (Digitale Dividende II) werden 
wir auf nationaler und europäischer Ebene im Einverneh-
men mit den Ländern die Belange des hiervon betroffe-
nen Rundfunks (DVB-T) und die Interessen der Nutzer 
drahtloser Produktionsmittel (z. B. in Kultureinrichtungen) 
berücksichtigen. Die für den Umstieg auf DVB-T2 not-
wendigen Voraussetzungen müssen erhalten bleiben.

Die Deutsche Welle ist eine wichtige Stimme Deutsch-
lands in der Welt und muss dauerhaft und spürbar ge-
stärkt werden. Die von Bund und Ländern im Sommer 
2013 vereinbarte grundlegende Verstärkung der Koope-
ration zwischen Deutscher Welle und ARD, ZDF und 
Deutschlandradio muss gerade im Informationsbereich 
umgesetzt werden.

Journalistisch-redaktionell verantwortete Medien sind 
von zentraler Bedeutung für Demokratie, Informations-
freiheit und Meinungsbildung und zwar unabhängig von 
der technologischen Verbreitung. Die Koalition unter-
stützt eine Initiative der Länder zur Wiedereinführung 
des „amtlichen Presseausweises“.

Die vielfältigen und wichtigen Initiativen der Bundeszen-
trale für politische Bildung, insbesondere zur Stärkung 
des (Lokal-)Journalismus, werden fortgesetzt und wei-
terentwickelt.

Die Koalition will gemeinsam mit den Verlagen sowie 
Journalistinnen und Journalisten das Bewusstsein für 
den Wert und die Bedeutung von Zeitungen und Zeit-
schriften als Kulturgut in der Gesellschaft verankern. 
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Wir wollen die Angebotsvielfalt in diesem Bereich, ins-
besondere auch auf regionaler Ebene, erhalten. Verlage 
und Journalisten brauchen verlässliche Rahmenbedin-
gungen vonseiten der Politik. 

Wir halten das Presse-Grosso als neutralen Vertriebs-
weg für unverzichtbar. Es darf durch europäische 
Rechtsentwicklungen nicht beeinträchtigt werden. Wir 
werden uns bei den Ländern für eine presserechtliche 
Verankerung des Presse-Grosso einsetzen. 

Gemeinsam mit den Ländern wird der Bund die Medien-
datenbank fortentwickeln und die Fortsetzung der Pres-
sestatistik als Medienstatistik unterstützen.

Die Koalition will unabhängige Buchhandlungen in ihrer 
Funktion als Ort der kulturellen Vermittlung und Begeg-
nung und angesichts der stetigen Zunahme des durch 
große Marktakteure geprägten Versandbuchhandels 
stärken, z. B. durch die Einführung eines jährlichen Prei-
ses für besonders innovative und kulturell ausgerichtete 
Geschäftsmodelle. 

Unser nationales Filmerbe muss dauerhaft gesichert und 
auch im digitalen Zeitalter sichtbar bleiben. Es bedarf hier-
für neben einer Digitalisierungsförderung des Bundes 
auch der Beteiligung der Länder und der Filmwirtschaft. 
Die Stiftung Deutsche Kinemathek ist als eine der zentra-
len Einrichtungen zur Bewahrung und Zugänglichmachung 
des deutschen Filmerbes zu stärken. Die Koalition wird 
auch das Bundesarchiv personell und finanziell stärken.

Der Deutsche Filmförderfonds (DFFF) hat in den ver-
gangenen Jahren maßgeblich zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Filmwirt-
schaft in Deutschland beigetragen und die internationa-
le Wettbewerbsfähigkeit des Produktionsstandorts 
Deutschland nachhaltig verbessert. Um die deutsche 
Filmwirtschaft zu stärken, werden wir die bisher gelten-
de zeitliche Befristung des DFFF aufheben und das er-
folgreiche Förderprogramm fortsetzen. 

Die Koalition wird im Zuge der anstehenden Novellie-
rung des Filmförderungsgesetzes (FFG) die Wirkung 
einzelner Instrumente der Filmförderung mit dem Ziel 
evaluieren, das FFG „zukunftsfest“ zu machen.

Wir werden bei allen Verantwortlichen dafür werben, die 
Stärkung des deutschen Kinderfilms zu einer Schwer-
punktaufgabe zu machen.

Wir wollen unsere vielfältige Kinolandschaft im Ganzen 
erhalten. Wir wollen in das erfolgreiche Förderpro-
gramm zur Digitalisierung auch solche Kinos einbezie-
hen, die als Kulturort eine besondere Funktion wahrneh-
men und bisher die Mindestfördervoraussetzungen 
nicht erfüllen konnten.

Digitale Medien 

Deutschland soll sich zu einem digitalen Kulturland wei-
terentwickeln. Unser kulturelles Erbe muss digitalisiert 
werden, um es für die kommenden Generationen zu si-
chern.

Eine wichtige Aufgabe zur Sicherung unseres kulturel-
len Erbes übernimmt die Deutsche Digitale Bibliothek 
als deutscher Beitrag zur europäischen digitalen Biblio-
thek Europeana. Der Bund ist sich der Verantwortung 
für die digitale Erschließung der kulturellen und wissen-
schaftlichen Überlieferungen bewusst und treibt auf die-
ser Grundlage mit den Ländern und Kommunen eine 
abgestimmte Digitalisierungsstrategie voran. Die vom 
Bund geförderten Einrichtungen müssen in die Lage 
versetzt werden, ihre Bestände einzubringen. 

Medienkompetenz ist eine elementare Schlüsselkompe-
tenz in unserer digitalen Gesellschaft und grundlegende 
Voraussetzung für einen selbstbestimmten Umgang mit 
den Medien und dem Netz für alle Generationen. Sie er-
öffnet – auch im Zusammenwirken mit Bürgermedien – 
Chancen der medialen Teilhabe und des Netzes und 
sensibilisiert den Nutzer für mögliche Risiken. Die bis-
herigen Initiativen des Bundes sollen – unter Wahrung 
der Kompetenzen der Länder und in enger Abstimmung 
mit diesen – fortgesetzt und verstetigt werden. Initiati-
ven wie das „Netz für Kinder“ / „Frag Finn“ ermöglichen 
Kindern einen sachkundigen Umgang mit dem Internet. 
Die „Nationale Initiative Printmedien“ soll weiterentwi-
ckelt werden und insbesondere die Medienkompetenz-
vermittlung von Kindern und Jugendlichen in den Blick 
nehmen.

Kinder und Jugendliche sollen die Chancen und Mög-
lichkeiten, die ihnen das Internet bietet, optimal nutzen 
können, ohne mit für sie schädigenden Inhalten konfron-
tiert zu werden. Moderner Jugendmedienschutz muss 
Rahmenbedingungen für eine gemeinsam getragene 
Verantwortung von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft 
schaffen. Im Dialog sind neue Instrumente für einen 
wirksamen Jugendmedienschutz zu entwickeln.
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Die Daten von Kindern und Jugendlichen in den sozia-
len Medien müssen besonders geschützt werden. Für 
einen wirksamen gesetzlichen Kinder- und Jugend-
schutz ist eine Angleichung der gesetzlichen Regelun-
gen zum Schutz von Kindern unabhängig vom Verbrei-
tungsweg der digitalen Medien anzustreben. Dabei soll-
ten die heute geltenden hohen Jugendschutzstandards 
für Trägermedien als Orientierung dienen. Im Zentrum 
für Kinderschutz im Internet (I-KiZ) arbeiten die Beteilig-
ten zusammen an einer Gesamtstrategie, die Regulie-
rung, Anbieterverantwortung und die Stärkung der Me-
dienkompetenz miteinander verbindet und internationale 
Zusammenarbeit sicherstellt.

Digitale Spiele prägen den Alltag vieler, insbesondere 
jüngerer Menschen in unserem Land. Wir erkennen die 
Vielfalt hochwertiger Angebote, insbesondere pädago-
gisch wertvoller Computerspiele sowie die große kreati-
ve Leistung und hohe technische Kompetenz der Spie-
leentwickler an. Dies wollen wir weiter fördern, bei-
spielsweise mit dem Deutschen Computerspielpreis. 
Diesen wollen wir zeitgemäß weiterentwickeln. Die ge-
meinsam durch den Deutschen Bundestag, die Bundes-
regierung und die Computerspielewirtschaft initiierte 
und mittlerweile gegründete Stiftung Digitale Spielekul-
tur soll gemeinsam mit den Marktteilnehmern weiter 
ausgebaut werden, um in den Schwerpunkten Wirt-
schaft und Ausbildung, Bildung und Erziehung, Kunst 
und Kultur sowie Forschung und Wissenschaft neue Im-
pulse setzen zu können. Wir wollen zudem das digitale 
Spiel für nachfolgende Generationen erhalten. Es gilt, 
geeignete Archivierungsmöglichkeiten zu prüfen.

Sport

Sport hat eine herausragende gesellschaftspolitische Be-
deutung und stellt die größte Bürgerbewegung Deutsch-
lands dar. Die Bundesregierung versteht sich als fairer 
Partner des organisierten Sports. Wir wollen, dass 
Deutschland eine erfolgreiche Sportnation bleibt. Im Spit-
zensport verbessern wir die Rahmenbedingungen für 
hochqualifizierte Trainerinnen und Trainer durch gute Ar-
beitsbedingungen und langfristigere Perspektiven. Wir 
setzen uns dafür ein, die Sportförderung mit Blick auf die 
Mittelvergabe für alle öffentlich und nachvollziehbar zu 
gestalten. In einer Sportoffensive Bildung und Beruf im 
Sinne der „Dualen Karriere“ setzen wir uns gemeinsam 
mit den Bundesländern bei Hochschulen und Arbeitge-
bern für bessere Bedingungen bei der Vereinbarkeit von 
Studium, Ausbildung oder Arbeit mit dem Spitzensport 

ein. Wir machen uns dafür stark, dass eine attraktive, 
ausgewogene und bedarfsorientierte Infrastruktur für den 
Spitzen-, Leistungs- und Breitensport erhalten bleibt. Die 
Interessen des Sports sind in immissionsschutzrechtli-
chen Konfliktlagen angemessen zu berücksichtigen. 
Deshalb werden wir auch eine Änderung der einschlägi-
gen gesetzlichen Bestimmungen prüfen.

Wir sorgen auch in Zukunft für eine verlässliche Finan-
zierung des erfolgreichen Programms „Integration durch 
Sport“. Im Nationalen Aktionsplan Integration muss der 
Sport weiterhin eine wichtige Rolle einnehmen und bei 
der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
wird der Inklusionsgedanke bei der Sportförderung des 
Bundes konsequent ausgebaut. Sport wollen wir in eine 
ressortübergreifende, bewegungsförderliche Gesamtpo-
litik einbinden, weil Sport, Gesundheitsförderung und 
Prävention zusammen gehören. Die Fankultur im Fuß-
ball soll in Deutschland erhalten bleiben. Gemeinsam 
mit Verbänden, Vereinen und den friedlichen Fans wol-
len wir dafür sorgen, dass Stadionbesuche sicher blei-
ben. Deshalb begrüßen und unterstützen wir alle prä-
ventiven Anstrengungen und werden alle gesetzlichen 
Rahmenbedingungen auf das Ziel ausrichten, Straftäter 
aus den Fußballstadien fernzuhalten.

Doping und Spielmanipulationen zerstören die ethisch-
moralischen Werte des Sports, gefährden die Gesund-
heit der Sportlerinnen und Sportler, täuschen und schädi-
gen die Konkurrenten im Wettkampf sowie die Veranstal-
ter. Deshalb werden wir weitergehende strafrechtliche 
Regelungen beim Kampf gegen Doping und Spielmani-
pulation schaffen. Dazu kommen auch Vorschriften zur 
uneingeschränkten Besitzstrafbarkeit von Dopingmitteln 
zum Zweck des Dopings im Sport sowie zum Schutz der 
Integrität des sportlichen Wettbewerbs in Betracht. Dabei 
müssen die Grundsätze der Bestimmtheit von Straftatbe-
ständen und die Verhältnismäßigkeit einer strafrechtli-
chen Sanktion gewährleistet sein. Eine gesetzliche Re-
gelung darf weder die verfassungsrechtlich garantierte 
Autonomie des Sports unzulässig einschränken, noch die 
Funktionsfähigkeit der Sportgerichtsbarkeit beeinträchti-
gen. Die nachhaltige Finanzierung der Nationalen Anti 
Doping Agentur (NADA) stellen wir sicher. An der Umset-
zung der „Berliner Erklärung“ der 5. UNESCO-Weltsport-
ministerkonferenz „MINEPS V“ wirken wir auf nationaler 
und internationaler Ebene weiterhin mit Nachdruck. Dazu 
werden wir unsere internationalen Aktivitäten unter ande-
rem an der Erarbeitung einer entsprechenden Konventi-
on des Europarats fortsetzen und den organisierten auto-
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nomen Sport in Deutschland bei der möglichst flächen-
deckenden Einführung von „Good Governance Standards“ 
unterstützen.

Bei der Vergabe von internationalen Sportgroßveran-
staltungen setzen wir uns in Kooperation mit dem auto-
nomen Sport für faire und nachhaltige Standards ein.

4.4.  Digitale Agenda  
für Deutschland

Chancen für eine starke Wirtschaft, gerechte Bildung 
und ein freies und sicheres Internet 

Digitales Leben und Arbeiten sind Alltag geworden und 
wir erleben den Wandel in eine digitale Gesellschaft. Die 
Nutzung moderner Technologien in Wirtschaft und Ge-
sellschaft ist heute selbstverständlich. Die meisten Ar-
beitsplätze sind durch Einsatz digitaler Technologien ge-
prägt. Die anstehende nächste Phase der Digitalisierung 
betrifft in besonderem Maße die Infrastrukturen: Erfolgs-
faktor der Energiewende ist die Digitalisierung der Ener-
gieversorgung. Verkehrsinfrastrukturen werden sowohl 
im Individualverkehr als auch im öffentlichen Verkehr di-
gitalisiert. Wesentliche Veränderung im Gesundheitswe-
sen ist der Aufbau der Telematikinfrastruktur. 

Maßgeblicher Faktor der Digitalisierung ist die Globalisie-
rung der Netze und die internationale Arbeitsteilung im 
Bereich der Informationstechnik. Das weltweite Netz ist 
ein globales Freiheitsversprechen. Doch spätestens der 
NSA-Skandal hat die Verletzlichkeit der digitalen Gesell-
schaft aufgezeigt. IT-Sicherheit wird zu einer wesentli-
chen Voraussetzung zur Wahrung der Freiheitsrechte. 
Die gesellschaftlichen Chancen und ökonomischen Po-
tenziale der Digitalisierung dürfen nicht gefährdet werden.

Die Koalition wird für das Handeln aller Ressorts eine 
digitale Agenda 2014 – 2017 beschließen und ihre Um-
setzung gemeinsam mit Wirtschaft, Tarifpartnern, Zivil-
gesellschaft und Wissenschaft begleiten.

Digitales Wachstumsland Nummer 1  
in Europa

Wir wollen die Informations- und Kommunikations-Stra-
tegie (IKT-Strategie) für die digitale Wirtschaft weiter-
entwickeln. Dazu gehören für uns Spitzenforschung im 
nationalen und europäischen Rahmen, die Entwicklung 

und Anwendung von digitalen Technologien und optima-
le Wachstumsbedingungen für Unternehmen aller Bran-
chen. Um den globalen und sicherheitspolitischen Her-
ausforderungen zu begegnen, fördern wir die deutsche 
und europäische IKT-Industrie, indem wir die Rahmen-
bedingungen dafür verbessern und Bürokratie abbauen. 

Wir wollen Kernbereiche der deutschen Wirtschaft wie 
Fahrzeug- und Maschinenbau, Logistik und Gesund-
heitswirtschaft bei der Digitalisierung unterstützen und 
die Rahmenbedingungen für Unternehmen so ausge-
stalten, damit diese global wettbewerbsfähig bleiben.

Die Digitalisierung der klassischen Industrie mit dem 
Zukunftsprojekt Industrie 4.0 werden wir vorantreiben 
und im nächsten Schritt um intelligente Dienstleistungen 
(„Smart Services“) erweitern sowie Projekte und Maß-
nahmen im Bereich der Green IT stärken.

Dazu ist es notwendig, Wissen aus der Spitzenfor-
schung in konkrete Anwendungen zu überführen. Mit-
tels Kompetenzzentren, Modellregionen und Pilotprojek-
ten soll der Wissenstransfer in Mittelstand und klassi-
sche Industrie initialisiert werden.

Neben dem Zukunftsprojekt Industrie 4.0 werden wir in 
den Bereichen intelligente Mobilität, Smart Grid, E-Health 
und Sicherheit Schwerpunkte setzen und damit die Positi-
on der deutschen Wirtschaft auf dem Weltmarkt festigen. 

Um das zu erreichen, werden Spitzencluster und Ver-
bundprojekte aus- und aufgebaut. Dabei sind ökologi-
sche, ökonomische und soziale Nachhaltigkeit maßgeb-
liche Faktoren.

Wir werden Beratungsangebote zur Digitalisierung von 
bestehenden Wertschöpfungsketten in Industrie und 
Mittelstand im Hinblick unter anderem auf Cloud-Com-
puting und Big Data ausbauen. Die Themen IT-Sicher-
heit und die Abwehr von Wirtschaftsspionage sollen da-
rüber hinaus eine besondere Rolle spielen.

Wir werden die Forschungs- und Innovationsförderung 
für „Big Data“ auf die Entwicklung von Methoden und 
Werkzeugen zur Datenanalyse ausrichten, Kompetenz-
zentren einrichten und disziplinübergreifend strategi-
sche Anwendungsprojekte ins Leben rufen. Wir wollen 
die deutsche Spitzenposition im Bereich des Höchstleis-
tungsrechnens in Abstimmung mit den Ländern und 
Partnern in Europa weiterhin ausbauen.
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Wir möchten einen neuen Gründungsgeist in Deutsch-
land wecken und eine Kultur der zweiten Chance eta-
blieren. Unser Ziel ist es dabei, die Zahl der Gründun-
gen von derzeit 10 000 in den nächsten Jahren kontinu-
ierlich auf 15 000 pro Jahr zu steigern. Dafür sollen An-
tragsverfahren entbürokratisiert werden. Außerdem 
werden wir Förderinstrumente dahingehend überprüfen, 
dass sie die gesamte Innovationskette inklusive der Ver-
wertungsmöglichkeiten berücksichtigen.

Wir wollen das Gründen von Unternehmen leichter ma-
chen: Durch eine Vereinfachung der Prozesse (One-
Stop-Agency) soll eine schnellere Unternehmensgrün-
dung möglich sein.

Wir werden Unternehmensgründungen im IT-Bereich 
erleichtern und ein innovatives Netzwerk für Start-Ups 
durch die Wirtschaft anstoßen und dessen Internationa-
lisierung unterstützen. 

Um Gründungen aus der Beschäftigung auch für Arbeit-
nehmer zu ermöglichen, die weder auf ihr Einkommen ver-
zichten noch das Risiko eines Jobverlusts auf sich neh-
men können, werden wir analog dem Modell der Familien-
pflegezeit die Möglichkeit einer „Gründungszeit“ einführen. 
Wir wollen bewährte Instrumente der Gründerunterstüt-
zung in Zusammenarbeit mit der KfW weiterentwickeln. 
Die Gewährung der Instrumente kann dabei an die Nut-
zung von Crowdfunding („Schwarmfinanzierung“) geknüpft 
werden. Für Gründungen aus der Arbeitslosigkeit soll das 
Instrument des Existenzgründerzuschusses fortgeführt 
werden. Darüber hinaus stoßen wir ein innovatives Netz-
werk für Start-Ups durch die Wirtschaft an, das die besten 
Rahmenbedingungen für junge Unternehmen bereitstellen 
kann, und unterstützen dessen Internationalisierung.

Stock-Options-Modelle sollen weiterentwickelt und stan-
dardisiert werden und als freiwilliger und ergänzender 
Teil der Entlohnung attraktiver gestaltet werden. 

Innovative Unternehmen brauchen kluge Köpfe. Des-
halb müssen wir im eigenen Land mit Bildungs- und 
Qualifizierungsmaßnahmen die Zahl der IT-Fachkräfte 
erhöhen. Die Kammern sind aufgefordert, faire Stan-
dardverträge für Gründer zu entwickeln. 

Es ist wichtig, die Innovationskräfte der digitalen Wirt-
schaft zu stärken. Was mit dem Beirat „Junge Digitale 
Wirtschaft“ auf den Weg gebracht wurde, wollen wir 
fortsetzen und ausbauen.

Wir werden Deutschland als Investitionsstandort für 
Wagniskapital international attraktiv machen und dafür 
ein eigenständiges Regelwerk (Venture-Capital-Ge-
setz) abhängig von den Finanzierungsmöglichkeiten er-
lassen, das unter anderem die Tätigkeit von Wagniska-
pitalgebern verbessert. Außerdem wollen wir es attrakti-
ver machen, in junge Unternehmen und junge Wachs-
tumsunternehmen zu investieren.

Mit Investitionszuschüssen wollen wir den Einsatz von 
Wagniskapital weiter fördern. Die Förder- und Finanzie-
rungsinstrumente von Bund, Ländern und EU sind auf 
ihre Kompatibilität hin zu evaluieren und gegebenenfalls 
anzupassen.

Um Börsengänge für junge, innovative und wachstums-
starke Unternehmen wieder zu beleben, werden wir die 
Einführung eines neuen Börsensegments „Markt 2.0“ 
prüfen.

Digitale Bildung und Forschung –  
gerecht und innovativ

Ein wichtiger Teil der Digitalisierungsstrategie ist es, die 
Medienkompetenz junger Menschen zu steigern, um sie 
zu einem sicheren und verantwortungsbewussten Um-
gang mit dem Internet zu emanzipieren. 

Wir sehen die Vermittlung von Medien- und Informati-
onskompetenz als zentrale Maßnahme für den Daten-
schutz und die Sicherheit im Internet für jede einzelne 
Nutzerin und jeden einzelnen Nutzer. Die bestehenden 
Programme zur Förderung von Medienkompetenz an 
Kitas und Schulen werden deshalb evaluiert und ausge-
baut. Das Leitbild der „digitalen Selbstständigkeit“ rückt 
somit in den Fokus der Medienkompetenz. Wir befür-
worten ein „Modellprojekt Freiwilliges Soziales Jahr Di-
gital“, damit junge Menschen ihre technischen Fertigkei-
ten und Fähigkeiten im Umgang und in der Anwendung 
von neuen Medien in den Dienst von gemeinnützigen 
Einrichtungen stellen und diese bei der Umsetzung von 
digitalen Projekten und der Vermittlung von Medienkom-
petenz unterstützen. Die Initiative „Ein Netz für Kinder“ 
wird unterstützt und verbreitert, um in Zusammenarbeit 
von Politik, Wirtschaft und Institutionen qualitätsvolle, 
altersgerechte und interessante digitale Angebote für 
Kinder zu schaffen. 

Der Aufbau, der Ausbau und die koordinierte nationale, 
europäische und internationale Vernetzung von offenen 
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(Forschungs-)Datenbanken, Repositorien und Open-Ac-
cess-Zeitschriften der Forschungseinrichtungen und der 
Hochschulen sind im Rahmen eines eigenen Pro-
gramms zu fördern.

Die Grundlagenforschung zu Internet und digitaler Ge-
sellschaft wird durch gezielte Initiativen zur Programm-
forschung und durch Bereitstellung entsprechender Mit-
tel gestärkt und verstetigt sowie institutionell gefördert. 
Ein mit öffentlichen Mitteln finanziertes Internet-Institut, 
das gleichzeitig als Ausgangspunkt für ein interdiszipli-
näres Kompetenznetz dient, soll sich mit den techni-
schen und wirtschaftlichen, aber auch den politischen, 
rechtlichen und ethischen Aspekten des Internets be-
schäftigen.

Digitales Leben und Arbeiten – Chancen 
und Rechte stärken 

Die Digitalisierung eröffnet eine Vielzahl von Möglichkei-
ten, die das Leben der Menschen einfacher machen und 
neue Chancen für den Arbeitsalltag bieten. So gibt es 
durch die Digitalisierung neue Angebote wie zum Beispiel 
flexible Arbeitszeitmodelle für die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf. Wir fordern die Wirtschaft auf, diese zu för-
dern. Wir appellieren an die Tarifpartner, Telearbeitsmo-
delle zu fördern und entsprechend auszubauen, sowie ta-
rifvertragliche Modelle zu finden, die die Rechte von Be-
schäftigten auf selbst zu bestimmende Telearbeitsplätze 
stärken. Das Angebot an Telearbeitsplätzen im öffentli-
chen Dienst werden wir weiter ausbauen.

Öffentliche Verwaltung und Tarifpartner sind aufgefor-
dert, die Rechte der Beschäftigten für eine erweiterte 
Arbeits-Autonomie und verbesserte Work-Life-Balance 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu stärken 
(z. B. Regelungen zur Nichterreichbarkeit). Wir begrü-
ßen darüber hinaus betriebsinterne Regelungen dazu. 
Neue digitale Qualifizierungs- und Weiterbildungswerk-
zeuge für Unternehmen wie auch für den öffentlichen 
Dienst werden wir zielgruppenspezifisch fördern und 
ausbauen. 

Immer mehr Unternehmen nutzen Online-Plattformen, 
um neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu gewinnen 
(E-Recruiting). Hierbei müssen die Grenzen der Privat-
sphäre eingehalten werden. Eine Umgehung von Privat-
sphäre-Einstellungen in sozialen Netzwerken – oder 
ähnlichen Plattformen ist nicht zu akzeptieren.

Durch die Digitalisierung bieten sich vor allem für junge 
Mütter und Väter neue Möglichkeiten für die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf, wie zum Beispiel neue und 
flexiblere Arbeitszeitmodelle.

Im Bereich der Gesundheit nutzen wir die Chancen der 
Digitalisierung und verstärken die Telemedizin (zum Bei-
spiel zur engen Betreuung von Risikopatientinnen und 
-patienten oder chronisch Kranken). Dabei ist ein 
Höchstmaß an Datenschutz zu gewährleisten. Wir wer-
den verhindern, dass sensible Patientendaten unkon-
trolliert an Dritte weitergegeben werden. Bürokratische 
und rechtliche Hemmnisse in der Telemedizin sollen ab-
gebaut werden, um die Anwendung grundsätzlich zu 
vereinfachen. Wir wollen den Einsatz und die Entwick-
lung von E-Care-Systemen in sogenannten Smart-
Home-Umgebungen fördern, die älteren, pflegebedürfti-
gen Menschen oder Menschen mit Behinderung die 
technische Unterstützung bieten, um ihnen den Alltag 
zu erleichtern. Ein weiterer Fokus liegt auf der Elektroni-
schen Gesundheitskarte (eGK). Die eGK soll ausgebaut 
werden, um den bürokratischen Aufwand für Patientin-
nen und Patienten zu verringern und die Kommunikation 
zu verbessern. Höchste Datenschutzstandards sowie 
eine sichere Verschlüsselung der Daten sind dabei die 
Grundvoraussetzung. 

Der digitale Alltag eröffnet neue Möglichkeiten, anderen 
Menschen zu helfen. Im Netz entstehen neue Formen 
des bürgerschaftlichen Engagements über soziale Netz-
werke und Nachbarschaftsinitiativen. Wir werden diese 
Entwicklung unterstützen und „Online Volunteering“-Pro-
jekte fördern, zum Beispiel die verbessernde Zusam-
menarbeit von Bürgerinnen und Bürgern mit der Verwal-
tung (Mängelmelder, Tausch- und Ehrenamtsbörsen). Wir 
wollen herausragende Projekte auszeichnen und einen 
Austausch der besten Beispiele initiieren. Zudem werden 
wir Projekte ins Leben rufen und fördern, durch die Medi-
enkompetenz vermittelt wird und damit dazu beitragen, 
die digitale Spaltung zu überwinden (z. B. Seniorinnen 
und Senioren lernen von Schülerinnen und Schülern). 

Wir fördern die Entwicklung und den Einsatz von bun-
desweiten Warn- und Informationssystemen, mit denen 
Bürgerinnen und Bürger per SMS, E-Mail oder über ei-
ne App über Unfälle, Gefahren und Katastrophen infor-
miert werden können. 

Wir führen Systeme ein ( zum Beispiel eine zentrale 
Nummer für SMS-Notrufe oder eine Notruf-App) und 
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ändern das TKG so, dass sich Menschen in einer Not-
situation bemerkbar machen und Hilfe anfordern kön-
nen, ohne zurückgerufen werden zu müssen. 

Im digitalen Zeitalter hat sich die Art der Kommunikation 
grundlegend verändert und die Menschen tauschen 
sich online auf diversen Plattformen aus. Wir sprechen 
uns gegen einen allgemeinen Klarnamenzwang aus, 
weil anonyme Kommunikation oft nicht nur sinnvoll, son-
dern auch notwendig ist. 

Wir sehen neben den Chancen der Digitalisierung auch 
die Risiken. So wollen wir Präventions- und Beratungs-
angebote zu online basiertem Suchtverhalten bundes-
weit ausbauen und wissenschaftlich begleiten. 

In den nächsten vier Jahren können die Weichen ge-
stellt werden, damit Deutschland und Europa eine Füh-
rungsrolle bei der konsequenten, sozialverträglichen, 
vertrauenswürdigen und sicheren Digitalisierung der 
Gesellschaft und Wirtschaft einnehmen. Mit einer aus-
gewogenen Digitalisierungspolitik können Zukunfts-
chancen unseres Landes, Potenziale für Demokratie 
und Teilhabe sowie Innovations- und Wettbewerbsfähig-
keit langfristig gesichert werden. Deutschland wird zu 
einer echten digitalen Gesellschaft.
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5.  Moderner Staat, innere Sicherheit  
und Bürgerrechte

5.1.  Freiheit und Sicherheit

Konsequenzen aus den Erkenntnissen  
des NSU-Untersuchungsausschusses

Der Untersuchungsausschuss des Deutschen Bundesta-
ges zum sogenannten „Nationalsozialistischen Untergrund“ 
(NSU) hat parteiübergreifend zahlreiche Reformvorschläge 
für die Bereiche Polizei, Justiz und Verfassungsschutz, zur 
parlamentarischen Kontrolle der Tätigkeit der Nachrichten-
dienste sowie zur Zukunft der Förderung zivilgesellschaftli-
chen Engagements gegen Rechtsextremismus, Rassismus 
und Antisemitismus erarbeitet. Soweit die Bundesebene 
betroffen ist, machen wir uns diese Empfehlungen zu Eigen 
und werden sie zügig umsetzen. Soweit die Länder betrof-
fen sind, werden wir im Dialog mit ihnen Wege für die Um-
setzung dieser Empfehlungen erarbeiten, etwa bei der ein-
heitlichen Verfahrensführung der Staatsanwaltschaften.

Wir stärken die Zentralstellenfunktion des Bundesamts für 
Verfassungsschutz (BfV), bauen dessen Koordinierungs-
kompetenz im Verfassungsschutzverbund aus und ver-
bessern die technische Analysefähigkeit des BfV. Der ge-
genseitige Austausch von Informationen zwischen Bund 
und Ländern wird gemeinsame Lagebilder ermöglichen.

Wir wollen eine bessere parlamentarische Kontrolle der 
Nachrichtendienste. Die Anforderungen an Auswahl und 
Führung von V-Leuten des Verfassungsschutzes wer-
den wir im Bundesverfassungsschutzgesetz regeln und 
die parlamentarische Kontrolle ermöglichen. Die Behör-
denleiter müssen die Einsätze der V-Leute genehmigen. 
Bund und Länder informieren sich wechselseitig über 
die eingesetzten V-Leute.

Bei Polizei und Justiz stärken wir die interkulturelle Kom-
petenz und steigern die personelle Vielfalt. Die Möglich-
keiten für Opferbetreuung und -beratung stärken wir. Weil 
Opfer rassistischer, fremdenfeindlicher oder sonstiger 
menschenverachtender Straftaten den besonderen 
Schutz des Staates verdienen, wollen wir sicherstellen, 
dass entsprechende Tatmotive bei der konkreten Strafzu-
messung ausdrücklich berücksichtigt werden.

Kriminalität und Terrorismus

Prävention

Die Extremismusprävention der Bundesregierung bün-
deln und optimieren wir. Antisemitismus bekämpfen wir, 

Radikalisierung, rassistischen und demokratiefeindli-
chen Strukturen treten wir entgegen. Wir stärken die 
Präventionunter anderem indem wir Programme wie 
„Zusammenhalt durch Teilhabe“ verstetigen. Bei der Be-
kämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus ver-
knüpfen wir die zivilgesellschaftlichen Aktivitäten mit de-
nen im Bildungssektor und bei Polizei und Justiz.

Kriminalität in allen gesellschaftlichen Bereichen 
wirksam bekämpfen 

Mit Blick auf strafbares Verhalten im Unternehmensbe-
reich bauen wir das Ordnungswidrigkeitenrecht aus. Wir 
brauchen konkrete und nachvollziehbare Zumessungs-
regeln für Unternehmensbußen. Wir prüfen ein Unter-
nehmensstrafrecht für multinationale Konzerne. Das 
Recht der Vermögensabschöpfung werden wir vereinfa-
chen, die vorläufige Sicherstellung von Vermögenswer-
ten erleichtern und eine nachträgliche Vermögensab-
schöpfung ermöglichen. Wir regeln, dass bei Vermögen 
unklarer Herkunft verfassungskonform eine Beweislast-
umkehr gilt, sodass der legale Erwerb der Vermögens-
werte nachgewiesen werden muss. Bestechung und 
Bestechlichkeit im Gesundheitswesen wollen wir unter 
Strafe stellen. 

Wir wollen unsere Unternehmen vor Wirtschafts- und 
Konkurrenzspionage aus aller Welt schützen und eine 
nationale Strategie für den Wirtschaftsschutz erarbei-
ten. An private Sicherheitsdienstleister stellen wir ver-
bindliche Anforderungen an Seriosität und Zuverlässig-
keit. 

Zur besseren Bekämpfung von Kinderpornografie im In-
ternet werden wir im Strafrecht den veralteten Schriften-
begriff zu einem modernen Medienbegriff erweitern. Wir 
schließen zudem inakzeptable Schutzlücken und besei-
tigen Wertungswidersprüche im Sexualstrafrecht. Zur 
Aufklärung von Sexual- und Gewaltverbrechen sollen 
bei Massen-Gentests – auch sogenannte Beinahetref-
fer –verwertet werden können, wenn die Teilnehmer 
vorab über die Verwertbarkeit zulasten von Verwandten 
belehrt worden sind. Zum Schutz der Bevölkerung vor 
höchstgefährlichen, psychisch gestörten Gewalt- und 
Sexualstraftätern, deren besondere Gefährlichkeit sich 
erst während der Strafhaft herausstellt, schaffen wir die 
Möglichkeit der nachträglichen Therapieunterbringung. 
Die längerfristige Observation von entlassenen Siche-
rungsverwahrten stellen wir auf eine gesetzliche Grund-
lage.
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Beim Stalking stehen vielen Strafanzeigen auffällig we-
nige Verurteilungen gegenüber. Im Interesse der Opfer 
werden wir daher die tatbestandlichen Hürden für eine 
Verurteilung senken. Zudem werden wir Maßnahmen 
zur Kontrolle der Einhaltung von Kontakt- bzw. Nähe-
rungsverboten erarbeiten.

Einbruchskriminalität verunsichert die Menschen über 
die materiellen Schäden hinaus. Die Tätergruppen agie-
ren zunehmend grenzüberschreitend. Wir unterstützen 
nicht nur präventive Maßnahmen der Bürger, sondern 
bekämpfen diese Alltagskriminalität auch durch bessere 
Zusammenarbeit der Polizeibehörden auf Landes-, Bun-
des- und EU-Ebene. Sicherheitsvereinbarungen zwi-
schen Bund und Ländern können dazu ein Instrument 
sein.

Rocker-Clubs bieten einen Deckmantel für vielfältige 
Formen der Schwerkriminalität, wie zum Beispiel Men-
schenhandel und Drogengeschäfte. Dieser organisier-
ten Kriminalität kann durch den Entzug der Privilegien 
des Vereinsrechts entgegengetreten werden. Wir wer-
den dazu das Vereinsrecht verschärfen, die Verbotsfol-
gen bei Rockergruppierungen verstärken und bei Ver-
boten jegliche Neugründung in den betroffenen Städten 
und Kreisen ausschließen. Die Kennzeichen verbotener 
Rockergruppen dürfen von anderen Gruppierungen im 
Bundesgebiet nicht weiter genutzt werden.

Wir verbessern den Schutz von Polizistinnen und Poli-
zisten sowie anderen Einsatzkräften bei gewalttätigen 
Übergriffen.

Effektive Strafverfolgung und wirksame 
 Maßnahmen zur Gefahrenabwehr 

Wir wollen das allgemeine Strafverfahren und das Ju-
gendstrafverfahren unter Wahrung rechtsstaatlicher 
Grundsätze effektiver und praxistauglicher ausgestal-
ten. Dazu wird eine Expertenkommission bis zur Mitte 
dieser Wahlperiode Vorschläge erarbeiten.

Durch ein frühzeitiges gemeinsames Vorgehen der 
Strafverfolgungsbehörden und der Kinder- und Jugend-
hilfe wollen wir kriminalitätsgefährdete Kinder und Ju-
gendliche vor einem Abgleiten in kriminelle Karrieren 
bewahren. Wird ein junger Mensch straffällig, soll die 
Strafe der Tat auf dem Fuße folgen. Den Gedanken der 
Wiedergutmachung gegenüber Kriminalitätsopfern wer-
den wir im Jugendstrafrecht stärken.

Um eine Alternative zur Freiheitsstrafe und eine Sankti-
on bei Personen zu schaffen, für die eine Geldstrafe 
kein fühlbares Übel darstellt, werden wir das Fahrverbot 
als eigenständige Sanktion im Erwachsenen- und Ju-
gendstrafrecht einführen. Bei Verkehrsdelikten streben 
wir an, zur Bestimmung der Blutalkoholkonzentration 
auf körperliche Eingriffe zugunsten moderner Messme-
thoden zu verzichten. Eine Blutentnahme wird durchge-
führt, wenn der Betroffene sie verlangt.

Wir evaluieren die Vorschriften zur Kronzeugenregelung 
und zur Verständigung im Strafverfahren. Wir prüfen, in-
wieweit dem öffentlichen Interesse an einem Gerichts-
verfahren durch eine erweiterte Saalöffentlichkeit Rech-
nung getragen werden kann. Im Strafvollzug verbessern 
wir den Datenaustausch zwischen den beteiligten Ein-
richtungen und Institutionen.

Wir reformieren das Recht der strafrechtlichen Unter-
bringung in psychiatrischen Krankenhäusern, indem wir 
insbesondere dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz stär-
ker zur Wirkung verhelfen. Hierzu setzen wir eine Bund-
Länder-Arbeitsgruppe ein.

Um die Opfer von Straftaten dabei zu unterstützen, ihre 
zivilrechtlichen Ersatzansprüche gegen den Täter durch-
zusetzen, fördern wir die Durchsetzung von Schadenser-
satzansprüchen in Strafverfahren (Adhäsionsverfahren) 
und erleichtern es den Opfern, sich im Zivilprozess auf 
bindende Feststellungen eines Strafgerichts zu berufen. 
Menschen, die einen nahen Angehörigen durch Ver-
schulden eines Dritten verloren haben, räumen wir als 
Zeichen der Anerkennung ihres seelischen Leids einen 
eigenständigen Schmerzensgeldanspruch ein, der sich in 
das deutsche System des Schadensersatzrechts einfügt. 

Die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zur Anti-
terrordatei werden umgesetzt und die Analysefähigkeit 
der Datei verbessert. Die Vorschriften über die Quellen-
Telekommunikationsüberwachung werden wir rechts-
staatlich präzisieren, um unter anderem das Bundeskri-
minalamt bei seiner Aufgabenerfüllung zu unterstützen.

Vorratsdatenspeicherung

Wir werden die EU-Richtlinie über den Abruf und die 
Nutzung von Telekommunikationsverbindungsdaten um-
setzen. Dadurch vermeiden wir die Verhängung von 
Zwangsgeldern durch den EuGH. Dabei soll ein Zugriff 
auf die gespeicherten Daten nur bei schweren Strafta-
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ten und nach Genehmigung durch einen Richter sowie 
zur Abwehr akuter Gefahren für Leib und Leben erfol-
gen. Die Speicherung der deutschen Telekommunikati-
onsverbindungsdaten, die abgerufen und genutzt wer-
den sollen, haben die Telekommunikationsunternehmen 
auf Servern in Deutschland vorzunehmen. Auf EU-Ebe-
ne werden wir auf eine Verkürzung der Speicherfrist auf 
drei Monate hinwirken.

Wir werden das Waffenrecht im Hinblick auf die techni-
sche Entwicklung und auf seine Praktikabilität hin an-
passen. Die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger hat 
dabei oberste Priorität. Wir streben eine erneute befris-
tete Amnestie an. Zur Erhöhung der öffentlichen Sicher-
heit werden wir darüber hinaus gemeinsam mit den 
Ländern schrittweise das nationale Waffenregister wei-
terentwickeln. Die Kriminal- und Rechtspflegestatistiken 
machen wir aussagekräftiger. Die Sicherheitsforschung 
wird besser koordiniert.

Digitale Sicherheit und Datenschutz

Ziel der Koalition ist es, die Balance zwischen Freiheit 
und Sicherheit auch in der digitalen Welt zu schaffen 
und zu bewahren.

Cyberkriminalität

Das Strafrecht passen wir – auch durch Abschluss inter-
nationaler Abkommen – an das digitale Zeitalter an. Wir 
schließen Schutzlücken und systematisieren die bisher 
verstreut geregelten datenbezogenen Strafvorschriften.

Wir verbessern den strafrechtlichen Schutz vor Beleidi-
gungen in sozialen Netzwerken und Internetforen (Cy-
bermobbing und Cybergrooming), da die Folgen für die 
vor einer nahezu unbegrenzten Öffentlichkeit diffamier-
ten Opfer besonders gravierend sind. Cybermobbing 
und Cybergrooming in sozialen Netzwerken müssen 
einfacher gemeldet und angezeigt werden können. 

Eine zentrale Meldestelle für Phishing und ähnliche De-
likte soll die Prävention verbessern und Ermittlungen er-
leichtern.

IT-Infrastruktur und digitaler Datenschutz

Wir schaffen ein IT-Sicherheitsgesetz mit verbindlichen 
Mindestanforderungen an die IT-Sicherheit für die kriti-
schen Infrastrukturen und der Verpflichtung zur Mel-

dung erheblicher IT-Sicherheitsvorfälle. Dafür setzen 
wir uns auch auf der EU-Ebene im Rahmen der europäi-
schen Cybersicherheitsstrategie ein.

Um Freiheit und Sicherheit im Internet zu schützen, 
stärken und gestalten wir die Internet-Infrastruktur 
Deutschlands und Europas als Vertrauensraum. Dazu 
treten wir für eine europäische Cybersicherheitsstrate-
gie ein, ergreifen Maßnahmen zur Rückgewinnung der 
technologischen Souveränität, unterstützen die Entwick-
lung vertrauenswürdiger IT- und Netz-Infrastruktur so-
wie die Entwicklung sicherer Soft- und Hardware und si-
cherer Cloud-Technologie und begrüßen auch Angebote 
eines nationalen bzw. europäischen Routings.

Wir bauen die Kapazitäten des Bundesamtes für Sicher-
heit in der Informationstechnik (BSI) und auch des Cyber-
Abwehrzentrums aus. Wir verbessern die IT-Ausstattung 
der deutschen Sicherheitsbehörden.

Um Bürgerdaten besser zu schützen und zu sichern, 
werden wir die Bündelung der IT-Netze des Bundes in ei-
ner einheitlichen Plattform „Netze des Bundes“ anstre-
ben. IT- und TK-Sicherheit wollen wir zusammenführen.

Die Bundesbehörden werden verpflichtet, zehn Prozent 
ihrer IT-Budgets für die Sicherheit ihrer Systeme zu ver-
wenden.

Um Vertrauen wieder herzustellen müssen die Standar-
disierungsgremien transparenter werden. Zudem muss 
sich Deutschland stärker in diesen und anderen interna-
tionalen Gremien beteiligen, besonders solchen der In-
ternetarchitektur und Internet-Governance.

Wir prüfen, inwieweit ein Ausverkauf von nationaler Ex-
pertise und Know-how in Sicherheits-Schlüsseltechno-
logien verhindert werden kann.

Wir initiieren ein Spitzencluster „IT-Sicherheit und kriti-
sche IT-Infrastruktur“. 

Um zu gewährleisten, dass die Nutzerinnen und Nutzer 
über die Sicherheitsrisiken ausreichend informiert sind, 
sollen Internetprovider ihren Kunden melden, wenn sie 
Hinweise auf Schadprogramme oder ähnliches haben. 
Darüber hinaus streben wir einen sicheren Rechtsrah-
men und eine Zertifizierung für Cloud-Infrastrukturen 
und andere sicherheitsrelevante Systeme und Dienste 
an.
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Zur Wahrung der technologischen Souveränität fördern 
wir den Einsatz national entwickelter IT-Sicherheitstech-
nologien bei den Bürgerinnen und Bürgern.

Die Weiterentwicklung und Verbreitung von Chipkarten-
lesegeräten, Kryptografie, DE-Mail und sicheren Ende-
zu-Ende-Verschlüsselungen sowie vertrauenswürdiger 
Hard- und Software gilt es erheblich auszubauen.

IT-Hersteller und -Diensteanbieter sollen für Daten-
schutz- und IT-Sicherheitsmängel ihrer Produkte haften.

Wir wollen das vom Bundesverfassungsgericht entwi-
ckelte Grundrecht auf Gewährleistung der Vertraulich-
keit und Integrität informationstechnischer Systeme mit 
Leben füllen. Die Nutzung von Methoden zur Anonymi-
sierung, Pseudonymisierung sowie die Datensparsam-
keit müssen verbindlich geregelt werden. 

Wir werden den technikgestützten Datenschutz („Priva-
cy by Design“) und den Datenschutz durch Voreinstel-
lungen („Privacy by Default“) ausbauen. 

Um die Grund- und Freiheitsrechte der Bürgerinnen und 
der Bürger auch in der digitalen Welt zu wahren und die 
Chancen für die demokratischen Teilhabe der Bevölke-
rung am weltweiten Kommunikationsnetz zu fördern, 
setzen wir uns für ein Völkerrecht des Netzes ein, damit 
die Grundrechte auch in der digitalen Welt gelten. Das 
Recht auf Privatsphäre, das im Internationalen Pakt für 
bürgerliche und politische Rechte garantiert ist, ist an 
die Bedürfnisse des digitalen Zeitalters anzupassen.

EU-Datenschutzgrundverordnung

Die EU-Datenschutzgrundverordnung muss zügig wei-
ter verhandelt und schnell verabschiedet werden, um 
europaweit ein einheitliches Schutzniveau beim Daten-
schutz zu garantieren. Die strengen deutschen Stan-
dards beim Datenschutz, gerade auch beim Datenaus-
tausch zwischen Bürgern und Behörden wollen wir be-
wahren. Europa braucht ein einheitliches Datenschutz-
recht für die Wirtschaft, in dem alle Anbieter, die in Eu-
ropa ihre Dienste anbieten, dem europäischen Daten-
schutzrecht unterliegen (Marktortprinzip). Die Grundsät-
ze der Zweckbindung, der Datensparsamkeit und  
-sicherheit, der Einwilligungsvorbehalt, das Recht auf 
Löschen und das Recht auf Datenportabilität müssen in 
der Verordnung gewahrt bleiben. Bei den EU-Regelun-
gen zur justiziellen und polizeilichen Zusammenarbeit 

muss sichergestellt werden, dass das deutsche Daten-
schutzniveau bei der Übermittlung von Daten an andere 
EU-Staaten nicht unterlaufen werden darf.

Bei deren Ausgestaltung ist darauf zu achten, dass be-
stehenden Refinanzierungsmöglichkeiten journalistisch-
redaktioneller Medien erhalten bleiben und dass das für 
Presse- und Medienfreiheit unabdingbare Medienprivi-
leg effektiv ausgestaltet wird.

Konsequenzen aus der NSA-Affäre

Wir drängen auf weitere Aufklärung, wie und in welchem 
Umfang ausländische Nachrichtendienste die Bürgerin-
nen und Bürger und die deutsche Regierung ausspä-
hen. Um Vertrauen wiederherzustellen, werden wir ein 
rechtlich verbindliches Abkommen zum Schutz vor Spi-
onage verhandeln. Damit sollen die Bürgerinnen und 
Bürger, die Regierung und die Wirtschaft vor schran-
kenloser Ausspähung geschützt werden. Wir stärken 
die Spionageabwehr. Unsere Kommunikation und Kom-
munikationsinfrastruktur muss sicherer werden. Dafür 
verpflichten wir die europäischen Telekommunikations-
anbieter, ihre Kommunikationsverbindungen mindes-
tens in der EU zu verschlüsseln und stellen sicher, dass 
 europäische Telekommunikationsanbieter ihre Daten 
nicht an ausländische Nachrichtendienste weiterleiten  
dürfen.

Die Koalition tritt für die europaweite Einführung einer 
Meldepflicht für Unternehmen an die EU ein, die Daten 
ihrer Kundinnen und Kunden ohne deren Einwilligung an 
Behörden in Drittstaaten übermitteln. Wir werden zu-
dem in der EU auf Nachverhandlungen der Safe-Harbor 
und Swift-Abkommen drängen.

Zivilschutz und Schutz  
kritischer Infrastrukturen

Wir werden das fachübergreifende Rahmenkonzept für 
den Zivilschutz an neuen Herausforderungen orientiert 
fortentwickeln und das Leistungsspektrum sowie die 
Aufgaben des Technischen Hilfswerks (THW) unter Be-
rücksichtigung des Schutzes kritischer Infrastrukturen 
anpassen. Wir werden das Ehrenamt als Basis des Zi-
vil- und Katastrophenschutzes – insbesondere mit Blick 
auf die sozialen und demografischen Veränderungen – 
fördern und stärken. Wir stärken das Bundesamt für Be-
völkerungsschutz und Katastrophenhilfe als strategi-
schen Knotenpunkt des Bundes im Beziehungsgeflecht 
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aller Akteure im Bevölkerungsschutz. Vor dem Hinter-
grund des durch den Klimawandel veränderten Scha-
denpotenzials werden wir die Einführung einer Elemen-
tarschaden-Pflichtversicherung prüfen.

Die Betreiber kritischer Infrastrukturen halten wir durch 
Kooperation und gesetzliche Vorgaben dazu an, Wider-
standsfähigkeit (Resilienz) und Schutzmaßnahmen zu 
verbessern.

Bundespolizei und Schutz  
unserer Grenzen

Die Ergebnisse der Evaluierung der Neuorganisation 
der Bundespolizei setzen wir in der jetzt erforderlichen 
Konsolidierungsphase um. Wir wollen die Bundespolizei 
als kompetente und effektive Strafverfolgungsbehörde 
stärken, gut qualifizierte und ausgestattete Bereit-
schaftspolizeien vorhalten und die Einsatzmittel der 
Bundespolizei modernisieren. An Kriminalitätsschwer-
punkten im Aufgabenbereich der Bundespolizei setzen 
wir mit zusätzlichen Mitteln mehr Videotechnik ein.

Weitere Einreiseerleichterungen nach Europa setzen 
ein Einreise- und Ausreiseregister im europäischen 
 Verbund voraus. Wir treten für einen Ausbau der inter-
nationalen Zusammenarbeit mit den Nachbarländern 
und ein noch besseres Ineinandergreifen der Arbeit der 
Sicherheitsbehörden im föderativen Gefüge ein.

Umgang mit SED-Unrecht

Die monatlichen Zuwendungen für Opfer der politischen 
Verfolgung in der ehemaligen SBZ/DDR (SED-Opfer-
rente) erhöhen wir. Für SED-Opfer, die haftbedingte 
 Gesundheitsschäden erlitten haben und deshalb Ver-
sorgungsleistungen beantragen, werden wir gemein-
sam mit den Ländern die medizinische Begutachtung 
verbessern.

Die Koalition wird eine Expertenkommission einsetzen, 
die bis zur Mitte der Legislaturperiode Vorschläge erar-
beitet, wie und in welcher Form die aus dem Stasi-Un-
terlagengesetz (StUG) resultierenden Aufgaben des 
Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssi-
cherheitsdienstes der ehemaligen DDR (BStU) fortge-
führt werden und wann das geschieht. Die Koalition  
wird die Fortführung des Pilot-Projektes „Virtuelle 
 Rekonstruktion vorvernichteter Stasi-Akten“ sicher-
stellen.

5.2.  Moderner Staat,  
lebendige Demokratie  
und  Bürger beteiligung

Wirksam und vorausschauend regieren

Die Koalition macht es sich zur Aufgabe, die Wirksam-
keit des Regierungshandelns gezielt zu erhöhen und er-
arbeitet dazu eine ressortübergreifende Strategie „Wirk-
sam und vorausschauend regieren“. Koordinierende 
Stellen bündeln die Maßnahmen innerhalb der Ressorts 
und bei ressortübergreifenden Zielen und Vorhaben. 

Wir stärken die Kompetenzen und Kapazitäten der stra-
tegischen Vorausschau in den Ministerien, um Chan-
cen, Risiken und Gefahren mittel- und langfristiger Ent-
wicklungen besser erkennen zu können. Wir nutzen ver-
mehrt Wirkungsanalysen in der Phase der Entwicklung 
von politischen Maßnahmen sowie Evaluationen beste-
hender Gesetze und Programme, um die Wirksamkeit 
systematisch zu prüfen.

Wir wollen die Zielgenauigkeit und Wirksamkeit politi-
scher Vorhaben dadurch erhöhen, dass wir politische 
Vorhaben stärker aus Sicht und mit Beteiligung der Bür-
gerinnen und Bürger entwickeln. Dazu verbessern wir 
die Kompetenzen und Kapazitäten in der Verwaltung, 
um neueste Erkenntnisse der Sozialwissenschaften 
besser zu nutzen.

Bürgerbeteiligung

Parlament, Regierung und Verwaltung werden die Mög-
lichkeiten der Digitalisierung intensiv nutzen und die inter-
aktive Kommunikation mit den Bürgerinnen und Bürgern 
sowie der Wirtschaft auf barrierefreien Websites ausbau-
en. Wir wollen die Potenziale der Digitalisierung zur Stär-
kung der Demokratie nutzen. Wir wollen die Informatio-
nen über politische Entscheidungen quantitativ und quali-
tativ verbessern und die Beteiligungsmöglichkeiten für 
die Menschen an der politischen Willensbildung ausbau-
en. Gerade im Vorfeld von Entscheidungen ist früh, offen, 
umfassend und verständlich zu informieren. Deutschland 
wird im Rahmen der „Digitalen Agenda“ der EU-Kommis-
sion einen „Digital Champion“ benennen. 

Den Sachverstand und die Meinung der Bevölkerung 
suchen wir auch über digitale Beteiligungsplattformen, 
sodass konstruktive und frühzeitige Einflussnahme von 
Bürgerinnen und Bürgern besser gelingt. 
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Die Beteiligung der Öffentlichkeit an umweltpolitisch re-
levanten Entscheidungsprozessen wird gestärkt, ohne 
die zügige Umsetzung von Planungsvorhaben zu ge-
fährden.

Verkehrsinfrastrukturprojekte brauchen Akzeptanz und 
Transparenz. Wir werden deshalb die Bürgerbeteiligung 
in der Vorphase der Planfeststellung weiter verbessern 
und hierfür verbindliche Qualitätsstandards gesetzlich 
festschreiben. 

Wir wollen Bürgerinnen und Bürger und die Akteure  
der Zivilgesellschaft konsequent in die Diskussion um 
Zukunftsprojekte und die Ausgestaltung von Forschungs-
agenden einbinden. Wir wollen neue Formen der Bür-
gerbeteiligung und der Wissenschaftskommunikation 
entwickeln und in einem Gesamtkonzept zusammen-
führen. 

Wir wollen die Partizipation Jugendlicher stärken. Wir 
wollen Anreize zur Stärkung partizipationsfördernder 
Kommunalpolitik legen. Jugendhilfeausschüsse und Ju-
gendhilfeplanung bieten Ansatzpunkte guter Jugendpo-
litik. Wir unterstützen das ehrenamtliche und freiwillige 
Engagement Jugendlicher und wollen für mehr Aner-
kennung sorgen.

Wir wollen rechtliche Hemmnisse bei der Ausübung des 
Wahlrechts für Analphabeten und Betreute abbauen.

Transparenter Staat

Die digitale Berichterstattung über den Bundestag und 
seine Sitzungen sowie über öffentliche Ausschusssit-
zungen und Anhörungen (z. B. in Streams) wollen wir 
ausbauen. So bald wie möglich werden wir Bekanntma-
chungen wie beispielsweise Drucksachen und Protokol-
le in Open Data tauglichen Formaten unter freien Li-
zenzbedingungen bereitstellen. 

Wir erhöhen die Transparenz beim Einsatz externer 
Personen in der Verwaltung. Um den Anschein von 
 Interessenkonflikten zu vermeiden, streben wir für 
 ausscheidende Kabinettsmitglieder, Parlamentarische 
Staatssekretärinnen und Staatssekretäre und politische 
Beamtinnen und Beamte eine angemessene Regelung 
an.

Wir werden die Strafbarkeit der Abgeordnetenbeste-
chung neu regeln.

Moderne Verwaltung

Wir wollen ein bürgerfreundliches „digitales Deutsch-
land“. Ein Programm „Digitale Verwaltung 2020“ für ver-
bindliche Standards zur flächendeckenden Digitalisierung 
der Verwaltung soll dazu auf den Weg gebracht werden. 
Bei den Beschaffungen des Bundes werden wir die Pro-
zesse standardisieren und nach Möglichkeit digitalisieren. 

Durch E-Government ergeben sich umfassende Dienst-
leistungen für die Bürgerinnen und Bürger und für die 
Wirtschaft, die die Erledigung von Formalia wie Behör-
dengängen wesentlich erleichtern können. Zahlreiche 
gute und erfolgreiche E-Government-Projekte zeigen, 
dass es innovative technische Lösungen in Deutschland 
gibt, die allerdings noch nicht flächendeckend und koor-
diniert umgesetzt sind.

Der Bund wird den Ländern vorschlagen, die Programme 
des E-Governments unter Verantwortung des IT-Pla-
nungsrates zu konsolidieren und zu koordinieren. Dabei 
sind Technologien nach Möglichkeit langfristig so zu pla-
nen, dass keine Abhängigkeiten zu intransparenten Pro-
tokollen, Software, Hardware oder Herstellern entstehen.

Bei der Anschaffung von IT-Technologien durch die öf-
fentliche Hand müssen im Rahmen des Wirtschaftlich-
keitsprinzips Innovationspotenziale und Nachhaltigkeit 
als mitentscheidende Kriterien bedacht werden. Bei 
Ausschreibungen sollen Sicherheitsstandards vorgege-
ben und wenn möglich Open-Source-Lösungen erwo-
gen werden.

Voraussetzung für die Akzeptanz elektronischer Behör-
dendienste sind Datenschutz und Sicherheit der Kom-
munikation und Angebote. Die Identifizierungsfunktion 
des neuen Personalausweises und die Nutzung von 
 Ende-zu-Ende-Verschlüsselungen sind grundsätzlich 
anzuwenden.

Eine bundesweite laufend aktualisierte Landkarte aller 
öffentlich angebotenen Dienstleistungen schafft Trans-
parenz, Koordinierung, Verbindlichkeit, Priorisierung 
und Fokussierung und gibt den Bürgerinnen und Bür-
gern einen Überblick über die entsprechenden Angebo-
te. Die Idee der einheitlichen Behördennummer 115 wol-
len wir ins Internet übertragen (www.115.de) und zumin-
dest die 100 wichtigsten und am häufigsten genutzen 
Verwaltungsleistungen innerhalb der nächsten vier Jah-
re bundesweit einheitlich online anbieten.
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Wir erleichtern den Kommunen die Realisierung, indem 
wir die besten Umsetzungslösungen häufig genutzter Ver-
waltungsleistungen anbieten und dadurch eine bessere 
Vereinheitlichung mit niedrigeren Folgekosten erreichen. 

Die Bürgerinnen und Bürger sollen auf Wunsch die Möglich-
keit haben, einen einheitlichen Stammdaten-Account, ein 
sogenanntes Bürgerkonto zu verwenden, um die Kommuni-
kation mit der Verwaltung zusätzlich zu vereinfachen. Zur 
elektronischen Identifizierung soll der neue elektronische 
Personalausweis genutzt werden. Das Bürgerkonto kann 
zum digitalen Dokumentenpostfach erweitert werden. 

Eine Systematisierung der bislang nebeneinanderstehenden 
Rechtsregelungen zum Internet (Internetgesetzbuch) wird 
geprüft und in diesem Zusammenhang das Leistungs-
schutzrecht hinsichtlich der Erreichung seiner Ziele evaluiert.

Erste Open-Data-Projekte in Deutschland zeigen das 
Potenzial offener Daten. Die Bundesverwaltung muss 
auf der Basis eines Gesetzes mit allen ihren Behörden 
Vorreiter für die Bereitstellung offener Daten in einheitli-
chen maschinenlesbaren Formaten und unter freien Li-
zenzbedingungen sein. Wir wollen für Bund, Länder und 
Kommunen ein Open-Data-Portal bereitstellen. Die Ko-
alition strebt einen Beitritt Deutschlands zur internatio-
nalen Initiative Open Government Partnership an.

Öffentlicher Dienst

Der öffentliche Dienst ist Grundlage einer funktionierenden 
staatlichen Infrastruktur und Daseinsvorsorge. Das Berufs-
beamtentum ist dabei Garant einer leistungsfähigen und un-
abhängigen Verwaltung. Zur Sicherung der Fachkräftebasis 
und zur Gewinnung qualifizierten Nachwuchses brauchen 
wir eine demografievorsorgende Stellen- und Personalpoli-
tik, moderne, attraktive und familienfreundliche Arbeitsbe-
dingungen sowie partnerschaftliche Personalvertretungen.

Wir wollen die Leistungsfähigkeit des öffentlichen 
Dienstes weiterhin sicherstellen, indem wir die Zu-
gangsvoraussetzungen künftig auch stärker an gewon-
nenen berufspraktischen Erfahrungen oder besonderen 
wissenschaftlichen Qualifikationen orientieren und bei-
spielsweise den Zugang zum höheren Dienst des Bun-
des auch für Bachelor-Absolventen mit Promotion oder 
mehrjähriger beruflicher Erfahrung öffnen.

Wir stehen zum Bonn-Berlin-Gesetz. Bonn bleibt das 
zweite bundespolitische Zentrum.

Moderne Justiz

Wir wollen einen bürgernahen und effizienten Zivil-
prozess. So werden wir den Ländern die Möglichkeit 
einräumen, bei den Landgerichten spezialisierte 
Spruchkörper einzurichten. Wir wollen außerdem die 
Neutralität gerichtlich beigezogener Sachverständiger 
gewährleisten und in Zusammenarbeit mit den Berufs-
verbänden die Qualität von Gutachten insbesondere  
im familiengerichtlichen Bereich verbessern. Die 
Rechtsgrundlagen für den elektronischen Rechtsver-
kehr und die elektronische Akte in der Justiz werden  
wir weiterentwickeln und die praktische Umsetzung 
 begleiten.

Damit die Bürger einfacher Ersatz für die Schäden er-
halten, die sie durch fehlerhaftes Verhalten staatlicher 
Stellen erlitten haben, fassen wir das zersplitterte Staats-
haftungsrecht zusammen.

Wir wollen das Betreuungsrecht in struktureller Hin- 
sicht verbessern und damit das Selbstbestimmungs-
recht  hilfebedürftiger Erwachsener bedarfsgerecht 
 stärken. Wir werden das Vormundschaftsrecht moder-
nisieren. 

Wir wollen das Rechtssprechungsmonopol des Staates 
stärken. Illegale Paralleljustiz werden wir nicht dulden. 
Wir sind überzeugt, dass Recht und Rechtsordnung ei-
ne völkerverbindende und friedenstiftende Wirkung ent-
falten. Wir werden zudem die Initiative „Law – Made in 
Germany“ fortführen und weiterentwickeln.

Wir werden deshalb mit Nachdruck die bilateralen 
Rechtsstaatsdialoge fördern. Die Bundesregierung för-
dert institutionell das Institut zur Umsetzung der Nürn-
berger Prinzipien im Völkerstrafrecht in Nürnberg.

Für Toleranz und Demokratie

Im Interesse der Lebendigkeit unserer Demokratie und 
unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung ist 
es erforderlich, ziviles Engagement und demokratisches 
Verhalten sowie den Einsatz für Vielfalt und Toleranz 
bei Kindern und Jugendlichen auf der kommunalen bzw. 
regionalen Ebene zu fördern und zu stärken. Wir moti-
vieren und unterstützen Vereine, Projekte und Initiati-
ven, die sich der Förderung von Demokratie und Tole-
ranz widmen und gegen Gewalt und Hass, Fremden-
feindlichkeit und Antisemitismus wenden. 
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Der Einsatz für Demokratie und gegen Extremismus ist 
eine gesamtstaatliche Aufgabe und bedarf einer res-
sortübergreifenden Gesamtstrategie.

Die Extremismusprävention der Bundesregierung bün-
deln und optimieren wir. Antisemitismus bekämpfen wir, 
Radikalisierung treten wir entgegen. Wir stärken die 
Prävention durch Verstetigung von Programmen.

Die Umsetzung der einmütig beschlossenen Empfeh-
lungen des NSU-Untersuchungsausschusses ist ein 
wichtiger Eckpfeiler unserer Bemühungen zur Bekämp-
fung des Rechtsextremismus in Deutschland. Die Aus-
einandersetzung mit und die Überwindung von Antise-
mitismus, Rassismus, Rechtsextremismus und anderer 
Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit ist ei-
ne Aufgabe von Bund, Ländern und Kommunen sowie 
der Zivilgesellschaft gleichermaßen. 

Die bestehenden Programme werden langfristig finanzi-
ell sichergestellt und auf bundesgesetzlicher Grundlage, 
soweit Gesetzgebungskompetenz vorliegt, weiterentwi-
ckelt sowie neue Strukturformen entsprechend des Ab-
schlussberichtes des Untersuchungsausschusses des 
Deutschen Bundestags zur NSU etabliert. Die Haus-
haltsmittel stocken wir auf. Wir treten rassistischen und 
demokratiefeindlichen Strukturen mit der Stärkung von 
Forschung und politischer Bildung entgegen.

Die Bundeszentrale für politische Bildung leistet einen 
unverzichtbaren Beitrag für die Demokratieförderung. 
Ihre Arbeit wollen wir stärken.
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6. Starkes Europa

Europapolitische Verantwortung 
 Deutschlands

Das europäische Einigungswerk bleibt die wichtigste 
Aufgabe Deutschlands. Die Erwartungen unserer euro-
päischen Partner an Deutschland haben sich im Laufe 
der letzten Jahre gewandelt. Die Europäische Union 
(EU) durchläuft eine historisch einzigartige Periode wirt-
schaftlicher, sozialer und institutioneller Ver änderungen 
und Neuerungen. In dieser Umbruchphase ist Deutsch-
land als wirtschaftlich starker Mitgliedstaat und Stabili-
tätsanker in eine gewachsene Ver antwortung hineinge-
wachsen und besonderen Erwartungen seiner Partner 
aus gesetzt.

Unser Land muss in dieser Situation als Gründungsmit-
glied der EU und vertrauensvoller Partner eine 
verantwortungs volle und integrationsfördernde Rolle in 
Europa wahrnehmen. Deutschland wird alle seine Mög-
lichkeiten nutzen und ausschöpfen, das Vertrauen in die 
Zukunftsfähigkeit des europäischen Einigungswerkes 
wieder zu stärken und aus zubauen. Wir werden alle An-
strengungen unternehmen, um die Krise in Europa zu 
überwinden und einen neuen Aufbruch für ein politisch 
und wirtschaftlich starkes und sozial gerechtes Europa 
zu schaffen. Solide und nachhaltig tragfähige Finanzen 
müssen mit Wachstum und Beschäftigung, notwendige 
Eigen verantwortung der Staaten mit europäischer Soli-
darität und Demokratie zu sammengebracht werden. Um 
diese Aufgaben erfüllen zu können, braucht die EU 
hand lungsfähige Gemeinschaftsinstitutionen.

Demokratisches Europa

Europapolitische Entscheidungen greifen oft tief in die 
Lebensbedingungen unse rer Bürgerinnen und Bürger 
ein. Für das Vertrauen in Europa und die EU ist es da-
her wich tig, die demokratische Legitimation zu stärken 
und Entscheidungen der EU nachvollziehbarer zu ge-
stalten. Hierfür ist eine starke Rolle des Europäischen 
Parlaments ebenso notwendig wie eine enge Einbin-
dung der nationalen Par lamente. Die Europäische Kom-
mission braucht ein stringentes und effizientes Kollegi-
um mit klaren Zuständigkeiten der Kommissare.

Gerade auch für die Akzeptanz des Krisenmanage-
ments im Euroraum ist es wichtig, dass dieses in die de-
mokratischen Strukturen der EU und in das bewährte 
Zusammenwirken aus Kommission, Rat, Europäischem 
Parlament und Mitgliedstaaten eingebettet ist. Die Ge-

meinschaftsmethode steht im Zentrum der europäischen 
Ei nigung. Dort wo einige Staaten in der Integration vor-
anschreiten, sollte es das Ziel sein, diese Politikberei-
che unter Einschluss aller EU-Mitglieder so rasch wie 
möglich unter das Dach der europäischen Verträge zu 
führen. 

Die Bundesregierung unterstützt die Einführung eines 
einheitlichen euro päischen Wahlrechts, um verlässliche 
Mehrheiten im Europäischen Parlament für die Stabilität 
der Legislativverfahren der Union sicherzustellen. In die-
sem Zu sammenhang sollte eine angemessene Mindest-
schwelle für die Zuteilung der Sitze festgelegt werden.

Die Herausbildung einer europäischen Zivilgesellschaft 
ist eine essentielle Vo raussetzung für eine lebendige eu-
ropäische Demokratie. Besonders wichtig ist es, dafür 
auch die Jugendpolitik weiterzuentwickeln. Europaschu-
len, Jugend werke und eine erhöhte Jugendmobilität kön-
nen hierzu beitragen. In diesem Zusammenhang setzen 
wir uns beispielsweise für die Errichtung eines deutsch-
griechischen Jugendwerks ein. Die Reformbestrebungen 
in Griechenland werden weiterhin partnerschaftlich unter-
stützt, insbesondere wird die Deutsch-Griechische Ver-
sammlung fortgeführt und weiterentwickelt.

Damit die Bürger eine vertiefte Integration Euro pas stär-
ker akzeptieren, ist es unerlässlich, das Subsidiaritäts-
prinzip strikt einzuhalten. Danach wird die EU nur tätig, 
wenn und soweit ein Handeln der Mitgliedstaaten nicht 
ausreichend wäre. Aufgaben müssen dort verortet wer-
den, wo sie am besten gelöst werden können: europä-
isch, national, regional oder lokal. Außerdem müssen 
sich Rechtsakte der EU am Verhältnismäßigkeitsgrund-
satz messen lassen.

Wir wollen ein bürgernahes Europa verwirklichen, das 
die kommunale Selbst ver waltung achtet. Die Sprachen 
und Kulturen in den Kommunen und Regionen tragen 
wesentlich zur Vielfalt Europas bei, mit der sich die 
Menschen identifizie ren. Wir treten dafür ein, dass die 
EU die Eigenständigkeit und die vielfältigen Traditionen 
aller Mitgliedstaaten bewahrt. Die EU muss sich vor al-
lem auf die großen Zukunftsaufgaben konzentrieren. In 
diesen Bereichen brauchen wir eine starke, demokrati-
sche und geschlossen handelnde EU.

Der Umgang mit der deutschen Sprache in den europäi-
schen Institutionen muss ihre rechtliche Stellung und ih-
ren tatsächlichen Gebrauch in der EU wi derspiegeln. 
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Deutsch muss auch in der Praxis den anderen beiden 
Verfahrens sprachen Englisch und Französisch gleich-
gestellt werden. 

Herausforderungen – Europas Weg  
aus der Krise

Wir wollen alles dafür tun, dass Europa gestärkt aus  
der gegenwärtigen Krise her vorgeht. Wir sind der fes-
ten Überzeugung, dass dies möglich ist, wenn Eu ropa 
zusammenhält und eine umfassende politische Ant- 
wort auf die Herausfor derungen im Euroraum gibt.  
Die  Ursachen der Krise sind vielfältig: Sie reichen von 
einer übermäßigen Ver schuldung einzelner europäi-
scher Staaten über Defizite in der Wett bewerbsfähig-
keit, wirtschaftliche Ungleichgewichte und Kon struk-
tions män  gel in der Europäischen Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion bis zu Fehlentwick lungen auf den Finanz-
märkten.

Die Wachstumsaussichten haben sich jüngst aufgehellt. 
Doch die Krise hat tiefe Wunden geschlagen und ist 
noch längst nicht überwunden. Die Arbeitslosigkeit ist in 
vielen Mitgliedstaaten weiter unerträglich hoch, insbe-
sondere unter Ju gendlichen. Viele kleine und mittlere 
Unternehmen können Investitionen nicht finanzieren. 
Und die Kombination aus hohen Schuldenständen und 
schwachem Wachstum machen Europas Volkswirt-
schaften weiterhin anfällig. 

Damit Europa dauerhaft einen Weg aus der Krise findet, 
ist ein umfassender poli tischer Ansatz erforderlich, der 
Strukturreformen für mehr Wettbewerbsfä higkeit und ei-
ne strikte, nachhaltige Haushaltskonsolidierung mit 
Zukunftsinves titionen in Wachstum und Beschäftigung 
in sozial ausgewogener Weise verbin det. 

Ziel beim weiteren europäischen Krisenmanagement 
muss es sein, die wechselseitige Abhängigkeit zwi-
schen privater Verschuldung von Ban ken und öffentli-
cher Verschuldung von Staaten zu überwinden ebenso 
wie si cherzustellen, dass künftig in erster Linie die Ban-
ken selbst für ihre Risiken haften und nicht die Steuer-
zahler. Auch müssen die Regeln für Banken und Finanz-
märkte so weiter verändert werden, dass Akteure der 
Finanzmärkte künftig nie wieder den Wohlstand von 
Staaten und Gesellschaften gefährden können. Die Fi-
nanzmärkte müssen an den Kosten der Krise beteiligt 
werden und letztlich auf ihre dienende Funktion gegen-
über der Realwirtschaft zurück geführt werden. 

Hinzukommen müssen weitere Reformschritte zur Stär-
kung der wirtschaftspoliti schen Koordinierung, beson-
ders in der Wirtschafts- und Wäh rungsunion. Die be-
währten Regeln der Sozialen Marktwirtschaft müssen 
das Grundgerüst für die Wirtschafts- und Währungsuni-
on der Zukunft sein.

Fortentwicklung der Wirtschafts-  
und Währungsunion

Die Krise im Euroraum hat Konstruktionsmängel in der 
europäischen Wirt schafts- und Währungsunion offenge-
legt. Vor allem ist deutlich geworden, dass die Wirt-
schafts- und Währungsunion eine bessere und verbind-
lichere Koordinie rung ihrer Wirtschafts politik und eine 
effektivere Haushaltspolitik braucht, um Wettbewerbsfä-
higkeit, Finanzstabilität, die Möglichkeit zu Zukunftsin-
vestitionen und sozialen Ausgleich dauerhaft erfolgreich 
zu verbinden. Deutschland wird im Austausch mit sei-
nen europäischen Partnern dafür eintreten, dass die 
Wirt schafts- und Währungsunion in diesem Sinne wei-
terentwickelt wird. Die Ge meinschaftsinstitutionen soll-
ten im Rahmen ihrer institutionellen Rolle an der wirt-
schaftlichen Koordinierung beteiligt werden.

Deutschland steht zur gemeinsamen Währung. Unser 
Ziel ist und bleibt es, Eu ropa gestärkt aus der Krise zu 
führen – für ein Europa der Stabilität und des Wachs-
tums. Unser Grundsatz ist dabei: Solidarität und Eigen-
verantwortung ge hören zusammen. Wir Europäer müs-
sen auch durch eine leistungsfähigere Wirtschaft im 
globalen Wettbewerb bestehen. 

Eine verbesserte Wettbewerbsfähigkeit durch Struktur-
reformen und nachhaltige Zukunftsinvestitionen sind der 
Schlüssel Europas zum Wachstum. Nationale und euro-
päische Anstrengungen müssen Hand in Hand gehen. 
Wir bekennen uns zu den Regeln des gestärkten Stabi-
litäts- und Wachstumspakts. Dessen glaubwürdige An-
wendung ist das Fundament für eine dauerhaft stabile 
gemein same Währung.

Die Glaubwürdigkeit unseres Handelns erfordert eine 
an Nachhaltigkeitskriterien aus gerichtete Haus halts- 
und Wirtschaftspolitik. Die hohen Staatsschulden quoten 
der Euroländer müssen daher zurückgeführt werden. 
Das ist eine der Lehren aus der aktuellen Krise. Die Po-
litik der Haushaltskonsolidierung muss fortgesetzt wer-
den und mit Reformen für strukturelles Wachstum und 
nachhalti gen Zukunftsinvestitionen kombiniert werden.
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Deutschland ist weiterhin bereit, solidarische Unterstüt-
zung beispielsweise in Form von Hilfskrediten und techni-
scher Hilfe zu leisten, um Reformpolitiken in den Empfän-
gerländern zur Rückgewinnung von Wettbewerbsfähig-
keit und zum Abbau der Arbeitslosigkeit zu ermöglichen.

Das Prinzip, dass jeder Mitgliedstaat für seine Verbind-
lichkeiten selbst haftet, muss aber erhalten werden. Je-
de Form der Vergemeinschaftung von Staats schulden 
würde die notwendige Ausrichtung der nationalen Politi-
ken in jedem einzelnen Mitgliedstaat gefährden. Natio-
nale Budgetverantwortung und supra nationale, gemein-
same Haftung sind unvereinbar. Hilfskredite aus euro-
päischen Rettungspro grammen dürfen nur als Ultima 
Ratio gewährt werden, wenn die Stabilität der Eurozone 
als Ganzes gefährdet ist. Wir wollen, dass Krisenstaa-
ten eine starke Eigenbeteiligung an der Krisen be wäl ti-
gung leisten und eigene Mittel ein setzen, bevor sie 
Hilfs  kredite erhalten. Diese dürfen nur im Gegenzug zu 
strik ten Auflagen bzw. Reformen und Kon solidie rungs-
maßnahmen der Empfänger länder gewährt werden. Sie 
setzen einen klaren Plan voraus, wie die Schulden trag-
fähigkeit gesichert werden kann. Darüber hinaus ist die 
demokratische Kontrolle aller Hilfen von herausragen-
der Bedeutung: ESM-Mittel werden wei terhin nur nach 
Zustimmung des Bundestages bewilligt. 

Die Krise hat gezeigt, dass europäische Korrekturen 
oftmals zu spät greifen. Zur Vermeidung von künftigen 
Verwerfungen in der Währungsunion müssen deshalb 
Haushaltspolitiken und Schuldenentwicklung besser 
überwacht und wirtschaftliche Ungleichgewichte in der 
Eurozone durch koordinierte Anstren gungen aller Euro-
Mitgliedstaaten verringert werden. Dafür müssen wir 
den ge stärkten Stabilitäts- und Wachstumspakt und das 
Ungleichgewichtsverfahren konsequent nutzen.

Die neuen Regeln können nur dann glaubwürdig sein, 
wenn sie konsequent an gewandt und überwacht wer-
den. Die Verwendung eines EU-Fortschrittsanzei gers 
(Score Board) für Beschäftigung und soziale Entwick-
lungen und von Be schäftigungs- und Sozialindikatoren 
sollte weiter verfolgt werden, damit diese neuen Instru-
mente bereits für das Europäische Semester 2014 ge-
nutzt werden können. Mit dieser größeren Bandbreite 
von Indikatoren soll EU-weit ein breite res Verständnis 
sozialer Entwicklungen erlangt werden.

Die bereits im soge nannten Two-Pack eingeführte 
Überwachung der nationalen Haushaltsplanung durch 

die EU-Kommission wollen wir zu einem effektiven Inst-
rument ausbauen, das bei klaren Verstößen gegen EU-
Regeln einem nationalen Haushaltsge setzgeber ermög-
licht, frühzeitig selbst gegenzusteuern. Das bezieht 
auch Ziele für Wachstum, Innovation und Beschäftigung 
mit ein. 

Wir setzen uns dafür ein, dass die Euro-Staaten ver-
bindliche und durchsetzbare, demokratisch legitimierte 
vertragliche Reformvereinbarungen mit der euro-
päischen Ebene schließen, die auf die Erreichung der 
Ziele Wettbewerbsfähigkeit, solide und nachhaltig trag-
fähige Finanzen, Wachstum und Beschäftigung ver-
bunden mit Solidarität gerichtet sind. 

Wir werden die vertraglichen Grundlagen der Wirt-
schafts- und Währungsunion anpassen.

Die in den von der Krise besonders betroffenen Staaten 
der Eurozone eingeleite ten Reformen sind eine wichtige 
Grundlage, um vor Ort und für Eu ropa als Ganzes nach-
haltiges Wachstum zu schaffen. In diesem Zusammen-
hang ist es auch nötig, die Möglichkeiten der Europä-
ischen Investitions bank (EIB) und des EU-Haushalts 
einschließlich der EU-Strukturfondsmittel gezielt zum 
Aufbau der nötigen Infrastruktur einzusetzen. Außerdem 
sollten die Möglichkeiten des Kreditzugangs für kleine 
und mittlere Unternehmen wirksam verbessert werden. 
Auch hier kann die EIB in Zusammenarbeit mit nationa-
len Förderbanken helfen. Mit diesem Instrumentenkas-
ten sollen die wirtschaftliche Entwick lung gestärkt, die 
Beschäftigung erhöht und die Fragmentierung der Fi-
nanzmärkte in Europa reduziert werden. 

Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung

Der Binnenmarkt ist ein Eckpfeiler für die Sicherung des 
Wachstums und der Wett bewerbsfähigkeit Europas. Er 
muss seine Wirkung voll entfalten können und muss 
weiter vertieft werden. Die Vollendung des Binnen-
markts, die Schaffung geeigneter Regelungen, aber 
auch die gegenseitige Anerkennung von Bildungsab-
schlüssen und Qualifikationen sowie die Übertragbar-
keit von sozialer Absiche rung in der EU können bedeu-
tende Wachstumsimpulse set zen.

Vor allem mit Wettbewerbsfähigkeit, robustem struktu-
rellem Wirtschaftswachs tum und Zukunftsinvestitionen 
gelingt es, neue Arbeits plätze dauerhaft zu schaffen 
und den Wohlstand zu sichern. Dies gilt insbesondere in 
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den Kri senländern des Euro-Währungsgebiets, in de-
nen die Arbeitslosigkeit viel zu hoch ist und die Men-
schen in der Krise oft schmerzhafte Ein schnitte beim 
Einkommen erfahren haben, in vielen Fällen verbunden 
mit dem Verlust des Arbeitsplatzes. 

Wir werden uns dafür einsetzen, die Politik der haus-
haltspolitischen Konsolidie rung und Strukturreformen 
unter Berücksichtigung der sozialen Verträglichkeit 
konse quent weiterzuentwickeln und dabei durch ver-
stärkte Zukunftsinvestitio nen für Innovation und Wachs-
tum zu ergänzen. 

Wir werden das wirtschaftliche Klima weiter verbessern, 
sodass hochwertige Pro duktion und Beschäftigung mit 
guten Einkommen entstehen. In kluger Zu sammenarbeit 
tragen der private Sektor mit seiner Dynamik und 
Leistungs fä higkeit und der Staat durch den regulatori-
schen Rahmen der Sozialen Marktwirtschaft, durch Bil-
dung und durch Infrastruktur zur Erreichung dieses Zie-
les bei. Das gilt je nach Verantwortlichkeit auf nationaler 
und europäischer Ebene.

Um Europa zukunftsfest zu machen, brauchen wir höhe-
re Investitionen, etwa in Inf ra struktur, erneuerbare Ener-
gien, Energieeffizienz, Verkehr, transeuro päische Net-
ze, digitale Medien oder Breitbandversorgung, Bildung 
sowie For schung und Entwicklung, ebenso wie notwen-
dige Strukturreformen. 

Wir werden darauf dringen, dass der im Sommer 2012 
geschlossene Pakt für Wachstum und Beschäftigung 
(120 Mrd. Euro) mit Nachdruck umgesetzt wird. Wachs-
tumspakt und Fiskalpakt sind gleichermaßen wichtige 
Bestandteile einer Politik für nachhaltiges Wachstum 
und solide öffentliche Haushalte. Von beson derer Be-
deutung für die Förderung von Wachstum und Beschäf-
tigung sind Maß nahmen, die kleinen und mittleren Un-
ternehmen den Zugang zu Finanz mitteln erleichtern. 
Hierzu gehören die erhöhte Darlehensvergabe seitens 
der EIB sowie die verstärkte Nutzung revolvierender 
Fonds zum Einsatz der Mittel aus den Struktur- und In-
vestitionsfonds. 

Die Bundesregierung wird darauf ach ten, dass die EIB 
effektiv und umfassend von den ihr zusätzlich zugewie-
senen Mitteln Gebrauch macht. Das in den Vereinba-
rungen zur mittelfristigen Finanz planung vorgesehene 
Flexibilisierungsinstrument sollte für Investitionen, 
Wachstum und Beschäftigung genutzt werden. 

Im Rahmen einer sparsamen EU-Haushaltsführung set-
zen wir uns für eine aufga bengerechtere Gestaltung des 
EU-Haushaltes ein. Mit Blick auf die Revi sion des Mehr-
jährigen Finanzrahmens in 2016 müssen weitere Schrit-
te hin zu einer klaren Prioritätensetzung des europäi-
schen Haushaltes für Wachstum, Beschäftigung und In-
novation auf den Weg gebracht werden. 

Die Bundesregierung wird sich auf europäischer Ebene 
für eine möglichst frühzei tige Evaluierung der Pilotpha-
se zu europäischen Projektanleihen einset zen. Mit einer 
Absicherung von Projektanleihen aus dem Haushalt der 
EU können zusätzliche wachstumsfördernde Investitio-
nen angeregt werden.

Europa ist die Wiege der modernen Industriegesell-
schaft. In weiten Teilen Euro pas hat die Industrie aber 
an Kraft verloren. Die EU hat die Bedeutung der In-
dustrie für nachhaltiges Wachstum, Wohlstand, Lebens-
qualität und Beschäfti gung sowie das Problem der Dein-
dustrialisierung Europas mittlerweile erkannt. Es ist 
aber noch nicht gelungen den negativen Trend umzu-
kehren. Wegen der großen Bedeutung einer starken eu-
ropäischen Industrie werden wir gemeinsam mit den eu-
ropäischen Institutionen und Partnern darauf hinarbei-
ten, dass die EU künftig wieder die Heimat einer starken 
und modernen Industrie wird. Hierzu müssen und wer-
den wir ressort übergreifend die Standortbedingungen 
der In dustrie verbessern, die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit der Industrie bei den politischen Ent-
scheidungen in Berlin und Brüssel mit berücksichtigen 
und verstärkt auf die Kosteneffizienz unserer industrie-
politischen Entscheidungen achten.

Besonders wichtig in Europa sind auch höhere private 
und öffentliche Investitionen in For schung, Entwicklung 
und Innovation, in gute Ausbildungssysteme, eine 
verbes serte Exportförderung besonders in Ländern mit 
niedriger Exportquote, eine moderne, auf den industriel-
len Bedarf ausgerichtete Infrastruktur und ein för-
derlicher ordnungspolitischer Rahmen im europäischen 
Binnenmarkt.

Zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit Europas ist ein 
verringerter Regelungsaufwand auf Ebene der EU erfor-
derlich. Die EU-Kommission muss Regelungsbereiche 
identifizieren, die das größte Potenzial zur Vereinfa-
chung und zur Verringerung der Regulierungskosten 
bieten, vor allem soweit sie für kleine und mittlere Unter-
nehmen besonders relevant sind. Für diese Bereiche 
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fordern wir konkrete Abbauziele. Dem Verbraucher-, 
Umwelt- und Arbeitnehmerschutz muss dabei Rech-
nung getragen werden. EU-Vorgaben wollen wir grund-
sätzlich „eins zu eins“ umsetzen – das sichert auch 
Chancengleichheit im europäischen Binnenmarkt.

Auch die Energiewende muss im europäischen Zusam-
menhang gedacht wer den. Nur ein integrierter Energie-
binnenmarkt und eine enge Koordinierung zwi schen 
den Mitglied staaten, z. B. beim Ausbau der erneuerba-
ren Energien und der Transportnetze, sichern eine zu-
verlässige, bezahlbare und umweltverträg liche Energie-
versorgung, damit Deutschland auch langfristig Motor 
eines wett bewerbsfähigen Wirtschafts- und Industries-
tandorts Europa bleibt.

Die Rolle, die Europa im 21. Jahrhundert spielen wird, 
hängt auch entscheidend davon ab, ob es uns gelingt, 
im Bereich der digitalen Welt Anschluss zu halten, euro-
päische Standards zu setzen und damit unser europä-
isches Gesell schaftsmodell zu bewahren. Deshalb tre-
ten wir für eine umfassende europäische digitale Agen-
da ein, die Verbraucherschutz, Datenschutz, Innovation, 
Netz- und Informationssicherheit zusammenbringen.

Nötig ist zudem ein neuer internationaler Rechtsrahmen 
für den Umgang mit unse ren Daten. Unser Ziel ist eine 
internationale Konvention für den weltweiten Schutz der 
Freiheit und der persönlichen Integrität im Internet. Die 
derzeit lau fende Verbesserung der europäischen Da-
tenschutzbestimmungen muss ent schlossen vorange-
trieben werden. Auf dieser Grundlage wollen wir auch 
das Datenschutzabkommen mit den USA zügig verhan-
deln.

Bei der Koordinierung unserer Wirtschaftspolitik im eu-
ropäischen Rahmen behal ten wir auch die globale Di-
mension fest im Blick. So werden wir beispiels weise den 
Abschluss eines Freihandelsabkommens mit den USA 
vorantreiben. Wir werden die Herausforderung der 
zuneh menden globalen Konkurrenz zwi schen Unterneh-
men und Standorten meistern, indem wir uns an den 
bewährten Grundlinien unserer Sozialen Marktwirt-
schaft orientieren und der Sicherung der internationalen 
Wettbewerbs fähigkeit unserer deutschen und eu-
ropäischen Wirtschaft hohe Priorität einräumen. In einer 
sich rasch verän dernden Welt kann nur ein starkes Eu-
ropa weiterhin seinen Einfluss behalten. Auch dafür 
brauchen wir nachhaltiges Wirtschaften und hohe öko-
nomische und soziale Stabilität.

Dem besonderen Schutzbedürfnis von Kultur und Medi-
en wird in der deutschen Europapolitik Rechnung getra-
gen, insbesondere in der europäischen Rechtsetzung, 
bei EU-Beihilfefragen oder bei Freihandelsabkommen 
mit Drittstaaten. Dies muss auch bei den Verhandlun-
gen über ein Freihandelsabkommen zwischen der EU 
und den USA durch Ausnahmeregelungen berücksich-
tigt und gesichert werden.

Soziale Dimension stärken,  
Beschäftigung schaffen, 
Jugendarbeitslosig keit bekämpfen

Die Erfahrung der Krise lehrt einmal mehr, dass die 
größte Bedrohung für die Menschen und den sozialen 
Frieden in Europa der Verlust des Arbeitsplatzes ist. 
Deswegen ist der beste und auf Dauer einzig erfolgrei-
che Weg zur Sicher heit von Einkommen, persönlicher 
Teilhabe und gesellschaftlicher Integration und Stabili-
tät, die Arbeitslosigkeit zu über winden und genügend 
qualifizierte, dauerhaft wettbewerbs fähige Arbeitsplätze 
zu schaffen. Eigenverantwortung und die private Initiati-
ve, zu arbeiten und unternehmerisch Arbeit zu schaffen, 
müssen flankiert werden durch solidarische Unterstüt-
zung. Dies spiegelt sich auch in der europäischen Stra-
tegie aus Solidarität und Solidität wieder: Struk turre for-
men der Mitgliedstaaten und Haushaltskonsolidierung 
sind ebenso wie Zukunftsinvestitionen eine wichtige 
Grundlage für Wachstum und Beschäftigung und damit 
auch für die soziale Integration der Bürger.

Die Arbeitslosigkeit junger Menschen ist in vielen euro-
päischen Ländern in folge der Krise dramatisch gestie-
gen. Diese jungen Menschen, die vielfach gut ausgebil-
det sind, darf Europa nicht im Stich lassen. Die Be-
kämpfung der Jugendarbeitslosigkeit muss deshalb eine 
Priorität europäischer Politik sein.

Deutschland wird bei der Umsetzung der vereinbarten 
Europäischen Jugendga rantie mit gutem Beispiel voran-
gehen. Eine erfolgreiche Umsetzung in allen Mitglied-
staaten bedarf ausreichender finanzieller Unterlegung, 
um den Aufbau notwendiger Strukturen in den am 
stärksten betroffenen Ländern zu ermög lichen. Wir be-
grüßen einen Qualitätsrahmen für Praktika. Die Bun-
desregierung wird sich für überprüfbare Ziele zur Be-
kämpfung der Jugendarbeitslosigkeit im Europäischen 
Semester einsetzen. Dabei sollten die nationalen Parla-
mente und das Europäische Par lament ihre Rolle wahr-
nehmen.
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Die Mittel, die im Rahmen der Beschäftigungsinitiative 
für junge Menschen im nächsten europäischen Haus-
halt vorgesehen sind, müssen schnellstmöglich, in je-
dem Fall in den ersten zwei Jahren der kommenden Fi-
nanzperiode, eingesetzt werden. Eine Aufstockung der 
finanziellen Mittel zur Bekämpfung der Jugend-
arbeitslosigkeit kann, falls notwendig, im Rahmen der 
bereits vereinbarten Re-Programmierung der europä-
ischen Strukturfonds sowie durch eine Bündelung noch 
verfügbarer Haus haltsmittel erfolgen. Wir unterstützen 
Initiativen zur tech nischen Hilfe bei Abruf und Einsatz 
der Mittel. Die Finanzierung von Investitio nen in Bildung 
und Ausbildung und befristeten Lohnkostenzuschüssen 
durch Kredite und Garantien der EIB begrüßen wir aus-
drücklich und setzen uns für eine verstärkte Kombinati-
on von EIB-Krediten und europäischen Fondsmitteln 
ein. Die Möglichkeiten, die das Programm – „Erasmus 
für alle“ – für duale Ausbil dung bietet, sollten besser 
ausgeschöpft werden.

Auch werden wir einen gemeinsamen europäischen Ar-
beitsmarkt fördern, durch die bessere Vermittlung von 
Sprachen sowie eine bessere Übertragbarkeit von Bil-
dungsabschlüssen und sozialer Absicherung.

Wir setzen uns dafür ein, dass die Mobilität und Durch-
lässigkeit in einem gemein samen europäischen Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkt deutlich gestärkt werden. Wir 
ergreifen gezielte Maßnahmen, die es qualifizierten Ju-
gendlichen aus anderen Mitgliedstaaten erleichtern, ihre 
Berufsausbildung in Deutschland zu absolvieren bzw. 
eine Beschäftigung in Deutschland aufzunehmen.

Wir wollen – unter Einbeziehung der Kammerorganisati-
onen – außerdem ande ren Mitgliedstaaten bei der Ein-
führung des erfolgreichen deutschen Systems der dua-
len Ausbildung einschließlich des Großen Befähigungs-
nachweises be hilflich sein und zur erfolgreichen Umset-
zung der europäischen Ausbildungsalli anz beitragen.

Zur Schaffung zusätzlicher Ausbildungs- und Arbeits-
plätze setzen wir uns für eine Gemeinschaftsaktion von 
Unternehmen, Gewerkschaften und den Mit gliedstaaten 
der Europäischen Union ein. Die Erfahrungen, die wir in 
Deutschland mit dem „Aus bildungs pakt“ gemacht ha-
ben, bringen wir in die Zu sammenarbeit ein. Es sollten 
auch Programme für Existenzgründer – ähnlich dem 
deutschen Gründungszuschuss – ausgebaut werden. 
Diese Programme sind durch eine umfassende Bera-
tung zu begleiten.

Mit Blick auf die primäre Zuständigkeit der Mitgliedstaa-
ten für Sozialpolitik respek tiert die EU nationalstaatliche 
Traditionen. Im Rahmen des euro päischen Wirtschafts- 
und Sozialmodells unterstützen wir die Entwicklung 
gemein samer Prinzipien und Kriterien zur Bekämpfung 
von Lohn- und Sozialdumping, um Wettbewerbsverzer-
rungen – auch zum Schaden von Unternehmen und Ar-
beitnehmern im Binnenmarkt – entgegenzutreten.

Die Beschäftigten in Europa müssen effizienter vor Aus-
beutung und sittenwidri gen Arbeitsbedingungen ge-
schützt werden. Dort, wo wirtschaftliche Aktivität grenz-
überschreitend ist, dürfen Arbeitnehmerrechte nicht an 
den Grenzen Halt machen. Wir treten dafür ein, die Ein-
führung von Standards für Mindest löhne zu prüfen, die 
national zu organisieren und zu definieren sind und die 
einen hohen Beschäftigungsstand und faire Löhne ga-
rantieren würden – wobei die Wahl zwischen Gesetzge-
bung und Tarifvereinbarungen besteht.

Ebenso muss sichergestellt werden, dass die Gleichran-
gigkeit sozialer Grund rechte aus der Charta der Grund-
rechte der Europäischen Union gegenüber den Markt-
freiheiten im europäischen Binnenmarkt durchgesetzt 
wird. Der soziale Dialog der Tarifpartner hat auch auf 
europäischer Ebene eine wichtige Funk tion, die weiter 
gestärkt werden sollte ebenso wie die europäischen Be-
triebsräte und die Mitbestimmung in europäischen Un-
ternehmen.

Bei den derzeit laufenden Verhandlungen über die 
Durchsetzungsrichtlinie zur Entsenderichtlinie setzen 
wir uns für das in Deutschland geltende hohe Niveau 
mit klaren Haftungsregeln, umfassenden Informations-
rechten der Behörden sowie effizienten Kontrollrechten 
der Mitgliedstaaten ein. Die Bekämpfung von mögli-
chem Missbrauch darf nicht durch die Aufweichung von 
Kontrollbefugnis sen erschwert werden. Der Missbrauch, 
zum Beispiel durch Briefkastenfirmen und Scheinent-
sendungen, muss entschlossen bekämpft werden. Das 
europäische Entsenderecht sollte so weiterentwickelt 
werden, dass das Lohnniveau, d. h. gleiche Entlohnung 
für gleiche Tätigkeit, und die Arbeitsbedingungen des 
jeweiligen Ziellandes gelten. Die öffentliche Daseinsvor-
sorge, insbesondere die Daseinsvorsorge auf regiona ler 
und kommunaler Ebene (z. B. die Wasserversorgung) 
gehört zum Kernbestand staatlicher Aufgaben. Der de-
mografische Wandel und der Be völkerungsschwund in 
vielen ländlichen Gebieten verschärfen die Handlungs-
notwendigkeiten auf diesem Gebiet.
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Das Wettbewerbsprinzip des EU-Binnenmarktes, ein 
funktionierendes Gemeinwe sen und sozialer Ausgleich 
müssen in einem ausgewogenen Ver hältnis stehen; nur 
so wird eine Akzeptanz der Bürgerinnen und Bürger er-
reicht. Die Gestaltungsmöglichkeiten der Mitgliedstaa-
ten, ihrer Regionen und Kommu nen für ihre im öffentli-
chen Interesse liegenden Aufgaben müssen erhalten 
blei ben. Wir werden jeder weiteren Einschränkung der 
Daseinsvorsorge durch EU-Politiken offensiv entgegen-
treten. Nationale, regionale und lokale Besonder heiten 
in der öffentlichen Daseinsvorsorge dürfen durch euro-
päische Politik nicht ausgehebelt werden.

Europäische Außen- und Sicherheitspolitik

Wir wollen eine starke und selbstbewusste Europäische 
Union, die den Globalisierungsprozess maßgeblich mit 
gestaltet und dabei entschlossen für die Sicherung von 
Frieden, Freiheit und Wohlstand eintritt. Deutschland 
wird aktiv dazu beitragen, das Vertrauen in das europä-
ische Einigungswerk zu stärken. Eine vertrauensvolle 
Zusammenarbeit zwischen den Partnern ist für den ge-
meinsamen Erfolg unerlässlich. Die Berücksichtigung 
der Interessen der kleinen und mittleren Mitgliedstaaten 
ist konstitutiver Bestandteil unserer Europapolitik.

Die Glaubwürdigkeit der Europäischen Union in ihrem 
internationalen Einsatz für Menschenrechte hängt maß-
geblich davon ab, wie konsequent sie ihre Werte lebt 
und deren Verletzung im Innern ahndet. Die Bundesre-
gierung setzt sich auf Grundlage von Artikel 7 EUV für 
einen wirksamen Mechanismus zur Einhaltung rechts-
staatlicher und demokratischer Standards in Europa ein, 
um den Schutz der Werte, wie sie in Artikel 2 EUV ver-
ankert sind, zu gewährleisten.

Die deutsch-französische Partnerschaft ist in ihrer Brei-
te und Tiefe einzigartig. Unsere Länder haben als starke 
Wirtschaftsnationen ein besonderes Interesse, aber 
auch besondere Möglichkeiten, die europäische Eini-
gung maßgeblich zu fördern und Wohlstand, Sicherheit 
und Wettbewerbsfähigkeit der EU zu stärken. Wir wer-
den die am 22. Januar 2013 beschlossene deutsch-
französische Agenda Schritt für Schritt weiter umsetzen.

Unsere Partnerschaft mit Polen wollen wir weiter vertie-
fen und die vielfältigen nachbarschaftlichen Beziehun-
gen weiterentwickeln. Die Arbeitsmöglichkeiten des 
Deutsch-Polnischen Jugendwerks werden wir auswei-
ten und den Jugendbegegnungsstätten in Kreisau und 

Auschwitz eine langfristige Perspektive geben. Wir wer-
den die Zusammenarbeit mit Frankreich und Polen im 
Weimarer Dreieck intensivieren. Bilaterale Initiativen mit 
unseren mitteleuropäischen Partnern wollen wir aus-
bauen. Dem deutsch-tschechischen Zukunftsforum und 
dem deutsch-tschechischen Zukunftsfonds sichern wir 
eine Perspektive über 2017 hinaus.

Erweiterungen und östliche Nachbarschaft

Die Erweiterung der EU ist aktive europäische Friedens-
politik. Die bisherigen EU-Erweiterungen sind im Inter-
esse Deutschlands und Europas. Wir stehen dazu, dass 
dieser Prozess unter strikter Beachtung der Beitrittskri-
terien fortgesetzt wird und die Staaten des Westlichen 
Balkans eine Beitrittsperspektive haben. Sowohl Serbi-
en als auch Kosovo müssen ihre eingegangenen Ver-
pflichtungen erfüllen. Wir wollen KFOR im Einklang mit 
der Sicherheitsentwicklung schrittweise reduzieren und 
zum Abschluss führen. Gemeinsam mit unseren Part-
nern und Verbündeten werden wir die Heranführung der 
Länder des Westlichen Balkans an EU und NATO aktiv 
vorantreiben. Für die EU-Erweiterung sind die Anwen-
dung strenger Kriterien und klar überprüfbarer Fort-
schritte wichtig. Maßgeblich sind sowohl die Beitrittsfä-
higkeit der Kandidaten als auch die Aufnahmefähigkeit 
der Europäischen Union.

Die Türkei hat für Europa strategische und wirtschaftli-
che Bedeutung. Wir sind darüber hinaus mit der Türkei 
durch vielfältige Beziehungen zwischen den Menschen 
in unseren beiden Ländern eng verbunden. Wir möch-
ten die Beziehungen zwischen der Europäischen Union 
und der Türkei weiter vertiefen, einschließlich einer en-
gen strategischen Zusammenarbeit in außen- und si-
cherheitspolitischen Fragen. Wir sehen nicht nur die 
eindrucksvolle wirtschaftliche Entwicklung der Türkei, 
sondern begrüßen vor allem die mit Blick auf die Bei-
trittsverhandlungen unternommenen Reformanstren-
gungen. Der Verhandlungsprozess läuft mit der Eröff-
nung neuer Verhandlungskapitel weiter. Die unbedingte 
Achtung der Werte, auf denen auch die EU fußt, wie 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit sowie Religions- und 
Meinungsfreiheit, und deren innerstaatliche Durchset-
zung sind Voraussetzung für weitere Fortschritte. Die 
2005 aufgenommenen Verhandlungen mit dem Ziel des 
Beitritts sind ein Prozess mit offenem Ende, der keinen 
Automatismus begründet und dessen Ausgang sich 
nicht im Vorhinein garantieren lässt. Auch in der Türkei 
wird eine Diskussion über die Frage der EU-Mitglied-
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schaft geführt. Sollte die EU nicht aufnahmefähig oder 
die Türkei nicht in der Lage sein, alle mit einer Mitglied-
schaft verbundenen Verpflichtungen voll und ganz ein-
zuhalten, muss die Türkei in einer Weise, die ihr privile-
giertes Verhältnis zur EU und zu Deutschland weiterent-
wickelt, möglichst eng an die europäischen Strukturen 
angebunden werden.

Es liegt im vitalen Interesse Deutschlands und der EU, 
Stabilität, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und wirt-
schaftliche Entwicklung auch in den anderen angren-
zenden Regionen zu fördern. In diesem Zusammen-
hang hat sich die Europäische Nachbarschaftspolitik 
bewährt. Für die Östliche Partnerschaft bleiben Assozi-
ierungs-, Freihandels- und Visaerleichterungs-Abkom-
men die besten Instrumente.

Die Nachbarländer an der südlichen und östlichen Küs-
te des Mittelmeers sind von strategischer Bedeutung für 
Europa. Eine engere Anbindung dieser Staaten an die 
EU kann zu einer Stabilisierung der Region beitragen.

Ein starkes Europa in der Welt

Wir wollen, dass die Europäische Union ihrer Verant-
wortung als Trägerin des Friedensnobelpreises auch 
künftig gerecht wird. Sie muss in der globalisierten Welt 
des 21. Jahrhunderts die internationale Politik mitgestal-
ten und hierfür eine starke eigenständige Rolle wahr-
nehmen. Die Bundesregierung wird, anknüpfend an den 
EU-Gipfel im Dezember 2013, neue politische Initiativen 
zur Stärkung und Vertiefung der Gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik ergreifen. Der Europäische Rat 
sollte sich auf der Ebene der Staats- und Regierungs-
chefs in der Regel einmal im Jahr mit Außen-, Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik befassen.

Wir setzen uns dafür ein, das Amt des/der Hohen Be-
auftragten für die Außen- und Sicherheitspolitik zu stär-
ken. Die Handlungsfähigkeit des Europäischen Auswär-
tigen Dienstes (EAD) für ein präventives Krisenmanage-
ment und für eine schnelle Krisenreaktion muss verbes-
sert werden. Ein schlanker EAD hat eine funktionale 
und keine überwiegend repräsentative Aufgabe. Außen-
politische Fragen, Handelspolitik sowie Entwicklungszu-
sammenarbeit müssen zwischen EU-Kommission und 
EAD besser verknüpft und enger abgestimmt werden.

Die Europäische Union braucht mehr denn je eine stra-
tegische Diskussion, was sie mit vorrangig zivilen Mit-

teln oder gegebenenfalls auch militärischen Einsätzen 
erreichen kann und will. Die Europäische Union und ihre 
Mitgliedstaaten können wertvolle Hilfe beim Aufbau von 
Demokratie, rechtsstaatlichen Systemen und einer leis-
tungsfähigen Verwaltung in Drittländern leisten. Das gilt 
insbesondere für die Bereiche der Polizei und Justiz.

Wir setzen uns dafür ein, die zivilen und militärischen 
Instrumente der Europäischen Union weiter miteinander 
zu verknüpfen und Europas zivile sowie militärische Fä-
higkeiten zur Krisenprävention und Konfliktbeilegung zu 
verbessern. Die Streitkräfteplanung in Europäischer 
Union und Nordatlantischer Allianz ist enger aufeinan-
der abzustimmen. Dopplungen sind zu vermeiden. NA-
TO- und EU-Fähigkeiten müssen komplementär zuein-
ander sein.

Wir wollen, dass gemeinsame europäische Einsätze zur 
Wahrung und Stärkung der Sicherheit Europas vorran-
gig in unserer geografischen Nachbarschaft durchge-
führt werden. Einsätze jenseits dieser Nachbarschaft 
sollten vermehrt regionalen Partnern und Organisatio-
nen übertragen werden, beispielsweise der Afrikani-
schen Union (AU), der Westafrikanischen Wirtschafts-
gemeinschaft (ECOWAS) oder dem Golf-Kooperations-
rat (GCC). Diese und weitere regionale Organisationen 
sowie verlässliche Partner vor Ort müssen bei der 
Übernahme von Verantwortung unterstützt werden.

OSZE und Europarat

Wir wollen die OSZE stärken. Die Bundesregierung er-
klärt sich in Absprache mit den OSZE-Partnernationen, 
insbesondere Polen und Frankreich, dazu bereit, mehr 
Verantwortung in der OSZE zu tragen. Wir wollen, dass 
der Europarat und seine Organe sich auf ihre Kernkom-
petenz als Hüter und Bewahrer elementarer Grund- und 
Menschenrechte besinnen. Darauf wollen wir intensiv 
hinarbeiten.
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Verlässlicher Partner in der Welt

Deutschland stellt sich seiner internationalen Verant-
wortung. Wir wollen die globale Ordnung aktiv mitge-
stalten. Dabei lassen wir uns von den Interessen und 
Werten unseres Landes leiten. Deutschland setzt sich 
weltweit für Frieden, Freiheit und Sicherheit, für eine 
 gerechte Weltordnung, die Durchsetzung der Men-
schenrechte und die Geltung des Völkerrechts sowie  
für nachhaltige Entwicklung und Armutsbekämpfung 
ein.

Wir stehen bereit, wenn von unserem Land Beiträge  
zur Lösung von Krisen und Konflikten erwartet werden. 
Dabei stehen für uns die Mittel der Diplomatie, der 
 friedlichen Konfliktregulierung und der Entwicklungs-
zusammenarbeit im Vordergrund. Wir stehen für Ver-
lässlichkeit und Bündnistreue. Wir wollen ein guter 
P artner bei der Gestaltung einer gerechten Weltord-
nung sein.

Transatlantische Partnerschaft  
und NATO stärken

Die transatlantische Zusammenarbeit ist sowohl für Eu-
ropa als auch für Nordamerika von grundlegender Be-
deutung. Die transatlantische Partnerschaft basiert auf 
einem Fundament gemeinsamer Werte und Interessen 
und ist deshalb auch heute der Schlüssel zu Freiheit, 
 Sicherheit und Wohlstand für alle. Dort, wo in jüngster 
Zeit Vertrauen infrage gestellt wurde, muss es wieder-
hergestellt werden. Dazu erwarten wir ein deutliches 
Bekenntnis und entsprechende Maßnahmen der US-
Administration. Wir wollen die Regeln, die für den Um-
gang zwischen Partnern gelten, klarer definieren und 
streben glaubhafte und überprüfbare Vereinbarungen 
an, um die Privatsphäre unserer Bürgerinnen und Bür-
ger zu schützen. 

Das geplante Freihandelsabkommen mit den USA ist ei-
nes der zentralen Projekte zur Vertiefung der transatlan-
tischen Beziehungen. Wir wollen, dass die Verhandlun-
gen erfolgreich zum Abschluss geführt werden, ohne im 
Vertrag parlamentarische Kontrolle und gerichtlichen 
Schutz infrage zu stellen. Unser Ziel ist dabei, beste-
hende Hindernisse in den transatlantischen Handels- 
und Investitionsbeziehungen so umfassend wie möglich 
abzubauen. Die Zulassung begründeter Ausnahmen 
muss für jede Vertragspartei Teil des Abkommens sein. 
Wir werden auf die Sicherung der Schutzstandards der 

Europäischen Union insbesondere im Bereich des Da-
tenschutzes, der europäischen Sozial-, Umwelt- und Le-
bensmittelstandards sowie auf den Schutz von Verbrau-
cherrechten und öffentlicher Daseinsvorsorge sowie 
von Kultur und Medien Wert legen. 

Wir bekennen uns zur NATO und zu ihrem neuen strate-
gischen Konzept. Die transatlantische Allianz ist und 
bleibt das zentrale Fundament unserer Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik angesichts neuer Risiken und Be-
drohungen einer globalisierten Welt. Sie ist die Organi-
sation, in der die transatlantischen Partner ihre strategi-
schen sicherheitspolitischen Vorstellungen gleichbe-
rechtigt konsultieren und koordinieren. Wir wirken im 
Bündnis aktiv mit und setzen uns auch auf diese Weise 
dafür ein, dass die Bindungen zwischen Nordamerika 
und Europa tragfähig bleiben und vertieft werden. 
Deutschland wird auch künftig seinen angemessenen 
Teil der Lasten im Bündnis verlässlich leisten. Gemein-
sam mit unseren NATO-Partnern setzen wir konsequent 
die Beschlüsse von Chicago zur strategischen Neuaus-
richtung der Allianz um.

Wir unterstützen die Verteidigungskooperation auf 
Grundlage der Smart-Defence Initiative, militärische 
 Fähigkeiten gemeinsam zu planen, zu beschaffen und 
bereitzustellen und die Interoperabilität der Streitkräfte 
im Bündnis zu erhalten. Deutschland ist bereit, als 
 Rahmennation dazu beizutragen, zusammen mit an-
deren NATO-Partnern Fähigkeiten für das Bündnis zu 
erbringen.
 
Das Instrument des NATO-Russland-Rates wollen  
wir weiterhin nutzen und den strategischen Wert die- 
ses Gremiums stärken. Gerade beim Abzug der ISAF-
Truppen aus Afghanistan hat sich gezeigt, dass die 
 Kooperation zwischen NATO und Russland möglich  
und im gegenseitigen Interesse ist. Diese positiven 
 Erfahrungen sollten auch für andere sicherheitspoli-
tische Herausforderungen, wie die Gespräche über  
den Aufbau der NATO-Raketenabwehr, genutzt wer-
den. Die Bundesregierung bekennt sich zu ihren bünd-
nispolitischen Zusagen und wird ihren Beitrag zum 
 Aufbau der NATO-Raketenabwehr leisten, die wir für 
den effektiven Schutz vor der Bedrohung durch Rake-
ten in den Händen von Risikostaaten benötigen. Die 
Bundesregierung wird dabei mit ihren NATO-Partnern 
gemeinsame und kooperative Lösungen suchen, die 
nicht zu neuen Spannungen und Rüstungswettläufen 
führen.

7. Verantwortung in der Welt
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Offener Dialog und breitere Zusammenarbeit 
mit Russland

Deutschland und Russland sind durch eine wechselvol-
le Geschichte eng miteinander verbunden. Russland ist 
der größte und wichtigste Nachbar der Europäischen 
Union. Ein modernes, wirtschaftlich starkes und demo-
kratisches Russland liegt in deutschem wie europä-
ischem Interesse. Wir wollen die Modernisierungspart-
nerschaft auf weitere Bereiche ausdehnen, um gesell-
schaftlich, politisch und wirtschaftlich zu Fortschritten 
zu kommen. Wir werden dazu mit der russischen Füh-
rung offen über unterschiedliche Vorstellungen einer 
Modernisierungspartnerschaft sprechen.

Wir begrüßen und unterstützen die vielfältigen Bemü-
hungen um eine Verbreiterung und Vertiefung der Be-
ziehungen auf staatlicher und zivilgesellschaftlicher 
Ebene. Wir streben die Weiterentwicklung des Peters-
burger Dialogs an. Darüber hinaus wollen wir neue For-
men des gesellschaftlichen Dialogs mit Russland ins 
Leben rufen und die bilateralen Kontakte zu Vertretern 
der neuen russischen Mittelschicht und Zivilgesellschaft 
intensivieren. Russland ist gefordert, rechtsstaatliche 
und demokratische Standards einzuhalten, zu denen 
sich Russland auch international verpflichtet hat. Das 
gilt auch für die Einhaltung der WTO-Verpflichtungen.

Wir streben eine weitere Liberalisierung der Visarege-
lungen für Unternehmer, Wissenschaftler, zivilgesell-
schaftliche Akteure und Studenten an. Wir wollen die 
Russland- und Osteuropa-Kompetenz in Deutschland 
auf eine solide Grundlage stellen. Dazu wollen wir die 
wissenschaftlich-analytische Expertise über diese Re-
gion stärken.

Wir werden uns in der Europäischen Union für mehr Ko-
härenz in der Russland-Politik einsetzen. Wir verfolgen 
auch weiterhin die Ziele eines neuen Partnerschaftsab-
kommens zwischen der Europäischen Union und Russ-
land, des Ausbaus der Ostseezusammenarbeit sowie der 
Verstärkung der Zusammenarbeit in der Außen- und Si-
cherheitspolitik. Dabei kommt der Vertiefung des trilatera-
len Dialogs zwischen Deutschland, Polen und Russland 
eine Schlüsselrolle zu. Bei der Gestaltung unserer Bezie-
hungen zu Russland wollen wir die berechtigen Interes-
sen unserer gemeinsamen Nachbarn berücksichtigen.

Sicherheit in und für Europa lässt sich nur mit und nicht 
gegen Russland erreichen. Dabei wollen wir gemein-

sam mit Russland vor allem die Regelung von Konflik-
ten in der gemeinsamen Nachbarschaft voranbringen 
und erwarten insbesondere in der Transnistrienfrage 
Fortschritte.

Neue Dynamik für Abrüstung  
und Rüstungskontrolle

Abrüstungs- und Rüstungskontrollpolitik sind ein be-
deutsames Element deutscher Außen- und Sicherheits-
politik. Rüstungskontrolle, Abrüstung und Nichtverbrei-
tung tragen wesentlich zum Frieden sowie zu unserer 
Sicherheit und Stabilität bei. Wir treten für allgemeine 
und weltweite Abrüstung und Rüstungskontrolle sowohl 
von konventionellen als auch von Massenvernichtungs-
waffen ein.

Gemeinsam mit unseren NATO-Partnern haben wir uns 
auf dem Gipfel von Chicago zum Ziel gesetzt, die Be-
dingungen für eine Welt ohne Kernwaffen zu schaffen 
und bis dahin die Rolle von Nuklearwaffen zu reduzie-
ren. Solange Kernwaffen als Instrument der Abschre-
ckung im strategischen Konzept der NATO eine Rolle 
spielen, hat Deutschland ein Interesse daran, an den 
strategischen Diskussionen und Planungsprozessen 
teilzuhaben.

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, dass 
zwischen den USA und Russland Verhandlungen zur 
verifizierbaren, vollständigen Abrüstung im substrategi-
schen Bereich beginnen, und entsprechende Schritte 
beider Partner engagiert unterstützen. Erfolgreiche Ab-
rüstungsgespräche schaffen die Voraussetzung für ei-
nen Abzug der in Deutschland und Europa stationierten 
taktischen Atomwaffen.

Gleichzeitig braucht die konventionelle Abrüstung und 
Rüstungskontrolle in Europa neue politische Impulse. 
Wir werden uns über das KSE-Vertragswerk hinaus für 
die Modernisierung der Rüstungskontrollarchitektur in 
Europa auf Grundlage verifizierbarer Transparenz ein-
setzen. Wir wollen das Open-Sky-Abkommen durch ei-
ne deutsche Beobachtungsplattform unterstützen.

Wir werden uns international für die vollständige Imple-
mentierung des VN-Kleinwaffenabkommens einsetzen 
und die Umsetzung in adäquate nationale Kontrollme-
chanismen unterstützen. Alle im nichtstaatlichen Be-
reich in Deutschland gehandelten und geführten sowie 
für den Export vorgesehenen und vom VN-Kleinwaffen-
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aktionsprogramm erfassten Klein- und Leichtwaffen 
sollten in Zukunft mit einer möglichst unauslöschlichen 
Markierung versehen werden, um deren Nachverfolg-
barkeit zu ermöglichen. Auch die weltweite Umsetzung 
des internationalen Waffenhandelsvertrags (ATT) wol-
len wir energisch vorantreiben.

Deutschland wird regionale Abmachungen zu massen-
vernichtungswaffenfreien Zonen unterstützen. Mit einem 
gemeinsamen EU-Standpunkt wollen wir zum Gelingen 
der bevorstehenden Überprüfungskonferenz zum Nicht-
verbreitungsvertrag im Jahr 2015 beitragen.

Der Einsatz von Chemiewaffen in Syrien hat deutlich 
gemacht, dass es weiterer Anstrengungen bedarf, um 
die globale Gültigkeit des Chemiewaffenübereinkom-
mens (CWÜ) mit neuen Initiativen voranzutreiben. Ex-
porte dual-use-fähiger chemischer Substanzen und An-
lagen in Nicht-CWÜ-Staaten müssen einer besonders 
strikten Kontrolle unterzogen werden. 

Vereinte Nationen, globaler Dialog  
und strategische Partnerschaften

Den Vereinten Nationen kommt eine Schlüsselrolle für 
die Wahrung des Friedens und zur Bewältigung von glo-
balen Herausforderungen zu. Mit neuen Initiativen, die 
wir mit unseren europäischen Partnern abstimmen, wol-
len wir unseren Beitrag zur Erneuerung und Weiterent-
wicklung der Strukturen der Vereinten Nationen leisten, 
einschließlich einer Reform und Erweiterung des Si-
cherheitsrates. Deutschland bleibt bereit, mehr Verant-
wortung auf Ebene der Vereinten Nationen zu überneh-
men, auch mit der Übernahme eines ständigen Sitzes 
im Sicherheitsrat. Wir streben für die Zukunft einen 
ständigen Sitz der Europäischen Union an.

Zur Erfüllung ihrer friedenswahrenden Aufgaben benöti-
gen die Vereinten Nationen eine angemessene Ausstat-
tung für ihre Friedensmissionen (Peacekeeping) und der 
politischen Missionen der Weltorganisation, damit effek-
tive multilaterale Friedenspolitik betrieben werden kann.

Zur Besetzung von Führungspositionen in den Vereinten 
Nationen streben wir ein effektives Personalkonzept an. 
Dafür werden wir auch die ressortübergreifende Koordi-
nierung der VN-Politik aufwerten. Wir werden den VN-
Standort Bonn stärken. Eine Weiterentwicklung des Völ-
kerrechts muss dazu beitragen, dass die Vereinten Nati-
onen einen wirksameren Beitrag zur weltweiten Durch-

setzung von Freiheit und Menschenrechten leisten.  
Das Konzept der Schutzverantwortung (Responsibility 
to Protect) bedarf der weiteren Ausgestaltung und einer 
völkerrechtlich legitimierten Implementierung. Dabei gilt 
es, vor allem die präventive Säule der Schutzverantwor-
tung international zu stärken.

Die Koalition erkennt die Schlüsselrolle von Frauen so-
wohl bei der Prävention als auch bei der Regelung von 
Konflikten an. Sie wird den Nationalen Aktionsplan zur 
VN-Resolution 1325 in enger Abstimmung mit der Zivil-
gesellschaft schrittweise umsetzen.

Wir wollen unser Engagement für Sicherheit und Frie-
den auch im außereuropäischen Raum durch strategi-
sche Partnerschaften konsequent fortentwickeln. 

Deutschland wird im Jahr 2015 erneut die G8-Präsi-
dentschaft übernehmen. Wir werden darüber hinaus die 
Kooperation mit den Partnern der G20 engagiert fortset-
zen. Wir werden das „Internationale Deutschlandforum“ 
fortführen.

Naher Osten und arabische Welt

Wir bekennen uns zu der besonderen Verantwortung 
Deutschlands gegenüber Israel als jüdischem und de-
mokratischem Staat und dessen Sicherheit. Das Exis-
tenzrecht und die Sicherheit Israels sind für uns nicht 
verhandelbar. 2015 feiern wir das 50-jährige Jubiläum 
der Aufnahme diplomatischer Beziehungen zum Staat 
Israel. Dieses Jubiläum wird die Bundesregierung ange-
messen würdigen.

Deutschland und Europa haben ein hohes Interesse an 
Frieden und Stabilität im Nahen und Mittleren Osten. 
Unser Ziel ist eine Zweistaaten-Lösung mit einem Staat 
Israel in anerkannten und dauerhaft sicheren Grenzen 
sowie einem unabhängigen, demokratischen und le-
bensfähigen palästinensischen Staat, die Seite an Seite 
in Frieden und Sicherheit leben.

Wir unterstützen die Transformationsprozesse derjeni-
gen arabischen Staaten, in denen sich eine positive 
Entwicklung zur Demokratie und zum gesellschaftlichen 
Pluralismus abzeichnet. Die begonnenen Transformati-
onspartnerschaften wollen wir fortführen. Der Umgang 
mit der jeweiligen Opposition, die Gewährung elementa-
rer Grund- und Freiheitsrechte einschließlich des 
Rechts auf Religionsfreiheit sowie die Existenz einer 
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freien Presse- und Medienlandschaft sind für uns aus-
schlaggebende Kriterien für die Unterstützung dieser 
Staaten. Religiöse Minderheiten müssen ihren Glauben 
frei ausüben können und vor Gewalt geschützt werden. 
Das Urteil gegen Mitarbeiter der Konrad-Adenauer-Stif-
tung und die mehrjährigen Haftstrafen dürfen keinen 
Bestand haben. Die deutsch-ägyptische Erklärung vom 
Januar 2013 muss Gültigkeit haben. Die deutschen poli-
tischen Stiftungen müssen in Ägypten frei arbeiten dür-
fen.

Wir beobachten mit großer Sorge, dass sich die Lage 
der Christen und anderer religiöser und ethnischer  
Minderheiten in Nordafrika, dem Nahen oder Mittleren 
Osten nach dem Sturz der autoritären Regime zum 
Schlechteren entwickelt. Auch deshalb werden wir die 
Entwicklung von pluralistischen Gesellschaften, in de-
nen Religionsfreiheit garantiert und umgesetzt wird, dort 
mit aller Kraft unterstützen. Christen müssen in dieser 
Region eine Zukunft haben.

Deutschland wird sich gemeinsam mit seinen Partnern 
aktiv an der Suche nach einer politischen Lösung des 
Syrienkonflikts beteiligen. Gemeinsam mit der internati-
onalen Staatengemeinschaft werden wir den Druck auf 
das Regime in Damaskus aufrechterhalten, die gemach-
ten Zusagen vollständig einzuhalten. Den wachsenden 
Einfluss islamistischer Kräfte betrachten wir mit Sorge. 
Wir wollen das Leiden der syrischen Flüchtlinge und 
Vertriebenen in den Anrainerstaaten lindern helfen und 
setzen uns für einen humanitären Zugang von Hilfsor-
ganisationen innerhalb Syriens ein. Wir werden uns ge-
meinsam mit dem UNHCR gegenüber anderen EU-Mit-
gliedstaaten für eine gemeinsame europäische Initiative 
zur Aufnahme syrischer Flüchtlinge einsetzen. 

Wir fordern den Iran auf, alle Zweifel am ausschließlich 
friedlichen Charakter seines Atomprogramms auszuräu-
men. Ein nuklear bewaffneter Iran stellt eine Gefahr für 
die gesamte Region und darüber hinaus dar und würde 
den weltweiten Bemühungen um Abrüstung und Non-
proliferation schweren Schaden zufügen. Um die Gefahr 
abzuwenden, dass der Iran die Fähigkeit hat, Nuklear-
waffen herzustellen, unterstützen wir im Rahmen der 
Verhandlungsgruppe von Großbritannien, Frankreich, 
Deutschland USA, Russland und China, (E 3 plus 3) alle 
Anstrengungen für eine diplomatische Lösung des Iran-
konflikts. Dabei halten wir am „doppelten Ansatz“ fest. 
Die Politik der internationalen Gemeinschaft gegenüber 
dem Iran, die auf Kooperationsangebote und gezielte 

Sanktionen setzt, hat zu Bewegung in den zuvor festge-
fahrenen Verhandlungen geführt. Unser Ziel ist die 
Rückgewinnung des Iran als vertrauensvoller Partner 
auf der internationalen Bühne.

Asien

Wir wollen die Beziehungen mit den Staaten Asiens auf 
der Basis universeller Werte weiter intensivieren. Wir 
wollen die stärkere Orientierung der amerikanischen 
Außenpolitik auf den asiatisch-pazifischen Raum auch 
als Chance nutzen und dazu beitragen, dass auch in 
dieser Region die Politik der Kooperation und des Inter-
essensausgleichs Vorrang bekommt vor einer Politik der 
Konfrontation. Die Freundschaft mit Japan ist ein wichti-
ger Eckpfeiler der deutschen Außenpolitik. Wir begrü-
ßen die laufenden Verhandlungen zum Abschluss eines 
Freihandelsabkommens zwischen der Europäischen 
Union und Japan.

China ist aufgrund einer Vielzahl gemeinsamer Interes-
sen strategischer Partner Deutschlands und der EU. Wir 
werden unsere vielfältige politische und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit auch im Rahmen unserer regelmäßi-
gen Regierungskonsultationen weiter intensivieren. Wir 
setzen uns dafür ein, dass in China die in der Verfas-
sung garantierten Rechte wie die Gewährleistung der 
universellen Menschenrechte für alle Bürger respektiert 
werden. Der Schutz des geistigen Eigentums und unse-
re Cyber-Sicherheit sollen gestärkt werden. China ist 
aufgefordert, im Rahmen der Vereinten Nationen einen 
Beitrag zur internationalen Konfliktlösung zu erbringen, 
der seiner wirtschaftlichen und politischen Bedeutung 
entspricht.

Indien ist unser strategischer Partner. Die politische, 
wirtschaftliche und zivilgesellschaftliche Zusammenar-
beit wollen wir ausbauen. Dem dienen auch unsere re-
gelmäßigen Regierungskonsultationen. Wir unterstützen 
die Verhandlungen der EU mit Indien für ein Freihan-
delsabkommen.

Afghanistan

Nach über zehn Jahren wird sich unser sicherheitspoliti-
sches Engagement in Afghanistan verändern. Mit einem 
ressortübergreifenden Engagement streben wir eine ge-
festigte Zukunft Afghanistans an. Der Kampfeinsatz 
ISAF in Afghanistan ist bis Ende 2014 abzuschließen 
und die militärische Handlungsfähigkeit zur Sicherung 
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des Abzuges bis zu diesem Zeitpunkt zu erhalten. Die 
Menschen in Afghanistan und die internationale Ge-
meinschaft können sich darauf verlassen, dass wir zu 
unseren Zusagen stehen – gerade auch mit Blick auf 
die zivile Hilfe, die Schwerpunkt unseres Afghanistan-
Engagements wird. Dabei wollen wir auch den bestmög-
lichen Schutz unserer zivilen Kräfte erreichen. Afghani-
sche Ortskräfte, die für uns in Afghanistan gearbeitet 
haben und deren Sicherheit und Leben nach Beendi-
gung des Einsatzes bedroht sind, sollen zusammen mit 
ihren Familien in Deutschland eine Aufnahme angebo-
ten bekommen.

Die Koalition steht zu einer angemessenen Beteiligung 
Deutschlands im Rahmen einer Beratungsmission unter 
NATO-Führung, für den Fall, dass die völkerrechtlichen 
Voraussetzungen und die Beteiligung unserer Partner 
sichergestellt sind. 

Afrika und Lateinamerika

Der wachsenden Bedeutung Afrikas und seiner zuneh-
menden Eigenverantwortung wollen wir verstärkt Rech-
nung tragen und die Möglichkeiten der Zusammenarbeit 
ausbauen. Deutschland hat ein besonderes Interesse, 
dass die Staaten Afrikas regionale Probleme selbst lö-
sen können. Deshalb werden wir die Bemühungen zur 
Stärkung sub- und interregionaler Zusammenarbeit un-
terstützen. Wir setzen auf Kooperation und partner-
schaftlichen Umgang auf Augenhöhe, indem wir die Ins-
titutionen unserer afrikanischen Partnerländer stärken, 
den Privatsektor fördern und gute Regierungsführung 
verstärkt in den Mittelpunkt unserer Politik stellen. Die 
Bemühungen zur Schaffung einer Sicherheitsstruktur im 
Rahmen der Afrikanischen Union werden wir weiter un-
terstützen und uns im Rahmen der Vereinten Nationen 
und der Europäischen Union an Friedensinitiativen be-
teiligen. 

Die starke Partnerschaft zwischen Deutschland, der EU 
und Lateinamerika basiert auf gewachsenen politischen, 
kulturellen und wirtschaftlichen Beziehungen, die von 
gemeinsamen Werten und Interessen geprägt sind. Die-
se traditionellen Gemeinsamkeiten und Bindungen wol-
len wir vertiefen. Unsere strategische Partnerschaft mit 
Brasilien wollen wir ausbauen.

Gemeinsam mit allen Staaten Lateinamerikas wollen wir 
Fortschritte bei den drängenden globalen Herausforde-
rungen erzielen. Wir wollen die Wirtschaftschancen 

zum beiderseitigen Vorteil nutzen und dafür die wirt-
schaftlichen Beziehungen weiter ausbauen und Investi-
tionen und Handel fördern. 

Wir werden unseren Beitrag zur Stärkung der grenzüber-
schreitenden Vernetzung von Wissenschaft, Forschung, 
Bildung und Kultur leisten. Dabei wollen wir uns insbeson-
dere auf die Länder konzentrieren, die unsere Werte teilen.

Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik 

Die Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik bleibt die drit-
te Säule der deutschen Außenpolitik. Die zur Verfügung 
stehenden Mittel sollen für die Förderung des Dialogs 
der Kulturen und zur Krisenprävention im weiteren Sinn 
sowie für die Vermittlung von Werten der Freiheit, De-
mokratie und Menschenrechte eingesetzt werden. Der 
kulturelle Austausch und deutsche Kultureinrichtungen, 
wie das Deutsche Archäologische Institut, die Goethe-
Institute, der DAAD, die Humboldt-Stiftung sowie die 
deutschen Auslandsschulen und Wissenschaftskoope-
rationen übernehmen dabei wichtige Brückenfunktio-
nen. Das Goethe-Institut wird insbesondere für die Pro-
gramm- und Spracharbeit adäquat ausgestattet und 
bleibt – wie die deutschen Auslandsschulen – fester Be-
standteil der Auslandsaktivitäten der Bundesregierung.

Mit unserer Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik wol-
len wir ein positives und wirklichkeitsgetreues Bild unse-
res Landes im Ausland vermitteln, Interesse an der 
deutschen Sprache und Kultur wecken und für den Wirt-
schafts-, Wissenschafts- und Innovationsstandort 
Deutschland werben. Die Vermittlung und Förderung 
der deutschen Sprache im Ausland ist eine herausra-
gende Aufgabe der auswärtigen Kultur- und Bildungspo-
litik. Wir werden die internationalen Bildungskooperatio-
nen im schulischen und universitären Bereich ausbau-
en, die erfolgreichen Stipendienprogramme stärken und 
dem im Ausland gestiegenen Interesse am dualen Aus-
bildungssystem Rechnung tragen, auch durch berufsbil-
dende Angebote an den deutschen Auslandsschulen, 
die weiterhin gemeinwohlorientiert arbeiten.

Dem Dialog mit der islamischen Welt messen wir in un-
serer Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik eine be-
sondere Bedeutung zu. Dabei ist es in unserem Interes-
se, die moderaten Kräfte in ihrem Streben nach Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit zu unterstützen. Das ent-
schiedene Eintreten gegen jede Form von Antisemitis-
mus ist auch ein Kennzeichen unserer Außenpolitik.
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Europa ist auch ein kulturelles Projekt. Deutschland mit 
seinen Mittlerorganisationen trägt eine besondere Ver-
antwortung für einen gemeinsamen europäischen Kul-
turraum. 

Die Koalition bekennt sich zu der UNESCO-Konvention 
zur kulturellen Vielfalt und zu der UNESCO-Konvention 
zum Kulturgüterschutz. Sie wird die Initiative ergreifen, 
auch dem UNESCO-Übereinkommen zum Schutz des 
kulturellen Erbes unter Wasser beizutreten.

Politische Stiftungen

Die politischen Stiftungen leisten einen unverzichtbaren 
Beitrag zum internationalen Dialog und stärken damit 
auch das Ansehen der Bundesrepublik Deutschland. Wir 
wollen die internationale Arbeit der politischen Stiftungen 
auch in Zukunft unterstützen und rechtlich sichern. Dabei 
wollen wir neue regionale Schwerpunkte durch die Be-
reitstellung entsprechender Ressourcen stärken.

Außen- und Sicherheitspolitik  
ressort übergreifend gestalten 

Die Koalition bekennt sich zur Stärkung einer ressort-
übergreifenden Zusammenarbeit im Verständnis einer 
effektiven Außen- und Sicherheitspolitik, für deren Er-
folg sich zivile und militärische Instrumente ergänzen 
müssen. In der Außen- und Sicherheitspolitik denken 
und handeln wir vernetzt. Im Konzept von Krisenfrüher-
kennung, Krisenprävention, Ursachenbekämpfung und 
Konfliktbewältigung ist die Entwicklungszusammenar-
beit integraler Bestandteil. Eine besondere Bedeutung 
kommt der zivilen Krisenprävention zu, deren Strukturen 
wir stärken und weiterentwickeln werden.

Wir werden die Förderung der Friedens- und Konfliktfor-
schung in den kommenden vier Jahren ausweiten. Die 
bestehenden deutschen Institutionen der Friedensförde-
rung und Friedensforschung wie das Zentrum für Inter-
nationale Friedenseinsätze (ZIF), der Zivile Friedens-
dienst, die Bundesakademie für Sicherheitspolitik und 
die Deutsche Stiftung Friedensforschung haben sich 
bewährt und sollen stärker in die Politikberatung einbe-
zogen werden.

Wir werden durch gezielte Maßnahmen deutsche Be-
amte, Richter und Staatsanwälte ermutigen, an Aus-
landseinsätzen teilzunehmen. Wir wollen die rechtli-
chen, organisatorischen und finanziellen Vorausset-

zungen für den Einsatz von Polizistinnen und Polizisten 
in Friedensmissionen verbessern. Hierzu wird die Bun-
desregierung in der nächsten Legislaturperiode mit den 
Bundesländern eine umfassende Bund-Länder-Verein-
barung verhandeln, die der gemeinsamen Verantwor-
tung gerecht wird.

Unseren Soldaten, Polizisten, Diplomaten, Entwicklungs- 
und Aufbauhelfern gebühren unser Dank und unsere An-
erkennung. Ihnen gilt unsere besondere Fürsorge.

Neuausrichtung der Bundeswehr

Wir bekennen uns zu einer starken Verteidigung mit mo-
dernen und leistungsfähigen Streitkräften. Die Bundes-
wehr hat sich als Armee in der Demokratie und für die 
Demokratie bewährt. Das zentrale Leitbild der Inneren 
Führung und des Soldaten als Staatsbürger in Uniform 
prägt auch weiterhin den Dienst in der Bundeswehr und 
den Einsatz der Bundeswehr für Frieden und Freiheit 
weltweit. Die Bundeswehr ist eine Armee im Einsatz. Mit 
ihrer Neuausrichtung wird sie auf die veränderten si-
cherheitspolitischen Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts ausgerichtet. Wir werden diese Neuausrich-
tung konsequent fortsetzen und zum Erfolg führen. 

Die Umsetzung ist mit erheblichen Anpassungsprozes-
sen für die gesamte Bundeswehr verbunden. Die Ange-
hörigen der Bundeswehr und ihre Familien brauchen 
Berechenbarkeit und Planungssicherheit. Die bestehen-
de mittelfristige Finanzplanung bildet dafür die Grundla-
ge. An den getroffenen Entscheidungen halten wir be-
sonders im Sinne der Planungssicherheit für die Solda-
tinnen und Soldaten, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
grundsätzlich fest. Wo sich im Rahmen der bis spätes-
tens Ende 2014 laufenden Evaluierung der Neuausrich-
tung Änderungsbedarf ergibt, werden wir entsprechend 
nachsteuern. 

Auch bei der Umsetzung der nächsten Schritte werden 
wir streng auf Wirtschaftlichkeit, Funktionalität, Attrakti-
vität und Präsenz in der Fläche achten. Der festgelegte 
militärische Personalumfang von bis zu 185 000 Solda-
tinnen und Soldaten entspricht dem Bedarf einer leis-
tungsfähigen aufgaben- und einsatzorientierten Bun-
deswehr und der Rolle Deutschlands im Vergleich zu 
unseren europäischen Partnern. Den Bereich der Zivil-
beschäftigten wollen wir aufgabenbezogen evaluieren. 
Eine weitere Reduzierung des Personalumfangs der 
Bundeswehr ist keine Perspektive.
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Attraktivität

Wichtig ist es, dass der Dienst in der Bundeswehr at-
traktiv bleibt. Wir werden eine Attraktivitätsoffensive vo-
ranbringen: Wir setzen uns für mehr Familienfreundlich-
keit ein, insbesondere für den Aufbau der Kinderbetreu-
ung, bei Bedarf in Absprache mit den Kommunen. Mit 
Blick auf die hohen Pendlerzahlen streben wir eine 
möglichst heimatnahe Verwendung an. Darüber hinaus 
werden wir die Wahlmöglichkeit zwischen der Gewäh-
rung von Trennungsgeld und Zusage der Umzugskos-
tenvergütung dauerhaft schaffen. Durch die Neuaus-
richtung sind Dienststellen, in denen militärisches und 
ziviles Personal gemeinsam arbeiten, die Regel. Das 
Soldatenbeteiligungsgesetz werden wir entsprechend 
anpassen. Wir streben Regelungen an, die die Beson-
derheiten des Soldatenberufs und die Sicherstellung 
der Einsatzbereitschaft mit der Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf in Einklang bringen. Wir wollen die Nach-
versicherung für Zeitsoldaten nach dem Ausscheiden 
aus dem aktiven Dienst so gestalten, dass sie hinsicht-
lich ihrer sozialen Absicherung keine Nachteile erfah-
ren. Die Koalition wird die geltenden Beschränkungen 
des Hinzuverdienstes für ausgeschiedene Soldatinnen 
und Soldaten bei späteren Verwendungen in der Wirt-
schaft aufheben.

In der Mitte der Gesellschaft

Wir treten dafür ein, das Verständnis für die Besonderhei-
ten des Soldatenberufes zu erweitern und so die breite 
Anerkennung für den Dienst in den Streitkräften sicher-
zustellen. Feierliche Gelöbnisse etwa sind Ausdruck der 
Verankerung der Bundeswehr in der demokratischen Ge-
sellschaft. Die Koalition unterstützt den fortgesetzten Di-
alog der Bundeswehr in und mit der Gesellschaft. Die 
Verantwortung für unsere Veteranen wollen wir gemein-
sam tragen. Dies gilt auch für die Fürsorge für Verwunde-
te und Versehrte und die würdige Gestaltung der Erinne-
rung an unsere Gefallenen und Toten. Die Jugendoffizie-
re leisten eine wichtige Arbeit bei der Information über 
den Auftrag der Bundeswehr. Wir begrüßen es, wenn 
möglichst viele Bildungsinstitutionen von diesem Angebot 
Gebrauch machen. Der Zugang der Bundeswehr zu 
Schulen, Hochschulen, Ausbildungsmessen und ähnli-
chen Foren ist für uns selbstverständlich.

Der neue Freiwillige Wehrdienst hat sich bewährt. Die 
gegenwärtig möglichen Verpflichtungszeiten des Freiwilli-
gen Wehrdienstes werden überprüft und gegebenenfalls 

angepasst. Die Koalition erkennt den Wert der Reserve 
für die Auftragserfüllung der Bundeswehr und als Binde-
glied und Mittler zwischen Bundeswehr und Gesellschaft 
an. Die Regionalen Sicherungs- und Unterstützungskräf-
te werden für ihre Aufgaben im Bereich der zivil-militäri-
schen Zusammenarbeit angemessen ausgestattet. Zur 
Steigerung der Attraktivität des Reservistendienstes prü-
fen wir die Anpassung und Vereinfachung der Vergütung 
wie der rentenrechtlichen Absicherung. Wir werden die 
Vereinbarkeit von Reservistendienst und zivilberuflichem 
Fortkommen gezielt fördern. Dafür kommt dem öffentli-
chen Dienst eine Vorbildfunktion zu.

Auf die Einsätze der Zukunft vorbereitet sein

Die Bundeswehr wird auch in Zukunft in Auslandsein-
sätzen gefordert. Das setzt ein breites militärisches Fä-
higkeitsspektrum voraus. Wir setzen uns, soweit es 
sinnvoll und möglich ist, für eine gemeinsame Nutzung 
nationaler militärischer Kapazitäten im Rahmen der EU 
(pooling and sharing) ebenso ein, wie für eine stärkere 
Aufgabenteilung. Das gilt auch für die entsprechenden 
Aktivitäten der NATO (smart defence). Der Ansatz hier-
zu könnte die Anlehnungspartnerschaft bzw. das Kon-
zept der Rahmennation sein, bei der sich Staaten zu 
Gruppen wechselseitiger Unterstützung zusammenfin-
den. Gemeinsam mit unseren Bündnispartnern wollen 
wir zu schwach ausgebildete Fähigkeiten stärken und 
die Durchhaltefähigkeit erhöhen. Wir streben einen im-
mer engeren Verbund der europäischen Streitkräfte an, 
der sich zu einer parlamentarisch kontrollierten europä-
ischen Armee weiterentwickeln kann.

Die Bundeswehr bleibt auch in Zukunft Parlamentsar-
mee. Die parlamentarische Beteiligung an der Entschei-
dung über den Einsatz der Bundeswehr hat sich be-
währt. Sie ist eine Grundlage für die breite Verankerung 
der Bundeswehr und ihrer Einsätze in der Gesellschaft. 
Der Parlamentsvorbehalt ist keine Schwäche Deutsch-
lands, sondern eine Stärke. Wir wollen die Beteiligung 
des Parlaments an der Entscheidung über den Einsatz 
deutscher Soldatinnen und Soldaten auch angesichts 
vermehrter Zusammenarbeit und Arbeitsteilung mit un-
seren Partnern sicherstellen. Eine zunehmende Mitwir-
kung deutscher Soldatinnen und Soldaten in integrierten 
Strukturen und Stäben auf NATO- und EU-Ebene muss 
mit dem Parlamentsvorbehalt vereinbar sein. Deshalb 
wollen wir eine Kommission einsetzen, die binnen Jah-
resfrist prüft, wie auf dem Weg fortschreitender Bünd-
nisintegration und trotz Auffächerung von Aufgaben die 
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Parlamentsrechte gesichert werden können. Die Kom-
mission wird darauf aufbauend Handlungsoptionen for-
mulieren.

Einsätze des Kommandos Spezialkräfte (KSK) sind im-
mer mit einer hohen Gefährdung unserer Spezialkräfte 
verbunden und unterliegen der Geheimhaltung. Wir 
werden die Unterrichtung des Parlaments über KSK-
Einsätze in der bewährten Form sicherstellen.

Ausrüstung, Beschaffung und Nutzung

Unsere Soldatinnen und Soldaten brauchen die best-
mögliche Ausrüstung. Dabei steht ihre Sicherheit im 
Mittelpunkt. Die Bundeswehr beschafft, was sie braucht, 
und nicht, was ihr angeboten wird. Der Staat kann er-
warten, dass bestellte militärische Ausrüstungsgüter 
vertragsgerecht, pünktlich und unter Einhaltung der ver-
abredeten Preise und Qualität geliefert werden. Die Ver-
tragsbeziehungen mit der Industrie müssen klar und 
deutlich sein. Die jüngsten Erfahrungen mit Großgerä-
ten zeigen, dass Projektbegleitung und Controlling auf 
allen Ebenen verbessert werden müssen. Die mit der 
Neuausrichtung begonnene Neustrukturierung des Be-
schaffungsprozesses muss konsequent umgesetzt wer-
den. Die Information des Verteidigungs- und des Haus-
haltsausschusses des Deutschen Bundestags über den 
jeweiligen Sachstand bei der Entwicklung und Beschaf-
fung von Gerät und Material wird verbessert. 

Deutschland hat ein elementares Interesse an einer in-
novativen, leistungs- und wettbewerbsfähigen nationa-
len Sicherheits- und Verteidigungsindustrie. Wir setzen 
uns für den Erhalt ausgewählter Schlüsseltechnologien 
und industrieller Fähigkeiten, insbesondere auch bei 
mittelständischen Unternehmen, ein. Wir setzen auf ei-
ne verstärkte europäische und euroatlantische Rüs-
tungskooperation, die konkrete gemeinsame Ausrüs-
tungs- und Beschaffungsvorhaben nach den gleichen 
Standards für alle Nationen umsetzt. Hierbei spielt die 
Europäische Verteidigungsagentur eine Schlüsselrolle.

Eine Voraussetzung für die Verbesserung der militäri-
schen Zusammenarbeit in der EU und in der NATO sind 
einheitliche Standards bei Zertifizierung und Zulassung 
militärischer Geräte. Dies gilt in besonderer Weise für 
die militärische Luftfahrt. Deutschland wird hier mit gu-
tem Beispiel vorangehen: Vom Frühjahr 2014 an wird 
 eine einheitliche militärische Luftfahrtbehörde aufge-
baut.

Unbemannte Luftfahrzeuge spielen bereits heute beim 
Bundeswehr-Einsatz in Afghanistan bei der Aufklärung 
und dem Schutz unserer Soldatinnen und Soldaten eine 
wichtige Rolle. Auch künftig wird die Bundeswehr auf 
derartige Fähigkeiten angewiesen sein. Die Koalition 
wird eine europäische Entwicklung für unbemannte 
Luftfahrzeuge voranbringen. Europa braucht schnell ein 
gemeinsames Regelwerk für ihre Zulassung und Teil-
nahme am europäischen Luftverkehr. Die Koalition wird 
die entsprechenden Initiativen hierzu weiterführen.

Extralegale, völkerrechtswidrige Tötungen mit bewaff-
neten Drohnen lehnen wir kategorisch ab. Deutschland 
wird für die Einbeziehung bewaffneter unbemannter 
Luftfahrzeuge in internationale Abrüstungs- und Rüs-
tungskontrollregime eintreten und sich für eine völker-
rechtliche Ächtung vollautomatisierter Waffensysteme 
einsetzen, die dem Menschen die Entscheidung über 
den Waffeneinsatz entziehen.

Vor einer Entscheidung über die Beschaffung qualitativ 
neuer Waffensysteme werden wir alle damit im Zusam-
menhang stehenden völker- und verfassungsrechtlichen, 
sicherheitspolitischen und ethischen Fragen sorgfältig 
prüfen. Dies gilt insbesondere für neue Generationen von 
unbemannten Luftfahrzeugen, die über Aufklärung hin-
aus auch weitergehende Kampffähigkeiten haben.

Staatliches Gewaltmonopol schützen

Die in internationalen Auslandseinsätzen vermehrt zu be-
obachtende Auslagerung von militärischen Aufgaben auf 
private Unternehmen kommt für uns nicht infrage. Der 
Bundestag erteilt der Bundeswehr das Mandat für Aus-
landseinsätze, einschließlich der Anwendung von militäri-
schen Mitteln im Bedarfsfall. Militärische Aufgaben dür-
fen nicht auf private Unternehmen übertragen werden.

Die Bundesregierung wird sich in der OSZE dafür ein-
setzen, dass im Rahmen des OSZE-Verhaltenskodexes 
zu politisch-militärischen Aspekten der Sicherheit priva-
te militärische Sicherheitsfirmen in die nationale Be-
richterstattung einbezogen werden.

Schutz und Förderung der Menschenrechte

Menschenrechte sind unteilbar und universell gültig. Wir 
setzen uns für ihren Schutz und ihre Förderung ein, so-
wohl innerstaatlich als auch in den auswärtigen Bezie-
hungen. Verstöße gegen die Menschenrechte verletzen 
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nicht nur die Würde der jeweils Betroffenen, sondern sie 
können auch den Frieden und die internationale Sicher-
heit bedrohen. Unser Ziel ist eine menschenrechtlich 
konsequente und kohärente Politik. Die Basis bilden das 
Grundgesetz, die europäischen und internationalen 
Menschenrechtskonventionen sowie das humanitäre 
Völkerrecht. Wir unterstützen die neue Strategie der 
EU-Menschenrechtspolitik.

Wir engagieren uns weiterhin konsequent für die welt-
weite Abschaffung der Todesstrafe sowie für das Verbot 
von Folter. Gemeinsam mit den Ländern unterstützen 
wir die Arbeit der Nationalen Anti-Folter-Stelle.

Die Menschenrechte von Frauen und Kindern sind be-
sonders gefährdet. Wir bekämpfen alle Formen von 
Menschenhandel, Sklaverei, Organhandel, Zwangspros-
titution und -verheiratung, Genitalverstümmelung, An-
schlägen im Namen der „Ehre“ sowie andere men-
schenverachtende Praktiken. Die Chancen von Kindern 
auf ein Leben in Würde wollen wir verbessern. Kinder 
brauchen Nahrung, Bildung und medizinische Versor-
gung. Wir unterstützen alle Bemühungen, dass sie nicht 
als Arbeits- und Sexsklaven oder als Soldaten miss-
braucht werden. 

Wir treten für die Religionsfreiheit als elementares Men-
schenrecht ein. Dies gilt auch für das Recht, keiner Reli-
gionsgemeinschaft anzugehören und die Religion zu 
wechseln. Die Solidarität mit benachteiligten und unter-
drückten religiösen Minderheiten ist uns ein besonderes 
Anliegen. In vielen Ländern der Welt werden besonders 
Christen wegen ihres Glaubens bedrängt, verfolgt und 
vertrieben. Religiöse Konflikte vermischen sich oftmals 
mit sozialen und wirtschaftlichen Spannungen. 

Wir treten international für Presse- und Meinungsfreiheit 
als wesentliche Fundamente einer freiheitlichen und de-
mokratischen Gesellschaft ein. Wir stützen und schüt-
zen mutige Menschenrechtsverteidiger und fördern zivil-
gesellschaftliche Kräfte, die unsere Hilfe brauchen.

Wir verurteilen homophobe Tendenzen und fördern tole-
rante lebendige Zivilgesellschaften.

Wir setzen uns bei den Vereinten Nationen für die welt-
weite Ächtung von Vertreibung sowie für die Erweite-
rung des Weltflüchtlingstages um das Gedenken an die 
Opfer von Vertreibungen ein. Die Mehrheit der Flüchtlin-
ge auf der Welt sind Vertriebene innerhalb der Grenzen 

ihres Landes. Deshalb fördern wir die Verbreitung und 
Umsetzung der UN-Leitlinien für Binnenflüchtlinge, da-
mit auch diese Menschen Schutz und humanitäre Hilfe 
erhalten.

Wir setzen uns für einen höheren Stellenwert des Men-
schenrechtsschutzes und für die Stärkung seiner Instru-
mente bei den Vereinten Nationen ein. Wir wollen, dass 
der VN-Menschenrechtsrat weltweit glaubwürdig gegen 
Menschenrechtsverletzungen vorgeht. Für die Arbeit 
des Internationalen Strafgerichtshofes (IStGH) machen 
wir uns stark und unterstützen seine Funktion als unab-
hängiges Organ der Weltstrafjustiz. Bestrebungen, den 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte zu 
schwächen, treten wir entschlossen entgegen. Die Bun-
desregierung wird sich aktiv an der Weiterentwicklung 
des humanitären Völkerrechts beteiligen.

Wir werden darauf dringen, dass transnationale Unter-
nehmen soziale, ökologische und menschenrechtliche 
Standards einhalten. Die ILO-Erklärung über multinatio-
nale Unternehmen und Sozialpolitik, die OECD-Leitsätze 
und die UN-Leitprinzipien über Wirtschaft und Men-
schenrechte stecken hierfür den Rahmen ab. Wir werden 
die UN-Leitprinzipien auf nationaler Ebene umsetzen.

Das Deutsche Institut für Menschenrechte soll eine sta-
bile Grundlage auf der Basis der „Pariser Prinzipien“ er-
halten.

Humanitäre Hilfe

Wir werden der Humanitären Hilfe gemäß ihrer größer 
gewordenen Bedeutung ein höheres Gewicht einräu-
men. Wir werden die internationalen humanitären Prin-
zipien stärken, u. a. durch die Umsetzung des „Europä-
ischen Konsens über die humanitäre Hilfe“. Wir werden 
uns auf EU-Ebene dafür einsetzen, dass die für Huma-
nitäre Hilfe zuständigen Organisationen unabhängig 
bleiben. Wir wollen unsere Humanitäre Hilfe an der Be-
dürftigkeit ausrichten und uns auch um die Menschen in 
den Krisengebieten kümmern, die aus dem öffentlichen 
Blickfeld geraten sind. 

Wir werden zur Prävention von Naturkatastrophen star-
kes Gewicht auf Frühwarnsysteme, Katastrophenvorsor-
ge und Reduzierung von Katastrophenrisiken legen und 
uns für die Entwicklung internationaler Instrumente bei 
dem zunehmend wichtigen Thema der Klimaflüchtlinge 
engagieren.
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Wirtschaftliche Zusammenarbeit  
und nachhaltige Entwicklung

Ziel unserer Entwicklungspolitik ist es, auf der Grundla-
ge unserer Werte und Interessen weltweit Hunger und 
Armut zu überwinden und Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit zu stärken. Wir setzen uns ein für Frieden, Frei-
heit und Sicherheit, die Achtung und Verwirklichung der 
politischen und sozialen Menschenrechte sowie die Be-
wahrung der Schöpfung. Wir fördern den Aufbau einer 
sozial und ökologisch ausgerichteten Marktwirtschaft, 
gute Regierungsführung und die Mitwirkung der Zivilge-
sellschaft. Unsere Entwicklungspolitik leistet Hilfe zur 
Selbsthilfe. Wir verstehen Entwicklungspolitik auch als 
globale Strukturpolitik und wollen die Globalisierung 
nachhaltig und gerecht für alle Menschen gestalten. 
Entwicklungspolitik hat präventiven Charakter und ist 
damit auch vorausschauende Friedenspolitik. Wir rich-
ten uns an den Millenniumszielen und an deren Weiter-
entwicklung im Rahmen der Post-2015-Entwicklungs-
agenda aus.

Gestaltung der Rahmenbedingungen

Wir setzen uns ein für den Schutz globaler öffentlicher 
Güter und für gerechte Welthandelsbedingungen. Des-
halb streben wir insbesondere einen entwicklungsorien-
tierten Abschluss der WTO-Welthandelsrunde und ei-
nen fairen Interessenausgleich mit den Entwicklungs-
ländern an. Das muss auch für den weltweiten Agrar-
handel gelten. Wir wollen die Arbeitsbedingungen in 
den Entwicklungsländern verbessern. Wir setzen uns 
für verbindlich festgeschriebene, international aner-
kannte menschenrechtliche, ökologische und soziale 
Mindeststandards, wie der ILO-Kernarbeitsnormen, ein. 
Wir setzen uns deshalb für die Aufnahme dieser Stan-
dards in allen Handelsabkommen der EU ein.

Wir streben für die Zeit nach 2015 Nachhaltigkeitsziele 
(SDG) an, die auf breitenwirksames, inklusives, ressour-
censchonendes und kohlenstoffarmes Wachstum aus-
gelegt sind. Wir wollen eine aktive Rolle dabei spielen, 
dass die Weiterentwicklung der Millenniumsziele zu uni-
versellen Entwicklungs- und Nachhaltigkeitszielen führt.

Entwicklungspolitik soll prominent auf den Tagesord-
nungen der G8- und G20-Gipfel behandelt werden. Wir 
werden dafür sorgen, dass entwicklungspolitische Gip-
fel-Zusagen in Zukunft schneller umgesetzt werden 
können.

Die Institutionen der deutschen Entwicklungszusam-
menarbeit wollen wir im Sinne des Effizienzgedankens 
weiter verbessern. Die Zusammenarbeit zwischen GIZ 
und KfW soll intensiviert werden. Die entwicklungsori-
entierte ressortübergreifende Zusammenarbeit wollen 
wir verbessern. Unsere Beiträge an multilaterale Ent-
wicklungsorganisationen richten wir an deren Wirksam-
keit und Leistungsfähigkeit aus, die wir bewerten wollen. 
In diesem Sinne werden wir die bilateralen und multila-
teralen Instrumente entsprechend ihrer komparativen 
Vorteile flexibel einsetzen. Wo die Rahmenbedingungen 
wie eine effektive und transparente Kontrolle der Mittel-
verwendung sichergestellt sind, kann Budgethilfe ein In-
strument zur Steigerung der Eigenverantwortung sein.

Nachhaltige Finanzierung

Wir halten an dem Ziel fest, 0,7 Prozent des Bruttonatio-
naleinkommens für öffentliche Entwicklungszusammen-
arbeit zur Verfügung zu stellen. Wir werden uns diesem 
Ziel durch jährliche Steigerungen der Mittel für Entwick-
lungszusammenarbeit im Rahmen des Bundeshaus-
halts annähern. Wir wollen Deutschland weiter auf einen 
Finanzierungspfad zum 0,7-ODA-Ziel führen. 

Deutschland wird für international gegebene Zusagen 
ein verlässlicher Partner in der Welt sein. Wir werden 
mit internationalen Partnern und mit wissenschaftlicher 
Unterstützung Vorschläge für eine Weiterentwicklung 
des ODA-Konzepts entwickeln. Wir wollen eine zweck-
entsprechende Verwendung der ODA-Mittel sicherstel-
len. Wir stehen zu den in Kopenhagen eingegangenen 
Verpflichtungen. Die damit verbundenen Ausgaben sol-
len in fairer Weise zwischen den Ressorts verteilt wer-
den.

Thematische Schwerpunkte

Im Rahmen der grundsätzlichen Ausrichtung unserer 
Entwicklungszusammenarbeit fördern wir insbesondere 
die ländliche Entwicklung. Unverantwortlicher Spekulati-
on mit Nahrungsmitteln treten wir entgegen und wollen 
die Freiwilligen Leitlinien der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) zur 
verantwortungsvollen Landnutzung umsetzen. Für uns 
ist das internationale Engagement für die Sicherung der 
Welternährung und für das Recht auf Nahrung von zen-
traler Bedeutung. Deshalb wird die Bundesregierung als 
verlässlicher Partner in internationalen Organisationen 
wie der FAO fachlich mitwirken.
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Gesundheit bildet die Grundlage für nachhaltige Ent-
wicklung. Der Globale Fonds spielt hierbei eine wich- 
tige Rolle, die sich in der Politik der Bundesregierung 
widerspiegeln soll. Zur besseren Absicherung gegen 
Lebensrisiken wollen wir beim Aufbau grundlegender 
sozialer Sicherungssysteme helfen. Dazu gehört auch 
der Aufbau funktionierender und gerechter Steuersys-
teme.

Wir wollen die Gleichstellung von Frauen und Männern 
und die Durchsetzung der Rechte von Mädchen und 
Frauen zu einer Querschnittsaufgabe deutscher Ent-
wicklungszusammenarbeit machen. 

Bildung ist der Schlüssel für eine zukunftsfähige Ent-
wicklung. Wir wollen für Frauen und Männer, Mädchen 
und Jungen gleichermaßen gute Bildungs- und Ausbil-
dungsmöglichkeiten schaffen. Die Einbeziehung von 
Menschen mit Behinderung soll in der Entwicklungszu-
sammenarbeit stärker verankert und systematischer 
ausgestaltet werden.

Wir werden unseren Fokus auf den Schutz der natürli-
chen Lebensgrundlagen, wie auf Maßnahmen des Kli-
maschutzes einschließlich einer effizienten und erneu-
erbaren Energieversorgung, des Schutzes der Wälder 
und der biologischen Vielfalt, richten. Entwicklungslän-
der müssen bei der Anpassung an den Klimawandel 
und dessen Folgen unterstützt werden. 

Wir unterstützen Maßnahmen der zivilen Krisenpräven-
tion, der gewaltfreien Konfliktbearbeitung und der Post-
Konfliktbewältigung.

Regionale Schwerpunkte und Kooperations-
partner

Um noch nicht erreichte Millenniumsziele und die Über-
windung von Hunger und Armut zu erreichen, werden 
wir künftig unsere Anstrengungen in den ärmsten Län-
dern stärken. In fragilen Staaten wollen wir einen be-
sonderen Schwerpunkt setzen.

Zwischenstaatliche Zusammenarbeit mit Ländern, in 
 denen das Regierungshandeln systematisch im Wider-
spruch zu unseren Werten steht, soll nur erfolgen,  
wenn unsere Unterstützungsmaßnahmen zu Verände-
rung beitragen können, wenn dies aus humanitären 
Gründen geboten ist oder wenn es Frieden und Sicher-
heit dient. 

Die bilaterale staatliche Zusammenarbeit mit Schwellen-
ländern muss deren höhere Leistungsfähigkeit und ge-
wachsene internationale Verantwortung berücksichti-
gen. Von den Schwellenländern muss die eigenverant-
wortliche Verwirklichung der Menschenrechte auf Nah-
rung, Gesundheit und Bildung für die eigene Bevölke-
rung eingefordert werden. Wir konzentrieren uns auf 
den Schutz globaler öffentlicher Güter, die Suche nach 
rohstoffschonenden nachhaltigen Entwicklungspfaden 
sowie fallweise auch auf Dreieckskooperationen zu-
gunsten armer Entwicklungsländer. Die Förderung der 
Zivilgesellschaft in diesen Ländern sowie der zivilgesell-
schaftlichen Zusammenarbeit ist besonders wichtig.

Unsere Entwicklungszusammenarbeit unterstützt die 
Transformationsprozesse im südlichen und östlichen 
Mittelmeerraum sowie in den Mitgliedstaaten der Östli-
chen Partnerschaft. Diese Regionen sind neben Subsa-
hara-Afrika ein besonderer Schwerpunkt unserer Ent-
wicklungspolitik.

Die Bundesregierung wird das zivilgesellschaftliche En-
gagement fördern und die Wahrnehmung entwicklungs-
politischer Verantwortung von Kirchen, Nichtregierungs-
organisationen, politischen und privaten Stiftungen und 
der Wirtschaft sowie von Kommunen stärken. Dies gilt 
bei uns hierzulande ebenso wie in den Partnerländern. 
Intensive Kooperationen, wie Kammer- und Ver-
bandspartnerschaften sowie Berufsbildungspartner-
schaften, sollen weiter gestärkt werden. Wir wollen die 
entwicklungspolitische Bildungsarbeit stärken und den 
fairen Handel unterstützen. In der Zusammenarbeit mit 
der deutschen Wirtschaft (PPP) unterstützen wir auf der 
Basis einer ausgeglichenen Rollenverteilung von Staat 
und Privatwirtschaft den Auf- und Ausbau des privaten 
Sektors in den Entwicklungsländern, sofern dies einer 
nachhaltigen, sozialen und ökologischen Entwicklung 
dient.
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8. Arbeitsweise der Koalition

Kooperation der Parteien

Diese Koalitionsvereinbarung gilt für die Dauer der  
18. Wahlperiode. Die Koalitionspartner verpflichten  
sich, diese Vereinbarung im Regierungshandeln um-
zusetzen. Die Partner tragen für die gesamte Politik  
der Koalition gemeinsam Verantwortung.

Die Koalitionspartner CDU, CSU und SPD werden ihre 
Arbeit in Parlament und Regierung laufend und umfas-
send miteinander abstimmen und zu Verfahrens-, Sach- 
und Personalfragen Konsens herstellen. Die Koalitions-
partner treffen sich regelmäßig zu Koalitionsgesprächen 
im Koalitionsausschuss. Darüber hinaus tritt der Koaliti-
onsausschuss auf Wunsch eines Koalitionspartners zu-
sammen. Er berät Angelegenheiten von grundsätzlicher 
Bedeutung, die zwischen den Koalitionspartnern abge-
stimmt werden müssen, und führt in Konfliktfällen Kon-
sens herbei.

Die Koalitionsparteien werden sich einvernehmlich  
auf die Besetzung des Koalitionsausschusses verstän-
digen.

Kooperation der Fraktionen

Im Bundestag und in allen von ihm beschickten Gremi-
en stimmen die Koalitionsfraktionen einheitlich ab. Das 
gilt auch für Fragen, die nicht Gegenstand der verein-
barten Politik sind. Wechselnde Mehrheiten sind ausge-
schlossen.

Über das Verfahren und die Arbeit im Parlament wird 
Einvernehmen zwischen den Koalitionsfraktionen her-
gestellt. Anträge, Gesetzesinitiativen und Anfragen auf 
Fraktionsebene werden gemeinsam oder im Ausnahme-
fall im gegenseitigen Einvernehmen eingebracht. Die 
Koalitionsfraktionen werden darüber eine Vereinbarung 
treffen.

Rechte der Opposition

Eine starke Demokratie braucht die Opposition im Par-
lament. CDU, CSU und SPD werden die Minderheiten-
rechte im Bundestag schützen. Auf Initiative der Koaliti-
onspartner wird der Bundestag einen Beschluss fassen, 
der den Oppositionsfraktionen die Wahrnehmung von 
Minderheitenrechten ermöglicht sowie die Abgeordne-
ten der Opposition bei der Redezeitverteilung angemes-
sen berücksichtigt. 

Arbeit in der Bundesregierung

Im Kabinett wird in Fragen, die für einen Koalitionspart-
ner von grundsätzlicher Bedeutung sind, keine Seite 
überstimmt. In allen Ausschüssen des Kabinetts und in 
allen vom Kabinett beschickten Gremien, Beiräten und 
Ausschüssen sind die Koalitionsfraktionen nach ihren 
Kräfteverhältnissen vertreten. Die Besetzung erfolgt im 
gegenseitigen Einvernehmen. Grundsätzlich sind alle 
Koalitionspartner vertreten, sofern es die Anzahl der 
Vertreter des Bundes zulässt.

Europapolitische Koordinierung 

Um eine bestmögliche Vertretung deutscher Interessen 
auf europäischer Ebene zu erreichen, wird die Bundes-
regierung ein geschlossenes Auftreten gegenüber den 
europäischen Partnern und Institutionen sicherstellen. 
Dazu werden sich die Koalitionspartner unter Beibehal-
tung der bewährten Zuständigkeitsverteilung innerhalb 
der Bundesregierung eng abstimmen. Diese Abstim-
mungsverantwortung wird durch die Bundesministerin-
nen und Bundesminister im Rahmen ihrer Fach- und 
Koordinierungszuständigkeiten und im engen Zusam-
menwirken mit der Bundeskanzlerin und dem Vizekanz-
ler wahrgenommen. 

Die Koalitionspartner treten bei der Europawahl gemäß 
der Zugehörigkeit zu ihren jeweiligen europäischen Par-
teienfamilien sowie in den kommenden Kommunal- und 
Landtagswahlen in einem fairen Wettbewerb gegenein-
ander an.

Ressortverteilung

Die Bekanntgabe der Ressortverteilung erfolgt nach Be-
schlussfassung der Parteien.

Das Vorschlagsrecht für die jeweiligen Ämter liegt bei 
den verantwortlichen Parteien. Die Zahl der Parlamen-
tarischen Staatssekretäre und der Staatsminister be-
misst sich nach dem Kräfteverhältnis der Parteien. Ana-
log wird mit den Beauftragten der Bundesregierung ver-
fahren.

Das Vorschlagsrecht für beamtete und Parlamentari-
sche Staatssekretäre sowie Staatsminister liegt bei den 
jeweiligen Bundesministerinnen und Bundesministern.



129

Berlin, 16. Dezember 2013

   

 Dr. Angela Merkel Horst Seehofer Sigmar Gabriel

 (Vorsitzende der (Vorsitzender der (Vorsitzender der
 Christlich Demokratischen Christlich-Sozialen Union Sozialdemokratischen Partei
 Union Deutschlands) in Bayern) Deutschlands)

   

 Volker Kauder Gerda Hasselfeldt Dr. Frank-Walter Steinmeier

 (Vorsitzender der (Vorsitzende der (Vorsitzender der
 CDU/CSU-Bundestagsfraktion) CSU-Landesgruppe SPD-Bundestagsfraktion)
  im Deutschen Bundestag)

   

 Hermann Gröhe Alexander Dobrindt Andrea Nahles

 (Generalsekretär der (Generalsekretär der (Generalsekretärin der
 CDU Deutschlands) Christlich-Sozialen Union Sozialdemokratischen Partei
   in Bayern) Deutschlands)

Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD
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In Ergänzung des am 27. November 2013 vereinbarten Koalitionsvertrages teilen die Vorsitzende der CDU Deutsch-
lands, Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel, der Vorsitzende der CSU, Ministerpräsident Horst Seehofer, und 
der Vorsitzender der SPD, Sigmar Gabriel, mit:

Die Ressortverteilung der Bundesregierung aus CDU, CSU und SPD wird wie folgt festgelegt:

Die CDU, CSU stellt die Bundeskanzlerin.

Die SPD stellt den Stellvertreter der Bundeskanzlerin. 

Die CDU, CSU stellt die Leitung folgender Ministerien: 
• Innen (CDU)
• Finanzen (CDU) 
• Verteidigung (CDU)
• Gesundheit (CDU) 
• Bildung und Forschung (CDU)
• Verkehr und digitale Infrastruktur (CSU)
• Ernährung und Landwirtschaft (CSU)
• Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (CSU)

Der Chef des Bundeskanzleramtes im Range eines Bundesministers wird von der CDU, CSU gestellt.

Die SPD stellt die Leitung folgender Ministerien: 
• Auswärtiges Amt 
• Wirtschaft und Energie 
• Arbeit und Soziales 
• Justiz und Verbraucherschutz 
• Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
• Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit

Den Staatsminister für Kultur und Medien sowie den Staatsminister im Kanzleramt stellt die CDU, den Staatsminister 
für Migration, Flüchtlinge und Integration stellt die SPD.

Das Vorschlagsrecht für die jeweiligen Ämter liegt bei den verantwortlichen Parteien. 

Berlin, den 14. Dezember 2013

Ressortverteilung der Bundesregierung
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